


Vorwort

Die Entscheidung, dieses Werk zu verfassen, erwuchs nicht aus theoretischem Interesse allein. Sie 
ist das Ergebnis schmerzlicher Erfahrungen: Erfahrungen, in denen der Anspruch emanzipatorischer
Bewegungen auf Offenheit, Gleichwürdigkeit und Gewaltfreiheit an den Realitäten informeller 
Ausschlussmechanismen zerschellte.

Ich habe miterlebt, wie schnell ein Klima des Vertrauens in ein Klima des Misstrauens umschlagen 
kann – wie in Strukturen, die sich selbst als fortschrittlich und solidarisch begreifen, intransparent 
agierende Kreise, Gerüchte, Zuschreibungen und Verfahrensmängel ein System der Unsicherheit 
und sozialen Isolation erzeugen. Wer je im Zentrum solcher Dynamiken stand, weiß: Der Verlust 
kollektiver Zugehörigkeit wiegt schwerer als jede inhaltliche Kontroverse. Was als Schutz vor 
Machtmissbrauch gedacht ist, kann – unbeabsichtigt oder durch fehlende Korrektive – selbst zum 
Instrument systematischer Ausgrenzung werden.

Diese Erfahrungen sind keine individuellen Ausnahmen. Sie sind Ausdruck struktureller Risiken, 
die nicht auf einzelne Akteure oder besondere Konstellationen beschränkt sind. Sie können jede 
Bewegung treffen, unabhängig von ihren Idealen und ihrem Selbstverständnis. Wer darauf 
verzichtet, die Schattenseiten emanzipatorischer Prozesse zu reflektieren, läuft Gefahr, den eigenen 
Ansprüchen untreu zu werden.

Mit diesem Werk möchte ich nicht anklagen, sondern einladen: zur ehrlichen Auseinandersetzung, 
zur differenzierten Analyse und zur Suche nach Auswegen aus dem Kreislauf von Ausschluss, 
Stigmatisierung und Stillstand. Es geht mir darum, individuelle Leidenserfahrungen als 
Ausgangspunkt für kollektive Lernprozesse nutzbar zu machen – und Räume zu schaffen, in denen 
Verletzungen nicht verschwiegen, sondern bearbeitet werden können.

Die Kapitel, die Sie nun in der Hand halten, sind somit zugleich Analyse und Angebot: Sie beruhen 
auf persönlichen Erfahrungen, sind aber systematisch reflektiert und theoretisch fundiert. Ich lade 
Sie ein, den Weg mitzugehen – nicht aus Sensationslust, sondern in der Hoffnung, gemeinsam neue 
Formen des Umgangs mit Konflikten und Differenz zu erschließen.

Denn nur, wo auch das Scheitern einen Platz hat, kann wirklich Neues entstehen.

Hinweis zu den A-Kapiteln im Inhaltsverzeichnis

In dieser Schrift finden sich an mehreren Stellen sogenannte A-Kapitel (z. B. „1A“, „2A“, „3A“, 
„5A“). Diese Kapitel dienen als themenübergreifende Einschübe, die gezielt dort eingefügt wurden, 
wo grundlegende, aber nicht linear in die Hauptstruktur passende Analysen, historische Rückblicke 
oder zukunftsorientierte Vertiefungen sinnvoll erscheinen.

Warum keine durchgehende Nummerierung?
Die A-Kapitel sind als Brückenkapitel konzipiert:
Sie verbinden verschiedene Hauptthemen, bieten Kontext, Vergleich oder Querschnittsperspektiven 
und vermeiden so Wiederholungen im Haupttext.
Mit dieser Struktur bleibt der Fluss der Haupterzählung klar, während zugleich Raum für besonders 
wichtige Ergänzungen, Spezialfälle oder weiterführende Analysen geschaffen wird.



Für Leser:innen bedeutet das:

Sie können die A-Kapitel unabhängig oder gezielt nach Interesse lesen, ohne den roten Faden zu 
verlieren.
Die Einschübe geben Gelegenheit, sich historisch, diskursiv oder zukunftsorientiert zu vertiefen – 
jeweils dort, wo die Fragestellung des Hauptkapitels es nahelegt.

Dieses System folgt dem Anspruch, sowohl Stringenz als auch Tiefe zu gewährleisten – und eine 
differenzierte Lektüre zwischen Fallgeschichte, Theorie und Praxis zu ermöglichen.
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0. Einleitung

Stellen Sie sich vor, Sie betreten einen Raum voller Stimmen, Überzeugungen und 
Erinnerungen – einen Raum, der nicht nur von Ideen, sondern auch von Konflikten lebt. Ein 
Raum, in dem Zugehörigkeit und Ausgrenzung, Ideale und Irrtümer, Hoffnungen und 
Verletzungen eng beieinander liegen. Genau hier beginnt unsere Reise: im Spannungsfeld 
emanzipatorischer Bewegungen, zwischen dem Anspruch auf Gerechtigkeit und der Realität 
informeller Ausschlussmechanismen.

Was Sie in den folgenden Kapiteln erwartet, ist kein trockenes Kompendium und keine moralische 
Abrechnung. Dieses Buch ist eine Einladung zum genauen Hinsehen – und zum Nachfragen dort, 
wo andere längst weitergezogen sind. Es ist der Versuch, Licht in die blinden Flecken innerer 
Verfahren zu bringen, die, obwohl sie im Namen des Fortschritts agieren, immer wieder alte Muster 
von Macht, Ausschluss und Deutungshoheit reproduzieren.

Wer glaubt, schon alles über Gerechtigkeit und Demokratie in Gruppen zu wissen, wird hier auf 
Unbekanntes stoßen. Wer vermutet, dass Ausschluss nur ein Randphänomen extremistischer Ränder
ist, wird lernen: Die subtilen Mechanismen informeller Gerichtsbarkeit durchziehen Bewegungen 
und Gruppen aller Art – gerade dort, wo sie es am wenigsten für möglich halten.

Dieses Werk eröffnet einen analytischen Zugang, der weder auf Skandalisierung noch auf 
Abrechnung zielt. Stattdessen werden Perspektiven geboten:

• Wie lassen sich subjektive Wahrnehmungen, Tatsachen und Bewertungen voneinander 
trennen?

• Welche Rolle spielen Sprache, Diskurse und Narrative?

• Wie entstehen informelle Machtstrukturen – und wie können wir ihnen begegnen, ohne die 
Idee emanzipatorischer Bewegungen zu verraten?

Sie finden hier historische Rückblicke, internationale Vergleiche und methodische Innovationen. Sie
begegnen Tabellen, Reflexionsmatrizen und Fallanalysen, die helfen, den eigenen Standpunkt 
immer wieder neu zu justieren. Nicht zuletzt wird Ihnen gezeigt, wie aus Erfahrungen von 
Ausschluss auch Ressourcen für kollektive Resilienz und kreative Erneuerung entstehen können.

Ob Sie aus eigenem Antrieb, beruflichem Interesse oder eher unfreiwillig zu diesem Werk greifen – 
Sie werden Spuren entdecken, die weit über den Einzelfall hinausreichen. Lassen Sie sich ein auf 
die Herausforderung, Urteile zu hinterfragen, Strukturen zu durchleuchten und auch die 
Unsicherheiten nicht nur auszuhalten, sondern produktiv zu machen.

Denn Aufklärung über informelle Gerichtsbarkeit ist kein Selbstzweck: Sie eröffnet die 
Chance, neue Wege der Solidarität, Offenheit und Selbstkritik zu finden – und damit das 
Potenzial emanzipatorischer Bewegungen tatsächlich einzulösen.



Methodologie: Dokumentation, Reflexion und Strukturkritik

Dieses Werk verlässt den bequemen Pfad akademischer Routinen. Es beschränkt sich nicht darauf, 
soziale Konflikte im Duktus neutraler Distanz zu kartieren oder empirische Fragmente zu sortieren, 
sondern sucht nach der konstitutiven Logik informeller Gerichtsbarkeit und ihrer Wirkungen – 
inmitten emanzipatorischer Bewegungen, die gerade im Moment der Selbstermächtigung ihre 
eigenen Schatten hervorbringen.

Im Zentrum steht eine dokumentarisch-reflexive Methodologie, die drei Prinzipien miteinander 
verschränkt:

Erstens: Die Sammlung und kritische Aufarbeitung konkreter Ereignisse, Dokumente, Protokolle, 
Aussagen und Kommunikationsverläufe, deren Rekonstruktion sowohl den Anspruch auf 
Nachvollziehbarkeit als auch auf Wahrhaftigkeit erhebt.

Zweitens: Die explizite Reflexion der eigenen Verstrickung – als Betroffene:r, Zeug:in und 
Analytiker:in zugleich. Hier wird weder Neutralität simuliert noch Betroffenheit zum Dogma 
stilisiert; vielmehr wird offengelegt, wie subjektive Wahrnehmung, Verletzung und Irritation 
Ausgangspunkte systematischer Erkenntnis werden können, ohne in bloßer 
Erfahrungsaufschreibung zu verharren.

Drittens: Die strukturelle Analyse: Das Einzelne wird nicht isoliert betrachtet, sondern in soziale, 
diskursive und bewegungsinterne Zusammenhänge gestellt. Informelle Ausschlussverfahren 
erscheinen nicht als Randphänomene, sondern als Symptome und Katalysatoren einer 
tieferliegenden Ambivalenz kollektiver Praxis: Der Grat zwischen Schutz und Exklusion, Fürsorge 
und Kontrolle, Diskurs und Dogma ist schmal.

Statt vorschneller Urteile oder retrospektiver Harmonisierung werden Tatsachen, subjektive 
Wahrnehmungen und Bewertungen systematisch getrennt. Eine Matrix aus Tabellen, 
Kommentaren und Querverweisen ermöglicht es der Leserschaft, sich den Komplexitätsgrad selbst 
zu erschließen – und die für Bewegungsanalyse so notwendige Differenzierung eigenständig zu 
leisten.

Diese Methodologie verweigert sich der Versuchung, komplexe Prozesse auf eindeutige Täter-
Opfer-Zuweisungen zu reduzieren oder historische Erfahrungen in lineare Fortschrittserzählungen 
zu bannen. Sie ist geprägt von Skepsis gegenüber Heilsversprechen, aber auch von der Hoffnung, 
dass aus der ungeschönten Konfrontation mit Konflikt und Scheitern ein neuer Raum kollektiven 
Lernens entstehen kann.

Methodische Transparenz, kritische Selbstvergewisserung und strukturelle Tiefenschärfe sind 
die Leitplanken dieser Arbeit. Sie dienen nicht der Distinktion, sondern der Ermächtigung aller, die 
sich der Aufgabe stellen, emanzipatorische Räume gegen ihre eigene Verhärtung zu verteidigen.



0.1 Beweggründe und Ausgangslage

Die Niederschrift dieses Werkes entspringt keiner akademischen Neugier im luftleeren Raum, 
sondern ist Resultat einer biographischen und politischen Erfahrungssättigung, wie sie für viele 
Engagierte im weiten Feld emanzipatorischer Bewegungen zunehmend charakteristisch wird. Wer 
sich heute – jenseits institutioneller Sicherheiten – in kollektiven Projekten engagiert, begegnet 
nicht nur den Versprechen solidarischer Praxis, sondern auch ihren Brüchen und Abgründen.

Bereits vor meiner Zeit im Klimakollektiv war ich Zeuge und Betroffener von 
Exklusionsdynamiken in alternativen und selbstverwalteten Zusammenhängen. Die Szene, die sich 
nach außen als Ort der Offenheit, Diversität und gegenseitigen Anerkennung präsentiert, trägt – 
kaum weniger als etablierte Institutionen – die Möglichkeit autoritärer Engführungen und 
informeller Sanktionen in sich. Diese Einsichten, gewonnen in Kontexten jenseits des Mainstreams,
bildeten die Grundlage einer besonderen Sensibilität: Nicht selten entstehen Ausschlüsse nicht aus 
bewusster Bosheit, sondern aus Überforderung, Angst, Ambiguitätsintoleranz und der Sehnsucht 
nach eindeutigen Lösungen in komplexen Situationen.

Mit dem Eintritt in das Klimakollektiv Gelsenkirchen brachte ich diese Vorerfahrungen in die neue 
Struktur ein – nicht als Ressentiment, sondern als kritisches Sensorium. Von Beginn an war mir 
bewusst, wie rasch die Grenze zwischen Schutz und Ausgrenzung, zwischen gemeinschaftlichem 
Anspruch und realer Praxis verschwimmen kann. Die Fähigkeit, gruppendynamische Prozesse, 
subtile Verschiebungen von Macht, Sprache und Zugehörigkeit wahrzunehmen, war kein rein 
intellektuelles Vermögen, sondern Resultat existenzieller Konfrontation mit den realen 
Konsequenzen informeller Ausgrenzung: Isolation, Misstrauen, und die Erfahrung, plötzlich 
„außerhalb“ zu stehen, ohne einen verlässlichen Zugang zum Prozess der Klärung oder 
Wiedereingliederung zu haben.

Gerade diese doppelte Perspektive – als Teilnehmer und als analytisch Suchender – bestimmte 
meinen Zugang im Kollektiv: Weder mit dem Gestus der Unberührbarkeit, noch im Rückzug ins 
Private, sondern im fortlaufenden Versuch, Prozesse sichtbar zu machen, die andernorts im 
Verborgenen bleiben. Die Achtsamkeit für Eskalationslogiken, für narrative Verdichtungen und das 
Umschlagen von Fürsorge in Kontrolle, wurde damit zu einem integralen Bestandteil meines 
Engagements.

Dieses Buch ist nicht zuletzt das Produkt dieser fortgesetzten, manchmal schmerzhaften 
Selbstbeobachtung: Es zielt darauf, jenen blinden Flecken nachzugehen, die entstehen, wenn 
Bewegungen ihren eigenen emanzipatorischen Anspruch verraten – und damit den Nährboden für 
Resignation, Vereinzelung und letztlich den Zerfall gemeinsamer Praxis bereiten. Wer die 
Ausgangslage verstehen will, muss die Ambivalenz dieser Räume anerkennen: Sie sind Orte der 
Hoffnung und des Scheiterns, der Gemeinschaft und des Ausschlusses – und fordern deshalb eine 
Analyse, die sich weder mit Moralismen noch mit Zynismus begnügt.



0.2 Ziel, Begrenzung und Leserichtung dieser Schrift

Das vorliegende Werk ist nicht als umfassende Monographie zu den Pathologien informeller 
Gerichtsbarkeit in Bewegungen angelegt, sondern als pointierte, dokumentarisch fundierte Analyse 
eines exemplarischen Feldes – und als Einladung, die eigenen Voraussetzungen, Gewissheiten und 
blinden Flecken kritisch zu hinterfragen.

Ziel dieser Schrift ist es, die unsichtbaren Mechanismen, Ambivalenzen und strukturellen Risiken 
informeller Ausschlussprozesse im Kontext emanzipatorischer Gruppenarbeit sichtbar zu machen – 
und dabei weder in die Falle der moralisierenden Anklage noch der apologetischen Relativierung zu
tappen. Was hier entfaltet wird, ist der Versuch, den schmalen Grat zwischen kritischer 
Selbstaufklärung und solidarischer Praxis zu vermessen. Im Zentrum stehen nicht individuelle 
Schuldzuschreibungen, sondern das systematische Verstehen jener Dynamiken, die Bewegungen 
von innen heraus schwächen, Vertrauen untergraben und die Verwirklichung der eigenen Ideale 
erschweren oder gar verhindern.

Diese Analyse kennt ihre Begrenzungen: Sie schöpft aus einem konkreten 
Erfahrungszusammenhang, der nicht beliebig generalisiert werden kann und soll. Nicht jede 
Nuance, nicht jede Episode wird in gleicher Tiefe beleuchtet; die Auswahl und Gewichtung der 
dokumentierten Ereignisse folgt sowohl dem Anspruch auf Repräsentativität als auch dem Gebot 
der Diskretion. Die notwendige Anonymisierung persönlicher Angaben, der Schutz von Beteiligten 
und das Bewusstsein um die Grenzen der eigenen Wahrnehmung setzen dem Erkenntnisprozess 
Schranken. Ebenso wird auf die Gefahr hingewiesen, aus dem Einzelfall voreilige Schlüsse für 
andere Kontexte zu ziehen.

Zur Leserichtung:
Diese Schrift kann auf unterschiedliche Weise gelesen werden. Sie bietet sowohl die Möglichkeit, 
sich systematisch von der methodologischen Einleitung über die Kapitel zur Analyse und 
Bewertung zu bewegen, als auch einzelne Abschnitte gezielt und themenspezifisch zu erschließen. 
Die Struktur der A-Kapitel – thematische Einschübe, historische und internationale 
Kontextualisierungen, reflexive Vertiefungen – ermöglicht es, sich je nach Interesse oder 
Erkenntnisbedarf zu orientieren, ohne den roten Faden zu verlieren. Die eingefügten Matrizen, 
Tabellen und Reflexionskästen dienen dazu, den argumentativen Verlauf transparent zu machen und
die eigene Position kritisch zu überprüfen.

Diese Schrift versteht sich als offenes Angebot: Sie richtet sich an alle, die bereit sind, die oft 
unbequemen Fragen nach Macht, Zugehörigkeit und Ausschluss in Bewegungen nicht zu 
verdrängen, sondern zum Ausgangspunkt selbstkritischer und gemeinschaftlicher Lernprozesse zu 
machen. Wer bereit ist, sich auf diese Lektüre einzulassen, wird nicht mit Rezepten oder einfachen 
Wahrheiten belohnt, sondern mit der Möglichkeit, die eigenen Voraussetzungen und kollektiven 
Praxisformen einer schärferen Prüfung zu unterziehen. Denn nur, wo Kritik und Selbstkritik 
möglich bleiben, kann die emanzipatorische Kraft von Bewegungen neu entfacht werden.



0.3 Methodische Einordnung: Dokumentarisch, reflexiv, strukturell

Das vorliegende Werk verfolgt eine methodische Triangulation, die drei zentrale Perspektiven 
miteinander verschränkt: die dokumentarische, die reflexive und die strukturell-analytische. Diese 
Verbindung ist keineswegs bloßes Stilmittel, sondern entspringt der Überzeugung, dass komplexe 
Phänomene wie informelle Gerichtsbarkeit und Ausschlussprozesse sich jeder einlinigen Erklärung 
entziehen.

Dokumentarisch:
Im Mittelpunkt steht die präzise, quellengestützte Erhebung und Auswertung konkreter Vorgänge: 
Sitzungsprotokolle, E-Mail-Verläufe, mündliche Aussagen, Handlungsanweisungen, Chatprotokolle
und relevante Textzeugnisse werden systematisch gesichtet, kontextualisiert und – wo erforderlich –
anonymisiert. Die dokumentarische Methode bewahrt den Anspruch, reale Abläufe und 
Entscheidungswege rekonstruierbar zu machen, ohne sie durch nachträgliche Glättung oder 
Dramatisierung zu verfälschen. Dokumentation wird hier nicht als bloße Chronik verstanden, 
sondern als methodischer Akt der Bewahrung von Komplexität: Die Widersprüche, Unschärfen und 
Leerstellen der dokumentierten Realität bleiben ausdrücklich sichtbar.

Reflexiv:
Dem dokumentarischen Zugriff wird eine konsequent reflexive Haltung zur Seite gestellt. Sie 
verlangt, die eigene Rolle als Beobachter:in, Betroffene:r und Mitgestaltende:r stets mitzudenken 
und transparent zu machen. Der Prozess der Auswahl, Deutung und Gewichtung von Quellen bleibt 
nie frei von subjektiven Prägungen, Verletzungen und Verstrickungen. Daher ist Reflexivität kein 
methodischer Luxus, sondern notwendige Bedingung für wissenschaftliche und politische 
Redlichkeit. Die Offenlegung von Unsicherheiten, Ambivalenzen und blinden Flecken ist integraler 
Bestandteil der Darstellung. Reflexivität heißt auch: Nicht Neutralität zu simulieren, sondern die 
Möglichkeiten und Grenzen des eigenen Blicks immer wieder zu markieren.

Strukturell:
Schließlich erfolgt die Analyse nicht im luftleeren Raum, sondern stets im Horizont kollektiver 
Dynamiken und gesellschaftlicher Rahmenbedingungen. Informelle Gerichtsbarkeit wird nicht als 
individueller Fehltritt oder isoliertes Ereignis verstanden, sondern als Ausdruck und Symptom 
struktureller Spannungen in Gruppen, Bewegungen und Milieus. Macht, Zugehörigkeit, 
Diskursverschiebungen und die institutionelle Verfasstheit emanzipatorischer Kontexte werden in 
ihrer Wechselwirkung mit dem konkreten Geschehen systematisch betrachtet. Die strukturelle 
Perspektive ermöglicht es, Einzelereignisse nicht vorschnell zu personalisieren, sondern ihre tiefere 
soziale Logik zu rekonstruieren.

Matrix zur Trennung von Tatsachen, subjektiven Wahrnehmungen und Bewertungen

Ein zentrales methodisches Instrument dieses Werkes ist die Matrix zur Trennung von Tatsachen,
subjektiven Wahrnehmungen und Bewertungen. Diese Matrix ist mehr als ein didaktischer 
Kunstgriff; sie ist Antwort auf eine Grundproblematik informeller Ausschlussprozesse: die 
fortwährende Vermischung von Faktizität, Interpretation und normativer Setzung.



• Tatsachen sind jene Elemente, die unabhängig von persönlicher Perspektive intersubjektiv 
nachvollziehbar und durch Dokumente oder Zeugnisse belegbar sind (z. B. ein 
protokollierter Sitzungsverlauf, eine datierte E-Mail, eine gefasste Gruppenentscheidung).

• Subjektive Wahrnehmungen umfassen die individuellen Eindrücke, Emotionen, 
Deutungsmuster und situativen Perspektiven der Beteiligten (z. B. das Erleben von 
Ausschluss, Misstrauen, Bedrohung oder Empathie in einer bestimmten Situation).

• Bewertungen schließlich sind die expliziten oder impliziten Urteile, Zuschreibungen, 
normativen Einordnungen, die im Nachgang oder bereits während des Geschehens 
vorgenommen werden (z. B. moralische Verurteilung, Rollenfestlegung, Etikettierung als 
„Täter:in“ oder „Betroffene:r“).

Die Matrix dient dazu, in der Analyse jedes Ereignisses, jeder Aussage und jeder Handlung klar zu 
differenzieren, auf welcher Ebene man sich jeweils bewegt. Sie schafft Transparenz im 
Erkenntnisprozess und verhindert die im Aktivismus wie in der Wissenschaft gleichermaßen 
verbreitete Versuchung, komplexe Verläufe vorschnell zu reduzieren oder zu moralisieren.

Die Leser:innen werden explizit eingeladen, diese Trennung im eigenen Lektüreprozess 
mitzuführen, kritisch zu hinterfragen und – wo nötig – selbst zu überprüfen. Damit wird die Matrix 
auch zum Werkzeug emanzipatorischer Selbstaufklärung: Sie ermöglicht, Machtverschiebungen 
und Ausschlussprozesse nicht nur nachzuerzählen, sondern in ihrer Vielschichtigkeit sichtbar und 
damit bearbeitbar zu machen.

Diese methodische Strenge ist nicht Ausdruck von Distanz, sondern ein Akt der 
Verantwortungsübernahme gegenüber allen, die von informeller Gerichtsbarkeit und ihren Folgen 
betroffen sind – und gegenüber einer Bewegung, die ihre demokratische Substanz nur durch 
schonungslose Reflexion zu bewahren vermag.

0.4 Über den Umgang mit persönlichen Bezügen und Benennungen

Der Umgang mit persönlichen Bezügen und der Benennung von Beteiligten in diesem Werk folgt 
einem doppelten Anspruch: der Wahrung individueller Schutzinteressen und der Gewährleistung 
analytischer Genauigkeit. In Auseinandersetzungen um informelle Ausschlussprozesse ist die 
Versuchung groß, einzelne Akteure – namentlich oder durch kontextuelle Hinweise – zu 
identifizieren, zu verorten oder exemplarisch zu exponieren. Doch gerade in Bewegungen, die sich 
den Prinzipien von Gewaltfreiheit, Solidarität und gegenseitigem Respekt verpflichtet fühlen, wäre 
es ein folgenschwerer Fehler, durch die Nacherzählung oder Dokumentation weiterer Verletzungen 
Vorschub zu leisten.

Die Grundregel dieser Schrift lautet daher: Persönliche Angaben werden soweit wie möglich 
anonymisiert und durch neutrale, sachliche Bezeichnungen ersetzt. Wo es zur Nachvollziehbarkeit 
analytischer Linien unvermeidbar erscheint, bleiben Benennungen abstrakt und rollenbezogen: Es 
werden etwa „Sprecher:in“, „Mitglied des Awareness-Kreises“ oder „Betroffene:r“ genannt, nicht 
jedoch Klarnamen oder eindeutige Identifikatoren. Entscheidende Gruppenentscheidungen, 
Kommunikationsstränge und Rollenwechsel werden rekonstruiert, ohne Rückschlüsse auf konkrete 
Individuen zuzulassen.



Dieses Verfahren dient nicht allein dem rechtlichen Schutz der Beteiligten. Es ist Ausdruck der 
Erkenntnis, dass die Mechanismen informeller Gerichtsbarkeit und die Dynamik von Ausgrenzung 
in ihrer Wirksamkeit über das Verhalten Einzelner hinausweisen. Ziel ist nicht, „Täter:innen“ oder 
„Schuldige“ zu benennen, sondern strukturelle Konstellationen, narrative Muster und soziale 
Mechanismen sichtbar zu machen, die sich – mit wechselnden Rollen – in vielen Bewegungen und 
Gruppen wiederholen.

Dennoch wird nicht verschwiegen, dass persönliche Betroffenheit, Affekt und biographische 
Verwobenheit eine zentrale Rolle in der Analyse spielen. Wo subjektive Perspektiven und 
Erinnerungen unauflösbar mit dem dokumentierten Geschehen verschränkt sind, werden diese als 
solche kenntlich gemacht, ohne sie der Öffentlichkeit auszusetzen. Die Integrität der beteiligten 
Personen wird dabei ebenso gewahrt wie das Recht der Leser:innen auf Transparenz über die 
Bedingungen der Darstellung.

Abschließend bleibt festzuhalten:
Dieses Werk versteht sich als Beitrag zu einer selbstkritischen Bewegungskultur, in der nicht 
einzelne Namen, sondern die Bedingungen von Ausschluss, Macht und Konflikt im Mittelpunkt der 
Analyse stehen. Die Entscheidung für eine konsequente Anonymisierung ist ein bewusstes Zeichen 
gegen die Reproduktion von Stigmatisierung und gegen die Personalisierung kollektiver 
Versäumnisse – und zugleich ein Appell an die Bewegungen selbst, den Wert des Schutzes und der 
Verantwortungsübernahme als Teil ihrer Praxis zu begreifen.

0.5 Hinweise zur Nutzung von Matrix- und Tabellenübersichten im Dokument

Die vorliegende Schrift verzichtet bewusst auf den Anspruch, komplexe soziale Prozesse in eine 
einfache Chronologie oder lineare Erzählstruktur zu pressen. Stattdessen kommen an zentralen 
Stellen Matrix- und Tabellenübersichten zum Einsatz, die es ermöglichen, die Dynamik 
informeller Gerichtsbarkeit und gruppeninterner Exklusionsprozesse in ihrer Vielschichtigkeit zu 
erfassen und für die Leser:innen nachvollziehbar zu machen.

Die Funktion dieser Übersichten ist doppelt:
Sie dienen einerseits als Instrument analytischer Präzision, indem sie die Trennung zwischen 
Tatsachen, subjektiven Wahrnehmungen und Bewertungen explizit sichtbar machen. Andererseits 
sind sie als Angebot zur aktiven Reflexion gedacht: Sie laden die Leser:innen ein, die eigenen 
Lesegewohnheiten zu hinterfragen und in den dargestellten Prozessen nicht vorschnell Urteile zu 
fällen.

Die Tabellen und Matrizen sind so angelegt, dass

• chronologische Abläufe,

• entscheidende Kommunikationsstränge,

• Rollenverschiebungen

• sowie die Konkurrenz unterschiedlicher Deutungen
transparent und nachvollziehbar bleiben. Dabei werden einzelne Ereignisse oder Aussagen 
gezielt aus verschiedenen Perspektiven aufgeschlüsselt: Was lässt sich als belegte Tatsache 
rekonstruieren? Wo beginnt der Bereich subjektiver Wahrnehmung? Wo wird aus 
Beobachtung eine moralische oder politische Bewertung?



Für die Lesepraxis bedeutet dies:
Die Tabellen und Matrizen sind keine beiläufigen Beigaben, sondern zentrale Werkzeuge zur 
Strukturierung der Komplexität. Sie fordern dazu auf, das eigene Urteil im Lektüreprozess immer 
wieder zu überprüfen: Welche Schlüsse stütze ich auf dokumentierte Fakten, welche entstammen 
der Übernahme von Deutungen, Zuschreibungen oder bereits etablierten Narrativen? Die 
Nutzer:innen dieser Übersichten werden zu einer Haltung der methodischen Skepsis und 
intellektuellen Redlichkeit ermutigt – einer Grundhaltung, die für jede ernsthafte Bewegungskritik 
unverzichtbar ist.

Nicht zuletzt dienen die Matrix- und Tabellenübersichten als Navigationshilfen: Sie ermöglichen es,
sich in den teils fragmentierten, widersprüchlichen oder überlagerten Darstellungen zurechtzufinden
und eigenständige Rekonstruktionswege zu beschreiten. Die Übersichten sind damit sowohl 
Kompass als auch Spiegel: Sie öffnen den Blick für das, was sich der schnellen Erzählung entzieht, 
und laden dazu ein, das Terrain informeller Macht, Unsicherheit und Konflikt produktiv zu 
erschließen.

0.6 Meta-Reflexion: Einordnung in die wissenschaftliche und 
bewegungspraktische Literatur – Warum dieses Werk eine Lücke schließt

Die wissenschaftliche und bewegungspraktische Auseinandersetzung mit inneren 
Ausschlussprozessen in emanzipatorischen Kontexten ist, trotz wachsender Aufmerksamkeit für 
Macht- und Dynamikfragen in sozialen Bewegungen, bis heute von erheblichen Leerstellen geprägt.
Während externe Repression, strukturelle Diskriminierung und gesellschaftliche Marginalisierung 
ausführlich erforscht und breit diskutiert werden, verbleibt das Dunkelfeld informeller 
Gerichtsbarkeit und gruppeninterner Exklusion meist im Schatten der kollektiven 
Selbstinszenierung.

Die vorhandene Literatur ist in mehrfacher Hinsicht fragmentiert. Wissenschaftliche Arbeiten 
widmen sich häufig einzelnen Teilaspekten: der Mikrosoziologie von Gruppenprozessen (vgl. 
Heitmeyer 2008, Reckwitz 2016), der Dynamik von Stigmatisierung und sozialem Ausschluss 
(Link/Wetzels 2017), oder der diskursiven Konstruktion von „Opfern“ und „Tätern“ (Butler 2006, 
Lannert 2021). Bewegungsforschung hat zwar die Bedeutung innerer Konflikte (Mayer et al. 2013) 
und gruppenbezogener Dynamiken (Neuberger 2002, Della Porta 2015) benannt, bleibt aber oft auf 
die Darstellung von Mobilisierungs- und Bündniskrisen beschränkt, ohne systematisch den Blick 
auf informelle Sanktionsverfahren und ihre Folgen zu richten.

Praxisratgeber und Handreichungen aus dem Umfeld von Awareness-, Care- oder 
Mediationsteams setzen meist auf die Vermittlung von Handlungswissen: Präventionsangebote, 
Verfahrensvorschläge und Standards für den Umgang mit Konflikt, Übergriff und Ausschluss sind 
zunehmend verfügbar (vgl. Awareness Akademie 2022, Zivilsenat 2021, Adressat:innenkreis 
Awareness 2023). Doch gerade diese Texte verfangen oft im Dilemma normativer Engführung: Sie 
tendieren zur Operationalisierung von Schutzmechanismen, ohne die damit einhergehende 
Machtverschiebung, die Risiken informeller Rechtsetzung oder die Verschränkung von Fürsorge 
und Kontrolle systematisch zu reflektieren. Die Folge ist eine Verlagerung von Konflikten ins 
Unsichtbare, während der Bedarf an strukturierter, selbstkritischer und transparent dokumentierter 
Reflexion nur selten eingelöst wird.



Vor diesem Hintergrund versteht sich das vorliegende Werk als bewusste Intervention in eine 
doppelt unterbelichtete Debatte:
Erstens wird hier die Genese, Struktur und Wirkung informeller Gerichtsbarkeit in Bewegungen 
erstmals umfassend aus der Perspektive dokumentarischer und reflexiver Praxis rekonstruiert. Der 
Fokus liegt dabei nicht allein auf dem spektakulären „Fall“, sondern auf der Rekonstruktion der oft 
kleinteiligen, alltagspraktischen Eskalationslogik – mitsamt ihrer historischen, diskursiven und 
strukturellen Kontexte.
Zweitens bricht diese Schrift mit der verbreiteten Tendenz zur Individualisierung und Moralisierung
von Ausschlussprozessen. Sie zeigt: Das Problem liegt nicht primär im „Fehlverhalten“ Einzelner, 
sondern in der strukturellen Logik informeller Verfahren, die, unbeachtet und unreflektiert, 
systematisch Ambivalenz produziert und emanzipatorische Bewegungen ihrer eigenen Substanz 
berauben kann.

Die Eigenständigkeit des Ansatzes besteht in der methodisch stringenten Verbindung von 
Dokumentation, Reflexion und Strukturanalyse. Das Werk ist zugleich Fallstudie, methodischer 
Leitfaden und Impuls für eine kollektive Bewegungsselbstaufklärung. Es erhebt nicht den 
Anspruch, alle Einzelfragen zu lösen oder mit abschließender Deutungshoheit zu operieren. 
Vielmehr plädiert es für eine Kultur der vorsichtigen, differenzierten und transparenten 
Auseinandersetzung – sowohl mit den eigenen Erfahrungen als auch mit den blinden Flecken 
etablierter Praxis.

Die Lücke, die dieses Werk zu schließen sucht, ist damit nicht nur eine der Forschung, sondern auch
eine der Bewegungskultur selbst: Es fordert heraus, den Schutzraum emanzipatorischer Gruppen 
nicht als Mythos, sondern als fortlaufende, gefährdete und konfliktbehaftete Praxis zu begreifen – 
und eben darin den eigentlichen Prüfstein solidarischer Gemeinschaft zu erkennen. Wer sich auf 
diese Meta-Reflexion einlässt, findet hier keine Rezepte, aber ein Werkzeug: zur Analyse, zur 
Selbstbefragung und zur Wiedergewinnung kollektiver Integrität im Schatten informeller 
Gerichtsbarkeit.

Einführung zu Kapitel 1

Wer das Phänomen „informeller Gerichtsbarkeit“ verstehen will, muss bereit sein, sprachliche, 
rechtliche und bewegungspolitische Selbstverständlichkeiten zu hinterfragen. Denn was im 
Alltagsdiskurs schnell als „Ausschluss“, „Sanktion“ oder gar „Schutzmaßnahme“ etikettiert wird, 
entzieht sich oft klaren Definitionen – und verschleiert, wie tief sich informelle Macht und soziale 
Sanktionierung in die gelebte Praxis emanzipatorischer Gruppen eingeschrieben haben.

Kapitel 1 bietet deshalb mehr als eine bloße Begriffsbestimmung. Es ist als systematisches 
Fundament angelegt, auf dem die folgenden Analysen, Fallstudien und Reflexionen aufbauen. Wer 
sich hier einliest, erhält das Werkzeug, um in späteren Kapiteln nicht nur sprachlich mitzuhalten, 
sondern auch eigene Erfahrungen und Beobachtungen kritisch einzuordnen.

Die kommenden Abschnitte öffnen einen mehrdimensionalen Zugang:

• 1.1 beleuchtet, was unter „informeller Gerichtsbarkeit“ im Spannungsfeld von Gruppe, 
Individuum und Macht zu verstehen ist – und wie sich soziale Sanktionierung in Gruppen 
vollzieht, selbst dort, wo kein offizielles Gremium existiert.



• 1.2 klärt die notwendige Abgrenzung zu rechtsstaatlichen Verfahren, aber auch zu den 
vielschichtigen Entscheidungs- und Diskussionsprozessen in Bewegungen. Die 
Unterscheidung zwischen formaler Justiz, kollektiver Gruppenpraxis und informellen 
Sanktionen ist zentral, um die Eigenlogik innerer Ausschlussverfahren überhaupt erst 
sichtbar zu machen.

• 1.3 widmet sich dem Graubereich zwischen Schutz und Strafe: Wie und warum kippen 
ursprünglich fürsorgliche, präventive oder schützende Verfahren in Mechanismen der 
Disziplinierung und Kontrolle? Wo verläuft die Linie zwischen notwendigem Schutz 
kollektiver Räume und der Instrumentalisierung kollektiver Verfahren als Machtmittel?

• 1.4 analysiert den emanzipatorischen Anspruch insbesondere linker Bewegungen – und legt 
offen, welche strukturellen Verwundbarkeiten darin angelegt sind. Warum sind ausgerechnet 
Gruppen, die sich Gleichwürdigkeit, Gewaltfreiheit und Kritikfähigkeit auf die Fahne 
schreiben, besonders anfällig für informelle Gerichtsbarkeit?

• 1.5 schließlich stellt kritische Stimmen aus Forschung und Praxis vor, die sich mit Risiken 
der Überformalisierung, der drohenden Normierung oder der Marginalisierung individueller 
Perspektiven auseinandersetzen. Ein Reflexionskasten zeigt beispielhaft, wie der Diskurs um
Schutz und Macht innerhalb von Bewegungen in der Literatur und in Erfahrungsberichten 
verhandelt wird.

Diese Einführung ist als Einladung gemeint: Wer den Mut hat, sich auf präzise begriffliche 
Unterscheidungen, kritische Abgrenzungen und theoretische Tiefenbohrungen einzulassen, wird im 
weiteren Verlauf der Schrift ein Instrumentarium gewinnen, das weit über das unmittelbare 
Fallbeispiel hinausreicht. Es geht darum, nicht nur die Begriffe zu kennen, sondern ihre 
Implikationen zu durchdringen – und so für die eigene Praxis eine Grundlage zu schaffen, die 
Reflexion und Handeln miteinander zu verbinden vermag.

1. Was ist informelle Gerichtsbarkeit?

Begriffliche, rechtliche und bewegungspolitische Einordnung

Wer von „informeller Gerichtsbarkeit“ spricht, betritt ein Feld, in dem die Grenzen zwischen 
Rechtsnorm, Gruppenmoral und Machtpraxis verschwimmen. Der Begriff bezeichnet keine 
Institution im klassischen Sinn, sondern eine spezifische Form kollektiver Entscheidungs- und 
Sanktionspraxis, die jenseits formalisierter Rechtsverfahren in sozialen Gruppen und Bewegungen 
stattfindet – oft unter dem Banner von Schutz, Fürsorge oder Solidarität, manchmal aber auch als 
Ausdruck latenter Exklusion, Disziplinierung und Delegitimierung.

Begrifflich umfasst informelle Gerichtsbarkeit all jene Mechanismen, durch die Gruppen auf 
wahrgenommene Normverstöße, Konflikte oder Zugehörigkeitsfragen reagieren, ohne auf die 
Kodifizierung und Legitimation formeller Gerichtsverfahren zurückzugreifen. Es handelt sich dabei
weder um einen Zufall noch um einen bloßen Nebenwiderspruch: Informelle Sanktionen, Gerüchte, 
soziale Isolierung, Entzug von Rede- und Mitbestimmungsrechten, kollektive Missbilligung oder 
auch der vollständige Ausschluss aus Gruppenprozessen sind keine Randerscheinungen, sondern 
integrale Bestandteile sozialer Praxis – und insbesondere in Bewegungen mit hohem moralischem 
oder politischem Anspruch zu beobachten.



Rechtlich bewegt sich informelle Gerichtsbarkeit in einer Grauzone: Sie operiert jenseits staatlich 
garantierter Verfahrensrechte, unterläuft häufig die Prinzipien rechtsstaatlicher Kontrolle, wie sie 
für förmliche Disziplinar- oder Strafverfahren gelten. Die Folgen sind gravierend: Es fehlt an klaren
Verfahrenswegen, an Einspruchsmöglichkeiten, an überprüfbaren Standards für Beweisführung und 
Urteilsfindung. Stattdessen herrschen informelle Hierarchien, spontane Koalitionen, 
unausgesprochene Konsense und situativ wechselnde Allianzen. Was als „Schutz“ deklariert wird, 
kann sich jederzeit in ein Sanktionsregime verwandeln, das – mangels institutioneller Kontrolle – 
kaum überprüfbar oder anfechtbar bleibt.

Bewegungspolitisch ist informelle Gerichtsbarkeit ein zweischneidiges Schwert. Einerseits eröffnet
sie Bewegungen die Möglichkeit, auf Konflikte und Gefahren flexibel und eigenständig zu 
reagieren – insbesondere dort, wo institutionelle oder juristische Wege versperrt, unzureichend oder 
gar kontraproduktiv erscheinen. Andererseits droht damit stets die Gefahr der Willkür, der 
moralischen Überbietung und der Ausgrenzung abweichender Stimmen. Gerade Bewegungen, die 
sich auf Werte wie Gleichwürdigkeit, Pluralität und Kritikfähigkeit berufen, sind herausgefordert, 
die Ambivalenz informeller Verfahren offen zu benennen und ihre eigenen Strukturen gegen die 
Dynamik von Ausschluss, Vorverurteilung und systematischer Entsolidarisierung zu immunisieren.

Informelle Gerichtsbarkeit ist somit mehr als eine Notlösung oder ein Schatten der „großen“ Justiz 
– sie ist Ausdruck jener Grenzziehungen, die jede soziale Gemeinschaft vornimmt, um 
Zugehörigkeit, Normen und Legitimität zu sichern. Doch je weniger sich Bewegungen über die 
Funktionsweise, die Risiken und die Bedingungen solcher Verfahren klar werden, desto größer ist 
die Gefahr, dass informelle Gerichtsbarkeit selbst zum Motor von Ausgrenzung, Stillstand und 
innerer Erosion wird.

Die nachfolgenden Unterkapitel werden diese begrifflichen, rechtlichen und 
bewegungspolitischen Dimensionen systematisch entfalten: Sie klären Definition und Abgrenzung, 
untersuchen das Verhältnis von Schutz und Strafe, und legen offen, an welchen Punkten der 
emanzipatorische Anspruch linker Bewegungen in strukturelle Vulnerabilität umschlagen kann. 
Abschließend werden kritische Stimmen aus Forschung und Praxis integriert, um die Debatte um 
informelle Gerichtsbarkeit aus unterschiedlichen Blickwinkeln zu beleuchten und einer reflektierten
Weiterentwicklung zugänglich zu machen.

1.1 Definition: Informelle Gerichtsbarkeit und soziale Sanktionierung

Informelle Gerichtsbarkeit ist kein fest umrissener Rechtsbegriff, sondern ein analytisches 
Konstrukt, das sich aus der Beobachtung realer gruppendynamischer Praxis ableitet. Sie beschreibt 
den vielschichtigen Komplex von Entscheidungs-, Sanktions- und Exklusionsmechanismen, die 
jenseits institutionalisierter Verfahren in sozialen Gruppen, Bewegungen und Netzwerken wirksam 
werden. Ihr besonderes Merkmal ist der Verzicht auf kodifizierte Normen, formale 
Verfahrensschritte und institutionelle Garantien – und genau darin liegt sowohl ihr subversives 
Potenzial als auch ihre zerstörerische Kraft.

Im Kern umfasst informelle Gerichtsbarkeit:

• Die Verhandlung und Durchsetzung von Gruppen-Normen auf eine Weise, die nicht 
rechtlich kodifiziert oder nach außen hin überprüfbar ist.



• Die Vergabe von Status, Anerkennung oder Zugehörigkeit auf der Basis von Konsens, 
performativer Geste oder Mehrheitsstimmung, nicht auf Grundlage überprüfbarer Kriterien.

• Die Sanktionierung vermeintlicher Normverletzungen – sei es durch Schweigen, 
Ausschluss, subtile Herabsetzung, Gerüchte, oder offene Ächtung.

• Die Dynamik des kollektiven Urteilens und Sanktionierens, bei der Verantwortlichkeiten 
diffundieren und individuelle Zurechnung erschwert ist.

Soziale Sanktionierung ist das Werkzeug, mit dem informelle Gerichtsbarkeit operiert. Sie reicht 
von milden Formen symbolischer Distanzierung über ironische Kommentare, öffentliche 
Bloßstellung, Kontaktverweigerung bis hin zur vollständigen Exklusion aus dem Gruppenleben. 
Nicht selten sind diese Sanktionen eingebettet in Narrative, die sie als Schutzmaßnahme, als 
„notwendige Konsequenz“ oder als Akt der Solidarität mit Betroffenen deklarieren. Doch im 
Schatten dieser Begründungen entfalten sich häufig Prozesse der Disziplinierung, des 
Konformitätsdrucks und der Selbstzensur.

Drei zentrale Aspekte charakterisieren informelle Gerichtsbarkeit:

1. Intransparenz und Ambivalenz:
Informelle Verfahren sind selten klar definiert. Es gibt keine offiziellen Protokolle, keine 
Niederschriften, keine geregelten Einspruchsmöglichkeiten. Die Grenzen zwischen 
Konfliktklärung, Intervention und Bestrafung sind fließend. Wer betroffen ist, erfährt selten, 
wie Entscheidungen zustande kommen, auf welcher Basis geurteilt wird oder welche 
Standards gelten.

2. Diffusion von Verantwortung:
Anders als in formalen Gerichten gibt es keine identifizierbaren Instanzen, keine benannten 
Richter:innen oder Anwält:innen. Vielmehr agiert „die Gruppe“, „das Plenum“, ein 
„Awareness-Kreis“ oder eine lose Koalition von Stimmen. Die Verantwortung für 
Sanktionen oder Ausschlüsse ist geteilt, oft unklar verteilt und bietet kaum Ansatzpunkte für 
Widerspruch oder Rehabilitation.

3. Legitimation durch Moral, nicht durch Recht:
Die Wirksamkeit informeller Gerichtsbarkeit gründet nicht auf Rechtstiteln, sondern auf 
moralischer Überzeugungskraft, auf geteilten Werten und der performativen Kraft 
gemeinsamer Narrative. Was als gerecht oder notwendig gilt, wird nicht nach 
objektivierbaren Maßstäben entschieden, sondern durch Deutungs- und Definitionsmacht 
innerhalb der Gruppe. Gerade Bewegungen, die sich der moralischen Erneuerung oder dem 
Kampf gegen strukturelle Gewalt verschreiben, neigen dazu, informelle Sanktionen als 
„Schutz“ oder „Prävention“ zu legitimieren – ohne die daraus resultierenden 
Machtverschiebungen und Risiken systematisch zu reflektieren.

Informelle Gerichtsbarkeit ist daher immer auch ein Spiegel kollektiver Ängste, Bedürfnisse 
und Ambivalenzen. Sie kann Schutzraum sein, wenn formale Verfahren versagen, aber ebenso 
Keimzelle von Ausgrenzung, Konformismus und erneuter Gewalt. Ihre eigentliche Gefahr besteht 
darin, dass sie sich dem Diskurs der Rechtfertigung entzieht: Wer zum Objekt informeller 
Sanktionierung wird, findet sich oft einem undurchdringlichen Dickicht aus Gerüchten, Schweigen 
und subtilen Machtbewegungen ausgeliefert – ohne Anklage, ohne Verteidigung, ohne Möglichkeit 
zur Revision.



Dieses Kapitel legt den begrifflichen Grundstein für die folgenden Analysen: Es präzisiert, dass 
informelle Gerichtsbarkeit nicht nur eine Randerscheinung oder pathologische Ausnahme ist, 
sondern eine grundlegende, immer wiederkehrende Dynamik kollektiver Prozesse – und damit zum 
Prüfstein jeder Bewegung wird, die mehr sein will als die Summe ihrer blinden Flecken.

1.2 Abgrenzung: Rechtsstaatliche Verfahren, Bewegungsprozesse und 
Gruppenentscheidungen

Wer die Dynamik informeller Gerichtsbarkeit begreifen will, muss ihre Eigenlogik von den 
bekannten Formen rechtlicher Regelsetzung und kollektiver Entscheidungsfindung präzise 
unterscheiden. Nur so wird deutlich, an welchen Punkten informelle Verfahren eine Lücke füllen, 
aber auch systemische Risiken für Gerechtigkeit, Integrität und Solidarität erzeugen.

Rechtsstaatliche Verfahren:

Im Zentrum rechtsstaatlicher Praxis steht das Prinzip der formalen Verfahrensgarantien:

• Transparenz und Nachvollziehbarkeit jeder einzelnen Entscheidung;

• klar kodifizierte Regeln für Anklage, Verteidigung, Beweisaufnahme und Urteilsspruch;

• Rechtsmittel und Revisionsmöglichkeiten;

• Unabhängigkeit der Instanzen;

• und nicht zuletzt: der Schutz individueller Rechte auch gegenüber Mehrheiten.
Rechtsstaatliche Verfahren zeichnen sich dadurch aus, dass jede:r Beteiligte zu jedem 
Zeitpunkt weiß, auf welcher Grundlage, mit welchen Mitteln und mit welchem Ziel ein 
Urteil gefällt wird. Sie dienen nicht nur der Klärung individueller Schuld oder Unschuld, 
sondern sind Ausdruck einer gesellschaftlichen Übereinkunft: Niemand soll zum bloßen 
Objekt kollektiver Macht oder Stimmungswellen werden.

Bewegungsprozesse:

Dagegen operieren Bewegungen – gerade in ihren basisdemokratischen, selbstverwalteten Formen 
– mit fluiden, informellen und oft bewusst anti-institutionellen Mechanismen. Entscheidungen 
werden im Plenum, im Konsensverfahren, durch Sprecher:innenräte oder offene Diskurse getroffen.
Die Betonung liegt auf Flexibilität, Partizipation und dem Misstrauen gegenüber starren 
Hierarchien. Konfliktregelung geschieht eher durch Moderation, Mediation oder 
Gruppendiskussionen als durch formal geregelte Prozesse.

Doch diese Offenheit birgt Gefahren:

• Die Abwesenheit klarer Regeln macht die Grenzen zwischen Konfliktbearbeitung, 
Intervention und Sanktion durchlässig.

• Nicht selten verschiebt sich die Entscheidungsmacht auf informelle Kreise oder Cliquen, die
ihre Rolle durch moralische oder soziale Autorität legitimieren – nicht durch 
Verfahrenstransparenz.



• Was als Konsens erscheint, kann Ausdruck von Anpassungsdruck oder stillschweigender 
Ausgrenzung sein.
Die Abwehr der „Institutionalisierung“ führt oft zur Unsichtbarkeit der tatsächlichen 
Machtverhältnisse.

Gruppenentscheidungen und informelle Sanktionen:

Innerhalb von Gruppen greifen – meist unbeabsichtigt – Mechanismen, die an rechtsstaatliche 
Verfahren erinnern, diese aber nicht einlösen:

• Es werden Beschuldigungen ausgesprochen, aber keine Beweiserhebung betrieben.

• Es werden Rollen (Täter:in, Betroffene:r, Vermittler:in) festgelegt, aber ohne geregelte 
Klärung oder Möglichkeit der Gegendarstellung.

• Sanktionen erfolgen – etwa Ausschluss, Kontaktabbruch, soziale Isolation – ohne formelle 
Abstimmung, oft auf Basis diffuser Stimmungen, Erzählungen oder Mehrheitsverhältnisse.

Gerade hier tritt das eigentliche Paradox zutage:
Was dem Anspruch nach Schutz, Pluralität und Fürsorge dienen soll, kann im Ergebnis zu 
intransparenten, willkürlichen oder ungerechten Sanktionen führen. Die Grenze zwischen 
notwendiger Intervention und informeller Machtpraxis ist fließend – und wird selten bewusst 
reflektiert.

Die Notwendigkeit der Abgrenzung besteht daher nicht nur in der theoretischen Differenzierung, 
sondern auch in der konkreten Praxis:

• Wo immer Bewegungen informelle Gerichtsbarkeit als Werkzeug nutzen, ohne die 
Prinzipien rechtsstaatlicher Verfahrenssicherheit, kollektiver Transparenz und individueller 
Rechte mitzudenken, droht die Erosion jener emanzipatorischen Ideale, die als Richtschnur 
beansprucht werden.

• Wo Gruppenentscheidungen ohne klare Rollen, Prozesse und Reflexionsräume ablaufen, 
wird das Versprechen demokratischer Partizipation zur Fiktion.

Diese Abgrenzung ist mehr als ein analytischer Selbstzweck:
Sie ist Voraussetzung dafür, das Feld informeller Sanktionen nicht naiv zu idealisieren – und das 
kritische Potenzial kollektiver Gruppenpraxis nicht zugunsten einer bequemen Verfahrensblindheit 
zu verspielen. Wer die Bedingungen und Grenzen von Recht, Bewegung und Gruppe kennt, kann 
informelle Gerichtsbarkeit als ambivalentes Phänomen fassen: notwendig, aber gefährlich; 
gestaltbar, aber niemals neutral; immer Spiegel der jeweiligen Machtverhältnisse, nie bloßes 
Werkzeug zur Wahrung kollektiver Integrität.



1.3 Zwischen Schutz und Strafe: Wenn kollektive Verfahren zum Machtmittel 
werden

Die Grenze zwischen Schutz und Strafe ist in kollektiven Verfahren nicht festgezogen, sondern 
bleibt in permanentem Fluss. Was als solidarische Intervention beginnt, kann sich in der Praxis 
rasch zum Machtinstrument wandeln – oft, ohne dass die Beteiligten dies intendieren oder 
überhaupt reflektieren. Gerade in Gruppen, die sich auf Fürsorge, Gewaltfreiheit und gegenseitige 
Verantwortung berufen, kommt dieser Prozess schleichend und unter der Oberfläche daher: Er wird 
nicht als „Bestrafung“ deklariert, sondern als notwendiger Schutz, als Prävention, als Sorge um das 
Kollektiv. Doch gerade diese semantische Verschiebung macht die Dynamik so wirksam – und so 
schwer fassbar.

Kollektive Schutzmechanismen – etwa Awareness-Strukturen, Vertrauenskreise oder interne 
Beschwerdewege – sind entstanden, um auf reale Defizite formaler Verfahren und institutioneller 
Schutzräume zu reagieren. Sie sollen verhindern, dass Übergriffe, Diskriminierung oder 
gruppeninterne Gewalt folgenlos bleiben, wenn formale Wege versagen oder unzugänglich sind. Ihr 
Anspruch ist hoch: Sie wollen Betroffene schützen, Risiken minimieren und Verantwortung 
kollektiv teilen.

Doch die Erfahrung lehrt:
Was als Schutzraum angelegt ist, kann sich jederzeit in ein Sanktionsregime verwandeln.

• Informelle Gruppenverfahren erzeugen neue Machtachsen: Wer moderiert, wer auswählt, 
wer spricht und wer deuten darf, bestimmt über Deutungshoheit und Zugehörigkeit.

• Die Definition, wer als „Betroffene:r“, „Täter:in“ oder „Gefährdung“ gilt, ist selten 
transparent oder revisibel.

• Die Sanktionen – von der Androhung des Ausschlusses über die Verweigerung von Gespräch
und Zugehörigkeit bis zur völligen sozialen Isolation – erfolgen oft unter dem Deckmantel 
des Schutzes. Wer kritisiert, riskiert als „unsolidarisch“ oder „gefährlich“ etikettiert zu 
werden.

So verschiebt sich das eigentliche Ziel: Nicht mehr der Schutz steht im Zentrum, sondern die 
Kontrolle über die Gruppe, über ihre Narrative, Zugehörigkeiten und die moralische Ordnung. 
Schutz und Strafe werden ununterscheidbar; das eine geht ins andere über, ohne institutionelle 
Korrektive, ohne klaren Rechtsweg, ohne Rehabilitationsmöglichkeit.

Gerade die Berufung auf Kollektivität, Fürsorge und Betroffenheit erzeugt neue Tabus:

• Wer zum Schutz anderer schweigt, legitimiert Ausschluss.

• Wer mit Kritik zögert, bleibt passiv im System, das Gewalt mit vermeintlicher Sorge tarnt.

• Die betroffenen Personen werden nicht als Subjekte eines Konflikts behandelt, sondern als 
„Risiko“ für den Schutzraum – mit allen Folgen sozialer Ächtung.

Der Übergang von Schutz zu Strafe ist dabei nicht selten von Angst und Ambiguität durchzogen: 
Die Gruppe fürchtet Kontrollverlust, Kontamination durch Konflikt, „schlechte“ Publicity. Im 
Ergebnis werden Verfahren etabliert, die sich jeder Kontrolle entziehen – informelle Gerichtsbarkeit
ersetzt diskursive Auseinandersetzung, exklusive Kreise ersetzen kollektive Plena, und der 
Anspruch auf Fürsorge kehrt sich in einen Apparat der Sanktionierung um.



Diese Dynamik ist nicht pathologisch, sondern systemisch:
Sie entspringt der strukturellen Ambivalenz jeder kollektiven Praxis. Wo Verantwortung geteilt 
wird, verschwimmen Grenzen. Wo Schutz priorisiert wird, gerät Pluralität ins Hintertreffen. Wo 
Konsens zur Norm wird, wird Dissens zum Störfaktor.

Deshalb gilt:
Der Anspruch auf Schutz verlangt institutionalisierte Korrektive, Transparenz und die 
Bereitschaft, die eigenen Verfahren immer wieder zu hinterfragen. Ohne diese Selbstreflexion 
droht jede kollektive Struktur – selbst die am höchsten moralisch aufgeladene – zum Machtmittel zu
werden. Wer sich dieser Ambivalenz nicht stellt, verliert das emanzipatorische Potenzial, das im 
Schutzversprechen ursprünglich angelegt war.

1.4 Der emanzipatorische Anspruch linker Bewegungen – und seine strukturelle 
Vulnerabilität

Linke Bewegungen gründen ihren Selbstanspruch auf emanzipatorische Leitideen: Die 
Überwindung von Herrschaft, die Herstellung von Gleichwürdigkeit, Gewaltfreiheit, Solidarität und
die permanente Reflexion eigener Machtverhältnisse bilden nicht nur ihr politisches Fundament, 
sondern auch den Anspruch auf eine andere, gerechtere Form kollektiver Praxis. In Theorie und 
Selbstverständnis sind es gerade diese Gruppen, die sich – im Unterschied zu etablierten 
Institutionen – als lernfähig, kritikoffen und radikal selbsthinterfragend verstehen.

Doch die Erfahrung der letzten Jahrzehnte zeigt: Gerade aus dem emanzipatorischen 
Anspruch resultieren spezifische strukturelle Verwundbarkeiten.

1. Die Idealisierung der eigenen Strukturen

Der Glaube an die grundsätzliche Überlegenheit basisdemokratischer, selbstverwalteter oder 
konsensorientierter Gruppen führt häufig dazu, die Möglichkeit interner Machtverschiebungen und 
informeller Exklusionsmechanismen systematisch zu unterschätzen. Die rhetorische Immunisierung
– „Bei uns gibt es keine Hierarchien“, „Wir sind alle gleich“ – verschleiert tatsächliche Prozesse 
von Einfluss, Deutungshoheit und Grenzziehung. Gerade dort, wo die Abwesenheit von formaler 
Herrschaft betont wird, werden informelle Strukturen umso mächtiger, weil sie unbenannt, 
unreflektiert und unkontrolliert wirken.

2. Die Ambivalenz kollektiver Identität

Die emanzipatorische Sehnsucht nach einer geschlossenen, solidarischen Gemeinschaft gerät immer
wieder in Konflikt mit den Ansprüchen auf Offenheit, Pluralität und Dissensfähigkeit. Wer 
dazugehören will, muss sich nicht nur an Normen und Werte, sondern auch an unausgesprochene 
Loyalitätserwartungen und gruppeninterne Tabus halten. Kritik und Differenz, die nach außen als 
zentrales Prinzip propagiert werden, werden nach innen oft zur Bedrohung der kollektiven Identität 
umgedeutet. Plötzlich gelten Zweifel, Ambivalenz oder offene Kritik als „Spaltung“, „Sabotage“ 
oder „toxisch“. Die Unfähigkeit, mit inneren Widersprüchen produktiv umzugehen, führt zu neuen 
Ausschlussmechanismen – nicht trotz, sondern gerade wegen des Anspruchs auf Emanzipation.

3. Die Instrumentalisierung von Schutz, Fürsorge und Moral

Der hohe moralische Anspruch linker Bewegungen – Schutz der Schwächeren, Achtsamkeit, 
Awareness, Gewaltprävention – kann sich in einen Machtapparat verkehren, der Differenz und 



Kritik delegitimiert. Wer sich nicht in die dominante Fürsorgelogik einpasst, gilt schnell als 
„unsolidarisch“, „gefährdend“ oder „grenzüberschreitend“. Der Reflex, moralische Kriterien zu 
verrechtlichen und Schutzräume mit Ausschlussräumen zu verwechseln, birgt die Gefahr autoritärer 
Abkapselung. Die paradoxe Folge: Ausgerechnet dort, wo Kritikfähigkeit und Pluralität 
institutionalisiert werden sollen, entsteht ein Klima der Konformität, in dem informelle 
Gerichtsbarkeit und soziale Sanktionierung ihre größte Wirkmacht entfalten.

4. Reflexionsdefizit und blinde Flecken

Linke Bewegungen schreiben sich eine besondere Reflexionsfähigkeit zu – und ignorieren gerade 
dadurch oft die blinden Flecken der eigenen Praxis. Reflexion wird zum Ritual, nicht zum 
kritischen Prozess. Selbstkritik bleibt an der Oberfläche, die strukturelle Analyse weicht der 
persönlichen Problematisierung einzelner Akteure. Die strukturelle Dynamik informeller 
Ausschlussverfahren bleibt unsichtbar, solange sie als Ausnahme, nicht als systemisches Risiko 
wahrgenommen wird.

5. Emanzipation als doppelte Verpflichtung

Die eigentliche Herausforderung liegt darin, den emanzipatorischen Anspruch mit einer 
unnachgiebigen, auch selbstkritischen Haltung zu verbinden. Die Offenheit gegenüber Kritik, 
Ambivalenz und Widerspruch darf nicht dem Schutz der eigenen Identität oder dem Unbehagen an 
inneren Konflikten geopfert werden. Es braucht institutionalisierte Räume für Selbstkorrektur, 
unabhängige Reflexionskreise und die Bereitschaft, strukturelle Risiken nicht nur zu benennen, 
sondern konsequent zu adressieren – auch und gerade dann, wenn sie dem eigenen Selbstbild 
widersprechen.

Zusammenfassend gilt:
Linke Bewegungen sind nicht trotz, sondern gerade wegen ihres emanzipatorischen Anspruchs für 
informelle Gerichtsbarkeit und Ausschlussmechanismen besonders anfällig. Der Weg zu einer 
gerechteren Praxis führt nicht über Selbstgewissheit, sondern über permanente Infragestellung, 
institutionalisierte Selbstkritik und die entschlossene Arbeit an den eigenen strukturellen 
Schwächen. Nur dann kann der emanzipatorische Impuls lebendig bleiben – und den Weg für eine 
kollektive Praxis ebnen, die der Komplexität von Macht, Zugehörigkeit und Konflikt wirklich 
gerecht wird.

1.5 Kritische Stimmen aus Forschung und Praxis (Reflexionskasten)

Die wissenschaftliche und bewegungspraktische Debatte um informelle Gerichtsbarkeit und 
gruppeninterne Sanktionen ist von einer doppelten Ambivalenz geprägt: Sie oszilliert zwischen dem
Wunsch nach verbindlichen Schutzmechanismen und der Sorge vor normativer Erstarrung, 
zwischen dem Appell an kollektive Verantwortung und dem Recht auf individuelle Perspektiven.

Risiken der Überformalisierung

Kritische Stimmen aus der Soziologie (vgl. Reckwitz 2016, Heitmeyer 2008) und 
Bewegungsforschung (Della Porta 2015) weisen darauf hin, dass der Versuch, den Schutz von 
Gruppenmitgliedern durch immer weitergehende Regeln, Leitfäden und institutionelle Gremien 
abzusichern, paradoxe Effekte erzeugen kann. Mit jeder neuen Regel wächst die Gefahr, dass die 
eigentliche Verantwortung an Prozeduren delegiert wird – und die lebendige Konfliktfähigkeit 



verkümmert. Was als Sicherheit gedacht ist, kann zur Disziplinierung abweichender Stimmen, zur 
Exklusion von Minderheiten oder zur moralischen Erstarrung führen. So warnen Praxisleitfäden 
(Awareness Akademie 2022, Zivilsenat 2021) vor der Tendenz, Schutzmaßnahmen zum „Quasi-
Recht“ zu erheben, ohne die Differenz zu förmlicher Justiz oder die Offenheit für Unsicherheit und 
Ambivalenz zu bewahren.

Drohende Normierung und Ausschluss

Insbesondere feministische und queere Bewegungen haben immer wieder auf die Gefahr 
hingewiesen, dass Standardisierung und die „Verrechtlichung“ von Awareness-Prozessen zur 
Unsichtbarmachung individueller Biografien und Erfahrungsweisen führen (vgl. Butler 2006, Lorde
1984). Die Mechanismen, mit denen ein „sicherer Raum“ geschaffen werden soll, können – 
unbeabsichtigt – zur Ausschlusszone für jene werden, die sich nicht in die dominante 
Betroffenheitssemantik oder normative Rahmung einfügen. Die Formelhaftigkeit des 
Schutzdiskurses droht, Heterogenität und Dissens zu unterdrücken: Wo Differenz zur Störung wird, 
gerät die Vielfalt der Perspektiven in Gefahr. Kritische Praxis verweist deshalb immer wieder auf 
die Notwendigkeit, institutionalisierte Verfahren mit sensibler, kontextbezogener Urteilskraft zu 
verbinden und standardisierte Prozesse nicht zur Schablone für alle Fälle zu erheben.

Die Bedeutung individueller Perspektiven

Einen weiteren Schwerpunkt bildet die Frage, wie das Recht auf individuelle Deutung, Irritation 
und Kritik gegen den Sog kollektiver Vereinheitlichung verteidigt werden kann. So mahnen 
Stimmen aus der Praxis (Mayer et al. 2013, Neuberger 2002), dass die strukturelle Logik 
informeller Gerichtsbarkeit gerade dort versagt, wo sie die spezifische Situation, das biographische 
Detail, die persönliche Stimme dem Kollektivurteil opfert. Reflexionsfähigkeit und Selbstkritik 
verlangen Räume für Widerspruch, temporäre Aussetzung von Urteilen und die Bereitschaft, 
Unsicherheit zuzulassen. Wo der Schutz der Gruppe zum höchsten Gut erhoben wird, besteht die 
Gefahr, dass der Einzelne zum bloßen Träger einer Funktion – Täter:in, Betroffene:r, Störer:in – 
reduziert wird und das Subjekt in der Erzählung verschwindet.

Zusammengefasst:
Die produktive Auseinandersetzung mit informeller Gerichtsbarkeit erfordert die Balance zwischen 
verbindlichen Verfahren und offener Reflexion, zwischen normativer Orientierung und individueller
Urteilskraft. Ohne diese Balance drohen sowohl Überformalisierung als auch willkürliche Sanktion.
Nur wenn das Recht auf Differenz, Irritation und individuelle Perspektive bewahrt bleibt, können 
kollektive Strukturen ihrem emanzipatorischen Anspruch gerecht werden – und zu Räumen werden,
in denen Macht, Konflikt und Zugehörigkeit wirklich neu verhandelt werden können.
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– Zur Notwendigkeit selbstkritischer, institutionalisierter Reflexion linker Bewegungen.

Hinweis:
Die Literaturauswahl verbindet klassische Grundlagenwerke mit aktuellen Praxis- und 
Forschungstexten. Je nach Leseinteresse empfiehlt sich, insbesondere Awareness-Handbücher, 
sozialtheoretische Werke (Butler, Reckwitz), Gruppenpsychologie (Goffman, Neuberger) und 
kritische Bewegungssoziologie (Della Porta, Mayer) miteinander zu verschränken.

Ergänzend können einschlägige Online-Quellen (z. B. Awareness-Initiativen, 
Bewegungsarchive, aktuelle Debattenbeiträge) für die vertiefte Auseinandersetzung 
herangezogen werden.

Einführung zu Kapitel 1A

Historische und internationale Perspektiven auf informelle Gerichtsbarkeit

Um das Phänomen der informellen Gerichtsbarkeit in seiner vollen Tragweite zu begreifen, genügt 
es nicht, sich auf zeitgenössische Bewegungen und aktuelle Konfliktlagen zu konzentrieren. Erst 
der Blick in die Geschichte und über nationale Grenzen hinaus offenbart, dass die Mechanismen 
informeller Ausgrenzung, Sanktionierung und kollektiver Kontrolle tief in den sozialen, kulturellen 
und institutionellen Fundamenten menschlicher Gemeinschaften verankert sind. Was heute als 
Awareness, Gruppenprozess oder kollektive Konfliktbewältigung diskutiert wird, hat seine 
genealogischen Spuren in Zünften, religiösen Ordnungen, Parteien, Gewerkschaften und 
Basisinitiativen – überall dort, wo Zugehörigkeit, Norm und Abweichung im Namen einer 
gemeinsamen Sache verhandelt werden.

Kapitel 1A legt diese Tiefenschichten frei und nimmt die Lesenden mit auf eine Reise durch 
historische, institutionelle und internationale Kontexte informeller Gerichtsbarkeit. Ziel ist es, die 
Kontinuitäten und Brüche, Innovationen und Sackgassen zu erkennen, die das Verhältnis von 
Gemeinschaft, Norm und Ausschluss seit Jahrhunderten prägen. Nur wer die Vorgeschichte heutiger
Mechanismen kennt, kann deren Ambivalenzen – zwischen Fürsorge und Disziplinierung, Schutz 
und Strafe, Innovation und Erstarrung – als Teil einer größeren Bewegungsgeschichte begreifen und
für die Gegenwart fruchtbar machen.

Die Unterkapitel erschließen diesen Raum in vier Perspektiven:

• 1A.1 untersucht Exklusionsmechanismen im historischen Kontext: Wie organisierten Zünfte,
Kirchen, politische Parteien oder Gewerkschaften Zugehörigkeit und Loyalität? Welche 
informellen Sanktionen, Ehrenstrafen oder Ausschlussrituale dienten der Sicherung 
kollektiver Ordnung – und mit welchen langfristigen Folgen für Individuum und Kollektiv?

• 1A.2 öffnet den Blick für internationale Bewegungen: Anhand von Beispielen aus 
Bürgerrechtsinitiativen, globalen NGOs und Basisorganisationen werden Gemeinsamkeiten 
und Besonderheiten in den Verfahren kollektiver Sanktionierung herausgearbeitet. Wie 



wirken kulturelle, politische und soziale Unterschiede auf die Ausgestaltung informeller 
Gerichtsbarkeit?

• 1A.3 nimmt den Wandel und die Persistenz informeller Verfahren in den Blick: Vom 
Tribunal revolutionärer Räte über improvisierte Schiedsverfahren bis hin zu modernen 
Awareness- und Mediationsstrukturen lassen sich Kontinuitäten, aber auch Transformationen
in den Logiken von Macht, Schutz und Ausgrenzung beobachten.

• 1A.4 schließlich zieht Lektionen aus der Geschichte: Wo liegen die Risiken informeller 
Sanktionierung – und an welchen Punkten wurden durch historische Innovationen neue 
Wege der Konfliktbearbeitung eröffnet? Welche Sackgassen, welche produktiven Brüche 
markieren die Entwicklungslinien von Exklusion, Rehabilitierung und kollektiver 
Selbstregulation?

Diese historische und internationale Perspektivierung ist kein bloßer Anhang, sondern 
methodische Notwendigkeit: Sie verhindert, das Phänomen informeller Gerichtsbarkeit vorschnell
als zeitgenössische Ausnahme oder „Fehlentwicklung“ zu begreifen. Stattdessen rückt sie die 
strukturelle Tiefengeschichte sozialer Bewegungen ins Zentrum der Analyse – und damit auch die 
wiederkehrende Herausforderung, Macht und Solidarität, Schutz und Differenz, Ordnung und 
Emanzipation immer neu zu balancieren.

Wer sich auf dieses Kapitel einlässt, wird lernen, die eigenen Erfahrungen und Beobachtungen im 
Spiegel kollektiver Geschichte und internationaler Praxis zu lesen – und so den Möglichkeitsraum 
für eine gerechtere, selbstkritischere kollektive Praxis zu erweitern.

1A. Historische und internationale Perspektiven auf informelle Gerichtsbarkeit

Informelle Gerichtsbarkeit und kollektive Ausgrenzung sind keine Erfindungen der Gegenwart. 
Vielmehr gehören sie zu den Grundmechanismen sozialer Ordnungsbildung, durch die Gruppen, 
Bewegungen und Institutionen seit jeher ihre Integrität, ihre Werte und ihre Grenzen schützen – 
oder sie zu sichern vorgeben. Erst durch den historischen und internationalen Vergleich wird 
deutlich, wie anpassungsfähig, vielgestaltig und zugleich beharrlich diese Verfahren im Wandel 
gesellschaftlicher Verhältnisse geblieben sind.

Im mittelalterlichen Zunftwesen etwa bildeten Ehrenstrafen, Ausschluss und informelle 
Gerichtsbarkeit das Rückgrat beruflicher, sozialer und politischer Kontrolle. Wer die expliziten oder
unausgesprochenen Regeln der Gemeinschaft verletzte, konnte – häufig ohne geregeltes Verfahren –
durch Gerüchte, Schweigen, die Entziehung von Unterstützung oder den symbolischen Ausschluss 
aus dem öffentlichen Raum sanktioniert werden. Solche Praktiken waren einerseits Instrumente 
kollektiver Selbstbehauptung, andererseits Keimzelle autoritärer Erstarrung: Die Angst vor 
Ausschluss disziplinierte die Einzelnen, festigte die Macht der Funktionsträger und reproduzierte 
soziale Ungleichheit auch dort, wo formale Rechtswege offiziell offenstanden.

Kirchliche Institutionen wiederum prägten über Jahrhunderte differenzierte Formen der 
informellen Sanktionierung: vom öffentlichen Büßerstatus über die Androhung des Ausschlusses 
vom Abendmahl bis zu subtilen Mechanismen sozialer Ächtung. Hier verband sich religiöse 
Legitimation mit sozialer Kontrolle; Normverstöße wurden nicht nur moralisch, sondern als Gefahr 
für das Kollektiv gedeutet – und der Schutz der Gemeinschaft als höchste Priorität über individuelle



Rechte und Ambiguitäten gestellt. Was als Gnade oder Seelsorge erschien, konnte sich jederzeit in 
strenge Disziplinierung verwandeln.

Politische Parteien und Gewerkschaften entwickelten seit dem 19. Jahrhundert eigene Verfahren 
informeller Gerichtsbarkeit, meist mit dem Ziel, interne Geschlossenheit und strategische 
Handlungsfähigkeit zu sichern. Fraktionsdisziplin, parteiinterne Tribunale, „Verschwörung der 
Schweigenden“ oder gezielte Marginalisierung von Dissident:innen sind vielfach dokumentiert – 
nicht selten mit der Folge, dass kritische Stimmen verstummen und die Linie der Organisation als 
alternativlos präsentiert wird. Gerade in revolutionären und sozialen Bewegungen traten immer 
wieder Prozesse der Selbstjustiz, improvisierte Schiedsverfahren und symbolische Ausschlüsse auf, 
die weniger der Gerechtigkeit als der Sicherung kollektiver Identität dienten.

Im internationalen Kontext zeigen Beispiele aus Bürgerrechtsbewegungen, NGOs und 
Basisinitiativen, dass informelle Verfahren universell sind, ihre Ausgestaltung aber stark von 
kulturellen, politischen und sozialen Faktoren abhängt. Während in manchen Regionen die 
informelle Sanktionierung durch soziale Netzwerke, Familien oder Dorfgemeinschaften dominiert, 
entstehen andernorts spezialisierte Gremien, Vermittlungskreise oder Awareness-Strukturen, die den
Anspruch auf Transparenz, Gerechtigkeit und Schutz zu institutionalisieren versuchen – mit sehr 
unterschiedlicher Wirksamkeit und Ambivalenz.

Die Geschichte informeller Gerichtsbarkeit ist geprägt von Wandel und Persistenz:

• Was in einem Jahrhundert als Fortschritt galt – etwa die Überwindung formalisierter 
Repression durch flexible Gruppenverfahren –, erscheint im nächsten als Sackgasse neuer 
Intransparenz und Machtakkumulation.

• Dort, wo Tribunale und Ausschluss als Notbehelf begannen, entstanden nicht selten neue 
Herrschaftsformen und interne Repressionsapparate.

• Zugleich haben Basisinitiativen, Selbsthilfegruppen und soziale Bewegungen wiederholt 
Wege gefunden, informelle Verfahren für die Entwicklung partizipativer, rehabilitativer und 
dialogischer Konfliktbearbeitung zu nutzen. Doch stets bleibt die Grenze zwischen Schutz 
und Strafe, zwischen Innovation und Repression, zwischen Gemeinschaft und Ausschluss 
prekär.

Die Lektion aus dieser Geschichte ist unmissverständlich:
Informelle Gerichtsbarkeit ist ein ambivalentes Erbe – Werkzeug zur Herstellung kollektiver 
Handlungsfähigkeit, aber auch Risiko autoritärer Verhärtung und blindem Gehorsam. Wer diese 
Mechanismen in heutigen Bewegungen analysiert, muss sich der historischen Tiefenschärfe bewusst
sein: Die Sehnsucht nach Gemeinschaft, der Ruf nach Schutz und die Angst vor Auflösung sind 
beständige Begleiter jeder kollektiven Praxis. Entscheidend bleibt, wie bewusst und transparent 
Gruppen mit dieser Ambivalenz umgehen – und ob sie Wege finden, Kritik, Pluralität und 
Selbstkorrektur in ihre Verfahren einzubauen, anstatt sie im Namen der Ordnung zu opfern.

Nur im Spiegel der Geschichte wird deutlich, dass informelle Gerichtsbarkeit nicht überwunden, 
sondern immer wieder neu ausgehandelt werden muss. Jede Bewegung, die emanzipatorisch sein 
will, steht vor der Aufgabe, ihre eigenen Verfahren kritisch zu reflektieren – und aus den Fehlern 
wie auch aus den Errungenschaften vergangener Generationen zu lernen.



1A.1 Exklusionsmechanismen im historischen Kontext

Analytische Einführung

Die Analyse informeller Gerichtsbarkeit bleibt unvollständig, solange sie sich auf zeitgenössische 
Bewegungen beschränkt. Erst im historischen Längsschnitt zeigt sich, wie grundlegend und vielfach
verschränkt Ausgrenzung, Sanktion und informelle Kontrolle in der Entwicklung kollektiver 
Strukturen verankert sind. Exklusionsmechanismen sind keine Randphänomene, sondern zentrale 
Techniken der Selbstbehauptung sozialer Kollektive – sie sichern Kohärenz, Verbindlichkeit und 
Identität, sie stiften Loyalität, schaffen Vertrauen und begrenzen Dissens. Doch immer dienen sie 
auch der Reproduktion von Macht, der Konservierung von Status und der Durchsetzung von 
Normen, die nicht immer explizit oder demokratisch legitimiert sind.

Gerade in Institutionen und Bewegungen, die sich als fortschrittlich, gemeinschaftlich oder 
solidarisch definieren, zeigen sich die Ambivalenzen informeller Ausschlussverfahren in besonderer
Schärfe: Hier wird Zugehörigkeit als Privileg und Verpflichtung zugleich verhandelt. Wer sich 
gegen die – oft unausgesprochenen – Regeln der Gemeinschaft stellt, wird nicht nur zum 
Außenseiter, sondern zum Risiko für das Kollektiv erklärt. Die daraus resultierenden Sanktionen 
reichen von symbolischer Distanzierung bis zur vollständigen sozialen Exklusion. Das Paradox: 
Ausgerechnet dort, wo Gemeinschaft, Schutz und Solidarität programmatisch ins Zentrum gerückt 
werden, entfalten sich besonders wirkmächtige Formen informeller Gerichtsbarkeit – verborgen 
hinter Rhetorik, Ritual und Gruppenkonsens.

Die historischen Beispiele, die im Folgenden analysiert werden, machen deutlich, wie eng 
Exklusion und Inklusion, Schutz und Kontrolle, Innovation und Erstarrung verschränkt sind. Jede 
Institution, jede Bewegung muss ihr Verhältnis zur Differenz, zum Konflikt, zum Fremden und zur 
Abweichung immer wieder neu bestimmen – und entscheidet dabei nicht nur über ihre innere 
Dynamik, sondern auch über ihren gesellschaftlichen Einfluss, ihre Legitimität und ihre Fähigkeit 
zur Erneuerung.

Detaillierte Analyse der Träger und Institutionen

Zünfte

Die Zünfte des Mittelalters und der frühen Neuzeit sind paradigmatische Beispiele für die 
Verflechtung von Exklusion und Gemeinschaft. Die Zugehörigkeit zu einer Zunft versprach Schutz 
vor ökonomischer Unsicherheit und sozialem Abstieg, verschaffte Zugang zu Ressourcen, 
Netzwerken und politischem Einfluss. Doch dieser Schutz war an strikte, oft informell 
durchgesetzte Regeln gebunden: Wer sich ihnen widersetzte, riskierte nicht nur materielle 
Sanktionen (Ausschluss von Märkten, Entzug von Produktionsrechten), sondern auch symbolische 
Strafen wie den Verlust von Ehre und Reputation. Der Ausschluss aus der Zunft bedeutete nicht 
selten soziale Vernichtung, die sich keiner formalen Revision entzog. Entscheidend war weniger das
geschriebene Recht, sondern die Macht informeller Verfahren: Gerüchte, kollektive Missbilligung, 
das Verweigern von Unterstützung, Schweigen – all das bestimmte, wer „dazugehört“ und wer 
ausgeschlossen bleibt. Diese Dynamiken sorgten für Stabilität und Homogenität, unterbanden aber 
Innovation, Kritik und individuelle Entwicklung.



Kirchen

Kirchliche Institutionen etablierten, neben formalen Disziplinarverfahren, ein vielgestaltiges 
Arsenal informeller Sanktionen. Öffentliche Büßerschaft, Ausschluss von Sakramenten, der soziale 
Tod durch „Exkommunikation“ waren ebenso Teil der Kontrolle wie subtilere Formen sozialer 
Ächtung: Das Flüstern im Gemeinderaum, der verweigerte Friedensgruß, das Ausschließen aus 
nachbarschaftlicher Hilfe. Oft genügte der Verdacht eines Verstoßes gegen die Glaubensordnung, 
um in die Zone der Unsichtbaren zu geraten – ohne klaren Rechtsweg, ohne Möglichkeit der 
Verteidigung. Zugleich trugen kirchliche Gemeinschaften dazu bei, Moral und soziale Ordnung 
aufrechtzuerhalten; sie schufen Schutzräume für Schwache, boten – wenigstens theoretisch – die 
Chance auf Buße und Wiedereingliederung. Doch gerade in der Spannung zwischen Gnade und 
Disziplin lag die Kraft informeller Ausschlussverfahren, die bis weit in die Moderne hinein das 
soziale Leben prägten.

Politische Parteien

Auch moderne politische Parteien, besonders im Kontext von Massenbewegungen und 
revolutionären Umbrüchen, entwickelten ein breites Spektrum informeller Exklusionsmechanismen.
Fraktionsdisziplin, Loyalitätsappelle, informelle Tribunale oder das gezielte Marginalisieren von 
Abweichler:innen bildeten das Rückgrat interner Ordnung. Wer nicht mit der Linie der Führung, der
Mehrheit oder der informellen Machtzirkel konform ging, fand sich rasch im Abseits wieder – von 
der Redeliste gestrichen, aus Gremien entfernt, Opfer subtiler Diffamierung. Besonders in 
autoritären oder stark hierarchisierten Parteien war der Ausschluss selten ein klar kodifiziertes 
Verfahren, sondern das Ergebnis eines komplexen Zusammenspiels aus Gerüchten, Intrigen, 
Loyalitätsbekundungen und Gruppenmoral. Auch progressive Parteien und linke Organisationen 
blieben nicht frei von diesen Mechanismen: Der Kampf um Deutungshoheit und Zugehörigkeit 
wiederholt sich, oft unter dem Banner von Einheit, Schutz oder Fortschritt.

Gewerkschaften

Gewerkschaften standen immer im Spannungsfeld zwischen solidarischer Interessenvertretung und 
sozialer Kontrolle. Der Zugang zu kollektiver Macht war an den Nachweis von Loyalität, 
Streikdisziplin und Gruppenbindung geknüpft. Wer sich gegen Streikbeschlüsse stellte, interne 
Kritik übte oder als „Streikbrecher:in“ auftrat, wurde nicht selten Ziel informeller Sanktionen: von 
der Isolierung am Arbeitsplatz bis zum Ausschluss aus dem sozialen Leben der Belegschaft. Hier 
mischten sich ökonomische Zwänge mit der Kraft informeller Normsetzung; die Verteidigung 
kollektiver Interessen erfolgte oft zulasten individueller Abweichung und Differenz. Doch 
Gewerkschaften waren auch Orte des Schutzes, der Solidarität und der gesellschaftlichen 
Emanzipation – immer jedoch unter der Bedingung, dass Differenz und Dissens nicht zum 
Störfaktor kollektiver Handlungsfähigkeit wurden.

Resümee:
Die historischen Exklusionsmechanismen der Zünfte, Kirchen, Parteien und Gewerkschaften 
zeigen, dass informelle Gerichtsbarkeit nicht auf die Vergangenheit oder Randgruppen beschränkt 
ist. Sie ist das strukturelle Produkt kollektiver Organisation – Werkzeug zur Sicherung von 
Kohärenz und zugleich ständige Bedrohung individueller Freiheit und Pluralität. Die 
Herausforderung bleibt bis heute: Schutz und Solidarität dürfen nicht zum Vorwand für neue 
Ausschlüsse, Erstarrung oder die Unterdrückung kritischer Stimmen werden. Die Lektionen der 
Geschichte fordern uns auf, die blinden Flecken kollektiver Praxis immer wieder neu zu adressieren
– jenseits der Mythen vergangener und gegenwärtiger Bewegungen.



1A.2 Informelle Gerichtsbarkeit in internationalen Bewegungen

Analytische Einführung

Die Dynamik informeller Gerichtsbarkeit ist kein exklusiv europäisches oder westliches Phänomen.
Vielmehr prägen Verfahren informeller Sanktionierung, Ausschluss und kollektiver Kontrolle 
weltweit die Entwicklung sozialer Bewegungen und zivilgesellschaftlicher Organisationen. Die 
Vielfalt kultureller, politischer und ökonomischer Kontexte bedingt jedoch eine große Bandbreite in 
Ausgestaltung, Legitimation und Wirkung dieser Mechanismen. Zugleich wird deutlich: Wo 
formelle Strukturen schwach, überfordert oder systematisch ausgehebelt werden, übernehmen 
informelle Verfahren die Regulierung von Zugehörigkeit, Loyalität und Deutungshoheit – mit 
ambivalenten Folgen für kollektive Emanzipation wie für individuelle Rechte.

Internationale Bewegungen und NGOs bewegen sich stets im Spannungsfeld zwischen der 
Notwendigkeit, kollektive Handlungsfähigkeit gegen äußeren Druck oder innere Zersetzung zu 
verteidigen, und der Gefahr, informelle Verfahren in autoritäre Praxis, Ausschluss und 
Konformitätsdruck kippen zu lassen. Die historische und gegenwärtige Praxis zeigt, wie eng 
Solidarität und Disziplinierung, Schutz und Strafe, Innovationskraft und neue Formen von Macht 
miteinander verschränkt sind.

Beispiele im internationalen Vergleich

Bürgerrechtsbewegungen

In den großen Bürgerrechtsbewegungen des 20. Jahrhunderts – etwa der US-amerikanischen 
Bürgerrechtsbewegung, den südafrikanischen Anti-Apartheid-Strukturen oder lateinamerikanischen 
Demokratieinitiativen – waren informelle Sanktionsmechanismen ein integraler Bestandteil 
kollektiver Selbstbehauptung. Wer sich gegen die strategischen Leitlinien der Bewegung, gegen 
moralische Leitfiguren oder gegen intern verhandelte Normen stellte, sah sich oft informellen 
Verfahren ausgesetzt:

• In der US-Bürgerrechtsbewegung wurde Dissens, etwa zur Gewaltfrage oder zur 
Zusammenarbeit mit etablierten Institutionen, häufig nicht über förmliche Ausschlüsse, 
sondern über Marginalisierung, Redeverbote oder die gezielte Entziehung informeller 
Unterstützung geregelt.

• Auch in der Anti-Apartheid-Bewegung in Südafrika wurden Mitglieder, die als 
„Verräter:innen“ oder „Unsichere Kantonist:innen“ galten, durch kollektive Stigmatisierung,
Rufschädigung und den Ausschluss aus Netzwerken sanktioniert – nicht selten ohne 
dokumentiertes Verfahren, sondern im Schatten von Gerüchten, Loyalitätsappellen und 
gruppeninterner Überwachung.

Gleichwohl entwickelten viele dieser Bewegungen, oft im Lernprozess schmerzhafter Erfahrungen, 
innovative Ansätze für Versöhnung, Rehabilitation und dialogische Konfliktbearbeitung – etwa in 
Form von Truth and Reconciliation Commissions oder basisdemokratischen Versammlungen, die 
explizit Raum für Dissens und Selbstkritik schufen.

Nichtregierungsorganisationen (NGOs)

Globale NGOs agieren im Spannungsfeld zwischen Professionalität, Spendenlogik, Aktivismus und
basisdemokratischem Anspruch. In solchen Strukturen entstehen informelle Gerichtsbarkeiten meist



als Antwort auf wahrgenommene Regelverstöße, Loyalitätskonflikte oder das „Gefährden“ der 
Außenwirkung:

• Mitarbeiter:innen, die auf strukturelle Diskriminierung, Machtmissbrauch oder 
intransparente Entscheidungswege aufmerksam machen, werden nicht selten Opfer subtiler 
Ausgrenzung: Die Einladung zu Meetings bleibt aus, Kommunikationswege werden 
gekappt, Verantwortlichkeiten diffus verteilt.

• Der Weg in die Isolation führt meist nicht über formale Beschlüsse, sondern über ein Netz 
aus Schweigen, Gerüchten und der gezielten Mobilisierung organisationaler Loyalität.

In internationalen Kontexten verschärfen kulturelle Differenzen, Sprachbarrieren und ungleiche 
Machtressourcen diese Dynamiken zusätzlich: Wer „außen“ steht, wird selten explizit 
ausgeschlossen, sondern verschwindet durch schleichende Prozesse aus der aktiven Gemeinschaft.

Basisinitiativen

Basisinitiativen – von südamerikanischen Landlosenbewegungen über afrikanische 
Frauenkooperativen bis zu asiatischen Stadtteilorganisationen – bieten zahlreiche Beispiele für die 
produktive wie problematische Kraft informeller Sanktionierung:

• Wo formelle Strukturen fehlen oder als korrupt wahrgenommen werden, ersetzen kollektive 
Plena, Ältestenräte oder Vertrauenszirkel die gerichtliche oder administrative Kontrolle. Das 
ermöglicht schnelle, situationsgerechte Reaktion, stärkt den Zusammenhalt – öffnet aber 
zugleich Tür und Tor für willkürliche Sanktionen, das Verschwinden kritischer Stimmen und
die Übermacht informeller Autoritäten.

• In etlichen Bewegungen entsteht eine doppelte Grenze: Nach außen werden Ausschluss und 
Stigmatisierung scharf kritisiert, nach innen aber unter dem Deckmantel gemeinschaftlicher 
Notwendigkeit praktiziert.

Gleichwohl zeugen zahlreiche Initiativen davon, wie basisdemokratische Mechanismen, öffentliche 
Debatte und die institutionalisierte Wiederaufnahme von Ausgeschlossenen Prozesse der 
Selbstkorrektur und kollektiven Heilung ermöglichen können.

Resümee:
Informelle Gerichtsbarkeit ist in internationalen Bewegungen kein Randphänomen, sondern 
tragender Bestandteil kollektiver Selbstregulierung – stets zwischen Schutz und Strafe, 
Emanzipation und Kontrolle. Die Vielfalt internationaler Beispiele zeigt, dass die gleichen 
Grunddynamiken überall dort wirken, wo Zugehörigkeit, Loyalität und moralische Ordnung im 
Namen einer höheren Sache verhandelt werden. Entscheidend bleibt, ob Bewegungen aus der 
Geschichte der Sanktionierung lernen und Räume schaffen, in denen Macht, Kritik und Differenz 
produktiv ausbalanciert werden können – oder ob der Schutz des Kollektivs erneut zum Einfallstor 
für Ausschluss, Erstarrung und innere Erosion wird.



1A.3 Wandel und Persistenz: Vom Tribunal zum Schiedsverfahren

Der Glaube an linearen Fortschritt ist in der Geschichte kollektiver Konfliktbearbeitung stets 
trügerisch geblieben. Wer auf die Abschaffung informeller Gerichtsbarkeit durch fortschreitende 
Rationalisierung oder gar Humanisierung hofft, verkennt die eigensinnige Beharrlichkeit sozialer 
Rituale und die träge Logik informeller Macht. Was als Tribunal beginnt, kehrt – in neuer Form, mit
neuer Rhetorik – im Schiedsverfahren wieder. Es sind Verschiebungen, nicht Revolutionen; 
Varianten, keine Überwindungen.

Das Tribunal: Kollektive Reinigung und die Sehnsucht nach Schuldigen
Das Tribunal ist die Urszene gruppendynamischer Selbstversicherung: Das Kollektiv inszeniert sich
als Ort gerechter Wahrheit, als Tribunal der Reinen, als Bühne für die rituelle Vergewisserung von 
Zugehörigkeit. Anklage und Urteil, Sühne und Ausschluss – alles ist öffentlich, alles ist performativ,
alles ist kollektiv beglaubigt. Doch was nach Gerechtigkeit riecht, ist selten mehr als die Exekution 
bestehender Normen und Ängste. Das Tribunal ist der Schauplatz, auf dem Differenz ins 
Pathologische, Abweichung ins Bedrohliche und Kritik ins Feindliche gekippt wird. Der Einzelne, 
der Zweifelnde, der Nonkonforme – sie werden zum Material kollektiver Reinheit, geopfert auf 
dem Altar der Gruppenkohärenz.

Das Schiedsverfahren: Die Zähmung des Tribunals – oder dessen Camouflage?
Mit dem Siegeszug von Schiedsverfahren, Moderation, Mediation und kollektiven Anhörungen tritt 
das Kollektiv den Rückzug aus der offenen Inquisition an. Die Sehnsucht nach „geregeltem 
Konflikt“, nach „fairer Anhörung“ und nach Wiedereingliederung statt Ausstoßung bestimmt die 
neue Grammatik der Gruppen. Doch wie viel Tribunal bleibt im Schiedsverfahren?

• Auch hier werden Definitionsmacht und Auswahl der Schiedsrichter:innen selten transparent
geregelt;

• Auch hier entscheidet die narrative Vorklärung, wer gehört, wer verurteilt, wer rehabilitiert 
wird;

• Auch hier bleibt die Gruppe Richterin und Zeugin in einem – mal sanft, mal nachsichtig, 
aber nie neutral.

Wandel und Beharrung – zwei Seiten derselben Medaille
So erweist sich der Wechsel vom Tribunal zum Schiedsverfahren als Dialektik aus Reform und 
Rückfall. Das Bedürfnis nach Kontrolle, nach Schuld und Reinheit, nach der Gemeinschaft des 
Ausgeschlossenen und des Rehabilitierten, findet in immer neuen Formen Zuflucht. Die 
Kollektivrituale verschwinden nicht – sie wandern nur von der Bühne in den Nebenraum, von der 
Anklagebank in die Mediationsecke, von der Gewalt des Ausschlusses in die subtilere Gewalt des 
Schweigens oder der moralischen Nachsicht.

Und doch:
Es wäre zu billig, darin nur ewige Wiederkehr des Immergleichen zu sehen. Wo Schiedsverfahren 
als Orte der Selbstkritik, der transparenten Aushandlung und der strukturellen Reflexion etabliert 
werden, kann – für einen Moment – das Kollektiv über sich hinauswachsen.

• Die Anerkennung von Differenz, die Einladung zum Dissens, das Recht auf Irritation – all 
dies kann, wenn es institutionell eingelöst wird, das alte Ritual unterbrechen.



• Doch die Versuchung des Tribunals, der Rückfall ins Reine, ins Eindeutige, ins 
Ausschließende bleibt als Schatten immer präsent.

Fazit:
Die Geschichte informeller Gerichtsbarkeit ist ein beständiges Ringen um den Umgang mit 
Differenz und Kritik. Wer glaubt, durch neue Verfahren die alten Dämonen der Kollektivmacht zu 
bannen, irrt. Nur wo Verfahren der Reflexion und Kritik offenbleiben, wo die Möglichkeit des 
Irrtums institutionalisiert ist, gewinnt das Kollektiv die Chance, sich der autoritären Versuchung zu 
entziehen. Der Rest ist Wiederholung – und Mahnung zugleich.

1A.4 Lektionen aus der Geschichte: Risiken, Innovationen, Sackgassen

Geschichte liefert keine Handlungsanleitung, aber sie ist ein präziser Spiegel für die blinden 
Flecken kollektiver Praxis. Wer den Schatten informeller Gerichtsbarkeit ernst nimmt, muss bereit 
sein, die Lektionen der Vergangenheit in ihrer schmerzlichen Vielschichtigkeit zur Kenntnis zu 
nehmen. Es gibt keinen einfachen Fortschritt, aber eine Summe an Erfahrungen, die Risiken, 
Innovationen und Sackgassen benennbar macht.

Risiken: Die dunklen Seiten informeller Gerichtsbarkeit

1. Willkür statt Rechtssicherheit:
Ohne kodifizierte Verfahren und transparente Regeln entscheidet oft das Momentum, die 
Stimmung, das Charisma einzelner – und nicht überprüfbare Kriterien oder geregelte 
Einspruchsmöglichkeiten.

2. Kollektive Blindheit:
Gruppen tendieren dazu, sich gegen Kritik von außen und innen abzuschirmen. Was einmal 
als „unser Weg“ markiert ist, entzieht sich allzu leicht der Selbstbefragung – abweichende 
Stimmen werden zu Störfällen, nicht zu Korrekturen.

3. Stigmatisierung und soziale Vernichtung:
Informelle Sanktionen wirken häufig härter als formale Strafen. Der Ausschluss erfolgt nicht
selten geräuschlos, begleitet von Gerüchten, dem Entzug von Solidarität oder der 
Pathologisierung des „Abweichlers“. Die Möglichkeit zur Rehabilitation bleibt marginal 
oder wird unmöglich gemacht.

4. Machtkonzentration hinter den Kulissen:
Während offene Hierarchien abgebaut werden, verlagern sich Machtzentren ins Informelle. 
Cliquen, Vertrauenspersonen oder nicht gewählte Kreise bestimmen, wer dazugehört – oft 
ohne Rechenschaft.

5. Selbstlegitimation durch Moral:
Der Verweis auf Schutz, Solidarität oder die Notwendigkeit kollektiver Hygiene dient als 
Ausrede für Maßnahmen, die eigentlich Macht- und Statussicherung betreiben. So bleibt der
moralische Impuls unreflektiert und immunisiert sich gegen Kritik.



Innovationen: Wo Differenz produktiv wird

1. Institutionalisierte Fehlerkultur:
Historisch wirksam wurden Modelle, in denen Gruppen das Eingeständnis von Fehlern nicht
als Schwäche, sondern als Zeichen kollektiver Reife kultivieren – etwa in 
basisdemokratischen Selbstkritik-Sitzungen oder durch „zweite Chance“-Prozesse.

2. Transparente Dokumentation und Nachvollziehbarkeit:
Entscheidungswege werden offengelegt, Protokolle geführt, Alternativen diskutiert. Nicht 
die Entscheidung, sondern ihr Zustandekommen steht im Zentrum – das ermöglicht 
Korrekturen und schafft Vertrauen.

3. Multiperspektivische Konfliktbearbeitung:
Verfahren, die explizit auf die Integration widersprüchlicher Positionen zielen (z. B. 
partizipative Mediation, runde Tische), minimieren die Gefahr von Ausgrenzung und 
eröffnen Räume für die Artikulation von Minderheitenpositionen.

4. Rehabilitations- und Wiedereingliederungsmechanismen:
Historische Innovationen zeigen: Wo Sanktionen nicht als Endpunkt, sondern als 
Zwischenstufe im Prozess kollektiver Auseinandersetzung verstanden werden, entsteht 
Raum für Rückkehr, Versöhnung, Wiedergutmachung.

5. Schaffung unabhängiger Reflexions- und Kontrollinstanzen:
Bewegungen, die dauerhafte Feedbackstrukturen, Ombudspersonen oder externe 
Schiedsstellen etablieren, eröffnen den Möglichkeitsraum für kritische Selbstkorrektur und 
Schutz vor der Selbstimmunisierung der Gruppe.

Sackgassen: Wenn Wiederholung zur Regel wird

1. Formalismus ohne Reflexion:
Die Einführung neuer Verfahren oder Gremien verkommt zum Selbstzweck, wenn sie nicht 
von tatsächlicher Machtkritik und lebendiger Praxis begleitet wird. Bürokratisierung ersetzt 
nicht die Bereitschaft zur Selbsthinterfragung.

2. Moralische Erstarrung:
Sobald moralische Kategorien zur unhinterfragbaren Grundlage des Handelns werden („Wer
nicht für uns ist, ist gegen uns“), ersticken Pluralität, Ambiguität und Experimentierfreude. 
Der Schutz des Kollektivs wird zum Ausschlussmechanismus.

3. Die Pathologisierung von Dissens:
Wer Kritik übt oder auf strukturelle Risiken hinweist, gilt als „Spalter:in“, „Toxiker:in“ oder 
wird psychologisiert. Die Gruppe immunisiert sich gegen alles, was nicht zur vorgegebenen 
Erzählung passt.

4. Kollektives Vergessen:
Fehler werden bagatellisiert, Fehlentwicklungen historisiert („Das war damals eben so“) 
oder als Ausreißer individualisiert. Die notwendige Aufarbeitung, Erinnerung und 
Auseinandersetzung mit den eigenen Abgründen bleibt aus.



5. Ewige Rückkehr informeller Macht:
Selbst nach Phasen offener Selbstkritik und Reform wandern Macht, Definitionshoheit und 
Ausschlussmechanismen zurück ins Informelle. Der neue Name kaschiert oft nur die alte 
Praxis – das Problem bleibt bestehen.

Fazit:
Wer sich den Lektionen der Geschichte stellt, erkennt: Risiken lassen sich nicht abschaffen, 
Innovationen sind immer vorläufig, Sackgassen drohen überall dort, wo Macht nicht kritisch befragt
und Verfahren nicht laufend neu justiert werden. Die Aufgabe ist nicht die perfekte Struktur, 
sondern die permanente Arbeit an der eigenen Fehlbarkeit, an der Unruhe der Differenz und an der 
Offenheit für Irritation – damit Emanzipation nicht zum Ritual, sondern zum lebendigen Prozess 
wird.

Literatur zu Kapitel 1A: Historische und internationale Perspektiven auf 
informelle Gerichtsbarkeit

Grundlagen historischer Exklusionsmechanismen

• Heinz Schilling (1983): Zünfte und soziale Konflikte in der europäischen Stadt. Suhrkamp.
– Präzise Analyse von Inklusions- und Exklusionspraktiken im Zunftwesen.

• Stefan-Ludwig Hoffmann (Hg., 2012): Moralpolitik. Geschichte der informellen 
Sozialkontrolle in Europa (18.–20. Jahrhundert). Vandenhoeck & Ruprecht.
– Studien zu den subtilen und offen wirksamen Mechanismen informeller Sozialkontrolle.

Kirchliche Institutionen und soziale Kontrolle

• Michel Foucault (1976): Überwachen und Strafen. Die Geburt des Gefängnisses. 
Suhrkamp.
– Klassiker zur Disziplinargesellschaft und zu informellen Strafpraktiken, auch im 
kirchlichen Kontext.

• Caroline Walker Bynum (1992): Fragmentation and Redemption: Essays on Gender and 
the Human Body in Medieval Religion. Zone Books.
– Zur sozialen Rolle von Ausschluss, Sühne und Exkommunikation in religiösen 
Gemeinschaften.

Politische Parteien und Gewerkschaften

• Richard Saage (2001): Parteien und Parteiendisziplin. Zur Geschichte der politischen 
Exklusion. Campus Verlag.
– Analyse informeller und formeller Ausschlussmechanismen in Partei- und 
Fraktionsgeschichte.

• Jürgen Kocka (1980): Arbeitsverhältnisse und Arbeiterexistenzen. Grundlagen der 
Klassenbildung im 19. Jahrhundert. Klett-Cotta.
– Zur Rolle von Gewerkschaften als Räume kollektiver Disziplinierung und Ausschluss.



Internationale Bürgerrechtsbewegungen und NGOs

• Mary King (1987): Freedom Song. A Personal Story of the 1960s Civil Rights Movement. 
William Morrow.
– Persönliche Einblicke in interne Konflikte, Ausschlüsse und Versöhnungsversuche der US-
Bürgerrechtsbewegung.

• Nelson Mandela (1995): Long Walk to Freedom. The Autobiography of Nelson Mandela. 
Little, Brown and Company.
– Erfahrungen mit Ausgrenzung, Loyalitätsdruck und informeller Sanktionierung in der 
Anti-Apartheid-Bewegung.

• Kumi Naidoo (2015): Boiling Point: Can Citizen Action Save the World? African Minds.
– NGOs zwischen Basisorientierung und informellen Disziplinierungsstrukturen.

Sozialanthropologie, Vergleichsstudien, kritische Theorie

• Victor Turner (1969): The Ritual Process. Structure and Anti-Structure. Aldine.
– Zum Zusammenhang von Ritual, Ausgrenzung und Gemeinschaftsbildung in 
verschiedenen Kulturen.

• Eva Illouz (2007): Cold Intimacies: The Making of Emotional Capitalism. Polity.
– Wie informelle Ausgrenzung und neue Gemeinschaftsrituale auch globale Bewegungen 
prägen.

• Donatella Della Porta / Mario Diani (2020): Social Movements. An Introduction (3rd ed.). 
Wiley Blackwell.
– Überblick zu internen Konflikten, Ausschluss und informeller Regulierung in 
internationalen Bewegungen.

Innovationen und Sackgassen

• Priscilla Hayner (2001): Unspeakable Truths: Transitional Justice and the Challenge of 
Truth Commissions. Routledge.
– Chancen und Grenzen von Wahrheitskommissionen und dialogischer Konfliktbearbeitung.

• Audre Lorde (1984): Sister Outsider. Essays and Speeches. Crossing Press.
– Kritische Reflexionen zu Differenz, Solidarität und innerer Bewegungskritik.

Hinweis:
Diese Auswahl verbindet geschichtliche Tiefenschärfe mit internationaler Perspektive und erkennt 
das Zusammenspiel von Ritual, Macht, Innovation und Scheitern als Kern der Analyse. Sie bietet 
sowohl empirische Detailstudien als auch theoretische Leitfäden und persönliche 
Erfahrungsberichte – und ist so anschlussfähig für alle Unterkapitel und Reflexionsebenen von 
Kapitel 1A.



Einführung zu Kapitel 2

Wer Ausschluss in Bewegungen und Gruppen verstehen will, darf nicht beim Offensichtlichen 
stehen bleiben: Bei Ritual, Entscheidung oder offener Sanktion. Die eigentliche Macht der 
Ausgrenzung wirkt dort, wo sie unsichtbar bleibt – in den Tiefenschichten von Moral, Deutung und 
Sprache. Sie ist weniger ein Einzelereignis als ein fortwährendes Arrangement, das Menschen zu 
Rollen und Konflikte zu Erzählungen formt, noch bevor sich offene Entscheidungen manifestieren. 
Die Infrastruktur des Ausschlusses liegt im Diskurs, in der semantischen Ordnung, in der subtilen 
Rahmung von Zugehörigkeit und Abweichung.

Kapitel 2 legt das Fundament für das Verstehen dieser unsichtbaren Architektur. Es entwirrt jene 
Prozesse, in denen moralische Setzungen, diskursive Immunisierungen und die Sprache des „Wir“ 
zu mächtigen Instrumenten sozialer Kontrolle und Grenzziehung werden. Wer sich auf diese 
Lektüre einlässt, begegnet nicht nur offensichtlicher Macht, sondern der stillen Wirksamkeit von 
Zuschreibungen, Rahmungen und semantischen Weichenstellungen.

Die folgenden Abschnitte spannen ein analytisches Netz:

• 2.1 rekonstruiert die Eskalationslogik informeller Ausgrenzung. Wie verwandeln sich 
Spannungen, Unsicherheiten und Konflikte in die Delegitimierung Einzelner oder ganzer 
Gruppen? Welche verborgenen Pfade führen von kleinen Unschärfen zu harten 
Ausschlusspraktiken?

• 2.2 analysiert die Genese moralischer Autorität und die Mechanismen diskursiver 
Immunisierung. Wer entscheidet, was als unantastbar gilt, und wie werden Gruppen gegen 
Kritik abgeschirmt? Wie wird Moral zum Machtmittel – und wer bleibt auf der Strecke?

• 2.3 legt Sprache als zentrales Werkzeug frei: Rahmung, Zuschreibung, 
Betroffenheitssemantik. Hier wird sichtbar, wie durch Worte und Narrative Macht 
produziert, Verantwortung verteilt und Konflikte entweder produktiv bearbeitet oder 
unterdrückt werden.

• 2.4 typisiert symbolische Rollen: „Vertrauenspersonen“, „Betroffene“, „Täter“. Welche 
Funktion erfüllen diese Rollen im Drama des Ausschlusses, wie werden sie geschaffen und 
stabilisiert? Wer profitiert von der Zuordnung – und wem wird jede Revision verweigert?

• 2.5 widmet sich den Ambivalenzen fürsorglicher Macht: Zwischen Care und Kontrolle, 
zwischen Schutz und Überwachung. Wie werden Solidarität und Fürsorge selbst zu 
Instrumenten von Disziplinierung und Ausgrenzung?

• 2.6 schließlich reflektiert die methodische Herausforderung: Wie kann durch 
dokumentarische Analyse verhindert werden, dass individuelle Erfahrungen und subjektive 
Erinnerungen in der Systematik kollektiver Deutung und Standardisierung verloren gehen?

Diese Einführung ist eine Einladung zur Tiefenbohrung: Wer bereit ist, sich auf die unsichtbaren
Ordnungen, die stillen Mechanismen und die diskursive Grammatik des Ausschlusses einzulassen, 
wird die Infrastruktur gruppeninterner Macht in neuer Klarheit sehen. Moral, Sprache und Deutung 
sind keine bloßen Begleiterscheinungen – sie sind die unsichtbaren Träger der Macht, ohne die kein 
Ausschlussprozess denkbar wäre. Das Kapitel öffnet die Bühne für jene Analyse, die im 
Alltäglichen und Unscheinbaren den Schlüssel zur Kritik und zur Transformation kollektiver Praxis 
erkennt.



2. Moral, Deutung und Sprache – Die verborgene Infrastruktur von 
Ausschlussprozessen

Wirkliche Macht ist selten dort, wo das Kollektiv sie verortet. Sie liegt im Unsichtbaren, im 
Selbstverständlichen, im scheinbar Unstrittigen. Wer die Anatomie von Ausschlussprozessen 
aufschlüsseln will, darf sich nicht mit den Protokollen der Plena oder den Listen informeller 
Sanktionen zufriedengeben. Das Eigentliche geschieht vorher – in der stillen Sedimentierung von 
Moral, in der Setzung von Deutungsmustern, in der Kunst der sprachlichen Rahmung.

Jede Bewegung, jede Gruppe, jedes soziale Feld schreibt seine Ordnung nicht allein durch Satzung 
und Beschluss, sondern durch das, was unausgesprochen gilt: die moralischen Tiefenstromlinien, 
die Unhinterfragbarkeit des „Richtigen“, die unsichtbare Grammatik von Schuld und Zugehörigkeit.
Hier, in diesem Bereich, wirken die eigentlichen Architekturen der Macht.

Moral – das ist mehr als die Summe kollektiver Werte. Sie ist das unsichtbare Band, das Verhalten, 
Rede und Schweigen in das Korsett des Zulässigen zwingt. Wer abweicht, riskiert nicht nur 
Ablehnung, sondern die Exkommunikation aus dem Bereich des Sag- und Machbaren. Moral ist nie
neutral; sie ist die stillgestellte Politik des Alltags, die Aufrechterhaltung einer Ordnung, die ihre 
eigenen Voraussetzungen unsichtbar macht.

Deutung – sie ist der Kampf um die Lesart, die Zuschreibung, die semantische Platzanweisung. 
Was ist ein Konflikt? Wer ist ein Opfer, wer ein Täter? Wer verdient Schutz, wer Sanktion? In 
diesen Unterscheidungen entscheidet sich, wessen Stimme Resonanz bekommt und wessen 
Geschichte zum Randphänomen verdammt bleibt. Deutung ist die Macht, ein Geschehen so zu 
rahmen, dass Widerspruch unmöglich oder verdächtig erscheint.

Sprache – sie ist das unscheinbare Werkzeug, das die Landschaft der Zugehörigkeit absteckt. Wer 
die Grammatik der Gruppe beherrscht, spricht im Modus des „Wir“. Wer andere Worte wählt, gerät 
rasch ins Abseits: Die falsche Metapher, die unpassende Semantik – es genügt oft ein einziger 
Bruch, um aus der Harmonie der Gemeinschaft in die Dissonanz der Verdächtigung zu kippen. 
Sprache ist nie bloß Ausdruck, sondern immer schon Performanz: Sie markiert Zugehörigkeit, 
verteilt Verantwortlichkeit und zieht die Grenzen des Akzeptablen.

In dieser unsichtbaren Infrastruktur liegt die eigentliche Sprengkraft der Ausschlussdynamik. Nicht 
der große Skandal, nicht der offene Bruch, sondern die tägliche Wiederholung des 
Selbstverständlichen entscheidet über die Grenzziehungen des Kollektivs. Wer von Ausschluss 
redet, muss von Rahmung, Zuschreibung, Semantik reden – sonst bleibt die Analyse blind für jene 
Prozesse, in denen aus Spannungen Delegitimation, aus Differenz Pathologisierung und aus Kritik 
Verrat wird.

Das Kapitel nimmt diese verborgene Ordnung in den Blick. Es seziert die Eskalationslogiken 
informeller Ausgrenzung, legt die Mechanik moralischer Autorität frei, analysiert die 
Rollenverteilung von „Vertrauensperson“, „Betroffene:r“ und „Täter:in“ und benennt die 
Ambivalenz von Care und Kontrolle.
Vor allem aber hält es fest: Der Weg zur emanzipatorischen Praxis führt über die Arbeit an der 
Sprache, über die Reflexion der eigenen Deutungsgewohnheiten und über die Bereitschaft, 
moralische Evidenzen immer wieder neu zu befragen. Wer in der Tiefe arbeiten will, muss an die 



Fundamente gehen – dorthin, wo das Kollektiv ungern hinsieht, wo es sich selbst am wenigsten 
kennt.

Der Preis dieser Arbeit ist Unsicherheit. Der Gewinn ist die Möglichkeit, Macht neu zu denken – 
und den Raum für Differenz, Kritik und wirkliche Zugehörigkeit offenzuhalten.

2.1 Die Eskalationslogik informeller Ausgrenzung – Von Spannungen zur 
Delegitimierung

Kein Ausschluss fällt vom Himmel. Was als Bruch erscheint, ist oft das letzte Glied in einer langen 
Kette von Unschärfen, Verdichtungen und Verschiebungen. Die Logik informeller Ausgrenzung ist 
die Kunst der schrittweisen Delegitimierung: Unsichtbar beginnt sie, unaufhaltsam scheint sie zu 
werden – und am Ende steht eine Gemeinschaft, die sich wundert, wie aus dem Funken ein Brand 
geworden ist.

Am Anfang steht nicht der Konflikt, sondern das Unbehagen.
Es sind kleine Irritationen: ein missverstandener Kommentar, ein Moment der Fremdheit, eine 
abweichende Position, die nicht ins gemeinsame Skript passt. Noch ist nichts entschieden. Doch das
Kollektiv reagiert nicht neutral. Es beginnt zu rahmen, zuzuordnen, zu interpretieren. Aus der 
Abweichung wird eine Differenz, aus der Differenz eine Spannung, aus der Spannung ein latentes 
Misstrauen.

Im nächsten Schritt beginnt das „Wissen“ um die Abweichung zu zirkulieren.
Gespräche finden statt, Blicke werden gewechselt, die ersten Gerüchte machen die Runde. Was 
noch nicht ausgesprochen ist, beginnt das Klima zu vergiften. Die Betroffenen spüren die 
Verschiebung, wissen aber selten, wann der Umschlagpunkt erreicht ist. Die Gruppe rückt 
zusammen, ohne dass je ein offizielles Wort gefallen wäre. Das Reden über ersetzt das Reden mit. 
Es ist der Moment, in dem die Möglichkeit zur Klärung durch das Bedürfnis nach Eindeutigkeit 
ersetzt wird.

Dann kommt die semantische Aufrüstung.
Was zunächst nur eine Spannung war, bekommt einen Namen. „Unzuverlässig“, „schwierig“, „nicht
teamfähig“, „grenzüberschreitend“ – die Zuschreibungen gewinnen an Schärfe, werden zu 
Etiketten, die fortan alle Handlungen filtern. Die Geschichte wird neu erzählt: Aus der einen 
Irritation wird ein Muster gemacht, jeder weitere Vorfall scheint Beweis für das Vorurteil. Die 
Gruppe erzeugt sich ihre eigene Logik, in der die Delegitimierung zur alternativlosen 
Schlussfolgerung reift.

Mit jeder Wiederholung verschiebt sich das Gleichgewicht.
Die Handlungen des oder der Ausgegrenzten werden nicht mehr neutral bewertet, sondern als Teil 
des Problems gelesen. Das soziale Kapital schmilzt, Unterstützung wird entzogen, Einladungen 
bleiben aus, Kontakte brechen ab. Wer sich wehrt, gilt als schwierig; wer schweigt, als schuldig; 
wer Hilfe sucht, als illoyal. Die Eskalation erscheint nun als Sachzwang – niemand will sie gewollt 
haben, aber alle bestätigen ihre Notwendigkeit.

Am Ende steht der Ausschluss als Logik der Gemeinschaft.
Jetzt greift das Kollektiv zum Instrumentarium informeller Gerichtsbarkeit: Nicht selten bleibt der 
formale Schritt aus, das Ritual der Trennung vollzieht sich still. Das Protokoll fehlt – aber das Urteil
steht. Die Delegitimierung ist vollständig, die Verantwortlichkeit verteilt sich diffus auf alle 



Beteiligten. Die Gemeinschaft kehrt zur Tagesordnung zurück, überzeugt, das Richtige getan zu 
haben, und immunisiert gegen die eigene Blindheit durch die Geschichte der Notwendigkeit.

Fazit:
Die Eskalationslogik informeller Ausgrenzung ist ein Prozess der schleichenden Festlegung, der 
Umdeutung von Verhalten, der Transformation von Spannung in Schuld. Sie ist weniger ein 
einmaliges Ereignis als eine soziale Dynamik, die sich selbst verstärkt. Wer sie unterbrechen will, 
muss früh ansetzen: bei der Sprache, bei der Rahmung, bei der Bereitschaft, Differenz zu ertragen, 
statt sie zu pathologisieren. Denn wo das Kollektiv die Unschärfe nicht aushält, beginnt die 
Exklusion – lange bevor jemand sie erkennt.

2.2 Moralische Autorität und diskursive Immunisierung

Wo das geschriebene Recht endet, beginnt die stille Ordnung der Moral. Kollektive, die sich als 
emanzipatorisch begreifen, bauen ihre Stabilität selten auf Satzungen allein. Ihr eigentliches 
Fundament ist moralische Autorität: jene unsichtbare Instanz, die entscheidet, was gilt und was 
nicht, was zu schützen und was zu verdammen ist. Moral ist kein Aushandlungsprozess, sondern 
das Versprechen einer Evidenz – einer Letztgültigkeit, die sich dem Zweifel entzieht.

Die Genese moralischer Autorität beginnt selten mit großen Gesten. Es sind die kleinen 
Alltagsabstimmungen, die ritualisierten Bekräftigungen, das freundliche Kopfnicken nach dem 
richtigen Satz, die stille Distanz nach der unpassenden Bemerkung. So entsteht nach und nach ein 
Kanon des Erlaubten, dessen Einhaltung nicht eingefordert, sondern vorausgesetzt wird. Wer das 
Falsche sagt, verliert keinen Status durch Sanktion, sondern durch den unsichtbaren Entzug von 
Resonanz.

Die Macht dieser moralischen Setzungen liegt gerade darin, dass sie sich jeder Kritik entziehen. 
Wer sie befragt, riskiert sofort, als Nestbeschmutzer, als Störer, als illoyal zu gelten. Die 
Immunisierung des Diskurses geschieht nicht durch Argumente, sondern durch semantische 
Grenzziehungen: Das Sagbare wird vorab bestimmt, das Unsagbare pathologisiert. Es braucht keine
Zensur, keine offene Drohung – es reicht die Atmosphäre des Konsenses, die leise Markierung 
dessen, was als „unser“ moralischer Kompass gilt. So wird Moral zur diskursiven Leitplanke, die 
den Rahmen für jede weitere Verständigung absteckt.

Dabei sind es oft gerade die Bewegungen, die sich der Offenheit und Kritik verschrieben haben, in 
denen der Konsens zur stärksten Immunisierung wird. Der moralische Anspruch, „die richtigen 
Werte“ zu vertreten, schützt nach außen – und wirkt nach innen als Bollwerk gegen Infragestellung. 
Abweichung wird als Gefahr für das Kollektiv gelesen, nicht als Chance für Selbstkorrektur. In 
dieser Konstellation verschmelzen Moral und Identität, und die Angst vor der eigenen 
Widersprüchlichkeit gebiert die Notwendigkeit, Unschärfen und Ambiguitäten zu verdecken.



Sobald Moral zur unhinterfragbaren Autorität wird, wächst die Versuchung, Konflikte nicht 
mehr auszutragen, sondern abzuschließen – nicht durch Streit, sondern durch die Immunisierung 
des Diskurses. Was als Verteidigung gemeinsamer Werte beginnt, kann zur Absage an jede 
Differenz, zur Verweigerung der Kontingenz werden. Der Preis für diese Sicherheit ist hoch: Das 
Kollektiv schützt seine Integrität um den Preis der Reflexion, seine Reinheit um den Preis der 
Kritik. So entzieht es sich der Zumutung, mit dem Unfertigen zu leben – und verliert im gleichen 
Zug jene Beweglichkeit, die jede emanzipatorische Praxis von der Reproduktion informeller Macht 
unterscheidet.

2.3 Sprache als Werkzeug: Rahmung, Zuschreibung und Betroffenheitssemantik

Die Werkzeuge der Ausgrenzung sind selten materiell. Wer die Anatomie informeller Macht 
verstehen will, muss dorthin schauen, wo die Dinge Form annehmen, ohne je greifbar zu werden: in
der Sprache, in den Narrativen, in den Metaphern, mit denen Gruppen ihre Welt strukturieren und 
ihre Grenzen ziehen. Sprache ist keine harmlose Hülle des Gedankens – sie ist der Ort, an dem 
Zugehörigkeit geformt und Abweichung markiert wird. Sie entscheidet, was Wirklichkeit wird und 
was im Unausgesprochenen bleibt.

Rahmung ist das Geschäft der Einordnung.
Kein Ereignis, kein Konflikt, keine Differenz gelangt ungefiltert in den Diskurs. Alles wird – 
bewusst oder unbewusst – in Bedeutungsrahmen gegossen, die Bedeutung, Tragweite und 
Dringlichkeit festlegen. Die „harmlose Meinungsverschiedenheit“ wird, wenn es die 
Gruppenerzählung verlangt, zur „strukturellen Grenzüberschreitung“; das „kritische Nachfragen“ 
verwandelt sich in „Unsolidarität“ oder „toxisches Verhalten“. Wer die Sprache kontrolliert, 
kontrolliert die Realitätsproduktion. Gruppen lernen, was relevant ist, indem sie lernen, wie 
gesprochen wird – und was nicht gesagt werden darf.

Die Rahmung wirkt wie ein Filter: Sie steuert die Aufmerksamkeit, formt die Deutungsangebote, 
lässt Fakten und Stimmen aufblühen oder verschwinden. Das scheinbar Objektive („Es ist 
offensichtlich, dass…“) erweist sich als Produkt sozialer Verständigung, in der Deutung und 
Bewertung untrennbar verschränkt sind. Die Erzählung vom „Konfliktfall“ lenkt die Energie auf die
Person, nicht auf die Struktur. Das Drama braucht Figuren, nicht Prozesse. Die Rahmung ist nie 
unschuldig; sie ist der erste Schritt zur Festschreibung von Verantwortung.

Zuschreibung ist die soziale Verteilung von Rollen.
Sprache teilt zu, markiert, fixiert. Aus der Einzelperson wird die „Betroffene“, der „Täter“, die 
„Vertrauensperson“. Rollen entstehen nicht durch individuelle Geschichte, sondern durch das 
narrative Bedürfnis nach Klarheit, Eindeutigkeit, Bearbeitbarkeit. Wer einmal zur „Störung“ erklärt 
wurde, trägt dieses Etikett fortan wie einen Schatten – jede weitere Handlung, jeder noch so gut 
gemeinte Versuch der Kontaktaufnahme wird im Lichte der Zuschreibung gelesen. So wird 
Biographie zu Funktion, Stimme zu Fall, die Person zum Fallbeispiel.

Mit jeder Wiederholung verdichtet sich das Bild, das die Gruppe von einer Person oder Position hat.
Zuschreibungen sind zäh: Sie widerstehen dem Wandel, sie überleben die Umstände, sie 
reproduzieren sich in den Erzählungen der anderen. Die Etikettierung ersetzt die 
Auseinandersetzung; der Diskurs über das Verhalten wird zum Diskurs über Identität.

Betroffenheitssemantik ist die Kunst, Empfindung zur Legitimation zu machen.
Im Namen der „Betroffenen“ werden Räume eröffnet und geschlossen, werden Gespräche geführt 



oder untersagt, werden Handlungen eingefordert oder unterbunden. Die Erfahrung wird zur 
Währung des Diskurses: Wer Betroffenheit geltend machen kann, verfügt über ein Deutungsprivileg
– das Recht, Grenzen zu ziehen, Normen zu setzen, Sanktionen zu legitimieren. Die subjektive 
Erfahrung verschmilzt mit der objektiven Wahrheit.

Doch Betroffenheit ist nie ein neutrales Kapital. Wer sich als „Betroffene:r“ artikuliert, gewinnt an 
Macht – aber auch an Verwundbarkeit. Die Gruppe entscheidet, wessen Betroffenheit zählt, wem 
geglaubt wird, wessen Stimme als „authentisch“ gilt. Nicht selten wird Betroffenheit selektiv 
anerkannt: Je besser sie zur Gruppenerzählung passt, desto mehr Resonanz findet sie. Wer quer zur 
Gemeinschaft fühlt, bleibt außen vor – und erlebt die paradoxe Situation, dass das eigene Leiden 
von den Instrumenten des Schutzes ausgeschlossen bleibt.

In dieser Sprachökonomie entstehen Räume, die Differenz und Irritation kaum aushalten.
Wer einmal auf der falschen Seite der Rahmung, der Zuschreibung, der Betroffenheitssemantik 
gelandet ist, findet kaum noch einen Weg zurück in die Pluralität. Die Geschichten wiederholen 
sich, die Rollen festigen sich, die Spielräume der Kritik schrumpfen. Es ist die stille Wirksamkeit 
der Sprache, die das Feld der Zugehörigkeit markiert: Nicht mit dem großen Ausschluss, sondern 
mit dem kleinen Wort, dem Zwischenton, dem Schweigen im richtigen Moment.

So entlarvt die Analyse der Sprache die verborgene Infrastruktur von Macht und Ausschluss: Wer 
sie durchschaut, erkennt, dass jede Veränderung der Praxis mit der Arbeit am Sprechen beginnen 
muss. Ohne diese Sprachkritik bleibt jede Reform an der Oberfläche – und das eigentliche Ritual 
der Ausgrenzung geht im Modus des Alltäglichen weiter.

2.4 Symbolische Rollen: „Vertrauenspersonen“, „Betroffene“, „Täter“ – eine 
strukturelle Typologie

Kollektive Konfliktbewältigung ist niemals ein neutrales Verfahren. Sie ist ein Drama mit festen 
Bühnenbildern, wiederkehrenden Dialogen und einer auffallend beständigen Besetzung. Die 
symbolischen Rollen, die im Kontext informeller Gerichtsbarkeit entstehen, sind keine bloßen 
Benennungen – sie sind die zentralen Positionen in der sozialen Choreographie von Ausgrenzung 
und Legitimation. Wer zum „Täter“, zur „Betroffenen“ oder zur „Vertrauensperson“ erklärt wird, 
verliert das Recht auf Vieldeutigkeit und wird zur Figur im kollektiven Skript.

Die Vertrauensperson: Wächter:in und Gatekeeper

Vertrauenspersonen sind die offiziellen oder inoffiziellen Instanzen der Glaubwürdigkeit und der 
Fürsorge. Sie genießen eine moralische Autorität, die sich aus ihrer Nähe zur Gruppe, ihrer 
Fähigkeit zur Vermittlung und – nicht selten – aus einem symbolischen Kapital speist, das nie offen 
ausgehandelt wird. Die Vertrauensperson hört zu, filtert Informationen, entscheidet, was 
„belastend“, was „relevant“, was „grenzwertig“ ist. Sie ist Vermittlerin, Wächterin, Übersetzerin der
Gruppenmoral.

Doch die Macht dieser Rolle ist ambivalent: Sie erlaubt Nähe und Fürsprache, aber auch Kontrolle 
und Einmischung. Die Vertrauensperson entscheidet oft, ob ein Konflikt zur offiziellen 
Angelegenheit wird oder im Schatten des Privaten verbleibt. Ihre Sicht wird zum Filter für die 
Gruppe. Wer nicht durch das Nadelöhr der Vertrauensperson gelangt, bleibt draußen – nicht im 
formalen Sinn, sondern im Raum der Erzählbarkeit und der Gruppenwahrnehmung.

Die Betroffene: Träger:in des Deutungsprivilegs – und der Verwundbarkeit



Die Rolle der „Betroffenen“ ist vielleicht die schillerndste und zugleich prekärste Position in der 
Typologie informeller Gerichtsbarkeit. „Betroffenheit“ verleiht Deutungsmacht: Sie ermöglicht es, 
Grenzen zu markieren, Forderungen zu stellen, Gehör zu verlangen. Das kollektive 
Schutzversprechen, das sich an die Betroffenen richtet, hebt die eigene Erfahrung auf die Ebene des 
Allgemeingültigen.

Doch dieses Deutungsprivileg hat seinen Preis. Die „Betroffene“ ist nicht einfach nur Subjekt eines 
Erlebens, sondern wird zur Repräsentantin einer Erzählung. Sie wird zur Projektionsfläche für 
kollektive Angst, Schuld, Sehnsucht nach Reinheit. Ihr Leiden wird zum Prüfstein der 
Gruppenmoral – und ihre Stimme ist nur so lange wirksam, wie sie zur narrativen Logik des 
Kollektivs passt. Wer von der Betroffenheitssemantik abweicht, gerät in Gefahr, seine Authentizität 
zu verlieren und damit aus dem Schutzraum zu fallen.

Der Täter: Die Negativfolie kollektiver Identität

Der „Täter“ ist die unverzichtbare Figur der Abgrenzung. Er oder sie verkörpert das Außen, das 
Andere, das Gefährliche. Die Rolle des Täters wird selten vergeben – sie wird konstruiert. Es 
braucht kein Vergehen, keine bewiesene Schuld; es genügt das Gefühl der Gruppe, die Lesart der 
Vertrauensperson, die Logik der Eskalation. Der Täter ist nicht nur der, der „etwas getan hat“; er ist 
der, auf den sich die kollektive Angst, die Unsicherheit und der Wunsch nach Eindeutigkeit 
projizieren lassen.

Diese Rolle ist resistent gegen Korrektur. Wer einmal als Täter markiert wurde, findet selten einen 
Weg zurück ins Feld der Ambiguität. Die Möglichkeit zur Verteidigung ist formal gegeben, aber 
praktisch entwertet: Jeder Versuch der Klarstellung gilt als Beweis der Uneinsichtigkeit, jedes 
Schweigen als Eingeständnis. Die Gruppe stabilisiert sich an der Figur des Täters – und entlastet 
sich von der Zumutung, Widersprüche oder Unsicherheiten auszuhalten.

Die Zwischenrollen: Mitläufer, Zeugin, Moderator – Das Unsichtbare in der Typologie

Nicht alle sind Hauptfiguren. Viele finden sich in den Zwischenrollen wieder: als stille Zeugin, als 
Mitläufer, als informelle Chronistin, als Moderator im Schatten der Vertrauensperson. Diese 
Positionen sind nicht unwichtig. Sie stützen die Logik des Dramas, sie bestätigen oder dämpfen die 
Rahmung, sie sorgen für Resonanz oder Verstummen. Ihre eigentliche Wirkung liegt im Mitmachen 
– im kollektiven Nicken, im Vermeiden des offenen Widerspruchs, im subtilen Schieben und Ziehen
an der Gruppenerzählung. Hier entsteht die eigentliche Macht der Rollen: Sie werden nicht ernannt, 
sondern durch kollektive Praxis gemacht und stabilisiert.

Schlussbild

So wird deutlich: Die symbolischen Rollen im Feld informeller Gerichtsbarkeit sind kein 
Zufallsprodukt, sondern das strukturelle Gerüst jeder kollektiven Ausgrenzung. Sie sind zugleich 
Ermächtigung und Reduktion, Schutz und Gefahr, Bühne und Falle. Wer diese Rollen vergibt – 
bewusst oder unbewusst –, verteilt nicht nur Macht und Status, sondern schreibt die Geschichte, die 
fortan erzählt und erinnert wird. Die Auflösung dieses Rollenspiels gelingt selten durch Appelle an 
Gerechtigkeit; sie erfordert die Bereitschaft, die Typologie selbst infrage zu stellen – und Raum zu 
schaffen für jene Ambiguität, in der Menschen mehr sind als das, was das Drama der Gruppe aus 
ihnen macht.



2.5 Zwischen Care und Kontrolle – Ambivalenzen fürsorglicher Macht

Die Sorge füreinander – „Care“ – gilt als Herzstück jeder emanzipatorischen Bewegung. Sie ist 
Versprechen, Anspruch und Ethos zugleich: Niemand soll zurückgelassen, niemand allein gelassen 
werden. Solidarität, Achtsamkeit, gegenseitige Unterstützung bilden den Gegenentwurf zur kalten 
Logik von Konkurrenz und Vereinzelung. Doch gerade wo Fürsorge als Ideal gefeiert wird, wächst 
ihr Schatten: die stille Verwandlung von Care in Kontrolle, von Schutz in Disziplin, von 
Zuwendung in Grenzsetzung.

Fürsorge ist nie nur Gabe.
Sie ist immer auch Ordnung. Wer sich um andere sorgt, übernimmt Verantwortung – und 
beansprucht Deutungsmacht: Was tut der Gemeinschaft gut, was schadet ihr? Was ist Heilung, was 
ist Gefahr? Die Person, die Fürsorge beansprucht oder empfängt, wird in ein System aus 
Erwartungen, Regeln und Rollen eingespannt. „Care“ ist nicht einfach ein Angebot, sondern eine 
Anrufung: Wer sich schützen lässt, muss sich auch dem Schutzregime beugen.

Die Ambivalenz beginnt schon bei der Grenzziehung.
Wann wird aus Unterstützung Übergriffigkeit? Wann verwandelt sich ein gut gemeinter Hinweis in 
Überwachung, ein kollektives Schutzversprechen in Disziplinierungsmechanismus? Die Grenzen 
sind unscharf. Gruppen, die sich als besonders fürsorglich inszenieren, laufen Gefahr, ihre 
Schutzstandards als unhinterfragbares Maß aller Dinge zu setzen. Abweichung gilt als Risiko, 
Skepsis als Undank, Kritik als Mangel an Einsicht. Wer Unterstützung ablehnt oder den Modus der 
Fürsorge infrage stellt, riskiert rasch, zum Problemfall zu werden – nicht mehr schützenswert, 
sondern auffällig, nicht mehr Teil des Kollektivs, sondern Grenzfall.

Fürsorge bringt neue Formen von Macht hervor.
Die Instanzen der Care-Logik – Awareness-Teams, Vertrauenskreise, Beratungsstrukturen – werden 
zu Gatekeepern, die über Zugänge, Status und Sichtbarkeit entscheiden. Sie filtern Beschwerden, 
rahmen Konflikte, kanalisieren Betroffenheit. Im Namen der Unterstützung entsteht eine Hierarchie
des Wissens: Wer weiß, was gut ist? Wer entscheidet über die Angemessenheit von Reaktionen? Die
Gefahr paternalistischer Geste liegt in der Struktur selbst: Hilfe wird zur Vorbedingung von 
Teilhabe, Zustimmung zur Währung des Miteinanders.

Das Paradox fürsorglicher Macht liegt darin, dass sie sich als Gegenteil von Macht versteht.
Je weniger Kontrolle benannt wird, desto wirksamer kann sie sich entfalten. Die „gute Absicht“ 
immunisiert gegen Kritik, das Schutzversprechen deckt die Unsichtbarkeit der Kontrolle. Wer Care 
strukturiert, entscheidet nicht nur über Zuwendung, sondern auch über Entzug: Ausschluss aus 
Schutzräumen, Aussetzen von Unterstützungsangeboten, Sanktionen unter dem Mantel der Sorge. 
So kann Fürsorge zur Legitimation werden, Menschen zu disziplinieren, die nicht in die 
semantische Ordnung des Kollektivs passen.

Doch Care birgt auch das Potential zur Subversion:
Wo Fürsorge nicht zur Kontrolle erstarrt, sondern als Prozess der gemeinsamen Aushandlung, als 
ständiges Fragen nach Bedürfnissen und Grenzen begriffen wird, entsteht Raum für echte 
Solidarität. Die Herausforderung liegt darin, Care nicht als Rezept, sondern als dynamisches 
Verhältnis zu denken – ein Verhältnis, das Ambiguität, Unklarheit und auch Irritation aushält. Erst 
dort, wo Fürsorge nicht mehr nur die Maske der Kontrolle ist, wird sie zur Ressource kollektiver 
Freiheit: als Einladung zur Teilhabe, als Anerkennung von Unterschiedlichkeit, als Möglichkeit, 
sich gegenseitig in der Unfertigkeit und Verletzlichkeit zu begegnen.



Die Ambivalenz fürsorglicher Macht bleibt: Sie ist Versprechen und Gefahr, Gabe und Regulativ, 
Schutz und Disziplin. Wer sie durchschauen will, muss bereit sein, auch die Kehrseite des Guten zu 
benennen – und Care als das zu behandeln, was sie immer schon ist: eine Macht, die ihrer eigenen 
Dunkelheit nicht entkommt, solange sie ihre Ambivalenz leugnet.

2.6 Methodische Anmerkung: Wie kann durch dokumentarische Analyse 
verhindert werden, dass individuelle Erfahrungen in Systematik und 
Standardisierung verloren gehen?

Die Versuchung der Analyse liegt im Ordnen, im Strukturieren, im Typisieren. Wo Chaos, Irritation, 
Ambiguität herrschen, soll Übersicht entstehen; wo einzelne Erfahrungen sprunghaft, 
widersprüchlich oder verstörend sind, wird nach Mustern, Kausalitäten und generalisierbaren 
Befunden gesucht. Doch in genau dieser Bewegung lauert die Gefahr: Das Besondere, das 
Einmalige, das widerständige Element individueller Erfahrung droht im Netz der Systematik zu 
verschwinden. Die große Erzählung, die Typologie, das Raster – sie geben Halt, aber sie glätten das 
Unverfügbare, das nicht zu Kategorisierende, das Nicht-Zusammenfassbare.

Dokumentarische Analyse ist immer ein Balanceakt.
Sie will Wirklichkeit sichtbar machen, ohne sie zu verraten. Sie sucht nach Strukturen, ohne die 
Subjektivität zu unterdrücken. Die Herausforderung besteht darin, die Stimme des Einzelnen, die 
Widersprüche der Perspektiven, die Unabgeschlossenheit der Erfahrungen im analytischen Prozess 
nicht zu übergehen, sondern mitzudenken – als produktive Störung, als notwendige Irritation im 
Strom der Typisierung.

Methodisch bedeutet das:
Jede Tabelle, jede Matrix, jede Typologie muss als vorläufiges Werkzeug verstanden werden – als 
Angebot zur Orientierung, nicht als Endpunkt der Wahrheit. Die Grenzen der Systematisierung 
müssen offen mitreflektiert werden: Wo widersprechen sich die Fälle? Wo passt die Kategorie 
nicht? Wo verlangt das Material, dass wir stehenbleiben und zuhören, anstatt zu sortieren? Die 
dokumentarische Analyse muss sich ihrer eigenen Macht bewusst sein: Sie erzeugt Realität, indem 
sie beschreibt. Daraus erwächst die Verantwortung, Räume für das Einzelne, das Unerwartete, das 
Sperrige zu lassen.

Es gilt, der Versuchung der Totalität zu widerstehen. Die Analyse muss Lücken, Brüche, Risse 
aushalten; sie darf das Unklare, das Uneindeutige, das Unabgeschlossene nicht als Defizit 
markieren, sondern als Zeichen einer Wirklichkeit, die größer bleibt als ihre Deutung. Gerade dort, 
wo Systematik hilfreich erscheint, muss die dokumentarische Praxis Erinnerungsräume für das 
Individuelle offenhalten: Zitate, Erzählungen, Fragmente, Ambivalenzen, offene Fragen – sie sind 
nicht das Scheitern der Methode, sondern ihr Korrektiv.

Nur so kann dokumentarische Analyse das leisten, was emanzipatorische Kritik verlangt:
Sie hält die Spannung zwischen Struktur und Erfahrung offen, sie macht Typologie ohne 
Monolithie, sie lässt die Vielstimmigkeit in der Ordnung hörbar werden. Das Ziel ist nicht die eine, 
glatte, widerspruchsfreie Geschichte, sondern die Kartierung eines Feldes, das in seiner Pluralität, in
seinen Unstimmigkeiten, in seiner Unabgeschlossenheit zumutbar bleibt. In diesem Sinne wird 
Dokumentation zur politischen Praxis: Sie erinnert an das Recht, nicht aufzugehen – und an die 
Würde des Einzelfalls im Zeitalter der Systematik.
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Hinweis:
Die ausgewählten Werke verbinden systematische, theoretische und praxisnahe Perspektiven. Sie 
eignen sich, um die vielschichtige Architektur von Moral, Sprache und Diskurs in 
Ausschlussprozessen zu verstehen und kritisch zu reflektieren – sowohl auf theoretischer als auch 
auf methodischer Ebene.

2A. Sprach- und Diskursforschung: Wie Macht sich in Sprache und Deutung verschiebt
Soziale Bewegungen und Gruppenprozesse werden nicht nur durch äußere Strukturen, sichtbare 
Regeln oder institutionelle Grenzen geprägt, sondern ganz wesentlich durch Sprache: durch das, 
was sagbar ist, wie über Zugehörigkeit und Abweichung gesprochen wird und wer die 
Definitionsmacht über zentrale Begriffe innehat. Sprache ist nicht neutral. Sie ist Werkzeug und 
Kampffeld zugleich – ein Terrain, auf dem Zugehörigkeit, Legitimität und Deutungshoheit immer 
wieder neu ausgehandelt und verschoben werden.

Erst eine differenzierte diskursanalytische Perspektive offenbart, wie Macht nicht allein in 
Handlungen oder Strukturen, sondern in alltäglichen Sprachgebräuchen, Rahmungen und 
Narrativen wirkt. Wer spricht? Wer bestimmt, welche Erfahrung zählt, welche Erzählung sich 
durchsetzt und welches Schweigen als Zustimmung gilt? Die feinen, oft unsichtbaren Mechanismen
sprachlicher Verschiebung sind es, die informelle Gerichtsbarkeit so wirksam und zugleich so 
schwer greifbar machen.

Dieses Kapitel lädt dazu ein, die Prozesse der Bedeutungssetzung, Zuschreibung und Rahmung in 
Gruppen – jenseits formaler Verfahren – genau zu betrachten. Es fragt nach den Bedingungen und 
Risiken diskursiver Machtverschiebung und zeigt, wie gerade in emanzipatorischen Kontexten der 
Kampf um Sprache selbst zu einer Arena informeller Sanktionierung werden kann.



Diskursive Rahmung: Wer definiert, was gilt?
Die Rahmung von Konflikten und Ereignissen entscheidet maßgeblich darüber, welche 
Perspektiven Gehör finden und wie einzelne Handlungen oder Aussagen bewertet werden. In 
Gruppenprozessen geht es immer auch um die Frage, wer Begriffe setzt und wie dadurch die 
Realität interpretiert und gesteuert wird.

Sprachakte und Zuschreibungen: Täter, Betroffene, Awareness
Die Zuweisung von Rollen und Identitäten erfolgt durch Sprache – oft beiläufig, manchmal gezielt. 
Wer als „Täter“, „Betroffene“ oder „Awareness-Person“ bezeichnet wird, erhält eine bestimmte 
Position im Gruppengefüge, die Erwartungen und mögliche Handlungsräume eng umreißt.

Framing, Narrative und symbolische Politik
Erzählmuster, kollektive Narrative und symbolische Kommunikation formen die Wirklichkeit, in 
der Bewegungen agieren. Sie bieten Orientierung, können aber auch Differenz, Ambiguität und 
abweichende Sichtweisen unsichtbar machen oder marginalisieren.

Medien und digitale Kommunikation: Dynamik und Verstärkung
Mit der Digitalisierung und der Vernetzung über soziale Medien verschieben sich die Bedingungen 
von Kommunikation und Deutung noch einmal grundlegend. Geschwindigkeit, Reichweite und die 
dauerhafte Dokumentierbarkeit von Aussagen verstärken sowohl Chancen auf Sichtbarkeit als auch 
die Risiken von Stigmatisierung und Eskalation.

Reflexion: Sprachbewusstsein als Prävention gegen Machtmissbrauch
Abschließend richtet sich der Blick auf die Möglichkeiten einer bewussten, reflektierten 
Sprachpraxis: Wie kann das kritische Bewusstsein für die Macht sprachlicher Setzungen in Gruppen
gestärkt und genutzt werden, um informellen Machtmissbrauch vorzubeugen und Räume für 
Offenheit, Kritik und Pluralität zu schaffen?

So wird deutlich: Die Analyse von Sprache ist kein Beiwerk, sondern integraler Bestandteil der 
Aufarbeitung informeller Gerichtsbarkeit. Wer die subtilen Verschiebungen von Macht, Deutung 
und Zugehörigkeit verstehen will, muss den Blick für die diskursiven Tiefenströme schärfen, die 
jede kollektive Praxis begleiten – sichtbar und unsichtbar zugleich.

2A.1 Diskursive Rahmung: Wer definiert, was gilt?

Eine kurze Einführung
Jede Auseinandersetzung um Zugehörigkeit, Konflikt und Ausschluss ist eingebettet in Rahmungen 
– sprachliche wie symbolische Deutungsrahmen, die festlegen, worüber gesprochen wird, welche 
Aspekte eines Geschehens hervorgehoben und welche ausgeblendet werden. Rahmung ist nie bloß 
Beschreibung, sondern immer schon eine Form der Deutung und Setzung von Realität. Sie gibt vor, 
wie Ereignisse verstanden werden sollen, auf welche Kategorien und Bewertungsmaßstäbe Bezug 
genommen wird – und wer letztlich überhaupt als legitime:r Sprecher:in oder Betroffene:r in 
Erscheinung tritt.

In kollektiven Prozessen ist die Frage der diskursiven Rahmung zentral, weil sie die unsichtbaren 
Spielregeln bestimmt: Was ist ein „Übergriff“, was eine „Meinungsverschiedenheit“? Wer darf eine 
Situation als „kritisch“ markieren, wem wird die Kompetenz zugesprochen, über Lösungen oder 
Konsequenzen zu befinden? Die Definitionsmacht über Begriffe, Deutungen und Problemstellungen



ist selbst Ausdruck und Instrument von Machtverhältnissen – und damit oft Ausgangspunkt 
informeller Sanktionen und Ausschlussdynamiken.

Gerade in selbstverwalteten, emanzipatorischen Gruppen wird die Rahmung von Konflikten häufig 
nicht offen verhandelt, sondern setzt sich implizit durch – etwa über informelle Autoritäten, über 
Deutungshoheit etablierter Stimmen oder über die symbolische Besetzung bestimmter 
Themenfelder. Die Frage „Wer definiert, was gilt?“ wird so zum Prüfstein kollektiver Offenheit und
Pluralitätsfähigkeit: Bleiben abweichende Rahmungen sichtbar und verhandelbar, oder verfestigt 
sich eine dominante Lesart, die Kritik und Widerspruch marginalisiert?

Dieses Kapitelabschnitt beleuchtet, wie diskursive Rahmung funktioniert, welche Mechanismen der
Setzung, Wiederholung und Verstärkung wirksam werden und warum es so entscheidend ist, 
Machtverhältnisse auch auf dieser unsichtbaren Ebene zu erkennen. Wer nicht hinterfragt, wie und 
von wem Konflikte, Rollen und Handlungen benannt und gerahmt werden, läuft Gefahr, die 
eigentlichen Dynamiken informeller Gerichtsbarkeit zu übersehen – und damit die Voraussetzungen
für echte Verständigung und gerechte Konfliktbearbeitung zu verfehlen.

Diskursive Rahmung bezeichnet somit den Prozess, durch den soziale Wirklichkeit in Gruppen 
und Bewegungen nicht einfach beschrieben, sondern durch Sprache, Metaphern, Symbolik und 
gezielte Hervorhebungen geformt wird. In jedem kollektiven Konflikt, in jeder Auseinandersetzung 
um Zugehörigkeit und Normverletzung entscheidet sich viel weniger an den objektiven Abläufen, 
als an der Frage, wie diese Abläufe sprachlich gerahmt und damit in ein bestimmtes Licht gerückt 
werden.

1. Rahmung als konstitutive Kraft

Rahmungen sind keine zufälligen Begleiterscheinungen von Kommunikation, sondern prägen 
grundlegend, was als Problem erscheint, welche Lösungsmöglichkeiten diskutiert werden und wer 
als legitimer Akteur gilt. So kann ein und derselbe Vorfall – abhängig von der Rahmung – als 
„Missverständnis“, „Grenzüberschreitung“, „systematisches Problem“ oder „Einzelfall“ erscheinen,
mit jeweils ganz unterschiedlichen Folgen für die Deutung und Bearbeitung. Es ist die Rahmung, 
die festlegt, ob eine Intervention als notwendige Schutzmaßnahme oder als unverhältnismäßiger 
Eingriff gilt; ob Kritik als konstruktiv oder als Angriff verstanden wird.

Diese Prozesse laufen in der Regel unbewusst ab. Wer an Rahmung beteiligt ist, wird selten als 
„Machtakteur“ wahrgenommen – dennoch entscheidet sich in der Setzung von Begriffen und 
Perspektiven, wie ein Kollektiv auf Herausforderungen reagiert. Gerade in Gruppen, die sich als 
egalitär und diskursoffen begreifen, bleibt diese Macht der Rahmung häufig unerkannt und wirkt 
umso nachhaltiger.

2. Macht und Definitionshoheit

Diskursive Rahmung ist ein zentrales Instrument sozialer Macht. Definitionshoheit bedeutet, 
bestimmen zu können, welche Begriffe und Kategorien zur Anwendung kommen, wer sie setzen 
darf und wessen Erfahrungen in das kollektiv anerkannte Deutungsangebot eingehen. In vielen 
Fällen sind es nicht formale Rollen oder Amtsträger:innen, sondern informelle Autoritäten, 
besonders aktive Gruppenmitglieder oder als „vertrauenswürdig“ geltende Stimmen, die Deutungen
vorgeben. Die so etablierten Lesarten werden selten offen ausgehandelt, sondern schleichen sich 
über wiederholte Formulierungen, Metaphern, Leitbegriffe und die symbolische Besetzung von 
Sprache ein.



Wer etwa das Vokabular von „Sicherheit“, „Gefährdung“, „Betroffenheit“ oder „Awareness“ setzt, 
prägt das Verständnis der Situation und verschiebt die Grenzen dessen, was überhaupt noch sagbar 
oder diskutierbar ist. Diese Definitionsmacht kann – oft unbeabsichtigt – abweichende Erfahrungen,
Minoritätensichtweisen oder berechtigte Zweifel aus dem Diskurs drängen und so neue 
Unsichtbarkeiten, ja Ausgrenzungen erzeugen.

3. Mechanismen der Rahmung und ihre Wirkung

Typische Mechanismen diskursiver Rahmung sind:

• Wiederholung und Ritualisierung: Durch stetige Wiederholung bestimmter Begriffe, 
Narrative oder Bewertungen verfestigen sich Deutungsmuster. Wer oft genug von 
„unsicheren Strukturen“, „toxischen Dynamiken“ oder „vertrauensbildenden Maßnahmen“ 
spricht, prägt unmerklich das Erwartungs- und Wahrnehmungsraster der Gruppe.

• Metaphern und symbolische Sprache: Über Metaphern werden komplexe Vorgänge 
vereinfacht und in eine bestimmte Richtung gedeutet. Wer etwa einen Konflikt als 
„Vergiftung“, „Belastung“ oder „Störung des Schutzraums“ rahmt, erzeugt sofort bestimmte 
Assoziationen und Handlungsimpulse.

• Agenda-Setting: Bestimmte Themen werden bevorzugt behandelt, andere an den Rand 
gedrängt oder gar nicht erst benannt. Wer das Recht hat, die Tagesordnung oder das 
Vokabular einer Gruppe zu bestimmen, übt subtile, aber wirksame Kontrolle über den 
Rahmen des Sagbaren aus.

• Erzeugung von Tabus und Selbstzensur: Durch die Rahmung sensibler Themen als 
„heikel“, „tabu“ oder „nicht diskussionsfähig“ entstehen unsichtbare Grenzen, die offene 
Kommunikation hemmen und Dissens zum Risiko werden lassen.

4. Folgen für Konfliktbearbeitung und kollektive Praxis

Die Wirkung diskursiver Rahmung reicht weit über einzelne Kommunikationssituationen hinaus. 
Sie entscheidet darüber, wie Gruppen mit Konflikten, Fehlern und Differenzen umgehen: Ob 
Unsicherheit und Kritik als legitimer Teil kollektiven Lernens verstanden werden – oder ob sie als 
Gefahr für das Gemeinschaftsgefühl und die moralische Ordnung erscheinen und ausgeblendet 
werden. Rahmung kann so entweder Räume für Reflexion und Korrektur öffnen – oder neue 
Formen informeller Ausschlussverfahren erzeugen, in denen abweichende Stimmen diskret 
marginalisiert werden.

Eine unreflektierte, einseitige oder autoritär durchgesetzte Rahmung führt häufig dazu, dass 
Einzelne oder Minderheiten das Gefühl entwickeln, mit ihren Erfahrungen und Deutungen nicht 
mehr anschlussfähig zu sein. Dies fördert die Dynamik von Unsicherheit, Loyalitätsdruck und 
schließlich sozialer Isolation – klassische Risiken informeller Gerichtsbarkeit.



5. Reflexive Rahmungskompetenz als Gegenmittel

Die bewusste Reflexion über Rahmungen und Definitionsprozesse ist ein zentrales Gegenmittel 
gegen informelle Machtakkumulation. Dazu gehört die systematische Offenlegung, wie Begriffe 
und Problemstellungen entstehen, welche Perspektiven fehlen und welche Stimmen in den 
Hintergrund treten. Gruppen, die sich der eigenen Rahmungsmechanismen bewusst werden, können
gezielt Räume schaffen, in denen alternative Deutungen, Unsicherheiten und Irritationen 
ausgesprochen und gemeinsam bearbeitet werden.

Dies verlangt nach methodischer Sensibilität: Moderation, Sprachbewusstsein, transparente 
Agenda-Setzung und der Mut, auch Ungewohntes zuzulassen, gehören dazu. Entscheidend ist, dass 
Definitionsmacht immer wieder hinterfragt und verhandelbar bleibt – nicht als einmaliger Akt, 
sondern als permanente Aufgabe kollektiver Praxis.

Fazit:
Diskursive Rahmung ist eine der zentralen, aber oft übersehenen Dimensionen informeller 
Gerichtsbarkeit. Sie entscheidet darüber, welche Wirklichkeit anerkannt, welche Probleme sichtbar 
und welche Lösungen legitim erscheinen. Wer in Gruppen und Bewegungen Gerechtigkeit, 
Offenheit und Kritikfähigkeit stärken will, muss die Mechanismen und Bedingungen diskursiver 
Rahmung analysieren, transparent machen und zu einem gemeinsamen Gegenstand der Reflexion 
machen. Nur so kann verhindert werden, dass Macht sich im Schutz der Sprache verbirgt – und 
Ausschluss zum Nebenprodukt unerkannter Definitionsprozesse wird.

2A.2 Sprachakte und Zuschreibungen: Täter, Betroffene, Awareness

Sprachliche Zuschreibungen und explizite wie implizite Sprachakte bilden das unsichtbare Rückgrat
gruppeninterner Macht- und Ausgrenzungsdynamiken. Wer in Bewegungen, Kollektiven oder 
sozialen Gruppen als „Täter“, „Betroffene“ oder Mitglied einer „Awareness“-Struktur bezeichnet 
wird, erhält nicht einfach eine Rolle zugewiesen – es werden zugleich Identitäten konstruiert, 
Handlungsmöglichkeiten festgelegt und soziale Positionen in oft unumkehrbarer Weise bestimmt. 
Diese Zuschreibungen erfolgen selten neutral oder wertfrei. Sie sind das Ergebnis kollektiver 
Deutungsprozesse, die sich in Sprache, Gesten, Symbolen und informellen Praktiken verdichten.

1. Die performative Kraft von Sprachakten

Sprachakte – verstanden als Äußerungen, die nicht nur Information transportieren, sondern soziale 
Wirklichkeit herstellen – sind in Gruppen und Bewegungen von herausragender Bedeutung. Eine 
Person wird nicht allein dadurch zum „Täter“, dass sie einen objektiven Regelverstoß begeht; 
vielmehr entsteht diese Identität durch einen oder mehrere Sprachakte: durch die Benennung, das 
Erzählen, das Wiederholen und institutionelle Festschreiben eines bestimmten Vorwurfs oder 
Ereignisses.

Mit jedem „Du hast…“, „Sie ist…“ oder „Wir alle wissen, dass…“ wird eine soziale Realität 
erzeugt, die fortan das Verhältnis der Beteiligten prägt. Die Zuschreibung von Betroffenheit oder 
Täterschaft ist nie eine bloße Feststellung, sondern eine Intervention in die soziale Ordnung: Sie 
erzeugt Erwartungen, stiftet Loyalitäten und bestimmt, wer als glaubwürdig, schützenswert oder 



verdächtig gilt. Der performative Charakter solcher Sprachakte wird oft unterschätzt – und ist doch 
zentral für das Verständnis informeller Gerichtsbarkeit.

2. Typische Zuschreibungen und ihre Funktionen

a) „Täter“ – die Herstellung von Schuld und Verantwortlichkeit
Die Zuweisung der Rolle des „Täters“ erfolgt meist über narrativ verdichtete Sprachakte: Vorwürfe 
werden ausgesprochen, Anekdoten kolportiert, Vermutungen als Wissen präsentiert. Nicht selten 
geschieht dies ohne formales Verfahren, ohne die Möglichkeit der Gegendarstellung oder Klärung 
von Missverständnissen. Der oder die „Täter:in“ wird so zur Projektionsfläche für Angst, 
Kontrollbedürfnis und die Sehnsucht nach Eindeutigkeit in komplexen Lagen. Die Funktion dieser 
Zuschreibung ist eindeutig: Sie entlastet das Kollektiv, schafft Klarheit über Verantwortlichkeiten 
und strukturiert das Feld der Solidarität – auf Kosten der Person, der die Rolle zugewiesen wird.

b) „Betroffene“ – Konstruktion von Schutzbedürftigkeit und moralischer Autorität
Wer als „Betroffene:r“ adressiert wird, erhält einen besonderen Status: Als Träger:in von Leid, 
Verletzung oder Ungerechtigkeit wird dieser Person von vornherein Glaubwürdigkeit, Empathie 
und Unterstützungswürdigkeit zugesprochen. Diese Rolle ist ambivalent. Einerseits dient sie dem 
legitimen Ziel, Verletzungen sichtbar zu machen und Schutz zu bieten; andererseits kann sie zur 
Fixierung auf eine Opferidentität führen, die weder Entwicklung noch Dialog zulässt. Zudem 
besteht die Gefahr, dass die Zuschreibung von Betroffenheit instrumentalisiert wird, um Ansprüche 
zu legitimieren, die einer weiteren Prüfung bedürften.

c) „Awareness“ – Etablierung informeller Autorität
Mitglieder von Awareness-Kreisen oder Vertrauensstrukturen werden häufig als neutrale Instanzen 
wahrgenommen, die Konflikte begleiten, moderieren oder aufklären sollen. Doch schon die 
sprachliche Auszeichnung als „Awareness-Person“ verleiht informelle Autorität und 
Definitionsmacht: Wer gehört wird, wer „betreut“ oder „schützt“, bestimmt maßgeblich, wie 
Konflikte gerahmt und gelöst werden. Die Gefahr besteht darin, dass diese Rolle weniger der 
Moderation als der Kontrolle dient – und die Kategorisierung von Menschen in „Täter“, 
„Betroffene“ und „Unbeteiligte“ verfestigt wird, anstatt Dialog und Perspektivenvielfalt zu fördern.

3. Der Prozess der Zuschreibung: Dynamik, Wiederholung, Verstetigung

Zuschreibungen entstehen selten in einem einzigen Moment, sondern entwickeln ihre Kraft durch 
Wiederholung, Echo und Verbreitung. Einzelne Äußerungen werden aufgegriffen, paraphrasiert, in 
Protokolle, Rundmails oder Gruppenchatnachrichten eingewoben und dadurch sozial verstetigt. Das
ursprünglich vielleicht offene Feld möglicher Interpretationen verdichtet sich so schrittweise zu 
einem starren, kaum mehr revidierbaren Rollensystem.

Mit der Zeit entstehen typische Kaskaden: Die Benennung einer Person als „Täter:in“ führt zu 
Rückzug, Abbruch von Gesprächen, Einladung zum Plenum nur unter Vorbehalt oder gar zum 
vollständigen Ausschluss. Wer als „Betroffene:r“ anerkannt ist, wird mit besonderen 
Schutzvorschriften versehen, kann aber auch paternalisiert und von Teilhabe an 
Entscheidungsprozessen ausgeschlossen werden („zu schützend“, „zu belastet“). Awareness-
Strukturen entwickeln, mit der Zunahme ihrer Aufgaben und symbolischen Bedeutung, die Tendenz
zur informellen Institutionalisierung und zum Aufbau eigener Deutungshoheit.



4. Ambivalenzen, Risiken und blinde Flecken

Die Macht der Zuschreibung liegt darin, dass sie selten offen verhandelt oder kritisch reflektiert 
wird. Zuschreibungen erscheinen oft als objektive Tatsachen – ihre sozialen, diskursiven und 
situativen Bedingungen geraten aus dem Blick. Gerade in emotional aufgeladenen Konflikten 
entsteht ein Klima, in dem es als unzulässig gilt, Rollen oder Narrative zu hinterfragen, ohne als 
„unsensibel“ oder „problematisch“ zu gelten. Dies birgt Risiken:

• Fixierung auf starre Identitäten: Menschen werden auf ihre zugeschriebene Rolle 
reduziert, Perspektivwechsel und Entwicklungsmöglichkeiten werden erschwert oder 
unmöglich gemacht.

• Verstärkung von Loyalitätsdruck und Konformismus: Wer an der Zuschreibung rüttelt, 
riskiert selbst zum Ziel von Misstrauen und Ausgrenzung zu werden.

• Entstehung sekundärer Konflikte: Nicht selten verschieben sich Auseinandersetzungen 
vom eigentlichen Sachverhalt auf die Frage, wer wie und mit welcher Legitimität spricht, 
wer Gehör findet und wer verstummt.

5. Reflexion und Möglichkeiten der Gegensteuerung

Um die destruktiven Potenziale von Sprachakten und Zuschreibungen zu begrenzen, bedarf es eines
hohen Maßes an Sprachbewusstsein, Reflexionsfähigkeit und methodischer Umsicht in 
Gruppenprozessen:

• Transparenz und Nachvollziehbarkeit: Entscheidungen über Rollen und Zuschreibungen 
sollten offengelegt und mit der Möglichkeit der Gegendarstellung verbunden sein.

• Flexible Rollenzuschreibungen: Rollen müssen als dynamisch und situationsabhängig 
verstanden werden – nicht als endgültige Identitäten, sondern als vorläufige Orientierungen 
in komplexen Prozessen.

• Stärkung pluraler Perspektiven: Es braucht Räume, in denen auch abweichende 
Sichtweisen, Zweifel und Unsicherheiten ausgesprochen werden können, ohne dass dies zu 
neuer Stigmatisierung führt.

Fazit:
Sprachakte und Zuschreibungen sind zentrale Motoren informeller Gerichtsbarkeit. Sie entscheiden 
darüber, wer Teil der Gemeinschaft bleibt, wer in die Isolation gerät und wie Konflikte verlaufen. 
Nur eine bewusste, reflektierte und transparente Sprachpraxis kann verhindern, dass 
Zuschreibungen zu Werkzeugen der Ausgrenzung und Machtverdichtung werden – und stattdessen 
Räume für Entwicklung, Dialog und kollektive Resilienz schaffen.

2A.3 Framing, Narrative und symbolische Politik

Konflikte, Ausschlussdynamiken und informelle Sanktionen in Gruppen und Bewegungen entstehen
nicht allein durch einzelne Handlungen oder formale Entscheidungen. Vielmehr werden sie 
maßgeblich durch die Art und Weise geprägt, wie Ereignisse, Personen und Zusammenhänge 
erzählt, gedeutet und symbolisch aufgeladen werden. Die Analyse von Framing, Narrativen und 
symbolischer Politik eröffnet einen Zugang zu den kollektiven Deutungs- und Machtprozessen, die 
weit über das Sichtbare und Formale hinauswirken.



1. Framing: Die Konstruktion kollektiver Wirklichkeit

Framing bezeichnet den Prozess, durch den bestimmte Aspekte der Realität hervorgehoben, andere 
ausgeblendet und Ereignisse in spezifische Deutungsrahmen gestellt werden. Es ist nicht der 
„Vorfall an sich“, sondern die Rahmung, die darüber entscheidet, ob ein Verhalten als bedrohlich, 
störend, legitim, mutig oder gefährlich empfunden wird.
Framing geschieht auf vielen Ebenen: durch Wortwahl, Metaphern, Analogien, aber auch durch die 
Auswahl und Präsentation von Informationen. Wer über die Rahmenbedingungen des Diskurses 
verfügt, kann das Bedeutungsfeld entscheidend prägen.

Typische Beispiele für Framing in Bewegungen sind etwa:

• Das Sprechen von „Übergriffen“ statt von „Missverständnissen“

• Die Rahmung eines Konflikts als „Gefahr für das Kollektiv“

• Die Darstellung von Ausschlüssen als „notwendige Schutzmaßnahme“

Durch Framing entstehen kollektive Wirklichkeiten, die für die Beteiligten nicht weniger real sind 
als formale Beschlüsse – oft sogar wirkmächtiger.

2. Narrative: Geteilte Geschichten und Deutungsmuster

Narrative sind wiederkehrende, gemeinschaftlich geteilte Erzählmuster, die Erfahrungen, Konflikte 
und Identitäten strukturieren. Sie liefern nicht nur Orientierung, sondern stiften Sinn, indem sie 
Einzelfälle in größere Deutungszusammenhänge einbetten. In emanzipatorischen Bewegungen sind 
Narrative häufig um zentrale Leitbilder gruppiert – etwa um die Vorstellung der „solidarischen 
Gemeinschaft“, der „bedrohten Pluralität“ oder des „kollektiven Widerstands gegen äußere Feinde“.

Solche Narrative:

• geben Handlungen einen Sinnrahmen,

• erzeugen ein „Wir-Gefühl“,

• legitimieren Interventionen und Sanktionen.

Doch Narrative können auch zur Verfestigung von Ausschluss und Machtmissbrauch beitragen: 
Wird eine Person oder Gruppe in das Narrativ des „Störers“, „Spalters“ oder „Unbelehrbaren“ 
eingeflochten, verengt sich der Blick auf ihre Handlungsmöglichkeiten und Identität. Der Einzelne 
wird Teil einer Geschichte, die längst geschrieben scheint – und aus der ein Ausbruch nur schwer 
möglich ist.

3. Symbolische Politik: Zeichen, Rituale, Inszenierungen

Über Narrative hinaus entfalten Bewegungen ihre Deutungshoheit durch symbolische Politik. 
Zeichen, Rituale, Symbole, Farben, Begriffe und kollektive Praktiken haben die Kraft, 
Zugehörigkeit zu stiften oder Differenz zu markieren. Sie ordnen die soziale Welt und bieten 
emotionale Anker in Zeiten der Unsicherheit.

• Das gemeinsame Verwenden bestimmter Begriffe (z. B. „Awareness“, „Safe Space“, 
„Solidarität“) signalisiert Konformität mit kollektiven Leitwerten.

• Bestimmte Rituale oder Plenumsformate dienen nicht nur der Organisation, sondern auch 
der symbolischen Festigung von Gemeinschaft und Legitimität.



• Die öffentliche Distanzierung von Personen oder Meinungen wird häufig ritualisiert und 
erhält so eine symbolische Qualität, die weit über die unmittelbare Wirkung hinausreicht.

Symbolische Politik ist damit immer auch Politik der Zugehörigkeit – und der Abgrenzung. Wer die
Symbole nicht kennt, teilt oder verwendet, riskiert, als Außenseiter:in markiert oder in narrative 
Deutungsmuster der Abweichung eingeordnet zu werden.

4. Ambivalenzen und Risiken

Die Kraft von Framing, Narrativen und Symbolik kann sowohl integrativ als auch exkludierend 
wirken. Einerseits bieten geteilte Deutungsrahmen Orientierung, schaffen Verbundenheit und 
ermöglichen kollektives Handeln. Andererseits bergen sie die Gefahr, Dissens zu unterdrücken, 
komplexe Sachverhalte zu simplifizieren und alternative Perspektiven auszugrenzen.

Narrative und Framing können zur Legitimierung informeller Sanktionen dienen – nicht, weil sie 
notwendigerweise falsch sind, sondern weil sie selten hinterfragt werden. Was einmal symbolisch 
als „Gefahr für das Kollektiv“ inszeniert ist, wird schwer wieder entzaubert.

5. Reflexion und Prävention

Um die Risiken symbolischer Politik zu minimieren, braucht es bewusste Reflexion über dominante
Narrative, Deutungsmuster und Symboliken in der Gruppe. Fragen, die dabei hilfreich sind:

• Welche Narrative prägen unseren Umgang mit Konflikten und Ausschlüssen?

• Welche Metaphern, Bilder und Symbole verwenden wir – und wer bestimmt über ihre 
Bedeutung?

• Werden alternative Deutungsangebote zugelassen und ernst genommen?

• Gibt es Räume, in denen dominante Narrative und Framingmuster kritisch reflektiert werden
können?

Nur durch kontinuierliche Reflexion und Offenheit für alternative Deutungen kann verhindert 
werden, dass Framing und Narrative zu Werkzeugen informeller Machtsicherung und Ausgrenzung 
werden. Symbolische Politik sollte kein Selbstzweck bleiben, sondern Raum für Ambiguität, Dialog
und Pluralität bieten.

Fazit:
Framing, Narrative und symbolische Politik sind mächtige Mittel der sozialen Organisation – und 
zugleich potenzielle Quellen für Ausgrenzung und informelle Gerichtsbarkeit. Die Fähigkeit, 
dominante Deutungsmuster zu erkennen und zu hinterfragen, ist daher zentrale Voraussetzung für 
eine emanzipatorische, demokratische und lernfähige Bewegungskultur.

2A.4 Medien und digitale Kommunikation: Dynamik und Verstärkung

Mit der zunehmenden Digitalisierung sozialer Bewegungen und Gruppenkommunikation 
verschieben sich die Bedingungen, unter denen Konflikte, Zuschreibungen und informelle 
Sanktionen entstehen und wirken. Digitale Medien – von Messenger-Diensten bis hin zu sozialen 
Netzwerken – verändern Reichweite, Geschwindigkeit, Dokumentierbarkeit und Intensität 
kollektiver Kommunikationsprozesse grundlegend. Sie bieten neue Chancen für Partizipation und 



Sichtbarkeit, bergen aber zugleich erhebliche Risiken für die Dynamik von Ausgrenzung, Framing 
und informeller Gerichtsbarkeit.

1. Beschleunigung und Reichweite

Digitale Kommunikation ermöglicht es, Informationen in Echtzeit zu verbreiten, eine Vielzahl von 
Personen gleichzeitig zu adressieren und Gruppenprozesse ohne räumliche und zeitliche 
Begrenzung fortzuführen. Konflikte, Gerüchte oder Zuschreibungen können binnen Sekunden eine 
große Reichweite erlangen, sich verselbstständigen und zu eskalieren drohen, noch bevor eine 
differenzierte Klärung möglich ist.

2. Dauerhafte Dokumentation und Nachvollziehbarkeit

Im Gegensatz zu mündlichen Gesprächen werden digitale Äußerungen in Chats, E-Mails oder 
Foren gespeichert, wiederauffindbar und können aus dem Kontext gerissen oder rekonstruiert 
werden. Aussagen erhalten eine neue Gewichtung und werden zur vermeintlich „objektiven“ Quelle
für spätere Sanktionen, Bewertungen oder Ausschlüsse. Diese dauerhafte Verfügbarkeit verstärkt 
den Druck zur Konformität und erschwert spätere Relativierungen oder Korrekturen.

3. Verstärkung von Framing und Narrativeffekten

Digitale Medien bieten einen Nährboden für die rasche Verbreitung und Verstärkung von Narrativen
und Frames. Knappe Formulierungen, Emojis oder Memes begünstigen die Reduktion komplexer 
Sachverhalte auf eingängige Schlagworte oder einfache Feindbilder. Was als private 
Meinungsäußerung beginnt, kann rasch als „Stimmung der Gruppe“ interpretiert oder gezielt als 
Teil eines dominanten Narrativs instrumentalisiert werden.

4. Filterblasen, Echokammern und algorithmische Dynamiken

Soziale Medien und digitale Gruppenkommunikation neigen dazu, bestehende Ansichten und 
Überzeugungen durch algorithmische Selektion und gruppeninterne Filter zu verstärken. Kritische 
Stimmen, abweichende Sichtweisen oder Unsicherheiten werden ausgeblendet oder marginalisiert. 
Die Gruppe erscheint nach außen und zunehmend auch nach innen homogener, als sie tatsächlich 
ist. Dies begünstigt die Entstehung von Konformitätsdruck, Loyalitätserwartungen und letztlich 
informellen Ausschlussdynamiken.

5. Entgrenzung von Öffentlichkeit und Privatheit

Digitale Kommunikation verwischt die Grenzen zwischen öffentlichen, halböffentlichen und 
privaten Räumen. Aussagen, die in privaten Chats oder geschlossenen Gruppen getätigt werden, 
können leicht nach außen gelangen, veröffentlicht oder in neuen Kontexten verwendet werden. 
Diese Entgrenzung verstärkt Unsicherheiten, fördert Selbstzensur und schafft ein Klima latenter 
Überwachung, in dem offene Konfliktbearbeitung und dialogische Klärung erschwert werden.

6. Isolatorische und bindende Dynamiken in persönlichen Chats

Insbesondere persönliche oder halb-private Chats entwickeln eigene Dynamiken, die mit 
klassischen Gruppenprozessen nicht vergleichbar sind. Hier greifen neue Mechanismen der sozialen
Bindung und Isolation – technisch, sozial und psychologisch verstärkt:

• Ausblendung äußerer Einflüsse: Private Chats sind in hohem Maße abgeschottet. Es 
fehlen Einflüsse und Korrektive durch Außenstehende, Dritte oder zufällige Zeugen, die in 



physischen Gruppenbegegnungen durch Präsenz, Mimik oder spontane Interventionen 
vermittelt würden. Die Kommunikation wird zum geschlossenen System, in dem sich 
bestehende Deutungen und Zuschreibungen verstärken können.

• Fehlende nonverbale Kommunikation: Digitale Chats bieten keinen Zugang zu Mimik, 
Körpersprache oder emotionalen Nuancen. Missverständnisse, Zuschreibungen und 
Eskalationen sind daher wahrscheinlicher, weil Kontextinformationen und nonverbale 
Korrektive fehlen. Kritik, Empathie oder Unsicherheit können leichter fehlgedeutet oder 
ignoriert werden.

• Verstärkung von Polarisierung und Bindung: Gerade im intimen Rahmen digitaler Chats 
entstehen häufig besonders enge Bindungen oder umgekehrt starke Isolationseffekte. Wer in 
Einzelchats oder Kleingruppen Zustimmung erhält, erfährt Bestätigung und Loyalität; wer 
ausgeschlossen, blockiert oder ignoriert wird, erlebt unmittelbare soziale Kälte und 
Entfremdung. Da Korrektive durch Gruppenöffentlichkeit und soziale Moderation fehlen, 
sind Einzelne der Dynamik isolierender oder bindender Kommunikation besonders 
ausgesetzt.

• Fehlende Einsicht und Transparenz: In privaten Chats fehlt die Einsicht durch 
Außenstehende oder Dritte. Damit entfällt die Chance auf Vermittlung, Relativierung oder 
unabhängige Perspektiven, wie sie etwa in offenen Plena, Gruppenrunden oder moderierten 
Konfliktgesprächen möglich wären. Sprachliche Zuschreibungen und Narrative können sich 
ungehindert verfestigen und in der weiteren Gruppenkommunikation als „gesetzt“ 
erscheinen.

• Technische Verstärkung: Funktionen wie „Nachrichten löschen“, „Screenshot 
weiterleiten“, Blockieren oder Schweigen bieten zusätzliche technische Werkzeuge, um 
Isolation oder Bindung gezielt zu steuern. Gleichzeitig sinkt die Hemmschwelle, Gespräche 
abrupt abzubrechen oder selektiv zu dokumentieren, wodurch sich Unsicherheiten und 
Machtasymmetrien weiter verstärken.

7. Reflexion und Präventionsansätze

Die spezifischen Dynamiken digitaler Kommunikation erfordern neue Reflexions- und 
Präventionsstrategien. Bewegungen und Gruppen sollten sich der Risiken digitaler Kanäle bewusst 
werden, klare Kommunikationsregeln und Verhaltensstandards für digitale Räume entwickeln und 
den kritischen Dialog über die Nutzung von Medien und Plattformen institutionalisieren. Offenheit, 
Moderation, transparente Protokollierung und der bewusste Einbezug pluraler Perspektiven können 
helfen, die Risiken informeller Machtverschiebung und Eskalation zu begrenzen.

Fazit:
Digitale Medien sind Katalysatoren für die Dynamik informeller Gerichtsbarkeit – sie 
beschleunigen, verstärken und verfestigen Zuschreibungen, Narrative und Ausgrenzungsprozesse. 
Insbesondere in persönlichen und halb-privaten Chats können sich isolierende und bindende 
Dynamiken ungehindert entfalten. Wer diesen Risiken begegnen will, braucht Sensibilität für die 
Eigenlogik digitaler Kommunikation, methodische Vorsicht und die Bereitschaft, digitale Räume als
Teil kollektiver Praxis kritisch zu reflektieren und transparent zu gestalten. Nur so können digitale 
Tools zu Instrumenten für Teilhabe, Reflexion und Solidarität werden – anstatt zu Beschleunigern 
von Ausschluss und Machtakkumulation.



2A.5 Reflexion: Sprachbewusstsein als Prävention gegen Machtmissbrauch

Nach der Analyse der subtilen Mechanismen von Rahmung, Zuschreibung, Framing und der 
Dynamik digitaler Kommunikation wird deutlich: Sprache ist kein neutrales Medium, sondern ein 
zentrales Instrument sozialer Gestaltung, das sowohl verbinden als auch ausgrenzen, stärken wie 
schwächen, schützen oder verletzen kann. Gerade in emanzipatorischen Bewegungen entscheidet 
sich an der Qualität des sprachlichen Umgangs, ob kollektive Praxis den eigenen Ansprüchen 
gerecht wird – oder ob Macht, Ausgrenzung und informelle Gerichtsbarkeit unbemerkt neue 
Formen annehmen.

1. Sprachbewusstsein als Schutzfaktor

Ein waches, reflektiertes Bewusstsein für Sprache und deren Wirkung ist die erste und wichtigste 
Barriere gegen informellen Machtmissbrauch. Wer sich der eigenen Wortwahl, der 
Bedeutungsverschiebungen und der Rolle von Zuschreibungen bewusst ist, kann sensibel mit der 
Definitionsmacht umgehen und vermeiden, andere ungewollt zu stigmatisieren, zu vereindeutigen 
oder auszugrenzen. Sprachbewusstsein bedeutet, sich nicht mit routinierten Deutungsmustern und 
gruppeninternen Ritualen zufriedenzugeben, sondern Sprache immer wieder neu zu überprüfen, zu 
öffnen und gegebenenfalls zu korrigieren.

2. Selbstreflexion und kollektive Sprachkritik

Die Entwicklung von Sprachbewusstsein ist nicht allein eine individuelle Aufgabe, sondern muss 
Teil kollektiver Praxis werden. Gruppen, die regelmäßig ihre Kommunikationsgewohnheiten, 
verwendeten Begriffe und vorherrschenden Narrative reflektieren, schaffen eine Kultur der 
Aufmerksamkeit, die vor unbemerktem Machtmissbrauch schützt. Dazu gehören:

• die Bereitschaft, eigene Formulierungen zu hinterfragen,

• die Akzeptanz von Kritik an Sprache, auch wenn sie als „Kleinkrämerei“ oder „semantisches
Detail“ abgetan wird,

• der Raum für Meta-Gespräche über Diskurskultur und das Hinterfragen eingespielter 
Begriffe.

Solche kollektive Sprachkritik darf nicht als bloßer Formalismus verstanden werden, sondern ist 
Voraussetzung für Vertrauen, Teilhabe und gegenseitige Wertschätzung.

3. Transparenz, Nachvollziehbarkeit und Deutungsvielfalt

Transparenz in der Sprache bedeutet, Prozesse, Zuschreibungen und Deutungen offen zu legen, sie 
verständlich und nachvollziehbar zu machen. Wo Entscheidungen und Rollen offen besprochen, wo 
Framing und Narrative benannt werden, sinkt das Risiko informeller Machtausübung im Schutz 
diskursiver Intransparenz. Besonders wichtig ist die Offenheit für Deutungsvielfalt: Gruppen sollten
aktiv danach fragen, welche Perspektiven fehlen, welche Begriffe mehrdeutig sind oder anders 
verstanden werden können, und wie alternative Sichtweisen integriert werden können.

4. Sprachliche Sensibilität in Konfliktsituationen

Gerade im Kontext von Konflikten, Vorwürfen oder Ausschlussdynamiken ist besondere 
sprachliche Sensibilität erforderlich. Zuschreibungen, Bewertungen und Labels sollten so 



zurückhaltend wie möglich verwendet werden, der Zugang zu Gegendarstellung, Korrektur und 
Perspektivwechsel muss offenbleiben. Die Bereitschaft, die Sprache in kritischen Momenten zu 
verlangsamen, zu klären und nachzufragen, kann Eskalation verhindern und produktiven Dialog 
ermöglichen.

5. Institutionalisierte Reflexion und kontinuierliches Lernen

Nachhaltiger Schutz vor Machtmissbrauch durch Sprache entsteht nur, wenn Reflexion 
institutionalisiert wird: durch regelmäßige Feedbackschleifen, moderierte Reflexionsrunden, 
Fortbildungen und die Etablierung unabhängiger Ansprechpersonen oder Sprachbeauftragter. Die 
kollektive Auseinandersetzung mit Sprachgewohnheiten sollte kein Ausnahmefall sein, sondern 
integraler Bestandteil einer bewegungsinternen Lernkultur. Nur wo Reflexion dauerhafte Praxis ist, 
bleibt auch das Bewusstsein für subtile Machtverschiebungen erhalten.

6. Sprachbewusstsein als Voraussetzung für emanzipatorische Entwicklung

Sprachbewusstsein ist mehr als Prävention gegen Machtmissbrauch – es ist der Schlüssel zu echter 
Pluralität, Innovation und kollektiver Resilienz. Wo Gruppen die Komplexität und Wandelbarkeit 
von Sprache ernst nehmen, können Unsicherheiten und Differenzen als Ressource für Lernen und 
Entwicklung begriffen werden, anstatt als Risiko, das ausgegrenzt werden muss. Sprachliche 
Reflexivität wird damit zum Prüfstein emanzipatorischer Praxis: Nur wer die eigenen Worte, 
Narrative und Zuschreibungen immer wieder infrage stellt, kann Machtverhältnisse sichtbar machen
und kollektiv bearbeitbar halten.

Fazit:
Reflexion und kritisches Sprachbewusstsein sind unverzichtbare Voraussetzungen für eine 
bewegungskritische Praxis, die informelle Gerichtsbarkeit, Ausgrenzung und Machtmissbrauch 
dauerhaft begrenzt. Sprache bleibt nie unschuldig – aber ihre bewusste, kollektive Gestaltung kann 
zur Grundlage für eine solidarische, offene und wirklich emanzipatorische Bewegungskultur 
werden.

Literatur und weiterführende Hinweise zu Kapitel 2A

Allgemein zu Sprach- und Diskursforschung, Macht und Deutung

• Jäger, Siegfried: Kritische Diskursanalyse. Eine Einführung. 8. Aufl. Münster: Unrast, 
2021.

• Keller, Reiner: Diskursforschung. Eine Einführung für SozialwissenschaftlerInnen. 
Wiesbaden: Springer VS, 2011.

• Wodak, Ruth & Meyer, Michael (Hrsg.): Methods of Critical Discourse Analysis. 2nd 
Edition, London: SAGE, 2009.

2A.1 Diskursive Rahmung: Wer definiert, was gilt?

• Goffman, Erving: Frame Analysis. An Essay on the Organization of Experience. Boston: 
Northeastern University Press, 1974.



• Benford, Robert D. & Snow, David A.: "Framing Processes and Social Movements: An 
Overview and Assessment." In: Annual Review of Sociology 26 (2000): 611–639.

• Butler, Judith: Excitable Speech: A Politics of the Performative. New York: Routledge, 
1997.

2A.2 Sprachakte und Zuschreibungen: Täter, Betroffene, Awareness

• Austin, John L.: How to Do Things with Words. 2nd Edition. Cambridge, MA: Harvard 
University Press, 1975.

• Searle, John R.: Speech Acts. An Essay in the Philosophy of Language. Cambridge: 
Cambridge University Press, 1969.

• Simmel, Georg: "Das Geheimnis und die geheime Gesellschaft." In: Soziologie. 
Untersuchungen über die Formen der Vergesellschaftung (1908).

Praxisrelevanz und Zuschreibung:

• Honneth, Axel: Kampf um Anerkennung. Zur moralischen Grammatik sozialer 
Konflikte. Frankfurt am Main: Suhrkamp, 1992.

• Nassehi, Armin: Gab es 1968? Eine Spurensuche. München: C.H. Beck, 2018 (insb. zur 
Dynamik von Zuschreibungen in sozialen Bewegungen).

2A.3 Framing, Narrative und symbolische Politik

• Lakoff, George: Don't Think of an Elephant! Know Your Values and Frame the Debate. 
White River Junction: Chelsea Green Publishing, 2014.

• Polletta, Francesca: It Was Like a Fever: Storytelling in Protest and Politics. Chicago: 
University of Chicago Press, 2006.

• Geertz, Clifford: Dichte Beschreibung. Beiträge zum Verstehen kultureller Systeme. 
Frankfurt am Main: Suhrkamp, 1987.

• Schütz, Alfred & Luckmann, Thomas: Strukturen der Lebenswelt. Frankfurt am Main: 
Suhrkamp, 1979.

2A.4 Medien und digitale Kommunikation: Dynamik und Verstärkung

• boyd, danah: It's Complicated. The Social Lives of Networked Teens. New Haven: Yale 
University Press, 2014.

• Sunstein, Cass R.: #Republic. Divided Democracy in the Age of Social Media. Princeton: 
Princeton University Press, 2017.

• Pariser, Eli: The Filter Bubble. What the Internet Is Hiding from You. New York: 
Penguin Press, 2011.

• Stalder, Felix: Kultur der Digitalität. Berlin: Suhrkamp, 2016.



2A.5 Reflexion: Sprachbewusstsein als Prävention gegen Machtmissbrauch

• Habermas, Jürgen: Theorie des kommunikativen Handelns. 2 Bde. Frankfurt am Main: 
Suhrkamp, 1981.

• Rosenberg, Marshall B.: Gewaltfreie Kommunikation. Eine Sprache des Lebens. 11. 
Auflage, Paderborn: Junfermann, 2016.

• Brumlik, Micha: Die Geste der Anerkennung. Studien zur Sprache des Respekts. 
Frankfurt am Main: Suhrkamp, 2010.

• Ehlich, Konrad: Sprachbewusstsein und Sprachreflexion. In: Sprache und Sprachen 
(Hrsg. B. Koldehoff u.a.), Stuttgart: Klett, 2000.
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Hinweis:
Die angegebenen Titel decken sowohl theoretische Grundlagen als auch anwendungsbezogene 
Perspektiven ab. Sie bieten Einstieg und Vertiefung in die jeweiligen Fragestellungen der Diskurs- 
und Sprachmachtforschung sowie praxisorientierte Handreichungen für die Entwicklung 
sprachreflexiver und diskriminierungsarmer Gruppenkommunikation. Für die weitere Recherche 
empfiehlt sich auch die Sichtung aktueller Awareness-Broschüren und Online-Quellen aus dem 
Bereich sozialer Bewegungen, da diese vielfach an den praktischen Herausforderungen der 
Gegenwart ansetzen und fortlaufend aktualisiert werden.

3. Strukturelle Dynamiken in Bewegungen – Typen, Muster, Mechanismen

Informelle Gerichtsbarkeit entfaltet ihre Wirkung nicht im luftleeren Raum, sondern innerhalb 
komplexer Gefüge von Beziehungen, Erwartungen und wiederkehrenden Handlungsweisen. 
Gruppen, Kollektive und Bewegungen, die sich emanzipatorische Ziele auf die Fahnen schreiben, 
sind dabei keineswegs immun gegen das Wirken subtiler wie offenkundiger Strukturdynamiken. Im 
Gegenteil: Gerade die Betonung von Gemeinschaft, Gleichheit und moralischer Integrität erzeugt 
oft jene Ambivalenzen, in denen Ausgrenzung, Machtkonzentration und Deutungshoheit besonders 
wirksam werden können.



Dieses Kapitel legt den analytischen Fokus auf die alltäglichen, oft unsichtbaren Mechanismen, die 
informelle Ausschluss- und Sanktionspraktiken ermöglichen, stabilisieren und reproduzieren. Es 
zeigt, dass strukturelle Dynamiken nicht aus bewusster Böswilligkeit entstehen, sondern zumeist 
Ergebnis kollektiver Routinen, gruppeninterner Anpassungsprozesse und fehlender 
Korrekturmöglichkeiten sind. Die spezifischen Muster und Mechanismen, die im Alltag von 
Bewegungen wirksam werden, sind oft schwer zu erkennen – und wirken dennoch prägend auf 
Zugehörigkeit, Beteiligung und Konfliktbearbeitung.

Im Mittelpunkt stehen dabei nicht die spektakulären Einzelfälle, sondern die „leisen“ Formen der 
Ausgrenzung: das beharrliche Schweigen, das unsichtbare Etikettieren, das systematische Nicht-
Einladen oder das Anlegen von Dossiers jenseits formaler Verfahren. Solche Praktiken wirken 
schleichend, aber nachhaltig: Sie strukturieren Beziehungen, bestimmen Loyalitäten und schaffen 
Machtasymmetrien, die selten offen benannt werden.

Darüber hinaus beleuchtet das Kapitel, wie sich Narrative durch Wiederholung und gruppeninterne 
Stabilisierung verfestigen, wie Awareness- und Vertrauensstrukturen zwischen Anspruch und 
Realität oszillieren und wie das Fehlen institutionalisierter Korrektursysteme die Gefahr von 
Fehlurteilen, Eskalationen und langfristigen Spaltungen erhöht. Nicht zuletzt wird sichtbar, wie 
Angst, Schutzbehauptungen und der Wunsch nach moralischer Konformität selbstverstärkende 
Dynamiken in Gang setzen können, die nachhaltige kollektive Lern- und Dialogprozesse 
blockieren.

Das Ziel dieses Kapitels ist es, ein vertieftes Verständnis für die Strukturen und Abläufe zu schaffen,
die informelle Macht und Ausgrenzung im Alltag von Bewegungen möglich machen – und damit 
die Grundlage zu legen für eine präventive, selbstkritische und verantwortungsbewusste Praxis. Die 
Offenlegung typischer Risiken und die Diskussion von Verantwortung und Risikokommunikation 
im Kontext von Awareness-Strukturen beschließen das Kapitel und bieten Orientierung für eine 
notwendige Weiterentwicklung kollektiver Schutz- und Konfliktbearbeitungskulturen.

Wer die subtilen Mechanismen, Routinen und „unsichtbaren“ Muster informeller Gerichtsbarkeit 
begreifen will, muss sich den strukturellen Dynamiken stellen, die sie hervorbringen, stabilisieren 
und fortschreiben. Die folgenden Unterkapitel laden dazu ein, diese Dynamiken differenziert zu 
erkennen – als Voraussetzung für wirksame Prävention, institutionelle Weiterentwicklung und eine 
solidarische, lernfähige Bewegungskultur.

3.1 Exklusionspraktiken im Alltag: Schweigen, Etikettieren, Nicht-Einladen, 
Dossierbildung

Die wirksamsten Formen informeller Ausgrenzung vollziehen sich oft jenseits offensichtlicher 
Sanktionen oder formaler Ausschlussverfahren. Sie sind eingebettet in den Alltag der Gruppe, 
erfolgen durch scheinbar beiläufige Handlungen und setzen auf eine Dynamik des allmählichen 
Entzugs von Aufmerksamkeit, Unterstützung oder Teilhabe. Gerade weil diese Praktiken selten 
offen ausgesprochen oder als bewusste Entscheidung getroffen werden, sind sie so schwer zu 
erkennen – und entfalten doch eine nachhaltige Wirkung auf das Gruppenklima, die individuelle 
Teilhabe und den Verlauf von Konflikten.



1. Schweigen als subtile Exklusionspraxis

Schweigen ist mehr als das bloße Ausbleiben von Rede. Es kann gezielt als Mittel der 
Distanzierung, Kontrolle oder Disziplinierung eingesetzt werden. Wer schweigt, entzieht dem 
Gegenüber Aufmerksamkeit und Resonanz, lässt Argumente und Erfahrungen ins Leere laufen und 
signalisiert: Deine Stimme zählt nicht (mehr). In Gruppenprozessen wirkt Schweigen doppelt: Es 
marginalisiert Einzelne und fungiert zugleich als nonverbales Signal an andere Mitglieder, wie mit 
bestimmten Personen, Meinungen oder Themen umzugehen ist.

Das „kollektive Schweigen“ – etwa nach einem Vorfall, einer kritischen Äußerung oder einem 
unerwünschten Verhalten – markiert den Beginn eines schleichenden Ausschlussprozesses. 
Betroffene erleben dies häufig als tiefgreifenden Vertrauens- und Kontrollverlust, der nicht selten zu
Rückzug, Verunsicherung und Selbstzweifeln führt.

2. Etikettieren: Die Macht der Zuordnung

Etikettieren bezeichnet das gezielte oder beiläufige Zuweisen von Eigenschaften, Motiven oder 
Rollen – oft ohne die Möglichkeit zur Gegendarstellung. Begriffe wie „schwierig“, „toxisch“, 
„problematisch“ oder „nicht teamfähig“ etablieren sich rasch im informellen Sprachgebrauch einer 
Gruppe. Das Etikett wirkt wie ein Filter: Es bestimmt, wie weitere Handlungen oder Äußerungen 
der betreffenden Person wahrgenommen werden und rechtfertigt nachträglich Distanzierung, 
Misstrauen oder Sanktionen.

Etikettieren ist häufig der erste Schritt zu tiefergehender Ausgrenzung. Es setzt sich fort in 
abschätzigen Kommentaren, subtilen Andeutungen oder der Verbreitung von Gerüchten. Besonders 
fatal wirkt das Etikettieren, wenn es in informellen Kanälen zirkuliert – etwa in privaten Chats, 
Kleingruppen oder Pausengesprächen – und sich dort unbemerkt festsetzt.

3. Nicht-Einladen: Struktureller Ausschluss durch Passivität

Das bewusste oder unbewusste Nicht-Einladen zu Treffen, Diskussionsrunden, informellen 
Aktivitäten oder Entscheidungsprozessen ist eine der effektivsten, aber zugleich am schwersten 
greifbaren Formen des Ausschlusses. Wer nicht eingeladen wird, erhält keine Möglichkeit zur 
Stellungnahme, verliert den Anschluss an wichtige Informationen und Entscheidungsprozesse und 
wird so allmählich aus dem aktiven Gruppengeschehen gedrängt.

Nicht-Einladen ist häufig die Folge vorangegangener Etikettierung oder Konflikte, kann aber auch 
aus Unsicherheit, Konfliktvermeidung oder gruppeninternem Loyalitätsdruck entstehen. Besonders 
problematisch ist, dass die Betroffenen meist keine Möglichkeit haben, das eigene Fernbleiben zu 
erklären oder sich gegen den Ausschluss zu wehren – der Prozess vollzieht sich still, entzieht sich 
der Sichtbarkeit und institutionellen Kontrolle.

4. Dossierbildung: Informelle Dokumentation und ihre Folgen

In einigen Gruppen und Bewegungen ist die informelle Sammlung, Speicherung und Weitergabe 
von Informationen über Mitglieder – sei es in Form von Notizen, Chatverläufen, E-Mails oder 
systematischen Aufzeichnungen – zu einer gängigen Praxis geworden. Die sogenannte 
„Dossierbildung“ dient vordergründig dem Schutz oder der Aufarbeitung von Vorfällen, birgt 
jedoch erhebliche Risiken für die betroffenen Personen und das gesamte Gruppenklima.



Dossiers werden meist ohne Wissen oder Einverständnis der Betroffenen erstellt, sind nicht an 
formale Verfahrensregeln gebunden und entziehen sich einer unabhängigen Überprüfung. Ihre 
Existenz wirkt disziplinierend: Wer weiß oder ahnt, dass über eigene Äußerungen und Handlungen 
informell Buch geführt wird, verhält sich zurückhaltender, kontrollierter, vorsichtiger – nicht aus 
Vertrauen, sondern aus Angst vor Konsequenzen.

Zudem kann die Weitergabe oder selektive Verwendung solcher Dossiers dazu führen, dass 
Konflikte, Vorwürfe oder Zuschreibungen dauerhaft „aktenkundig“ bleiben, selbst dann, wenn sie 
sich als unbegründet oder missverständlich herausstellen. Dossierbildung unterläuft so elementare 
Grundsätze von Verhältnismäßigkeit, Transparenz und fairem Umgang miteinander und fördert ein 
Klima des Misstrauens.

5. Zusammenspiel und kumulative Wirkung

Diese Exklusionspraktiken treten selten isoliert auf. Vielmehr verstärken sie sich wechselseitig und 
führen zu einer schleichenden, aber nachhaltigen Verengung von Teilhabe, Mitbestimmung und 
Zugang zu Gruppenressourcen. Was mit einzelnen Fällen von Schweigen oder Etikettieren beginnt, 
kann sich zu einem umfassenden Ausschlussprozess auswachsen, in dessen Verlauf Betroffene 
kaum mehr eine Chance erhalten, ihre Sichtweise einzubringen oder ihre Position zu rehabilitieren.

Die eigentliche Gefahr dieser Praktiken liegt in ihrer Unsichtbarkeit: Sie erscheinen als natürliche, 
unvermeidliche oder gar „harmlose“ Reaktionen auf Konflikte und werden selten als systematische 
Ausgrenzung erkannt. Gerade deshalb sind sie so wirksam – und so schwer zu thematisieren und zu 
korrigieren.

Fazit:
Alltägliche Exklusionspraktiken wie Schweigen, Etikettieren, Nicht-Einladen und Dossierbildung 
bilden den Nährboden informeller Gerichtsbarkeit. Sie unterlaufen emanzipatorische Ansprüche auf
Offenheit, Teilhabe und Solidarität und verankern informelle Macht- und Ausschlussstrukturen im 
Alltag der Bewegung. Eine bewusste, reflektierte Auseinandersetzung mit diesen Praktiken ist 
unerlässlich, um sie zu erkennen, zu benennen und wirksam einzudämmen. Nur so kann ein Klima 
der Offenheit, Gerechtigkeit und kollektiven Lernfähigkeit aufrechterhalten werden.

Zusatz: Systemische Autokorrektur als Nährboden informeller Exklusion

In jeder sozialen Gruppe wirken Mechanismen der Autokorrektur – Prozesse also, in denen 
Abweichungen, Unsicherheiten oder „Störungen“ nicht durch formale Regeln, sondern durch das 
kollektive Verhalten der Mitglieder bearbeitet werden. Autokorrektur ist zunächst ein funktionales 
Prinzip: Sie ermöglicht Anpassung, Konfliktvermeidung und die Aufrechterhaltung eines gewissen 
Gruppenkonsenses. Wo formale Strukturen fehlen oder nicht greifen, übernimmt die informelle 
Autokorrektur die Aufgabe, soziale Ordnung und „Normalität“ herzustellen.

Gerade in selbstorganisierten, emanzipatorischen Kontexten hat Autokorrektur eine doppelte 
Funktion:

1. Schutzfunktion: Abweichungen oder Irritationen werden aufgenommen, moderiert und – 
im besten Fall – zum Anlass für kollektives Lernen und Entwicklung. Durch Gespräche, 



informelle Hinweise oder das Ausloten von Grenzen bleibt die Gruppe beweglich und 
anschlussfähig.

2. Disziplinierungsfunktion: Wo Unsicherheit, Dissens oder Kritik als Bedrohung erlebt 
werden, wandelt sich Autokorrektur zum Instrument stiller Disziplinierung. Nicht-
konformes Verhalten wird durch Schweigen, distanzierende Etikettierung, Auslassung bei 
Einladungen oder die informelle Dokumentation im Dossier unsichtbar gemacht. Die 
Gruppe „korrigiert“ Abweichungen nicht durch offene Diskussion oder transparente 
Verfahren, sondern durch subtile Formen des Drucks und der Marginalisierung.

Systemisch betrachtet bietet diese Form der Autokorrektur den idealen Nährboden für informelle 
Exklusionspraktiken: Die Notwendigkeit, „Störungen“ möglichst reibungslos zu beheben und den 
äußeren Anschein von Harmonie zu wahren, fördert die Tendenz, unbequeme Personen oder 
abweichende Meinungen aus dem Kommunikationsfeld zu drängen, anstatt sie konstruktiv 
einzubinden. Die eigentliche Konfliktbearbeitung findet dann nicht mehr im offenen Diskurs, 
sondern durch schleichende Entzugshandlungen, informelle Zuschreibungen und die schrittweise 
Einschränkung von Beteiligung statt.

Gleichzeitig entsteht ein Klima, in dem sich Gruppenmitglieder anpassen, Selbstzensur üben und 
sich aus Angst vor Isolation oder Etikettierung freiwillig zurücknehmen. Die Gruppe erhält so ihre 
Stabilität – allerdings um den Preis von Offenheit, Pluralität und Entwicklungspotenzial. Die 
autokorrektive Dynamik wirkt als unsichtbares Fundament, das Exklusionspraktiken nicht nur 
begünstigt, sondern geradezu systematisch hervorbringt und stabilisiert.

Zusammengefasst:
Autokorrektur erfüllt in sozialen Gruppen wichtige Funktionen, birgt aber als systemische Praxis 
das Risiko, informelle Ausgrenzung zu normalisieren. Sie schafft die Voraussetzungen dafür, dass 
Praktiken wie Schweigen, Etikettieren, Nicht-Einladen und Dossierbildung als „natürliche“ oder 
„unvermeidliche“ Reaktionen erscheinen – und so selten als eigentliche Macht- und 
Ausschlussdynamiken erkannt und bearbeitet werden. Eine kritische Reflexion dieser Prozesse ist 
daher Voraussetzung für jede Strategie zur Prävention informeller Gerichtsbarkeit.

3.2 Narrative Stabilisierung: Wie Gruppen sich Loyalität durch Wiederholung 
sichern

Narrative – also kollektive Erzählmuster, Deutungsrahmen und Sinnangebote – sind das Fundament
jeder sozialen Bewegung und Gruppe. Sie bieten Orientierung, strukturieren Erfahrungen und 
schaffen ein Gefühl von Zusammengehörigkeit. Doch ihre Funktion geht weit über bloße 
Identitätsstiftung hinaus: Narrative wirken als Mechanismus zur Stabilisierung von Loyalität, indem
sie durch ständige Wiederholung zu unhinterfragten Selbstverständlichkeiten werden und so das 
Denken, Fühlen und Handeln der Gruppenmitglieder prägen.



1. Die Macht der Wiederholung

Narrative gewinnen ihre Wirkung nicht allein durch die Überzeugungskraft einzelner Geschichten 
oder Argumente, sondern vor allem durch ihre permanente Wiederholung. In Gesprächen, 
Sitzungen, Chatgruppen, E-Mails oder durch informelle Kommunikation werden bestimmte 
Deutungen, Schlagworte und Sinnzusammenhänge immer wieder aufgegriffen. Durch diese 
Repetition entstehen kollektive Routinen, die als „natürliche“ Sichtweise erscheinen und 
Alternativen zunehmend verdrängen.

Die Wiederholung zentraler Narrative dient der Festigung kollektiver Identität und Loyalität: Wer 
sich mit der vorherrschenden Erzählung identifiziert, wird Teil des „Wir“, wer abweicht, riskiert die
eigene Position und Zugehörigkeit.

2. Exemplarische Gruppen-Narrative

Typische Narrative in emanzipatorischen Bewegungen und Gruppen sind zum Beispiel:

• Die Vorstellung einer permanenten Bedrohung von außen („Wir müssen uns schützen“)

• Die Inszenierung der Gruppe als moralisch überlegene Gemeinschaft („Wir handeln aus 
Prinzipien, nicht aus Eigennutz“)

• Das Narrativ der eigenen Vulnerabilität („Wir sind besonders verletzlich und müssen uns 
abgrenzen“)

• Die Erzählung von Einigkeit und Harmonie („Konflikte sind eine Gefahr, wir ziehen an 
einem Strang“)

Diese Narrative geben Orientierung, stiften Sinn und rechtfertigen sowohl Entscheidungen als auch 
Sanktionen. Sie bieten einfache Antworten auf komplexe Fragen und reduzieren Unsicherheiten.

3. Narrative und Loyalität

Narrative Stabilisierung ist ein zentrales Mittel, um Loyalität innerhalb der Gruppe zu erzeugen und
aufrechtzuerhalten. Indem Narrative fortwährend wiederholt und als verbindliche Deutungsmuster 
etabliert werden, entsteht ein hoher Konformitätsdruck: Wer widerspricht, stört nicht nur das Bild 
der Gemeinschaft, sondern gefährdet die geteilte Sinnordnung.
In der Praxis führt dies dazu, dass Zweifel, Kritik oder alternative Deutungen marginalisiert oder als
Angriff auf die Gruppe wahrgenommen werden. Narrative wirken so als sozialer Klebstoff – aber 
auch als Mittel subtiler Kontrolle und Disziplinierung.

4. Exklusion durch narrative Fixierung

Die ständige Wiederholung und Stabilisierung von Narrativen birgt die Gefahr, dass komplexe 
Realitäten vereinfacht und abweichende Perspektiven ausgeblendet werden. Mitglieder, die den 
dominanten Narrativen widersprechen oder sie hinterfragen, geraten leicht in Verdacht, illoyal oder 
„problematisch“ zu sein. Sie werden schnell zu Außenseiter:innen, deren Anliegen nicht mehr 
ernsthaft geprüft, sondern im Lichte der etablierten Erzählung abgewertet werden.

So können Narrative zur Legitimation von Ausschlusspraktiken dienen: „Wer unser gemeinsames 
Ziel in Frage stellt, gehört nicht mehr dazu.“ Das Klima für offene Diskussion, kritische 
Selbstreflexion und echte Pluralität wird so schrittweise untergraben.



5. Narrative in digitalen und analogen Räumen

Narrative entfalten ihre Kraft heute nicht mehr nur im direkten Gespräch oder in Plena, sondern vor 
allem auch in digitalen Kommunikationskanälen. In Gruppenchats, Foren oder Mailinglisten 
zirkulieren die zentralen Narrative permanent und erreichen auch Mitglieder, die an physischen 
Treffen nicht teilnehmen. Die ständige Präsenz und Wiederholung erzeugt ein Gefühl von 
Allgegenwärtigkeit – und erschwert es, alternative Sichtweisen zu entwickeln oder Gehör zu finden.

6. Prävention: Narrative bewusst machen und reflektieren

Um die stabilisierende, aber auch ausgrenzende Kraft von Narrativen zu begrenzen, bedarf es 
gezielter Reflexion und methodischer Sensibilität:

• Narrative und Leitmotive sollten regelmäßig benannt, diskutiert und auf ihre Aktualität 
sowie Ambivalenzen geprüft werden.

• Gruppen sollten Räume schaffen, in denen alternative Erzählungen, Zweifel und 
Unsicherheiten offen angesprochen werden dürfen – ohne Sanktionen oder Loyalitätsdruck.

• Die Frage „Wessen Geschichte fehlt?“ sollte Teil der kollektiven Routine werden.

Nur durch bewusste Auseinandersetzung mit den vorherrschenden Narrativen bleibt die Gruppe 
lernfähig, plural und offen für Entwicklung.

Fazit:
Narrative Stabilisierung durch Wiederholung ist ein wirkmächtiger Mechanismus kollektiver 
Identitätsbildung – aber auch ein Risiko für offene Diskussion und Vielfalt. Wer Loyalität durch die 
ständige Reproduktion dominanter Erzählungen sichert, läuft Gefahr, kritische Stimmen zu 
verlieren und informelle Ausgrenzung zu verfestigen. Die bewusste Reflexion und Öffnung von 
Narrativen ist daher ein zentrales Element emanzipatorischer Bewegungskultur und Voraussetzung 
für langfristige Resilienz und Lernfähigkeit.

3.3 Die Rolle von Awareness, Care-Teams und Vertrauenskreisen – Anspruch 
und Realität

Awareness-Teams, Care-Gruppen und Vertrauenskreise sind in den vergangenen Jahren zu zentralen
Strukturen innerhalb emanzipatorischer Bewegungen und progressiver Gruppen geworden. Sie 
stehen für das Versprechen, Schutz, Unterstützung und Konfliktlösung abseits von Hierarchie und 
formaler Macht zu gewährleisten. Der Anspruch ist hoch: Die Förderung von Sicherheit, die 
Prävention von Übergriffen, die Begleitung von Betroffenen, die Entlastung von Gruppen in 
Krisensituationen und die Etablierung transparenter, partizipativer Verfahren. Doch der Blick auf 
die Praxis zeigt, dass zwischen Ideal und Realität oftmals erhebliche Diskrepanzen bestehen – mit 
weitreichenden Folgen für die Dynamik von Macht, Ausgrenzung und informeller Gerichtsbarkeit.



1. Der emanzipatorische Anspruch

Awareness- und Care-Strukturen wurden geschaffen, um Schwellenängste abzubauen, 
Marginalisierung zu verhindern und das Machtgefälle innerhalb von Gruppen zu nivellieren. Sie 
sollen als neutrale Anlaufstellen fungieren, zuhören, vermitteln, begleiten und gemeinsam mit allen 
Beteiligten Lösungen entwickeln. Die Prinzipien von Parteilichkeit für Betroffene, Vertraulichkeit, 
Transparenz und kollektiver Verantwortung bilden dabei die normative Grundlage.

Die Einrichtung solcher Teams ist Ausdruck eines ernsthaften Bemühens, gruppeninterne Gewalt 
und Diskriminierung zu verhindern – und wird vielfach als Qualitätsmerkmal für das 
demokratische, inklusive und reflektierte Selbstverständnis der Bewegung betrachtet.

2. Informelle Machtverschiebung und neue Autoritäten

Gerade weil Awareness- und Care-Teams über großes Vertrauen und symbolisches Kapital 
verfügen, entsteht das Risiko informeller Machtkonzentration: Aus einer moderierenden, 
unterstützenden Funktion kann rasch eine Position informeller Autorität erwachsen. Wer das 
Mandat zur Konfliktbearbeitung, zur Aufnahme von Vorfällen oder zur Bewertung von Aussagen 
erhält, übernimmt Definitionsmacht über zentrale Prozesse der Gruppe.

Diese Macht ist selten formell kontrolliert, entzieht sich oft einer unabhängigen Überprüfung und 
wird durch informelle Kommunikationskanäle, symbolische Anerkennung und die Stilllegung von 
Kritik weiter stabilisiert. Damit drohen sich Hierarchien und Deutungshoheiten zu verfestigen, 
gegen die sich die Strukturen eigentlich richten sollten.

3. Parteilichkeit, Neutralität und Loyalitätskonflikte

Ein zentrales Spannungsfeld in der Praxis von Awareness- und Care-Strukturen besteht im Umgang 
mit Parteilichkeit und Neutralität. Während Betroffenenorientierung und Parteilichkeit gegenüber 
Verletzten ein zentrales ethisches Prinzip bilden, steht dieses in latenter Spannung zu dem 
Anspruch, auch für faire, transparente und revisionsfähige Verfahren Sorge zu tragen. In der Praxis 
geraten Teams leicht in Loyalitätskonflikte, werden in parteiische Dynamiken verwickelt oder zum 
Instrument informeller Ausschluss- und Sanktionsmechanismen.

Häufige Folgen sind:

• Die Übernahme von Narrativen oder Zuschreibungen ohne ausreichende Überprüfung,

• die Tendenz, Kritik an Awareness-Strukturen als „sekundäre Verletzung“ oder Angriff auf 
das Schutzprinzip zu werten,

• der Ausschluss von Menschen, ohne dass sie die Möglichkeit zur Gegendarstellung oder 
zum Dialog erhalten.



4. Mangelnde Transparenz und fehlende Kontrolle

Trotz guter Absichten fehlt es Awareness-Teams und Care-Strukturen häufig an klaren Verfahren, 
nachvollziehbaren Entscheidungswegen und transparenter Rechenschaftspflicht. Der Schutz von 
Vertraulichkeit und Diskretion – ein zentrales Anliegen – kann in der Praxis zur Intransparenz und 
zur Entstehung informeller Machträume führen. Fehlende Protokolle, unklare Rollenverteilung, 
mangelnde Supervision und fehlende Revisionsmöglichkeiten verstärken dieses Problem. Die 
Gefahr besteht, dass kritische Stimmen ausgeblendet, Missverständnisse perpetuiert und informelle 
Sanktionen unkontrolliert etabliert werden.

5. Symbolische Überlastung und Entpolitisierung

Awareness- und Care-Strukturen tragen nicht nur eine große praktische, sondern auch eine 
erhebliche symbolische Last. Sie werden oft als Allheilmittel für gruppeninterne Konflikte 
angesehen und mit der Erwartung überfrachtet, alle Formen von Unbehagen, Unsicherheit oder 
Verletzung „lösen“ zu können. Diese Überlastung führt zur Überforderung der Teams, zur 
Frustration bei Betroffenen und zum Rückzug aus der Verantwortung durch die Gesamtgruppe.

Hinzu kommt die Gefahr einer Entpolitisierung: Die Bearbeitung von Konflikten, Machtfragen und 
Ausgrenzung wird zunehmend an spezialisierte Strukturen delegiert, statt zum kollektiven Thema 
zu werden. Dadurch droht der Verlust gemeinsamer Verantwortung und die Reduktion von 
Awareness auf technische, individualisierte Problemlösungen.

6. Konstruktive Ansätze und Notwendigkeit der Weiterentwicklung

Die Erfahrung der letzten Jahre zeigt, dass Awareness- und Care-Strukturen unverzichtbare 
Errungenschaften für den Schutz und die Entwicklung von Bewegungen sein können – wenn sie 
sich ihrer eigenen Ambivalenzen, Risiken und Grenzen bewusst bleiben. Entscheidend ist die 
Bereitschaft zur kontinuierlichen Reflexion, zu offener Rechenschaft, zu institutionalisierter 
Supervision und zur Einbindung unabhängiger Instanzen.

Zudem bedarf es kollektiver Lernprozesse: Nur wenn Awareness, Care und Vertrauen als 
gemeinsame Aufgabe begriffen werden – und nicht als „Spezialfall“ für eine eigene Gruppe – kann 
die Bewegung der Gefahr informeller Gerichtsbarkeit, verdeckter Machtkonzentration und 
Ausgrenzung wirksam begegnen.

Fazit:
Awareness-, Care-Teams und Vertrauenskreise sind unverzichtbare Bausteine emanzipatorischer 
Gruppenpraxis – aber nur, wenn Anspruch und Realität immer wieder kritisch verglichen, 
Ambivalenzen offen angesprochen und strukturelle Machtverschiebungen transparent gemacht 
werden. Ohne diese Selbstkritik drohen neue Exklusionsmechanismen an genau den Orten zu 
entstehen, die Schutz und Teilhabe eigentlich garantieren sollen. Emanzipatorische Bewegungen 
müssen deshalb lernen, mit den eigenen Schutzstrukturen ebenso verantwortungsvoll, selbstkritisch 
und offen umzugehen wie mit den Herausforderungen, gegen die sie geschaffen wurden.



3.4 Fehlende Korrektursysteme: Keine Revisionsinstanzen, keine 
Gegendarstellung, keine Vermittlung

Die nachhaltige Stabilität und Gerechtigkeit jeder kollektiven Praxis – insbesondere dort, wo es um 
Konflikte, Sanktionen und Ausschlüsse geht – hängt entscheidend von der Existenz und 
Wirksamkeit institutionalisierter Korrektursysteme ab. Revisionsmöglichkeiten, die Chance auf 
Gegendarstellung und die Einrichtung unabhängiger Vermittlungsinstanzen sind grundlegende 
Elemente rechtsstaatlicher und demokratischer Kultur. Sie ermöglichen nicht nur Fehlerkorrektur, 
sondern schaffen auch Vertrauen, Transparenz und die Basis für kontinuierliche Entwicklung. 
Fehlen solche Strukturen in Bewegungen, Kollektiven oder Gruppen, entsteht ein gefährlicher 
Nährboden für informelle Gerichtsbarkeit, Machtmissbrauch und dauerhafte Spaltung.

1. Die Bedeutung von Korrektursystemen

Korrektursysteme dienen dazu, Entscheidungen überprüfbar zu machen, einseitige Perspektiven 
auszugleichen und Missverständnisse oder Fehlurteile zu korrigieren. Sie bieten Betroffenen die 
Möglichkeit, sich gegen Zuschreibungen, Sanktionen oder Ausschlüsse zu wehren, ihren 
Standpunkt zu erläutern und neue Informationen in den Prozess einzubringen. In gut 
funktionierenden Gruppenstrukturen ermöglichen Korrektursysteme ein Mindestmaß an Fairness, 
schützen vor Willkür und verhindern die Entstehung informeller Machtzentren.

2. Fehlende Revisionsinstanzen – Strukturelle Blindstellen

In vielen selbstverwalteten Bewegungen und Gruppen fehlen formalisierte Revisionsinstanzen fast 
vollständig. Sanktionen und Ausgrenzungen werden oft ad hoc, informell und ohne geregeltes 
Verfahren ausgesprochen – meist in der Überzeugung, schnell, pragmatisch und „solidarisch“ 
handeln zu müssen. Was zunächst als Zeichen von Handlungsfähigkeit erscheint, wird zum 
Problem, sobald keine übergeordnete, unabhängige Instanz für die Überprüfung von 
Entscheidungen existiert. Fehler, Missverständnisse und Missbrauch bleiben unentdeckt und werden
nicht systematisch aufgearbeitet.

Besonders problematisch ist, dass selbst Awareness- oder Care-Strukturen häufig keine eigenen 
Revisionsverfahren oder externe Kontrollmöglichkeiten vorsehen. Entscheidungen werden so 
endgültig, Zuschreibungen zementiert, und der Zugang zu Rehabilitation oder Entlastung bleibt 
blockiert.

3. Keine Möglichkeit zur Gegendarstellung

Ein weiteres zentrales Defizit informeller Ausschlussverfahren ist die mangelnde Möglichkeit zur 
Gegendarstellung. Wer von Vorwürfen, Gerüchten oder Sanktionen betroffen ist, erhält selten die 
Chance, sich umfassend zu äußern, Missverständnisse zu klären oder alternative Sichtweisen 
einzubringen. Stattdessen werden Narrative und Zuschreibungen häufig ungeprüft übernommen, 
ohne die betroffene Person aktiv einzubeziehen.

Dies führt zu einer einseitigen Dynamik: Die Gruppe oder das Awareness-Team trifft 
Entscheidungen auf Basis einseitiger Informationen, während Betroffene wenig Möglichkeiten zur 
Einflussnahme oder Verteidigung haben. Gerade in emotional aufgeladenen Situationen ist die 
Gefahr groß, dass existierende Vorurteile, Gruppenmeinungen oder dominante Narrative 
unhinterfragt übernommen und verstärkt werden.



4. Fehlende Vermittlung und unabhängige Moderation

Ohne formalisierte Vermittlungs- oder Moderationsmechanismen können Konflikte leicht eskalieren
oder dauerhaft ungelöst bleiben. Es fehlt eine unabhängige Instanz, die in der Lage ist, zwischen 
den Parteien zu vermitteln, Fakten zu prüfen und für Ausgleich zu sorgen. Gruppen setzen häufig 
auf „interne Klärung“ – was in der Praxis aber meist bedeutet, dass bestehende Machtverhältnisse 
und Mehrheitsmeinungen den Ausschlag geben.

Der Verzicht auf externe, neutrale Vermittlungspersonen oder Gremien begünstigt die Verfestigung 
von Fronten, verstärkt Misstrauen und erschwert nachhaltige Konfliktbearbeitung. Dies ist 
besonders dann fatal, wenn Ausschlüsse, Sanktionen oder das Anlegen von Dossiers dauerhaft das 
Leben einzelner Betroffener prägen.

5. Folgen: Chronifizierung von Fehlentscheidungen und Vertrauensverlust

Das Fehlen von Korrektursystemen hat weitreichende Konsequenzen:

• Fehlurteile bleiben bestehen: Fehlerhafte Zuschreibungen, Missverständnisse und 
ungerechtfertigte Sanktionen werden nicht oder zu spät erkannt und korrigiert.

• Marginalisierung wird stabilisiert: Betroffene verlieren dauerhaft den Zugang zur Gruppe 
oder Bewegung, ohne Möglichkeit zur Rehabilitation.

• Vertrauen und Solidarität erodieren: Das Wissen um die fehlende Möglichkeit zur 
Korrektur oder Gegendarstellung fördert Unsicherheit, Konformitätsdruck und Selbstzensur 
– und schwächt die Basis kollektiven Engagements.

6. Reflexion und Notwendigkeit institutionalisierter Korrektur

Die Entwicklung und Institutionalisierung von Korrektursystemen, Revisionsinstanzen und 
Vermittlungsmechanismen ist deshalb kein bloßer Formalismus, sondern Grundvoraussetzung für 
gerechte, offene und lernfähige Gruppenstrukturen. Selbst in informellen Kontexten sollten klare 
Regeln für Überprüfung, Einspruch, Rehabilitation und Gegendarstellung geschaffen werden – auch
als Schutz vor informellen Machtakkumulationen und selbstverstärkenden Ausgrenzungsprozessen.

Fazit:
Fehlende Korrektursysteme sind ein zentrales Risiko für jede kollektive Praxis. Ohne die 
Möglichkeit zur Revision, Gegendarstellung und unabhängigen Vermittlung werden informelle 
Gerichtsbarkeit, Machtmissbrauch und Spaltung dauerhaft begünstigt. Emanzipatorische 
Bewegungen sind deshalb gut beraten, gerade dort, wo sie Offenheit, Solidarität und Gerechtigkeit 
propagieren, auf überprüfbare und faire Korrekturmechanismen zu setzen – und so ihrer eigenen 
Anspruchshaltung und Verantwortung gerecht zu werden.

3.5 Selbstverstärkende Dynamiken: Angst, Schutzbehauptung, moralische 
Konformität

In Gruppen und Bewegungen, die sich auf moralische Prinzipien, Solidarität und gegenseitigen 
Schutz berufen, entstehen oft Dynamiken, die sich unbewusst selbst verstärken – mit erheblichen 
Folgen für die kollektive Konfliktbearbeitung und den Umgang mit Abweichungen. Insbesondere 



Angst, Schutzbehauptungen und moralische Konformität entfalten eine Eigendynamik, die 
informelle Ausschlussprozesse begünstigt und die Offenheit für Pluralität, Kritik und selbstkritische
Reflexion sukzessive untergräbt.

1. Angst als Motor kollektiver Anpassung

Angst ist ein zentraler Motor für Anpassung und Konformitätsdruck in Gruppen. Sie kann 
vielfältige Ursachen haben: Die Angst, selbst ausgegrenzt zu werden, Loyalitätskonflikte zu 
provozieren oder in Verdacht zu geraten, nicht solidarisch genug zu sein. In angespannten oder 
konfliktbeladenen Situationen steigt die Bereitschaft, sich der dominanten Meinung anzuschließen 
und offene Kritik oder abweichende Perspektiven zurückzuhalten.

Diese Form von Angst führt zu „vorauseilendem Gehorsam“: Mitglieder vermeiden es, schwierige 
Themen anzusprechen, unterstützen mehrheitliche Entscheidungen ungefragt oder distanzieren sich 
von marginalisierten Personen, um nicht selbst ins Visier informeller Sanktionen zu geraten. Angst 
wirkt so als unsichtbarer Disziplinierungsmechanismus, der nicht von Einzelnen, sondern vom 
gesamten Gruppenklima erzeugt und verstärkt wird.

2. Schutzbehauptungen und defensive Kommunikation

Um sich vor potenziellen Vorwürfen oder Sanktionen zu schützen, entwickeln Gruppenmitglieder 
häufig Schutzbehauptungen: Sie rechtfertigen ihre eigene Passivität, ihr Schweigen oder die 
Beteiligung an Ausgrenzungspraktiken mit Verweis auf „Sachzwänge“, Gruppenregeln oder 
kollektive Beschlüsse. Kritik wird abgewehrt, indem auf die „Notwendigkeit des Schutzes“ oder die
„Verantwortung für das Kollektiv“ verwiesen wird.

Schutzbehauptungen stabilisieren bestehende Narrative und verhindern individuelle Selbstreflexion.
Sie bieten einfache Erklärungen für komplexe Situationen und entlasten das Einzelne von der 
Verantwortung für das eigene Handeln. Wer sich hinter dem „Wir“ oder moralisch aufgeladenen 
Leitbildern versteckt, kann leichter verdrängen, dass auch informelle Ausschlüsse und 
Machtverschiebungen Teil des kollektiven Geschehens sind.

3. Die Dynamik moralischer Konformität

Moralische Konformität bezeichnet die Tendenz, sich im Denken, Fühlen und Handeln an den als 
legitim oder wünschenswert geltenden Gruppenwerten auszurichten. Was in vielerlei Hinsicht für 
Zusammenhalt und Engagement notwendig ist, wird problematisch, wenn moralische Werte zum 
unhinterfragten Maßstab werden, dem sich alle anderen Erwägungen unterzuordnen haben.

In der Praxis äußert sich moralische Konformität darin, dass Mitglieder ihre Haltung und ihr 
Verhalten fortlaufend an der vermeintlichen Mehrheitsmeinung orientieren – und abweichende 
Sichtweisen, Zweifel oder Unsicherheiten unterdrücken. Diese Dynamik wird durch öffentliche 
Bekenntnisse, „Bekenntnisrunden“ oder die ritualisierte Wiederholung von Leitwerten weiter 
verstärkt.

Die Folge ist eine ständige Rückversicherung im „richtigen“ Verhalten. Die Fähigkeit, 
Ambivalenzen auszuhalten oder Kritik zu formulieren, geht verloren. Kollektive Selbstkritik wird 
durch Loyalitätsbekundungen ersetzt, der Raum für Entwicklung und Differenz schrumpft.



4. Kaskaden und Eskalationsspiralen

Angst, Schutzbehauptungen und moralische Konformität können sich gegenseitig verstärken und zu
regelrechten Eskalationsspiralen führen: Je stärker die Angst vor Ausgrenzung, desto größer die 
Bereitschaft zur Anpassung; je intensiver Schutzbehauptungen und moralische Bekenntnisse, desto 
weniger Raum für Kritik und Differenz. In solchen Dynamiken werden Konflikte selten gelöst, 
sondern häufig nur überdeckt oder in informelle Kanäle verschoben.

Die Gruppe wird nach außen scheinbar einheitlicher, während im Inneren Unsicherheit, Misstrauen 
und das Gefühl von Ohnmacht wachsen. Besonders gefährlich ist, dass diese Prozesse meist 
unbewusst verlaufen – und erst dann offen zutage treten, wenn die Ausgrenzung Einzelner oder 
ganzer Teilgruppen unumkehrbar geworden ist.

5. Reflexion und Gegenmaßnahmen

Der wirksamste Schutz gegen selbstverstärkende Dynamiken ist die bewusste Förderung von 
Unsicherheits- und Ambiguitätstoleranz, die Ermutigung zu abweichenden Perspektiven und das 
Schaffen geschützter Räume für Kritik. Gruppen sollten sich ihrer eigenen Ängste, Loyalitäts- und 
Konformitätsmechanismen bewusst werden und Strategien entwickeln, die individuelle und 
kollektive Reflexion ermöglichen.

Dazu gehören:

• regelmäßige Meta-Reflexionen über Gruppendynamik und Entscheidungsfindung,

• die bewusste Einladung zu kritischen Gegenstimmen,

• die institutionalisierte Möglichkeit zur Gegenrede und zum Perspektivwechsel,

• die klare Unterscheidung zwischen Schutzanspruch und Schutzbehauptung.

Nur so kann verhindert werden, dass informelle Gerichtsbarkeit und Ausgrenzung zum 
systemischen Nebeneffekt eines moralisch überhöhten, aber letztlich autoritär gewendeten 
Kollektivs werden.

Fazit:
Selbstverstärkende Dynamiken aus Angst, Schutzbehauptung und moralischer Konformität gehören 
zu den wirksamsten Treibern informeller Gerichtsbarkeit und Ausgrenzung. Ihre Reflexion und 
Bearbeitung ist unerlässlich für eine bewegungsfähige, pluralitätsfähige und lernende 
Gruppenkultur. Wer Offenheit, Kritikfähigkeit und kollektive Entwicklung will, muss diese 
Dynamiken erkennen, benennen und methodisch begrenzen.

3.6 Offenlegung von Risiken: Potenziale für Fehlurteile, Eskalation und 
langfristige Spaltung – Verantwortung und Risikokommunikation von 
Awareness-Strukturen

Die Einführung von Awareness-Teams, Care-Strukturen und anderen Schutzmechanismen in 
Bewegungen ist Ausdruck eines gewachsenen Bewusstseins für die Gefahren von Gewalt, 
Diskriminierung und informeller Macht. Doch gerade dort, wo kollektive Sicherheit, Prävention 
und Gerechtigkeit zum Leitbild erhoben werden, entsteht eine neue Verantwortung: die 



Verantwortung, die eigenen Risiken, Grenzen und potenziellen Nebenwirkungen offen zu benennen,
zu reflektieren und transparent zu kommunizieren.

Die Offenlegung von Risiken und die Entwicklung einer offenen Risikokommunikation sind dabei 
nicht Zeichen von Schwäche, sondern zentrale Voraussetzung für eine lernfähige, gerechte und 
nachhaltige Gruppen- und Bewegungskultur.

1. Potenziale für Fehlurteile und irreversible Zuschreibungen

Awareness-Strukturen und informelle Gremien arbeiten meist mit begrenzten Ressourcen, unter 
hohem Erwartungsdruck und in emotional aufgeladenen Situationen. Die Gefahr, vorschnell oder 
auf Basis unvollständiger Informationen Urteile zu fällen, ist erheblich. Fehlurteile, voreilige 
Sanktionen oder das Übernehmen von Narrativen ohne umfassende Überprüfung können 
langanhaltende Folgen für die Betroffenen wie für die gesamte Gruppe haben. Insbesondere dann, 
wenn keine Revisionsinstanzen existieren oder Möglichkeiten zur Gegendarstellung fehlen, werden 
solche Urteile leicht unumkehrbar – die soziale und biografische Beschädigung bleibt.

2. Dynamik der Eskalation

Ein unzureichender Umgang mit Risiken und Unsicherheiten in Awareness-Prozessen kann dazu 
führen, dass Konflikte nicht bearbeitet, sondern verschärft werden. Fehlt die Bereitschaft, eigene 
Fehler, Ambivalenzen oder Grauzonen zu thematisieren, entsteht ein Klima der Verdächtigung und 
Eskalation: Einzelne oder ganze Gruppen werden als Bedrohung gerahmt, Ausschlüsse werden 
beschleunigt, und die Offenheit für Vermittlung oder Deeskalation sinkt rapide. Die Dynamik der 
Eskalation wird dabei nicht nur durch einzelne Fehlentscheidungen, sondern auch durch kollektive 
Loyalitätsdruck und moralische Konformität befeuert.

3. Langfristige Spaltung und Erosion kollektiver Handlungsfähigkeit

Werden Risiken systematisch ausgeblendet oder verschwiegen, ist die Gefahr langfristiger 
Spaltungen groß. Betroffene und ihre Unterstützer:innen ziehen sich zurück, gründen 
Gegenstrukturen oder verlassen die Bewegung. Misstrauen, Frustration und Enttäuschung über 
mangelnde Transparenz oder fehlende Rehabilitationsmöglichkeiten wirken noch lange nach und 
beschädigen das Vertrauen in kollektive Prozesse. Die Fähigkeit zur gemeinsamen Handlung, zum 
offenen Diskurs und zur solidarischen Konfliktbearbeitung wird nachhaltig geschwächt.

4. Verantwortung von Awareness-Strukturen

Mit der Übernahme von Schutz- und Vermittlungsaufgaben geht eine besondere Verantwortung 
einher:

• Verantwortung für sorgfältige, transparente und faire Verfahren,

• Verantwortung für die Offenlegung eigener Grenzen, Unsicherheiten und möglicher Fehler,

• Verantwortung für den Schutz aller Beteiligten – einschließlich derjenigen, die unter 
Verdacht geraten, Kritik äußern oder Zweifel anmelden.

Awareness-Teams dürfen sich nicht als unfehlbare Instanzen begreifen, sondern müssen die eigene 
Arbeit kontinuierlich hinterfragen, Risiken reflektieren und offen über Ambivalenzen sprechen. Nur
so bleibt die Legitimität und Wirksamkeit der Strukturen erhalten.



5. Risikokommunikation: Offenheit als Präventionsstrategie

Eine offene Risikokommunikation ist der wirksamste Schutz gegen Fehlentwicklungen und 
Vertrauensverlust. Dazu gehören:

• die transparente Information über Ziele, Verfahren und Entscheidungsgrundlagen,

• die regelmäßige Diskussion möglicher Fehlerquellen, Unsicherheiten und Grauzonen,

• die Einladung an alle Gruppenmitglieder, Kritik, Zweifel oder abweichende Erfahrungen zu 
teilen,

• die Bereitschaft, externe Beratung, Supervision oder unabhängige Revision einzubeziehen.

Durch bewusste Risikokommunikation wird nicht nur das Vertrauen gestärkt, sondern auch die 
kollektive Lern- und Anpassungsfähigkeit gefördert. Gruppen und Bewegungen, die offen mit 
Risiken umgehen, können aus Fehlern lernen, blinde Flecken erkennen und auf neue 
Herausforderungen flexibel reagieren.

6. Präventive Offenlegung als Teil bewegungsinterner Ethik

Die Offenlegung von Risiken und die offene Kommunikation über Fehlerpotenziale sind Ausdruck 
einer reifen Bewegungskultur, die eigene Ansprüche ernst nimmt und sich dem Ziel nachhaltiger 
Gerechtigkeit verpflichtet fühlt. Sie schützt vor selbstgefälliger Immunisierung, ermöglicht 
Entwicklung – und schafft ein Klima, in dem auch Unbequemes, Unsicheres und Ambivalentes 
ausgesprochen werden darf.

Fazit:
Die Verantwortung von Awareness-Strukturen endet nicht bei der Prävention von Gewalt und 
Diskriminierung, sondern umfasst auch die bewusste Offenlegung eigener Risiken, Fehlerpotenziale
und Grenzen. Risikokommunikation ist kein Zeichen von Schwäche, sondern Voraussetzung für 
eine solidarische, gerechte und resiliente Bewegungskultur. Nur wer Risiken offenlegt und 
thematisiert, schafft die Grundlage für vertrauensvolle Zusammenarbeit, nachhaltige 
Konfliktbearbeitung und eine langfristig handlungsfähige Gemeinschaft.
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Hinweis:
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Gruppenprozessen und Schutzmechanismen genutzt werden. Für aktuelle Debatten und best 
practice lohnt sich zudem die Sichtung von Online-Broschüren und Leitfäden aus Awareness-
Initiativen.

3A. Strukturelle Verwundbarkeit und Resilienz – Bildung, soziale Milieus und 
Exklusionsrisiko

Die Bedingungen, unter denen Gruppen und Bewegungen entstehen und sich entwickeln, sind 
niemals neutral oder zufällig. Vielmehr sind sie tief geprägt von regionalen, sozialen und 
bildungsbezogenen Voraussetzungen, die das Fundament für Teilhabe, Offenheit und Pluralität 
ebenso bilden wie für Verwundbarkeit, Abgrenzung und Exklusion. Wer die Dynamik informeller 
Gerichtsbarkeit und ihre Risiken verstehen will, muss daher auch einen genauen Blick auf jene 
strukturellen Faktoren werfen, die jenseits individueller Motive und gruppeninterner Prozesse 
wirksam werden.

Dieses Kapitel widmet sich der Frage, wie regionale Prägungen, soziale Milieus und 
Bildungszugänge die Verwundbarkeit von Gruppen erhöhen – oder ihre Resilienz gegen 
Ausgrenzung und informelle Machtmechanismen stärken können. Es wird deutlich: Nicht nur die 
innere Dynamik der Gruppe, sondern auch die gesellschaftlichen Rahmenbedingungen entscheiden 
maßgeblich darüber, wie leicht sich Exklusionsprozesse etablieren, wie stark Narrative von 
Zugehörigkeit oder Fremdheit wirken und welche Schwellen für Teilhabe und Pluralität existieren.

Im Mittelpunkt stehen zunächst die spezifischen Herausforderungen in deindustrialisierten, 
bildungsarmen und sozial fragmentierten Regionen. Gerade hier, wo Ressourcen knapp und die 
Möglichkeiten zur Horizonterweiterung begrenzt sind, können sich Milieuverengung und 
Bildungsarmut als zentrale Risikofaktoren für informelle Gerichtsbarkeit und kollektive 
Ausgrenzung erweisen. Gleichzeitig rücken die Potenziale von Bildung, Pluralitätsresilienz und 
Streitkultur als Schutzfaktoren in den Fokus: Wo Bildung und Offenheit gezielt gefördert werden, 
wächst die Fähigkeit, mit Differenz umzugehen, Ambivalenzen auszuhalten und konflikthaftes 
Geschehen konstruktiv zu verarbeiten.

Die Analyse wird durch ein prägnantes Fallbeispiel ergänzt, das die Mechanismen informeller 
Exklusion und Plenumsdynamik in einem realen Kontext illustriert. Abschließend fragt das Kapitel 
nach Präventionsstrategien und Perspektiven: Welche Rolle können Bildung, kulturelle Offenheit 
und eine lebendige Streitkultur spielen, um die strukturelle Resilienz von Gruppen und 
Bewegungen nachhaltig zu stärken?

So lädt dieses Kapitel dazu ein, informelle Gerichtsbarkeit und Ausgrenzung nicht als rein interne 
Fehlentwicklungen zu begreifen, sondern als Symptome tiefer liegender struktureller 
Verwundbarkeiten – und zugleich die Chancen zu erkennen, die in Bildung, Diversität und der 
bewussten Gestaltung kollektiver Diskurse liegen.



3A.1 Regionale und soziale Voraussetzungen: Deindustrialisierung, 
Milieuverengung, Bildungsarmut

Informelle Gerichtsbarkeit und gruppeninterne Exklusion entfalten ihre Dynamik nicht im 
gesellschaftlichen Vakuum. Sie sind eng verknüpft mit den strukturellen Rahmenbedingungen, in 
denen Gruppen, Bewegungen und lokale Netzwerke agieren. Gerade Regionen, die von 
Deindustrialisierung, sozialer Fragmentierung und Bildungsarmut betroffen sind, bilden einen 
spezifischen Nährboden für Exklusionsrisiken und die Verfestigung informeller Machtstrukturen.

1. Deindustrialisierung: Ökonomische Umbrüche als Auslöser kollektiver Verunsicherung

Deindustrialisierung – also der Rückbau traditioneller Industriearbeitsplätze und der damit 
verbundene wirtschaftliche Strukturwandel – hat viele Regionen in Deutschland, Europa und 
weltweit tiefgreifend geprägt. Der Verlust von Arbeitsplätzen, sozialer Infrastruktur und kollektiven 
Sicherheiten führt zu einer Erosion traditioneller Milieus, zu wachsender Unsicherheit und zu einer 
Zunahme individueller wie kollektiver Verwundbarkeit.

Mit dem Wegbrechen gemeinsamer Arbeits- und Lebenswelten schwindet auch die soziale 
Einbindung. Räume des Austauschs, der Solidarität und des gemeinsamen Handelns werden 
seltener, während Konkurrenz, Vereinzelung und Zukunftsangst wachsen. In solchen Kontexten 
erhalten informelle Gruppierungen, lokale Initiativen und neue Bewegungen eine ambivalente 
Bedeutung: Einerseits bieten sie Gemeinschaft und Identität, andererseits können sie Exklusion und 
Abschottung verstärken.

2. Milieuverengung: Soziale Homogenität und ihre Folgen

Milieuverengung bezeichnet die Tendenz, dass sich soziale Gruppen in ökonomisch und kulturell 
ähnlichen Milieus reproduzieren, die wenig Kontakt nach außen und zu anderen sozialen Lagen 
pflegen. Gerade in strukturschwachen Regionen verstärken sich diese Prozesse: Der Zugang zu 
alternativen Lebensentwürfen, neuen Ideen oder externen Netzwerken bleibt begrenzt, die 
Bereitschaft zur Offenheit und zum Umgang mit Differenz sinkt.

Das Ergebnis ist häufig eine „Kultur der Abschottung“, in der abweichende Perspektiven als 
Bedrohung wahrgenommen werden. Gruppendruck, Konformitätserwartungen und das Festhalten 
an vertrauten Rollen und Narrativen nehmen zu – was informelle Gerichtsbarkeit und subtile 
Ausgrenzungsmechanismen begünstigt.

3. Bildungsarmut: Eingeschränkte Ressourcen für Reflexion und Pluralität

Bildungsarmut stellt einen weiteren, oft unterschätzten Risikofaktor für die Entwicklung informeller
Exklusionsmechanismen dar. Wo Bildungschancen begrenzt sind, fehlt es nicht nur an 
individuellem Wissen, sondern auch an kollektiven Ressourcen für kritische Reflexion, 
Diskursfähigkeit und konstruktive Konfliktbearbeitung.

Bildungsbenachteiligte Gruppen sind häufig weniger vertraut mit pluralen Denk- und 
Lebensformen, ihnen fehlt oft die Erfahrung, Ambivalenzen auszuhalten und unterschiedliche 
Perspektiven konstruktiv einzubinden. Dies verstärkt die Neigung, auf Unsicherheit oder Konflikte 
mit Abschottung, Schuldzuschreibung und informeller Sanktionierung zu reagieren.



4. Verknüpfung der Faktoren und ihre Wirkung auf Exklusion

Die Kombination aus Deindustrialisierung, Milieuverengung und Bildungsarmut bildet einen 
dichten Kontext, in dem informelle Gerichtsbarkeit besonders leicht Fuß fassen kann. Soziale 
Verwundbarkeit wird nicht allein durch ökonomische oder institutionelle Rahmenbedingungen 
erzeugt, sondern durch die Wechselwirkung von Unsicherheit, sozialer Homogenität und 
mangelnden Bildungsressourcen.

In solchen Konstellationen entwickeln Gruppen einen erhöhten Wunsch nach Stabilität und 
Kontrolle. Abweichungen, Kritik und Differenz werden als Bedrohung für die fragile Gemeinschaft 
erlebt und durch informelle Sanktionen, Ausschluss oder Schweigen beantwortet. Der Raum für 
Pluralität, Innovation und kollektive Selbstkorrektur bleibt eng begrenzt.

5. Reflexion und Ansatzpunkte für Prävention

Ein vertieftes Verständnis regionaler und sozialer Voraussetzungen ist Voraussetzung für wirksame 
Prävention und nachhaltige Resilienzbildung. Es gilt, Bildungszugänge zu verbessern, 
Milieugrenzen zu öffnen und Räume für Begegnung und Austausch zu schaffen. Lokale Initiativen 
und Bewegungen sollten sich ihrer eigenen Verwundbarkeit bewusst werden und gezielt in 
Pluralitätskompetenz, Konfliktfähigkeit und Diskursstärke investieren.

Fazit:
Die strukturellen Bedingungen von Deindustrialisierung, Milieuverengung und Bildungsarmut 
erhöhen die Verwundbarkeit sozialer Gruppen gegenüber informeller Gerichtsbarkeit und 
Ausgrenzung. Sie wirken als stille Treiber von Homogenität, Konformitätsdruck und Exklusion – 
und können nur durch gezielte Bildung, Öffnung und die bewusste Förderung pluraler 
Diskurskulturen überwunden werden. Wer kollektive Resilienz stärken will, muss den strukturellen 
Kontext mitdenken und soziale wie bildungsbezogene Ressourcen gezielt ausbauen.

3A.2 Bildung und Pluralitätsresilienz: Schutzfaktor und Schwelle

Bildung ist nicht bloß die Aneignung von Wissen oder Qualifikationen. Sie ist vielmehr ein 
fortlaufender Prozess der Persönlichkeitsbildung, der Urteilsfähigkeit und der Herausbildung von 
Haltungen, die es Menschen ermöglichen, mit gesellschaftlicher Komplexität, Differenz und 
Unsicherheit konstruktiv umzugehen. Die Fähigkeit, Pluralität auszuhalten und produktiv zu 
gestalten, kann als Kern einer „Pluralitätsresilienz“ verstanden werden – jener Haltung, die 
Menschen und Gruppen befähigt, Vielfalt nicht als Bedrohung, sondern als Ressource zu begreifen.

1. Bildung als Ressource kollektiver Resilienz

In Kontexten erhöhter sozialer Verwundbarkeit – wie sie etwa durch Deindustrialisierung, 
Milieuverengung oder soziale Ausschließung entstehen – kommt der Bildung eine doppelte Rolle 
zu: Einerseits kann sie ein Schutzfaktor gegen autoritäre und ausgrenzende Dynamiken sein, 
andererseits werden gerade hier die Schwellen für plurale Teilhabe oft besonders hoch. Bildung ist 
damit Scharnier und Schwelle zugleich: Sie kann Barrieren abbauen, Zugänge öffnen und kollektive
Resilienz stärken, birgt aber auch das Risiko, als exklusiver Filter zu wirken, wenn sie auf 
Zertifikate, Standardisierung oder Anpassung reduziert bleibt.



2. Pluralitätsresilienz – Begriff und Notwendigkeit

Pluralitätsresilienz meint die Fähigkeit von Individuen und Gruppen, Widerspruch, Ambivalenz und
Vielfalt auszuhalten, ohne in Abwehr, Vereinfachung oder Ausgrenzung zu verfallen. In 
Bildungsprozessen bedeutet dies die Förderung von Reflexionsvermögen, Perspektivwechsel und 
dialogischer Kompetenz – Eigenschaften, die heute mehr denn je gebraucht werden, um 
gesellschaftlicher Fragmentierung und polarisierender Exklusion zu begegnen.

3. Antiautoritäres Studium Generale – Bildung als Praxis der Selbstermächtigung

Die im Antiautoritären Studium Generale (ASG) des Antifaschistischen Schutz-Instituts 
systematisch entfaltete Analyse macht die Bedeutung eines Bildungsverständnisses deutlich, das 
bewusst gegen autoritäre, standardisierende und selektive Tendenzen der Gegenwart arbeitet. Das 
ASG hebt hervor:

• Die Hochschule als Lebensraum: Bildung wird als sozialer Prozess gedacht, der nur in 
offenen, partizipativen und solidarischen Räumen gedeiht. Die Geschichte von Universitäten
als Orte des Dialogs, der kritischen Debatte und der Selbstorganisation ist dabei nicht bloß 
romantische Vergangenheit, sondern zukunftsweisende Orientierung.

• Kritik an Verregelung und Ökonomisierung: Die Publikation benennt klar die Risiken 
eines Bildungssystems, das Pluralität unter Effizienzdruck, Outputorientierung und 
Kontrollregimen begräbt. Stattdessen wird auf das Ideal einer selbstbestimmten, 
experimentellen und fehlerfreundlichen Bildungskultur gesetzt, in der Abweichung und 
Kritik nicht sanktioniert, sondern produktiv gewendet werden.

• Selbstbildung und Urteilskraft: Das ASG betont die Notwendigkeit, Bildungsprozesse als 
Einladung zur Selbstermächtigung und kollektiven Urteilskraft zu verstehen – ein 
Gegenentwurf zu konformistischer Anpassung und passivem Kompetenztraining. 
Pluralitätsresilienz erwächst aus Freiräumen, in denen Irritation, Ambiguität und 
Widerspruch geübt werden dürfen.

• Empowerment statt Exklusion: Ein zentrales Anliegen des ASG ist es, bestehende Hürden 
(Klassismus, Ableismus, Altersdiskriminierung) sichtbar zu machen und kollektive wie 
individuelle Strategien der Öffnung und Solidarität zu fördern. Bildung wird dabei nicht als 
Privileg, sondern als gemeinschaftliche Aufgabe und als Prozess sozialer Gerechtigkeit 
konzipiert

Quellenangabe (ASG) und zusätzliche Hinweise

Schmidt, Andre (Hrsg.):
Antiautoritäres Studium Generale. Emanzipatorische Grundlagen für eine plurale, offene und 
konfliktfähige Bildungskultur.
Gelsenkirchen: Antifaschistisches Schutz-Institut (as-institut.de), 2025.
(Online verfügbar unter: https://www.as-institut.de/)

Weitere Querverweise und relevante Themen aus dem ASG

Das Antiautoritäre Studium Generale behandelt zahlreiche Aspekte, die das Kapitel 3A.2 direkt 
oder mittelbar vertiefen, darunter:



• Pluralitätsfähigkeit und Streitkultur:
– Kapitel „Streitbare Bildung: Warum Dissens und Kontroverse Kern der Lernkultur sein 
müssen“
– Vertiefung zur Bedeutung von Ambiguitätstoleranz und der Integration widersprüchlicher 
Perspektiven in Gruppenprozessen

• Solidarische Öffnung und Teilhabegerechtigkeit:
– Abschnitt „Barrierearme Lernräume und Diversität als Bildungsprinzip“
– Analysen zu klassismus-, rassismus- und ableismuskritischer Bildungspraxis, auch im 
Hochschulbereich

• Selbstermächtigung und partizipative Formate:
– „Selbstorganisierte Seminare und die Wiederentdeckung des kollektiven Lernens“
– Praxisbeispiele für basisdemokratische Formate und Plenumskultur zur Förderung von 
Pluralitätsresilienz

• Risiken der Ökonomisierung und Standardisierung:
– Kapitel „Bildung im Schatten von Verwertungslogik und Outputdruck: Was verloren geht, 
wenn Prüfungen den Diskurs bestimmen“
– Kritische Reflexion über Bildungsbarrieren durch Zertifikatsorientierung und die Rolle 
von Fehlerfreundlichkeit als Schutzfaktor für Pluralität

• Kritik autoritärer und selektiver Bildungstendenzen:
– Analysen zu verdeckter Reproduktion von Machtstrukturen und Ausschlussmechanismen 
im Bildungssystem
– Methoden zur Reflexion und Öffnung informeller Ausschlussdynamiken durch kritische 
Bildungsarbeit

• Praktische Impulse und Methoden:
– Methodenanhang zu „Reflexionsrunden, Feedbackkultur und dialogischer Didaktik“
– Toolbox für die Förderung von Urteilskraft, Ambiguitätstoleranz und konstruktiver 
Konfliktfähigkeit in heterogenen Gruppen

Hinweis für weiterführende Lektüre

Im Antiautoritären Studium Generale finden sich zahlreiche Literaturhinweise, 
Anwendungsbeispiele und Methoden, die das Zusammenspiel von Bildung, Pluralitätsresilienz und 
kollektiver Konfliktfähigkeit aus unterschiedlichen Perspektiven beleuchten.
Für Leser:innen, die die im Kapitel angesprochenen Fragen vertiefen möchten, empfiehlt sich 
insbesondere ein Blick in die Kapitel zu:

• Pluralitätsfreundliche Bildungskultur

• Selbstermächtigung und Lernfreiräume

• Streitkultur und dialogische Praxis

• Bildung als kollektiver Prozess der Demokratisierung

Die Publikation bietet eine umfassende Reflexion und praxisnahe Impulse für alle, die an einer 
sozial gerechten, offenen und entwicklungsfähigen Bildungspraxis interessiert sind.



Quellenvermerk für das Kapitel:
Die Ausführungen und Zitate zur pluralitätsfreundlichen, antiautoritären Bildungspraxis in diesem 
Kapitel basieren auf:
Schmidt, Andre (Hrsg.): Antiautoritäres Studium Generale. Emanzipatorische Grundlagen für eine 
plurale, offene und konfliktfähige Bildungskultur. Gelsenkirchen: as-institut.de, 2025.

3A.3 Gruppendynamik in strukturschwachen Kontexten: Risiken informeller 
Gerichtsbarkeit

Die Dynamik von Gruppen ist nie losgelöst von ihrem gesellschaftlichen und materiellen Kontext 
zu verstehen. Insbesondere in strukturschwachen Regionen, in denen Ressourcen knapp, 
Bildungschancen begrenzt und soziale Sicherheiten oft brüchig sind, entfalten Gruppenprozesse 
ihre eigene Logik – und verstärken dabei das Risiko informeller Gerichtsbarkeit und kollektiver 
Ausgrenzung.

1. Ressourcenknappheit und Konkurrenz

Strukturschwache Kontexte sind geprägt von Konkurrenz um begrenzte Mittel: Fördergelder, 
Räume, öffentliche Aufmerksamkeit oder auch nur soziale Anerkennung stehen selten in 
ausreichendem Maß zur Verfügung. Diese Knappheit führt in Gruppen und Bewegungen häufig zu 
einem erhöhten Konkurrenzdruck, zu interner Rivalität und zur Herausbildung intransparenter 
Machtstrukturen. Die „Verteidigung“ knapper Ressourcen wird zum zentralen Handlungsrahmen – 
was die Offenheit für neue Mitglieder, alternative Perspektiven und abweichende Meinungen 
reduziert.

2. Homogenität und soziale Kontrolle

Wo Austauschmöglichkeiten und soziale Mobilität begrenzt sind, bildet sich häufig ein hohes Maß 
an sozialer Homogenität heraus. Gruppen bestehen überwiegend aus Menschen mit ähnlichen 
Lebenslagen, Biografien und Weltanschauungen. Abweichungen werden schneller als Störung oder 
Bedrohung erlebt, soziale Kontrolle und Konformitätsdruck nehmen zu. Die Unsicherheit, die in 
instabilen Milieus ohnehin vorherrscht, wird durch kollektive Abgrenzung und informelle 
Sanktionsmechanismen kompensiert.

3. Mangel an Reflexions- und Feedbackkultur

In bildungs- und ressourcenarmen Kontexten fehlen häufig gewachsene Strukturen für kritische 
Selbstreflexion, Feedback und konstruktive Konfliktbearbeitung. Pluralität wird als Belastung 
empfunden, Kritik schnell als Angriff gedeutet. Gruppen neigen dazu, interne Konflikte zu 
personalisieren, zu moralisieren oder informell zu sanktionieren – anstatt sie offen, strukturiert und 
unter Beteiligung aller zu bearbeiten. Damit steigt das Risiko, dass Konflikte eskalieren, Narrative 
der Schuld oder Opferrolle zementiert werden und informelle Ausschlussmechanismen entstehen.

4. Bedeutungszuwachs von Gruppenidentität

Gerade dort, wo gesellschaftliche Teilhabe begrenzt und institutionelle Anerkennung fehlt, wird die 
Zugehörigkeit zur Gruppe zum zentralen Anker von Identität und Selbstwert. Dies erhöht die 
emotionale Bedeutung von Loyalität, Zugehörigkeit und Anerkennung innerhalb der Gruppe – und 
verstärkt zugleich das Risiko, dass abweichende oder kritische Stimmen als Verrat oder Bedrohung 



erlebt werden. Die Toleranz für Differenz sinkt, der Wunsch nach Homogenität steigt, und damit 
auch die Neigung, Konflikte informell zu „lösen“, etwa durch Schweigen, Ausgrenzung oder subtile
Delegitimierung.

5. Fehlende externe Korrektive

Gruppen in strukturschwachen Kontexten sind häufig stärker nach innen orientiert und erhalten 
seltener Impulse oder Kritik von außen. Es fehlen unabhängige Vermittlungsinstanzen, 
Ombudsstellen, oder schlicht die Gelegenheit zum Austausch mit anderen Gruppen und 
Perspektiven. Damit steigt die Gefahr, dass informelle Gerichtsbarkeit zur Normalität wird – ohne 
dass sie als solche erkannt oder hinterfragt wird.

6. Präventionsansätze und Herausforderungen

Um die Risiken informeller Gerichtsbarkeit in strukturschwachen Kontexten zu begrenzen, braucht 
es gezielte Maßnahmen zur Stärkung von Reflexionskultur, Bildung und offener Kommunikation. 
Externe Begleitung, Fortbildungen zu Diskurs- und Konfliktkultur, die Öffnung für Diversität und 
Kooperation mit anderen Milieus sind wichtige Ansatzpunkte. Entscheidend ist auch, strukturelle 
Rahmenbedingungen zu verändern: Ressourcen zu sichern, Begegnungsräume zu schaffen und 
Gruppen darin zu unterstützen, Unsicherheiten und Differenzen nicht als Bedrohung, sondern als 
Entwicklungschance zu begreifen.

Fazit:
Gruppendynamik in strukturschwachen Kontexten ist besonders anfällig für informelle 
Gerichtsbarkeit und Ausgrenzung, weil Ressourcenknappheit, Homogenität, fehlende 
Reflexionskultur und der hohe Stellenwert von Gruppenidentität zusammenwirken. Prävention 
erfordert nicht nur individuelle Sensibilisierung, sondern die gezielte Förderung von Bildung, 
Pluralitätsresilienz und struktureller Öffnung – um Gruppen zu stärken, die auch unter schwierigen 
Bedingungen solidarisch, offen und konfliktfähig bleiben.

3A.4 Fallbeispiel: Das informelle Plenum und die Exklusion in Bochum

Das im Winter 2024/25 im Umfeld des Klimakollektivs Gelsenkirchen und Bochum durchgeführte 
Ausschlussverfahren gegen Andre(a) ist ein paradigmatisches Beispiel für informelle 
Gerichtsbarkeit, wie sie in vielen basisdemokratischen, aktivistischen Strukturen anzutreffen ist. 
Die Analyse des Falls erlaubt es, zentrale Dynamiken, Stärken und Defizite informeller 
Konfliktbearbeitung sichtbar zu machen.

1. Konflikthintergrund und Beginn des Verfahrens

Ausgangspunkt waren über Monate schwelende Konflikte, die sich zunehmend zuspitzten. Im 
Spätherbst 2024 wurden durch eine minderjährige Person schwerwiegende Vorwürfe gegen 
Andre(a) erhoben, darunter verbale und körperliche Grenzüberschreitungen, die im Bericht des 
Klimakollektivs ausführlich dokumentiert wurden. Parallel dazu bestanden bereits vorher 



Spannungen und Misstrauen gegenüber einzelnen Mitgliedern, die jedoch als für das 
Ausschlussverfahren „unerheblich“ deklariert wurden.

Mit der Übergabe eines schriftlichen Berichts an ein Awareness-Team – das aus Mitgliedern von 
Klimakollektiv und externen Awareness-Aktiven bestand – begann ein mehrstufiges informelles 
Verfahren. Ziel war es, einerseits dem Schutzanspruch der Betroffenen gerecht zu werden, 
andererseits einen Umgang mit dem Konflikt innerhalb der Bewegung zu finden.

2. Awareness-Strukturen und Kommunikationsverlauf

Das Awareness-Team übernahm zunächst die Moderation des Falls. Im Zentrum stand das Prinzip 
der Parteilichkeit zugunsten der betroffenen Person. Andre(a) wurde über die Vorwürfe informiert 
und in einer eigens eingerichteten Signal-Gruppe hinzugefügt nachdem ein im offiziellen Plenum 
eröffnetes Ausschlussverfahren scheiterte aufgrund des bis dahin geheimgehaltenen, intransparenten
Verfahrens auch anderer langjähriger Kollektivmitglieder gegenüber. Es wurde eine gegenseitige 
Vereinbarung zur Deeskalation getroffen – u.a. der Verzicht auf öffentliche Stellungnahmen oder 
das Verbreiten von potenziell eskalierenden Inhalten; sowie das Einberufen eines Vollplenums mit 
allen Angehörigen und auch inaktiven Mitgliedern des Klimakollektivs (was jedoch im weiteren 
Verlauf nicht zu Stande kam und auch informell umgangen werden sollte).

Der weitere Kommunikationsverlauf war jedoch von wachsendem Misstrauen und gegenseitigen 
Vorwürfen geprägt. Nachrichten, die von Andre(a) als Gesprächsangebote gemeint waren, wurden 
vom selbsternannten und informell gebildeten Awareness-Team überwiegend als provokativ oder 
ablenkend interpretiert. Wiederholte Hinweise auf alternative Konfliktherde und strukturelle Gewalt
wurden nicht als Teil des eigentlichen Verfahrens betrachtet.

Die Gründung alternativer Kommunikationsräume durch Andre(a), nach Ausschluss aus den 
Kollektivchats, wurde als Bruch der Deeskalationsvereinbarung und als erneute 
Grenzüberschreitung gewertet – ungeachtet der Tatsache, dass Andre(a) lediglich die fortbestehende
Rechtsform und Struktur der Gruppe sicherte. 

3. Informelles Plenum, Ausschlussentscheidung und Machtverschiebung

Die ursprünglich geplante Vollversammlung zur Klärung wurde so umgestaltet, dass Andre(a) – mit 
Verweis auf „Sicherheitsbedenken“ und angeblich bedrohliches Verhalten (u. a. Videos, 
Parallelstrukturen) – ausgeschlossen wurde.
Entscheidend: Das Ausschlussverfahren wurde nicht im offenen, pluralen Rahmen, sondern durch 
ein informell zusammengesetztes Plenum von vier Mitgliedern an einem intransparenten, für 
Außenstehende nicht zugänglichen Ort durchgeführt. Das Protokoll wurde später selektiv verteilt, 
eine Teilnahme oder Mitsprache von Andre(a) wurde systematisch verhindert.

Externe Fachstellen wurden zur Legitimation herangezogen (u. a. angebliche Bewertungen von 
Sozialpsychiatrischem Dienst, Rechtspsycholog:innen), ohne dass diese persönliche Gespräche mit 
Andre(a) geführt oder eine unabhängige, fachliche Begutachtung stattgefunden hätte.

4. Verfahrensprinzipien, Risiken und strukturelle Defizite

Das Awareness-Team und der interventionistische Flügel betonten offen, dass sie kein 
rechtsstaatliches Verfahren anstrebten, sondern eine politische und ethische Entscheidung zugunsten
des Schutzes der Betroffenen trafen. Das Verfahren war geprägt durch:



• konsequente Parteilichkeit,

• Verzicht auf objektive Prüfung,

• bewusste Priorisierung von emotionaler Sicherheit und Schutzinteressen über das Recht auf 
Verteidigung, Anhörung oder pluralistische Klärung.

Dies führte einerseits zu einer schnellen Entscheidung und sichtbarer Handlungsfähigkeit, 
andererseits zu erheblichen Defiziten:

• Transparenzmangel: Entscheidungsprozesse und Protokolle waren nicht offen, sondern 
exklusiv.

• Fehlende Revisionsinstanzen: Es gab weder die Möglichkeit zur Revision noch eine 
externe Moderation.

• Exklusion abweichender Perspektiven: Kritik an Verfahren, Deutung oder Entscheidung 
wurde als Täterschutz oder Provokation markiert.

• Emotionalisierung und subjektive Gefahrwahrnehmung: Subjektive Bedrohungsgefühle 
wurden zum alleinigen Entscheidungskriterium – ein Risiko für Willkür und Exzess.

5. Nachwirkungen, Eskalationsspiralen und Spaltung

Der Ausschluss von Andre(a) verstärkte eine bereits latente Spaltung. Es entstanden – diesmal auf 
Seiten des interventionistischen Flügels – Parallelstrukturen, es kam zu öffentlichen 
Gegendarstellungen, Rufmordkampagnen und nachhaltiger Lähmung der gemeinsamen Arbeit.

• Die Entscheidung wirkte weit über die Gruppe hinaus, da auch externe Organisationen, 
Räume und Bündnisse (bis hin zu linken Jugendzentren, überregionale Netzwerke) unter 
Druck gesetzt wurden, den Ausschluss zu übernehmen.

• Unterstützer:innen von Andre(a) wurden zum Teil selbst diffamiert oder unter Druck gesetzt,
was ein Klima der Angst, Selbstzensur und Rückzug erzeugte.

• Eine echte Aufarbeitung wurde so unmöglich gemacht – der Raum für Pluralität, 
Fehlerkultur und kollektive Lernprozesse ging verloren.

Zusammenfassung und Reflexion

Der Fall Bochum/Gelsenkirchen zeigt, wie Awareness-Kultur und kollektive Selbstverwaltung im 
Modus informeller Gerichtsbarkeit – insbesondere in strukturell schwachen, bildungsarmen Milieus
– zwar Schutz und Handlungsfähigkeit bieten, aber ebenso leicht zu Machtmissbrauch, Exklusion 
und Legitimitätsverlust führen. Die informelle, parteiliche Dynamik macht die Gruppe angreifbar 
für Eskalation, Emotionalisierung und autoritäre Machtverschiebung.

Das Fallbeispiel mahnt, für künftige Fälle folgende Prinzipien zu stärken:

• Klarere, transparente und revisionsfähige Verfahren,

• Wahrung der Unschuldsvermutung und der Rechte aller Beteiligten,

• externer, unabhängiger Moderation in Krisensituationen,

• nachhaltige Reflexion und pluralistische Aufarbeitung.



Nur so können Schutzinteressen und kollektive Lernfähigkeit langfristig in ein tragfähiges 
Gleichgewicht gebracht werden.

3A.5 Prävention und Perspektiven: Was Bildung, Offenheit und Streitkultur 
leisten können

Die Analyse informeller Gerichtsbarkeit und kollektiver Exklusionsdynamik in Bewegungen wie 
dem Klimakollektiv zeigt eindrücklich: Strukturelle Verwundbarkeit, die mangelnde Fähigkeit zur 
konstruktiven Konfliktbearbeitung und das Fehlen transparenter Verfahren sind zentrale Treiber von
Ausgrenzung, Machtmissbrauch und nachhaltiger Spaltung. Doch diese Dynamiken sind weder 
zwangsläufig noch unvermeidbar. Prävention beginnt dort, wo Bildung, Offenheit und Streitkultur 
gezielt gestärkt und als Teil kollektiver Praxis etabliert werden.

1. Bildung als Schutzfaktor und Ermöglichungsraum

Bildung – im umfassenden Sinn als Prozess der Persönlichkeitsentwicklung, Reflexionsfähigkeit 
und Dialogkompetenz – bildet das Fundament jeder nachhaltigen Präventionsstrategie. Nicht 
formale Zertifikate, sondern die Förderung von Urteilskraft, Ambiguitätstoleranz und 
selbstkritischer Analyse entscheiden darüber, wie Gruppen mit Unsicherheit, Differenz und 
Eskalation umgehen.
Gruppen, die gezielt in Bildungs- und Reflexionsformate investieren, stärken ihre Resilienz gegen 
autoritäre Dynamiken und informelle Machtübernahme. Dies gilt besonders in Milieus, in denen 
bislang wenig Erfahrung mit pluraler Streitkultur oder selbstkritischer Prozessreflexion besteht. 
Bildungsformate, die offen für Kritik, Vielfalt und Fehlerfreundlichkeit sind, schaffen Räume, in 
denen neue Konfliktlösungswege entwickelt und erprobt werden können.

2. Offenheit und Pluralität als strukturelle Prinzipien

Offenheit ist mehr als ein abstrakter Wert – sie muss sich im konkreten Handeln und in den 
Entscheidungsstrukturen einer Gruppe niederschlagen. Dies bedeutet:

• Transparente Verfahren: Zugängliche Informationen zu Abläufen, Entscheidungen und 
Verantwortlichkeiten.

• Niedrige Zugangsschwellen: Die bewusste Einladung an bisher marginalisierte Stimmen 
und Perspektiven, am Gruppengeschehen teilzunehmen.

• Institutionalisierte Feedback- und Korrekturmechanismen: Revisionsmöglichkeiten, 
Ombudsstellen, rotierende Moderationen und externe Supervision können verhindern, dass 
Macht sich verfestigt oder Verfahren intransparent werden.

• Kollektive Dokumentation und Selbstreflexion: Die Praxis, auch gescheiterte oder 
konflikthafte Prozesse offen zu analysieren, verhindert Tabuisierung und Legendenbildung.

3. Streitkultur als Kernkompetenz

Kollektive Resilienz entsteht nicht durch Vermeidung von Konflikten, sondern durch die 
Entwicklung einer Streitkultur, die Differenz, Widerspruch und Ambivalenz als Normalfall sozialer 
Prozesse begreift.
Wesentliche Elemente sind:



• Moderierte Debatten und Trainings in gewaltfreier Kommunikation (vgl. Rosenberg),

• Verankerung von Diskursformaten, in denen auch kontroverse oder unangenehme 
Themen bearbeitet werden dürfen,

• Die bewusste Kultivierung von Dissens und produktivem Zweifel als Teil kollektiver 
Weiterentwicklung.

Streitkultur bedeutet, Konflikte nicht als Gefahr, sondern als Ressource zu betrachten – 
vorausgesetzt, der Rahmen ist von Respekt, Verlässlichkeit und gegenseitiger Anerkennung geprägt.

4. Präventive Impulse aus der Praxis

Prävention gelingt dort, wo Theorie und Praxis zusammengeführt werden. Bewegungen und 
Gruppen können von folgenden Maßnahmen profitieren:

• Regelmäßige Fortbildungen zu Diskriminierungssensibilität, Awareness und 
konstruktiver Konfliktbearbeitung.

• Externe Moderation oder Supervision bei eskalierenden Konflikten oder 
Ausschlussverfahren.

• Institutionalisierte Feedbackrunden und anonyme Evaluationen nach 
Entscheidungsprozessen.

• Verbindliche Leitlinien zu Dokumentation, Beteiligung und revisionsfähigen 
Entscheidungen.

Zentral bleibt: Die Entwicklung einer lernfähigen, offenen Gruppe ist ein fortlaufender Prozess, der 
immer wieder neue Anpassungen, Perspektivwechsel und Fehlerkorrekturen erfordert.

5. Perspektive: Von der Fehlerkultur zur kollektiven Lernfähigkeit

Langfristige Resilienz entsteht dort, wo Gruppen bereit sind, eigene Fehler zu reflektieren, aus 
Rückschlägen zu lernen und Veränderungsbedarf offen zu adressieren. Die Bewältigung von 
Konflikten und Exklusionen ist ein Prüfstein für die Zukunftsfähigkeit von Bewegungen.
Eine kollektive Lernkultur, die auf Bildung, Offenheit und Streitkultur aufbaut, verhindert die 
Verfestigung von Macht, schützt vor informeller Gerichtsbarkeit und öffnet den Raum für 
solidarische, demokratische Entwicklungen.

Fazit:
Prävention gegen die Risiken informeller Gerichtsbarkeit beginnt bei der bewussten Gestaltung von 
Bildungs- und Reflexionsprozessen, dem Mut zu Offenheit und Fehlerfreundlichkeit sowie dem 
Aufbau einer gelebten Streitkultur. Nur dort, wo Pluralität, Kritik und die institutionelle 
Möglichkeit zur Revision gesichert sind, können Gruppen auch unter Druck und in Krisen 
solidarisch, gerecht und lernfähig bleiben. Das Ziel bleibt eine Bewegungskultur, die nicht auf 
Ausschluss, sondern auf kollektive Entwicklung und inklusives Wachstum setzt.
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7. Methodik und Praxispluralität
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4. Fragmentierte Fallanalyse – Dokumentarische und analytische 
Rekonstruktion

Einleitung: Zielsetzung, methodische Verortung und Begründung für den Einbau eines 
Originalberichts

Die Rekonstruktion und Analyse kollektiver Konflikte innerhalb basisdemokratischer Bewegungen 
verlangt einen methodisch wie ethisch sensiblen Zugriff. Wo informelle Gerichtsbarkeit und 
gruppeninterne Exklusion ohne rechtstaatliche oder institutionelle Verfahren stattfinden, geraten 
nicht nur individuelle Biografien, sondern auch kollektive Identitäten und die Grundlagen 
solidarischen Handelns ins Wanken. Insbesondere im Kontext von Awareness-Strukturen, Care-
Teams und politischen Kollektiven entstehen neue Herausforderungen an Gerechtigkeit, 
Transparenz und Verantwortlichkeit.



Dieses Kapitel verfolgt das Ziel, einen realen Fall – den informellen Ausschluss eines langjährigen 
Mitglieds aus dem Klimakollektiv Gelsenkirchen – exemplarisch und in aller gebotenen 
Differenziertheit zu dokumentieren und zu analysieren. Die methodische Entscheidung, sowohl eine
analytische Rekonstruktion der Abläufe (Kapitel 4.1–4.6) als auch eine vollständige 
Originaldokumentation (Kapitel 4A) einzubeziehen, ist dabei Ausdruck eines doppelten Anspruchs: 
Erstens soll die Darstellung nicht im Modus der reinen Bewertung oder retrospektiven Sinngebung 
verbleiben, sondern die Brüche, Perspektivverschiebungen und Widersprüche, die 
gruppendynamische und individuelle Prozesse kennzeichnen, möglichst transparent machen. 
Zweitens ermöglicht die Publikation des Originalberichts eine Nachvollziehbarkeit der Aussagen, 
Argumente und Deutungsmuster, wie sie in den unmittelbar Beteiligten verankert sind – 
einschließlich der Leerstellen, Unsicherheiten und Widersprüche, die im Verlauf des Konflikts 
sichtbar wurden.

Die hier vorgenommene Fallanalyse versteht sich als Versuch, die vielschichtigen Dynamiken von 
Eskalation, Ausschluss und Legitimation aufzuzeigen, ohne vorschnelle Schlüsse zu ziehen oder die
Komplexität des Geschehens zu verkürzen. Sie folgt dem Anspruch, zwischen Tatsachen, 
subjektiven Wahrnehmungen und normativen Bewertungen klar zu unterscheiden – und zugleich 
die Frage zu stellen, inwieweit kollektive Lernfähigkeit, Pluralität und Resilienz im Umgang mit 
Konflikten tatsächlich gefördert werden können.

Im Zentrum stehen dabei folgende Leitfragen:

• Wie konstituieren sich informelle Macht- und Deutungsstrukturen in bewegungsinternen 
Konflikten?

• Welche Rolle spielen Parteilichkeit, emotionale Sicherheit und politische Schutzinteressen 
für den Verlauf und die Legitimität von Ausschlussverfahren?

• Wie lassen sich Tatsachen, subjektive Wahrnehmungen und kollektive Bewertungen 
methodisch unterscheiden und zugleich in ihrer Wechselwirkung nachvollziehbar machen?

• In welchem Maße können Transparenz, Revisionsfähigkeit und dialogische Offenheit im 
Kontext begrenzter Ressourcen und hoher Emotionalisierung gesichert werden?

Das Kapitel ist dabei explizit offen für die Widersprüche und Unabgeschlossenheiten des Materials: 
Es versteht sich als Einladung zur kollektiven Reflexion, zur Suche nach gerechteren und pluraleren
Verfahren – und zur Entwicklung einer Streitkultur, die den Schutz der Einzelnen mit der 
Handlungsfähigkeit des Kollektivs in ein kritisches, produktives Verhältnis setzt.

Die nachfolgenden Abschnitte bieten eine systematische Rekonstruktion des Konflikts: von der 
Entwicklung der Gruppenstruktur über die Eskalationsmomente bis hin zu initierten Ausschluss,

der letztlich nicht vollzogen werden konnte, sondern vielmehr zu einer nachhaltigen Lähmung, 
Handlungsunfähigkeit und Spaltung der Struktur führte. Die abschließende Reflexion markiert, was 
als empirisch belegt gelten kann – und was in der Grauzone zwischen Erfahrung, Deutung und 
Interpretation verbleibt. Mit der Aufnahme des vollständigen Seekuh AG-Berichts im Anhang wird 
das Anliegen unterstrichen, Quellenkritik und Transparenz zum methodischen Leitfaden zu machen:
Die Grenze zwischen Fallanalyse und universalisierender Empfehlung bleibt damit bewusst sichtbar
– und zur Diskussion gestellt.



4.1 Einleitung: Ziel, Methodik, Begründung für den Einbau eines 
Originalberichts

Die systematische Aufarbeitung gruppeninterner Konflikte und informeller Ausschlussverfahren 
erfordert eine methodische Herangehensweise, die sowohl analytische Distanz als auch 
dokumentarische Genauigkeit gewährleistet. Ziel dieses Kapitels ist es, am Beispiel des 
Klimakollektivs Gelsenkirchen den Ablauf, die Eskalation und die Folgen eines nicht-rechtsförmig 
geregelten Ausschlussverfahrens exemplarisch nachzuzeichnen – und dabei die inhärenten 
Ambivalenzen und strukturellen Schwächen informeller Gerichtsbarkeit offenzulegen.

Im Zentrum steht dabei der Versuch, die Dynamik nicht allein aus einer retrospektiven Bewertung, 
sondern aus der unmittelbaren Perspektive der beteiligten Akteur:innen und anhand der verfügbaren
Primärquellen zu rekonstruieren. Die Fragmentierung der Fallanalyse folgt der Einsicht, dass 
komplexe gruppendynamische Prozesse nicht monokausal erklärt werden können, sondern stets ein 
Nebeneinander von Fakten, subjektiven Wahrnehmungen, Deutungen und Bewertungen existiert.
Gerade die Gleichzeitigkeit unterschiedlicher Perspektiven, der Wechsel zwischen Erfahrung und 
Interpretation sowie die Unabgeschlossenheit vieler Prozesse machen eine einfache, lineare 
Darstellung unmöglich – und fordern einen methodisch offenen, mehrstimmigen Zugriff.

Die Einbindung eines vollständigen Originalberichts – in diesem Fall des Seekuh-AG-
Konfliktberichts aus dem Winter 2024/25 – ist bewusst als methodischer Schritt gewählt. Sie 
verfolgt mehrere Ziele:

• Erstens soll die Nachvollziehbarkeit und Überprüfbarkeit aller Analysen und Bewertungen 
gewährleistet werden.

• Zweitens wird der Gefahr der Verkürzung und der einseitigen Deutung begegnet, indem die 
Sichtweisen und Argumentationsfiguren der unmittelbar Beteiligten transparent gemacht 
werden.

• Drittens dient der Originalbericht als Korrektiv und Gegenstand kritischer Reflexion: Er 
ermöglicht es, die Differenz zwischen Dokumentation, Analyse und Bewertung sichtbar zu 
halten und eigene blinde Flecken, Verkürzungen oder Überlagerungen in der Auswertung zu 
identifizieren.

Methodisch wird auf eine Trennung von analytischer Rekonstruktion (Abschnitte 4.2 bis 4.6) und 
dokumentarischer Darstellung (Kapitel 4A) geachtet. Die Auswertung der Prozesse im 
Klimakollektiv Gelsenkirchen erfolgt dabei entlang zentraler Fragestellungen:

• Wie strukturieren sich Machtverhältnisse, Verantwortlichkeiten und Kommunikationswege 
im Vorfeld und Verlauf des Konflikts?

• Welche Eskalationsmomente, gruppendynamischen Mechanismen und 
Kommunikationsabbrüche lassen sich rekonstruieren?

• In welchem Maße sind Tatsachen, Wahrnehmungen und Bewertungen voneinander zu 
trennen – und wo überschneiden sie sich unvermeidlich?

Das Ziel dieser Vorgehensweise ist es, einen Beitrag zur systematischen Reflexion informeller 
Gerichtsbarkeit in aktivistischen Gruppen zu leisten, der sowohl der Komplexität der Prozesse als 
auch dem Anspruch auf Transparenz und Nachprüfbarkeit genügt. Zugleich soll deutlich werden, 



dass jede Fallanalyse selbst immer Teil einer fortlaufenden kollektiven Auseinandersetzung bleibt – 
und als solche zur Diskussion steht.

4.2 Struktur und Selbstverständnis des Klimakollektivs

Das Klimakollektiv Gelsenkirchen entstand im Zuge wachsender lokaler und überregionaler 
Klimagerechtigkeitsbewegungen zunächst als Fridays for Future Ortsgruppe Gelsenkirchen ab dem 
Jahr 2019 und konstituierte sich ab Juni 2023 eigenständig unter dem Namen Klimakollektiv 
Gelsenkirchen.  Von Beginn an verstand sich das Kollektiv als basisdemokratisch, parteiunabhängig
und offen für vielfältige Formen des Engagements. Die interne Organisation war bewusst horizontal
angelegt, ohne formale Hierarchien, Sprecher:innen oder festgelegte Mandatsträger:innen. 
Entscheidungen sollten im Plenum – möglichst im Konsens – getroffen, Verantwortlichkeiten geteilt
und Informationen offen kommuniziert werden.

Zentrale Elemente des Selbstverständnisses waren:

• Offenheit für neue Mitglieder: Ein niedriger Zugangsschwellenwert und die Einladung an 
unterschiedliche Altersgruppen, soziale Hintergründe und Erfahrungsstufen, sich 
einzubringen.

• Konsensorientierung: Entscheidungen wurden idealerweise im Konsens oder zumindest 
nach ausführlicher Diskussion und mit Rücksicht auf Minderheitenpositionen getroffen.

• Transparenz: Sitzungen, Protokolle und Entscheidungswege sollten allen offenstehen; 
verdeckte Absprachen und geschlossene Kreise wurden offiziell abgelehnt.

• Kritikfähigkeit und Pluralität: Das Kollektiv verstand sich als lernende Struktur, in der 
auch abweichende Meinungen, Kritik an bestehenden Praktiken und Experimente mit neuen 
Formen des Protests und der Selbstorganisation explizit erwünscht waren.

Entwicklung und organisatorische Praxis:
Im Verlauf der Jahre 2023 bis 2024 differenzierte sich die Struktur des Kollektivs durch 
Arbeitsgruppen, Kooperationen mit lokalen Bündnissen (u. a. Fridays for Future, lokale Antifa- und 
Umweltgruppen) und punktuelle Zusammenarbeit mit landesweiten Kampagnen (Ende Gelände, 
System Change Camp). Immer wieder gab es Wellen der Öffnung und Phasen relativer 
Abschottung, etwa als Folge von Belastungsspitzen, Konflikten oder externer Kritik. In diesen 
Phasen zeigten sich die Herausforderungen einer offenen, horizontalen Organisation: 
Verantwortlichkeiten wurden oft informell verteilt, Leitungsfunktionen entstanden de facto über 
Engagement, Erfahrung oder gruppendynamische Prozesse, nicht über Wahl oder Mandat.

Mit wachsender Größe und Vielfalt wuchs auch die Komplexität interner Kommunikationswege: Es
existierten verschiedene Chatgruppen, E-Mail-Verteiler, AG-Strukturen und temporäre 
Vertrauenskreise. Gleichzeitig war die Fluktuation hoch, viele Mitglieder waren nur punktuell aktiv 
oder wechselten zwischen den Gruppen und Projekten.



Selbstverständnis und normative Leitlinien:
Das Kollektiv betonte stets sein emanzipatorisches und inklusives Selbstbild: Es sollte ein sicherer 
Raum für politisches Lernen, Austausch und gemeinsame Aktion entstehen, der Machtmissbrauch, 
Diskriminierung und autoritäre Tendenzen vorbeugt. Awareness- und Care-Strukturen wurden 
phasenweise etabliert, häufig jedoch nicht dauerhaft oder mit klaren Mandaten ausgestattet. Es gab 
keine formalisierte Satzung oder festgelegte Ausschlussverfahren, stattdessen wurde auf die „Kraft 
des Plenums“ und die kollektive Selbstregulierung vertraut.

Strukturelle Risiken und Herausforderungen:
Gerade die informelle, horizontale Organisationsweise führte mit der Zeit zu spezifischen Risiken:

• Intransparenz und Machtasymmetrien: Wer über Zeit, Ressourcen oder Vernetzung 
verfügte, konnte de facto Einfluss ausüben – ohne dass dies für alle nachvollziehbar oder 
kontrollierbar war.

• Fehlende formale Korrektursysteme: In Konfliktfällen fehlten häufig geregelte Verfahren,
unabhängige Moderation oder klar definierte Revisionsmöglichkeiten.

• Verschiebung von Verantwortlichkeit: Rollen wie Moderation, Awareness oder Care 
wurden oft situativ übernommen und waren mit unklaren Befugnissen ausgestattet – was 
Unsicherheiten und Machtverschiebungen förderte.

• Spannungsfeld zwischen Offenheit und Schutzbedürfnis: Der Wunsch nach maximaler 
Inklusion stand regelmäßig im Konflikt mit dem Bedürfnis nach Vertraulichkeit, Sicherheit 
und klaren Grenzen, insbesondere bei sensiblen Themen oder Vorwürfen.

Fazit:
Das Klimakollektiv Gelsenkirchen war – wie viele vergleichbare Gruppen – geprägt von einem 
hohen emanzipatorischen Anspruch, einer pluralen, offenen Organisationsweise und zugleich den 
strukturellen Risiken informeller, unregulierter Verfahren. Gerade in Phasen von Konflikt, 
Überforderung oder Polarisierung zeigte sich, dass das Fehlen von klaren, kollektiv getragenen 
Strukturen für Konfliktregelung und Verantwortungsübernahme die Gruppe anfällig für 
Intransparenz, Machtakkumulation und letztlich Spaltung machte.

4.3 Eskalationsmomente und gruppendynamische Prozesse

Im Verlauf des Untersuchungszeitraums wurde das Klimakollektiv Gelsenkirchen mit einer Reihe 
von Situationen konfrontiert, in denen interne Konflikte, wechselseitige Zuschreibungen und 
strukturelle Unsicherheiten eskalierten und sich gruppendynamisch verstärkten. Die nachfolgende 
Analyse stellt zentrale Eskalationsmomente dar und beleuchtet die ihnen zugrunde liegenden 
Prozesse:

1. Aufbrechen latenter Konfliktlinien

Bereits im Übergang von der Fridays for Future Ortsgruppe zum Klimakollektiv zeigten sich latente
Konfliktlinien: Unterschiedliche Vorstellungen über Ausrichtung, Kommunikationsstil, Grad der 
Öffnung und die Rolle einzelner Aktiver traten offener zutage. Mit der Etablierung neuer Formate, 
Plena und Arbeitsgruppen verstärkten sich die Divergenzen zwischen langjährig Engagierten, neuen
Mitgliedern und extern eingebundenen Akteur:innen.



2. Unklare Verantwortlichkeiten und informelle Machtbildung

Die horizontale Struktur des Kollektivs ermöglichte einerseits breite Beteiligung, erschwerte jedoch
die Klärung von Verantwortlichkeiten. In konfliktgeladenen Situationen führte dies zu einer 
informellen Machtbildung – insbesondere durch jene, die über mehr Erfahrung, Zugang zu 
Kommunikationskanälen oder strategische Vernetzung verfügten. Einzelne Personen oder kleine 
Gruppen konnten damit Themen, Narrative und Entscheidungsfindungen prägen, ohne formell 
legitimiert oder kontrolliert zu werden.

3. Eskalationspunkte und Dynamik der Ausgrenzung

Konkrete Eskalationsmomente ergaben sich häufig aus zugespitzten Plenumsdebatten, 
Chatdiskussionen oder informellen Austauschrunden:

• Zuspitzung bei Vorwürfen und Beschuldigungen: Der Umgang mit Vorwürfen – etwa zu 
Machtmissbrauch, diskriminierendem Verhalten oder Grenzüberschreitungen – wurde 
schnell zu einem Prüfstein für das Selbstverständnis der Gruppe. Die Tendenz, rasch 
Parteilichkeit für oder gegen Einzelne zu entwickeln, verstärkte die Polarisierung.

• Abwertung und Zuschreibung: Personen, die bestehende Strukturen oder Dynamiken 
kritisch hinterfragten, gerieten nicht selten selbst unter Verdacht, „spalterisch“, „illoyal“ 
oder „nicht deeskalierend“ zu sein. Kollektive Zuschreibungen, sei es als „Störfaktor“ oder 
„Unruhestifter“, führten zu subtiler oder offener Ausgrenzung.

• Verlagerung in informelle Räume: Diskussionen, die im Plenum keine Lösung fanden, 
wurden zunehmend in kleinere, private Chatgruppen, Direktnachrichten oder 
Parallelstrukturen ausgelagert. Damit entzogen sich Entscheidungsprozesse der kollektiven 
Kontrolle und wurden für viele Mitglieder intransparent.

4. Fehlende Moderation und Eskalation der Kommunikationsstile

In Phasen erhöhter Anspannung fehlte häufig eine unabhängige, konsensfähige Moderation. 
Diskussionsstile wurden schärfer, ironischer oder abwertender. Missverständnisse und 
Übertragungen (z. B. aus früheren Konflikten oder externen Kontexten) potenzierten sich. 
Emotionale Reaktionen und gegenseitige Unterstellungen prägten zunehmend den Ton – sachliche 
Klärungen traten in den Hintergrund.

5. Dynamik von Solidarität, Schweigen und Gruppendruck

Mit der Eskalation einzelner Konflikte bildeten sich Solidarisierungslinien, teils offen, teils implizit.
Das Bedürfnis nach Sicherheit und Loyalität führte dazu, dass Mitglieder sich entweder klar 
positionierten oder in Schweigen und Passivität zurückzogen, um nicht selbst zur Zielscheibe zu 
werden. Gruppendruck manifestierte sich in subtilen Appellen, parteiischen Erwartungshaltungen 
oder der selektiven Einladung zu Gesprächen und Entscheidungsprozessen.

6. Eskalationskaskaden und nachhaltige Spaltung

Einzelne Eskalationsmomente – etwa die Initiierung des Ausschlussverfahrens, das Agieren von 
Awareness-Teams, oder öffentlich ausgetragene Vorwürfe – wirkten als Katalysator für 
tieferliegende Konfliktlinien. Was zunächst als individuelles Problem erschien, wurde zu einem 
kollektiven Strukturproblem: Das Vertrauen in die Gruppe, die Offenheit der Kommunikation und 



die Integrität der Entscheidungswege wurden nachhaltig erschüttert. Die Folge war eine Lähmung 
der Gruppenarbeit, das Entstehen von Parallelstrukturen und eine langfristige Spaltung.

Fazit:
Die Eskalationsmomente im Klimakollektiv Gelsenkirchen sind Ausdruck typischer 
gruppendynamischer Prozesse in offenen, basisdemokratischen Bewegungen ohne formale 
Konfliktregeln: Sie zeigen, wie rasch Unsicherheiten, Machtasymmetrien und Zuschreibungen zu 
Polarisierung, Intransparenz und nachhaltiger Spaltung führen können, wenn keine 
institutionalisierten Verfahren zur Konfliktbearbeitung und zum Schutz von Pluralität greifen.

4.4 Exklusion und Kommunikationsabbruch

Der Prozess der Exklusion und der nachfolgende Bruch der Kommunikation bilden im untersuchten
Fall einen zentralen Wendepunkt – sowohl für das betroffene Individuum als auch für die 
Gesamtstruktur des Klimakollektivs Gelsenkirchen. Diese Entwicklung ist nicht nur Ergebnis 
individueller Entscheidungen, sondern Ausdruck systemischer Dynamiken und struktureller 
Defizite.

1. Einleitung und Kontext: Von der Konflikteskalation zur Ausgrenzung

Nach einer Phase wachsender Polarisierung und der Zuspitzung persönlicher und politischer 
Vorwürfe wurde im Kollektiv die Forderung nach Ausschluss eines Mitglieds immer lauter. Die 
Mechanismen der Exklusion entfalteten sich dabei auf mehreren Ebenen: öffentlich (im Plenum, in 
Berichten und Chatgruppen) und zugleich informell (durch selektive Kommunikation, Vorenthalten 
von Informationen und Rückzug in geschlossene Kreise).

2. Informelle und formalisierte Ausgrenzung

Im untersuchten Fall wurde der Versuch eines formalen Ausschlusses unternommen, jedoch 
scheiterte dieser an fehlenden konsensfähigen Verfahren und der Ablehnung durch langjährige 
Mitglieder, die das Verfahren als illegitim und potenziell missbräuchlich bewerteten. In der Folge 
verlagerte sich die Exklusion zunehmend in informelle Bahnen:

• Das betroffene Mitglied wurde aus wesentlichen Chatgruppen entfernt oder ausgeschlossen,

• zentrale Kommunikations- und Organisationskanäle blieben verschlossen,

• und Einladungen zu wichtigen Treffen, Entscheidungsfindungen oder Beratungen 
unterblieben.

Dabei wurde die Exklusion nicht immer offen kommuniziert, sondern häufig durch Passivität, 
Schweigen oder das „Übersehen“ von Beiträgen vollzogen. In der Gruppe entstand ein Klima 
latenter Unsicherheit: Wer nicht aktiv Solidarität mit dem jeweiligen Mainstream der Gruppe zeigte,
riskierte, selbst marginalisiert oder ausgegrenzt zu werden.

3. Kommunikationsabbruch als Machtdynamik

Der vollständige oder partielle Abbruch der Kommunikation erfüllte im Verlauf des Verfahrens 
mehrere Funktionen:



• Kontrolle der Deutungshoheit: Indem die Betroffenen vom Informationsfluss 
abgeschnitten wurden, konnte das dominante Narrativ innerhalb der verbleibenden Gruppe 
konsolidiert werden.

• Vermeidung von Kritik und Reibung: Widerspruch, Nachfragen oder alternative 
Perspektiven wurden faktisch ausgeschlossen, was den Eindruck von Konsens und Klarheit 
verstärkte, aber tatsächlich Pluralität und Reflexion unterdrückte.

• Selbstschutz und Abgrenzung: Für viele Mitglieder wurde der Kommunikationsabbruch 
auch zu einer Strategie, sich selbst zu schützen, die eigene Position abzusichern und nicht 
zwischen die Fronten zu geraten.

4. Folgen für die Kollektivstruktur

Die unmittelbaren Folgen dieser Exklusionspraxis waren gravierend:

• Das Gefühl von Sicherheit und Verlässlichkeit in der Gruppe ging verloren,

• Vertrauen in gemeinsame Entscheidungsfindungen und die Fairness der Verfahren wurde 
nachhaltig beschädigt,

• einzelne Mitglieder zogen sich aus Angst vor Ächtung oder Überforderung vollständig 
zurück,

• Parallelstrukturen, alternative Kommunikationswege und Ersatzprojekte entstanden als 
Reaktion auf die fehlende Möglichkeit zur Klärung und Reintegration.

Die Spaltung war damit nicht das Resultat eines einzelnen Aktes, sondern das Ergebnis eines 
Prozesses schrittweiser, kumulativer Ausgrenzung und der Normalisierung von 
Kommunikationsabbrüchen als Mittel der Konfliktbewältigung.

5. Reflexion: Exklusion und Schweigen als strukturelle Gefahr

Der untersuchte Fall macht deutlich, dass Exklusion in basisdemokratischen Gruppen keineswegs 
nur durch formale Beschlüsse oder explizite Sanktionen erfolgt, sondern ebenso – und häufig 
wirkungsvoller – durch informelle, subtile Praktiken wie Schweigen, das Verweigern von 
Antworten, das Ignorieren von Gesprächsangeboten oder den Ausschluss aus 
Kommunikationskanälen. Der Mangel an klaren, kollektiv getragenen Verfahren zur Rückführung, 
Vermittlung und Revision lässt solche Dynamiken schnell zur strukturellen Gefahr für das gesamte 
Kollektiv werden.

Fazit:
Exklusion und Kommunikationsabbruch sind nicht bloß individuelle Reaktionen auf Konflikte, 
sondern systemische Mechanismen, die – verstärkt durch informelle Verfahren und fehlende 
Korrektursysteme – Gruppenarbeit nachhaltig lähmen, Vertrauen zerstören und zu langfristiger 
Fragmentierung führen können. Ein bewusster, transparenter und kollektiv reflektierter Umgang mit
Ausgrenzung ist deshalb unerlässlich für jede Struktur, die den Anspruch auf Emanzipation und 
Solidarität ernst nimmt.



4.5 Reflexion und Trennung von Fakt/Interpretation

Die Aufarbeitung informeller Gerichtsbarkeit und gruppeninterner Konflikte stellt nicht nur 
inhaltlich, sondern auch methodisch eine Herausforderung dar: Fakten, subjektive Wahrnehmungen 
und normative Bewertungen sind in solchen Prozessen eng verwoben. Eine reflektierte Analyse 
muss daher konsequent versuchen, diese Ebenen zu unterscheiden, ohne dabei den Zusammenhang 
ihrer Wechselwirkungen aus dem Blick zu verlieren.

1. Faktenbasis: Was ist dokumentierbar und nachvollziehbar?

Im Fall des Klimakollektivs Gelsenkirchen liegen zahlreiche Quellen vor: Protokolle, Chatverläufe, 
öffentliche und interne Stellungnahmen, Awareness-Berichte, persönliche Mitschriften und der 
Seekuh AG-Konfliktbericht. Auf dieser Grundlage lassen sich bestimmte Abläufe, Zeitpunkte, 
Beteiligungen und Kommunikationsstränge objektiv rekonstruieren. Dazu zählen:

• Die chronologische Entwicklung von der FFF-Ortsgruppe zum Klimakollektiv und die 
Formalisierung von Strukturen ab 2023.

• Nachvollziehbare Eskalationspunkte (z. B. Plenumsdiskussionen, Vorwürfe, Initiativen zu 
Awareness-Verfahren).

• Bestimmbare Veränderungen in der Zusammensetzung von Chatgruppen, Plenen und 
Arbeitskreisen.

• Konkrete Ausschlüsse aus Kommunikationskanälen und dokumentierte Gesprächsangebote 
oder -abbrüche.

• Einzelne dokumentierte Vorwürfe, Stellungnahmen und Abstimmungsprotokolle.

2. Subjektive Wahrnehmungen: Perspektiven und Deutungsmuster

Neben der dokumentierten Faktenebene treten die Wahrnehmungen der Beteiligten in den 
Vordergrund. Sie sind geprägt von persönlichen Erfahrungen, Erwartungen, Ängsten, Hoffnungen 
und Loyalitäten. Für viele Akteur:innen war der Ausschluss(versuch) von Unsicherheit, Ohnmacht 
oder Enttäuschung begleitet; andere sahen ihn als notwendigen Schritt zum Schutz und zur 
Stabilisierung der Gruppe.
Diese Subjektivität zeigt sich in:

• Emotional gefärbten Darstellungen von Konfliktverläufen,

• Zuschreibungen von Motiven („spalterisch“, „schützend“, „uneinsichtig“),

• Einschätzungen der jeweiligen Legitimität von Verfahrensschritten,

• unterschiedlichen Einschätzungen darüber, wann und ob ein Konflikt tatsächlich als gelöst 
gelten kann.

3. Interpretation und normative Bewertung

Auf einer dritten Ebene stehen die Interpretationen und normativen Bewertungen:
Was gilt als legitim? Was wird als Gerechtigkeit, Solidarität oder Verrat empfunden?
Diese Bewertungen entstehen aus kollektiven Deutungsmustern, politischen Vorverständnissen und 
nicht zuletzt aus gruppenspezifischen Traditionen und Machtverhältnissen. Sie prägen:

• Die kollektive Erinnerung an den Konflikt,



• die Außendarstellung der Gruppe,

• die Rechtfertigung oder Kritik an getroffenen Entscheidungen,

• die Entwicklung von Leitbildern für künftiges Handeln.

4. Tabellarische Übersicht: Beispielhafte Trennung

Ebene Beispiel/Aussage
Fakt „Am 12.02.2024 wurde Person A aus der Chatgruppe X entfernt.“
Wahrnehmung „Ich fühlte mich durch das Vorgehen isoliert und missverstanden.“
Interpretation „Die Entfernung aus der Gruppe war ein Akt von Machtmissbrauch.“

Die Trennung dieser Ebenen ist niemals vollständig möglich, aber sie ermöglicht eine kritischere 
Reflexion des Geschehens und der eigenen Position darin.

5. Grenzen und produktive Ambivalenz

Gerade im Fall informeller Gerichtsbarkeit bleibt vieles in der Schwebe:

• Nicht alles, was faktisch belegt ist, wird als legitim empfunden.

• Nicht alles, was erlebt wurde, lässt sich objektivieren.

• Und jede Bewertung ist Teil eines kollektiven Lernprozesses, der nie ganz abgeschlossen ist.

Eine offene, transparente Reflexion lebt davon, diese Ambivalenzen auszuhalten – und sie als 
Anlass zur Weiterentwicklung von Kritik-, Streit- und Fehlerkultur zu nehmen.

Fazit:
Die methodische Trennung von Fakt, subjektiver Wahrnehmung und normativer Bewertung ist 
zentrale Voraussetzung jeder fairen und lernfähigen Analyse informeller Ausschlussverfahren. Sie 
eröffnet einen Raum, in dem kollektive Fehler ebenso sichtbar werden wie Chancen zur Versöhnung
und künftigen Resilienz. Nur so kann aus der Rekonstruktion vergangener Konflikte ein Beitrag zu 
gerechteren, pluraleren und reflexiveren Strukturen in politischen Bewegungen erwachsen.

4.6 Schluss: Was bleibt exemplarisch, was singulär?

Die fragmentierte Fallanalyse des Klimakollektivs Gelsenkirchen und die Auswertung des Seekuh 
AG-Konfliktberichts führen deutlich vor Augen, dass informelle Gerichtsbarkeit und 
gruppeninterne Exklusion keine zufälligen oder einmaligen Ereignisse sind. Vielmehr verweisen sie
auf tieferliegende Strukturen und wiederkehrende Muster in basisdemokratischen Bewegungen, die 
von Offenheit, Pluralität und emanzipatorischem Anspruch geprägt sind – und gerade deshalb 
anfällig für spezifische Konfliktdynamiken und Eskalationsrisiken bleiben.

Exemplarisch für viele Bewegungszusammenhänge sind:

• Die Herausforderung, in offenen, horizontalen Strukturen verlässliche und faire Verfahren 
zur Konfliktbearbeitung zu etablieren, ohne die eigene Offenheit und Inklusivität 
preiszugeben.



• Die Tendenz, informelle Machtzentren und Deutungsmonopole auszubilden, sobald formale 
Kontroll- und Korrektursysteme fehlen oder versagen.

• Die Neigung, Unsicherheiten und offene Konflikte durch Schweigen, Ausgrenzung oder 
selektive Kommunikation zu bearbeiten – mit der Folge schleichender Spaltung und 
Gruppenlähmung.

• Die Schwierigkeit, subjektive Wahrnehmungen und emotionale Betroffenheit in kollektive 
Lernprozesse zu integrieren, ohne in Parteilichkeit, Moralisierung oder pauschale Urteile 
abzugleiten.

• Die Notwendigkeit, Transparenz, Fehlerfreundlichkeit und revisionsfähige Verfahren nicht 
als Schwäche, sondern als Stärke einer solidarischen, politischen Praxis zu begreifen.

Singulär – und damit nicht ohne Weiteres verallgemeinerbar – bleiben:

• Die spezifische Geschichte, Sozialstruktur und Dynamik des Klimakollektivs 
Gelsenkirchen, die sich aus der Nachfolge der FFF-Ortsgruppe, lokalen Besonderheiten und 
individuellen Biografien speist.

• Die exakten Abläufe, Kommunikationsformen und Eskalationsmomente, die durch 
personelle, situative und zeitliche Faktoren geprägt sind.

• Die Gewichtung und Deutung einzelner Vorfälle, die immer auch von außenstehenden 
Beobachter:innen, internen Beteiligten und ihrer jeweiligen Position beeinflusst wird.

• Die Möglichkeiten und Grenzen von Wiederannäherung, Versöhnung oder Transformation, 
die in jedem Fall neu ausgehandelt werden müssen.

Meta-Reflexion:
Der Versuch, aus einer dokumentarisch und analytisch reflektierten Fallstudie allgemein gültige 
Empfehlungen abzuleiten, bleibt immer prekär. Jede Analyse kann und muss Widersprüche, Brüche 
und offene Fragen benennen, ohne sie vorschnell zu glätten oder zu verallgemeinern. Sie ist kein 
Abschluss, sondern ein Angebot zur kollektiven Weiterarbeit – an gerechteren, transparenteren und 
resilienteren Strukturen in politischen Bewegungen.

Fazit:
Die fragmentierte Fallanalyse des Klimakollektivs Gelsenkirchen macht sichtbar, wie schmal der 
Grat zwischen Schutz, Handlungsfähigkeit und Exklusion verlaufen kann – und wie dringend 
kollektive Verfahren gebraucht werden, die beides ermöglichen: Klarheit im Umgang mit 
Konflikten und Offenheit für Fehler, Widerspruch und Veränderung. Das Exemplarische liegt in den
wiederkehrenden Mustern, das Singuläre im konkreten Vollzug. Der Anspruch bleibt: Aus der 
Dokumentation und Reflexion der Vergangenheit Wege zu entwickeln, die in Zukunft mehr 
Gerechtigkeit, Pluralität und Solidarität ermöglichen.



4A. Originaldokumentation – Seekuh AG-Konfliktbericht (Winter 2024/25)

Einleitung

Die vorliegende Originaldokumentation markiert einen bewussten Bruch mit der ausschließlich 
analytischen oder interpretierenden Herangehensweise der vorausgehenden Kapitel. Sie versammelt
das vollständige, im Kontext des Konflikts rund um die Seekuh AG entstandene und von den direkt 
Beteiligten selbst verfasste Berichtsmaterial. Damit wird der Versuch unternommen, nicht nur eine 
distanzierte Auswertung zu ermöglichen, sondern auch die unmittelbaren Darstellungen, 
Argumentationsmuster und Emotionalitäten aus der Binnenperspektive zu dokumentieren und 
zugänglich zu machen.

Die Aufnahme des vollständigen Seekuh AG-Konfliktberichts verfolgt mehrere Ziele:

• Erstens soll die Nachvollziehbarkeit der Analyse und die Möglichkeit zur eigenständigen 
Überprüfung durch die Leser:innen gewährleistet werden.

• Zweitens werden Leerstellen, Widersprüche und Unschärfen des Materials nicht kaschiert, 
sondern als Teil der kollektiven Erfahrung sichtbar gemacht.

• Drittens wird die Grenze zwischen analytischer Interpretation und dokumentarischer 
Überlieferung bewusst gezogen: Der Originalbericht spricht in seiner eigenen Sprache, mit 
allen Brüchen, Wiederholungen und offenen Fragen, die für authentisches Erfahrungswissen 
charakteristisch sind.

Begleitet wird der Bericht durch eine knappe Kontextualisierung (4A.1) sowie durch Anmerkungen 
und Fußnoten (4A.3), die der Orientierung dienen, Hintergründe erläutern oder auf besondere 
Problemlagen hinweisen. Ziel bleibt es, die Quellenkritik und die Transparenz des Gesamtprozesses
zu stärken – und damit die Grundlage für eine eigenständige Urteilsbildung der Leser:innen zu 
schaffen.

4A.1 Einleitung und Kontextualisierung

Der nachfolgende Bericht dokumentiert in seiner Gesamtheit den Verlauf und die unmittelbare 
Wahrnehmung des Konfliktfalls rund um die Seekuh AG – einer Arbeitsgruppe des System Change
Camps – im Winter 2024/25. Ziel dieser Kontextualisierung ist es, die Entstehungssituation, die 
Rahmenbedingungen und die Bedeutung des Berichts für das Gesamtverständnis der Fallanalyse 
transparent zu machen.

Die Seekuh AG, als eigenständige Arbeitsgruppe im Rahmen des System Change Camps, 
entwickelte sich im Untersuchungszeitraum zum Brennpunkt interner Spannungen, wechselseitiger 
Vorwürfe und eskalierender Ausgrenzungsdynamiken. Dabei betrafen die Dynamiken insbesondere 
Mitglieder des Klimakollektivs Gelsenkirchen sowie deren Bezugsgruppen, die auf dem Camp aktiv



waren oder in engerem Kontakt standen. Im Mittelpunkt standen Differenzen über 
Verantwortlichkeiten, Kommunikationsstile, Vertrauensbrüche und den Umgang mit vermuteten 
oder tatsächlichen Grenzüberschreitungen. Der vorliegende Bericht entstand aus der Notwendigkeit,
die Abläufe, Perspektiven und Deutungsmuster aus Sicht der direkt Betroffenen und Beteiligten 
zeitnah und ungekürzt festzuhalten.

Gerade in der Analyse informeller Gerichtsbarkeit kommt der Primärquelle eine besondere 
Bedeutung zu: Sie spiegelt nicht nur die faktischen Ereignisse, sondern auch die jeweils zugrunde 
liegenden Wahrnehmungen, Emotionen und argumentativen Selbstdeutungen wider. Zugleich ist der
Bericht eingebettet in einen Kontext, der von fehlenden formalen Konfliktregeln, hoher personeller 
Fluktuation, wachsendem Druck von außen und internen Machtverschiebungen geprägt war. Viele 
der dargestellten Abläufe fanden außerhalb formal legitimierter Gremien statt und entzogen sich 
einer vollständigen Dokumentation durch die Gruppe als Ganzes.

Die folgende Originaldokumentation ist somit mehr als ein Protokoll: Sie ist ein Zeitzeugnis 
kollektiven Ringens um Gerechtigkeit, Zugehörigkeit und Selbstbehauptung unter Bedingungen 
struktureller Unsicherheit. Die Lektüre lädt dazu ein, sowohl die Brüche als auch die 
Gemeinsamkeiten in der Wahrnehmung und Verarbeitung von Konflikten offenzulegen – und das 
Verhältnis von Fakt, Deutung und Bewertung im unmittelbaren Gruppengeschehen kritisch zu 
reflektieren.

4A.2 Vollständiger Originalbericht

Im Folgenden wird der vollständige, im Kontext des System Change Camps 2024/25 entstandene 
Erfahrungs- und Konfliktbericht zur Seekuh AG dokumentiert. Der Bericht gibt die subjektive Sicht
der direkt beteiligten Person(en) wieder und wurde unmittelbar nach den geschilderten Ereignissen 
erstellt. Er enthält eine chronologische Darstellung der relevanten Abläufe, zentrale Akteur:innen, 
Schlüsselmomente, institutionelle Reaktionen sowie eine persönliche Reflexion zu den Folgen und 
Konsequenzen des Konflikts.

Die Darstellung wird bewusst ungekürzt und im Originalwortlaut wiedergegeben, um sowohl die 
Faktizität der Ereignisse als auch die emotionalen und argumentativen Einschreibungen sichtbar zu 
halten. Hinweise, Kontextinformationen und Anmerkungen zur Einordnung finden sich in Abschnitt
4A.3.

Es folgt der unveränderte Orignalbericht (mit Ausnahme gekürzter Namen aus Gründen des 
Datenschutzes):

Komplexer Konfliktfall um die Seekuh AG auf dem System Change Camp 2024

Kurze Einführung: Worum geht es in diesem Input und warum ist das für uns relevant?

Mit meinem heutigen Beitrag möchte ich einige zentrale Dynamiken schildern, die sich am Beispiel
der Seekuh AG beim SCC24 deutlich gezeigt haben – und die grundsätzlich jede offene, 
basisdemokratische Campstruktur betreffen können.
Es geht dabei um folgende Aspekte:



1. Selbstermächtigte oder aufgespielte („Sicherheit“ oder) Autoritätsrollen:
Exemplarisch am Vater-Sohn-Gespann zeigt sich, wie einzelne Akteure durch informelle 
oder selbst zugewiesene Verantwortungen ein Klima der Unsicherheit bis hin zur Angst 
schaffen können – sowohl auf dem Camp als auch darüber hinaus.

2. Schwächung etablierter oder im Aufbau befindlicher Strukturen:
Das Eindringen und Agieren von Akteuren, die nicht Teil des stabilen Kerns sind – sei es 
von außen oder von innen – kann bestehende Prozesse und Vertrauensverhältnisse massiv 
beeinträchtigen.

3. Langfristige Eskalationsdynamiken aus Beziehungsgeflechten:
Gerade in der engen, oft beziehungs- und bezugszentrierten Atmosphäre von Camps können 
Konflikte oder Loyalitäten weit über den eigentlichen Zeitraum hinauswirken. Sie werden 
durch die spezifischen Aufgaben- und Entscheidungsstrukturen auf dem Camp häufig noch 
beschleunigt oder verstärkt.

4. Umgang mit harten Vorwürfen und Emotionalisierung:
Wenn im Raum steht, jemand hätte sich übergriffig verhalten, wird die Bearbeitung schnell 
emotional, Schutzreflexe greifen – manchmal nach dem Muster: „Wenn du mich 
beschuldigst, beschuldige ich dich.“
Das erschwert eine sachliche, neutrale Klärung erheblich.

5. Vorsicht vor vorschnellen Kausalzusammenhängen:
Indizien sind nicht zwangsläufig Beweise. Viele Perspektiven sind geprägt von subjektiven 
Erfahrungen, emotionale Eskalation darf nicht zu unfairen Schuldzuweisungen führen. 
Dennoch müssen potenzielle Opfer oder tatsächlich übergriffige Verhaltensweisen immer 
ernst genommen werden – unabhängig von der Konfliktdynamik insgesamt.

6. Konkrete Mahnung:
Sicherheit sollte nicht nur nach außen gedacht werden, sondern auch nach innen – und das 
nicht nur während des Campzeitraums, sondern auch darüber hinaus.

Ziel dieses Inputs ist es daher, für diese Problemlagen zu sensibilisieren und Denkanstöße für 
einen besseren Umgang mit vergleichbaren Situationen zu geben – im Interesse sicherer, 
vertrauensvoller und handlungsfähiger Strukturen. Wer Details oder Einzelfälle nachlesen 
oder besprechen möchte, kann dies im Anschluss oder bei Bedarf jederzeit tun.

Wer möchte kann das Format jetzt gerne auch verlassen, denn es wird eine längere persönliche 
Schilderungen der konkreten Vorälle um die Seekuh AG 24 geben mit einer Erklärung, wo und wie 
das ganze Auswirkungen auf weitere Lebensbereiche und Strukturen hat. Aus Gründen von 
Persönlichkeitsrechten ist das konkret nur verbal möglich, anonymisiert ist der Bericht Teil der 
aktuellen Publikation des privaten Instituts für antifaschistischen Schutz unter www.as-institut.de



Komplexer Konfliktfall um SCC24-Seekuh AG
Dieser Text dient als Update an andere Orgas und stellt keine rechtliche Prozessführung dar.

Während des Aufbaus des SCC24 wurde mir die Hauptverantwortung für die Seekuh AG 
übergeben, da die ursprünglich benannte Leitungsperson lediglich an etwa vier von zehn 
Programmtagen vor Ort war und insbesondere Aufbau und Abbau nicht betreute.

Leider hat sich auf dem Camp ein Konflikt ereignet, der weit über den Campzeitraum und Ort 
hinaus in mein persönliches Lebensumfeld wirkt.

Um die beteiligten Personen zu skizzieren, möchte ich die Aufbauphase erläutern, die wir von der 
Seekuh AG 24 absicherten.
Sehr früh stieß eine ältere männliche Person zu unserem Orga-Team und wollte sich 
sicherheitstechnisch einbringen; er hatte einen Hund dabei sowie seinen Sohn.
Aufgrund fehlender Übersicht, mangelnder personeller Kapazitäten und der allgemeinen offenen 
Struktur gewährten wir ihm anfangs informell eine unterstützende Rolle, die zwar nicht explizit 
abgesprochen war, sich aus der Situation vor Ort jedoch so entwickelte.
M. war mit einem Wohnanhänger außerhalb der regulären Campfläche positioniert und kam so 
immer nur phasenweise auf das eigentliche System Change Camp.
M. trat von Beginn an als selbsternannter Sicherheitsverantwortlicher auf, wobei ich ihn explizit 
nicht für offizielle Security-Schichten einsetzte.
Dennoch verschaffte er sich im weiteren Verlauf über Dritte Zugang zu Funkgeräten und 
Taschenlampen – unter dem Vorwand, die Campumgebung zusätzlich abzusichern. Die betroffenen 
Flächen gehörten nicht zum offiziellen Campbereich. Er und sein Sohn agierten demnach 
eigenmächtig und ohne Mandat der Seekuh AG.

Er trug meist Kopftuch, falls ihr euch erinnert, und hat auch lautstark Menschen zurechtgewiesen 
oder angewiesen, was mich dazu veranlasste, ihn nicht weiter in die Seekuh AG zu integrieren, weil
er ein dominantes, autoritäres Verhalten unreflektiert verkörperte.

Zu meiner großen Überraschung kannte ich seinen Sohn schon flüchtig, der einige Tage nach M. 
zum Campaufbau dazustieß.
L. bzw. O. war zu jenem Zeitpunkt der feste Freund einer Person aus meiner Heimatstruktur, dem 
Klimakollektiv Gelsenkirchen.
Er wurde mir vor dem SCC24 von N., seiner Freundin und Mitglied im Klimakollektiv 
Gelsenkirchen, einer damals platonischen, minderjährigen Freundin von mir, vorgestellt.
Er wollte dann auch Security-Schichten übernehmen, und da er mir bekannt war, sah ich es 
zunächst weniger problematisch als bei seinem Vater und sagte ihm während der Aufbauphase 
einige Schichten zu, da ich ihn nicht aufgrund des unangenehmen Auftretens seines Vaters 
kategorisieren wollte.
Doch dabei kam es – wie sich im Nachgang herausstellte – schon zu Diebstählen an unserer 
Struktur.



L. bzw. sein Vater brachten mindestens Funkgeräte und Taschenlampen in ihren Besitz und führten 
eigenmächtig weitere Security-Schichten im Alleingang und ohne Rückbindung an die Seekuh AG 
aus, was mir im Verlauf des Campzeitraums gemeldet wurde und ich auch durch Rückforderung 
entsprechenden Equipments zu unterbinden versuchte.
Die Entwendung und eigenmächtige Nutzung von Seekuh-Equipment, insbesondere Funkgeräten 
und Taschenlampen, wurde von anderen Teammitgliedern beobachtet.
Ein Funkgerät wurde von M. am Ende des Camps zurückgegeben, was zumindest eine temporäre, 
unautorisierte Entwendung bestätigt.
Dies gelang jedoch nicht zufriedenstellend, denn es verblieben mindestens ein Funkgerät sowie 
hochwertige Taschenlampen in dem Besitz von L., was ich erst bei späteren Aktionen im Raum 
Gelsenkirchen einwandfrei feststellen konnte, da er diese Gerätschaften später sowohl mit in N. 
Kinderzimmer als auch ins Jugendkulturzentrum Spunk in Vorbereitung auf eine Antifa-Aktion 
brachte und sie mir dort zweifelsfrei ins Auge fielen.

Auf dem SCC ereigneten sich dann mehrere Vorfälle, von denen einer zum Awarenesfall wurde, der
leider nicht ausreichend behandelt werden konnte.
Die im Seekuh-Plenum vorgebrachten Ängste bezüglich M. und L., insbesondere von weiblichen 
Teilnehmenden, wurden von mir an die Orga weitergeleitet, die daraufhin das Awareness-Team 
aktivierte. Allerdings beschränkte sich die Awarenessarbeit auf Gespräche mit N. und ihr 
nahestehenden Personen.
Die ursprünglich Betroffenen verweigerten aus Angst vor Identifizierung und fehlender 
Vertraulichkeit eine weitergehende Zusammenarbeit mit Awareness, was mir direkt so 
kommuniziert wurde.

Ich versuchte daraufhin über weitere Bekannte aus dem Klimakollektiv-Gelsenkirchen-Umfeld, die 
auch vor Ort waren, N. dahingehend zu sensibilisieren, dass sie sich aus der Wohnwagenumgebung 
bestenfalls entfernen und sich ihren Freund:innen auf der Campfläche anschließen sollte, da die 
Dynamik der Situation unkalkulierbar wurde.
Diese Initiative verlief – wie absehbar aufgrund der bestehenden Beziehungsgeflechte – ins Leere.
Doch auch danach kamen weitere Vorfälle ins Seekuh-Plenum, wo M. und L. sich weiter als 
Security aufspielten, was zur Irritation unter den anderen Seekuh-Mitgliedern führte.

Nach dem SCC versuchte ich, die Seekuh AG zu stabilisieren und wie auf dem Camp mit 
Teilnehmenden geplant aufzubauen, jedoch brachen wiederholt zugesagte Arbeitskonzepte in sich 
zusammen.
Von R., einem sehr engagierten Teammitglied, wurde ich dann im Dezember 2024 bei einem 
persönlichen Gespräch in Gelsenkirchen darüber informiert, dass im südlicheren Raum einige 
Menschen sich aus Angst vor L. und seinem Vater nicht mehr auf Camps oder in andere linke 
Räume trauen, da diese dort ein Klima der Einschüchterung und Angst etabliert haben.
Daraus lässt sich rückblickend vielleicht abschätzen, warum so viele ehemalige Seekuh-Mitglieder 
unkommentiert Rückzieher machten, sodass der Aufbau einer festen Struktur zweimal komplett auf 
null gesetzt wurde, weil plötzlich außer mir keine Menschen mehr in der Orgastruktur waren und 
auch nicht mehr erreichbar für mich.



Ich entschied mich daraufhin, N. am 15. Dezember – schriftlich belegbar im persönlichen Signal-
Chat – auf die Vorkommnisse und den belegten Diebstahl anzusprechen und bat abermals um die 
Rückgabe der entwendeten Infrastrukturgegenstände.
Die Verantwortlichkeit für die entwendeten Gegenstände ergab sich für mich daraus, dass ich die 
Ausrüstung später bei antifaschistischen Aktionen in Gelsenkirchen direkt bei L. beobachtete. Eine 
direkte Sicherstellung war aus Gründen der jeweiligen Situation nicht möglich. Rückblickend muss 
ich einräumen, dass sich die Konfliktdynamik durch diese Beobachtung vermutlich weiter 
verstärkte.

Denn dieser Schritt entfachte eine Eskalationsdynamik, die ich zwar aus theoretischer Arbeit 
kannte, selbst aber nie an mir erlebt habe.

Elf Tage nach meiner Konfrontation kontaktierte N. ein anderes Mitglied des Klimakollektivs, T., 
und begann, einen Awarenessfall zu konstruieren, indem sie mir verbal übergriffiges Verhalten 
vorwarf.

Ich hatte zu dem Zeitpunkt innerkollektive Streitigkeiten mit T., da T. exkludierende Maßnahmen 
ohne Plenumsbeschluss im Zusammenhang mit einer geplanten und später durchgeführten 
Busanreise zu Widersetzen nach Riesa durchsetzte und eigenhändig als Regelwerk formulierte.
N. nutzte genau diese Gruppendynamik, um einen informellen internen Flügel mit starker 
Exklusionsorientierung (interventionistischer Flügel des Klimakollektivs) zunächst mit T., im 
weiteren Verlauf mit weiteren, selektiv hinzugewonnenen Mitgliedern des Klimakollektivs 
Gelsenkirchen zu etablieren – mit dem Ziel, mich aus der Struktur zu exkludieren, sprich 
hinauszuschmeißen.

Ich war zu jenem Zeitpunkt darüber im Unwissen. Im Nachhinein lässt sich der Zeitablauf aber, 
basierend auf dem inzwischen veröffentlichten Bericht („Bericht Klimakollektiv.pdf“ des 
interventionistischen Flügels des Klimakollektivs), schriftlich belegen.

Am 15. Januar kam es dann zu einem Ereignis, das sich für mich nachträglich als Indiz für eine Art 
Falle darstellt.

Ich wurde unter mehrmaliger Aufforderung und Nachfrage (schriftlich belegbar dank Signal-Chat) 
von N. zum Jugendkulturzentrum Spunk in Gelsenkirchen gebeten, da sie angeblich ein Ladekabel 
fürs iPad brauchte. Ich wusste, dass es dort eine Ladestation gibt und ich einen Schlüssel dafür 
habe.

Wir trafen uns also dort kurz, bevor das Personal und andere Gäste die Örtlichkeit verließen. N. 
wollte aber bleiben und mit mir kochen.
Wir unterhielten uns normal, aber sie machte keine Anstalten, nach Hause zu gehen, was jedoch 
schon mehrmals so vorgekommen war, weshalb ich das nicht als sonderbar klassifizierte an jenem 
Abend.

Nach einem Anruf ihrer Mutter um 01:00 Uhr bestellte ich auf ihren Wunsch hin ein Taxi und 
brachte sie damit nach Hause, obwohl ich eigentlich gar kein Auto fahre. (Was mir im weiteren 
Verlauf zur Hilfe wird, da der Anruf beim Taxiunternehmen um 1:07 Uhr erfolgte, ich aber 



bezichtigt wurde, sie bis 1:30 Uhr gegen ihren Willen festgehalten zu haben.)
An jenem Abend dachte ich mir aber nichts weiter dabei, war nur etwas sauer, dass ich 50 € für ein 
Taxi zahlen musste, nur weil sie nicht mit dem Bus oder anders eigenverantwortlich nach Hause 
gefahren war.

Ich bin danach zu mir nach Hause und mit dem Fahrrad zurück zum Jugendkulturzentrum, um 
weiterzumachen, aufzuräumen etc.

Doch seit jenem Abend schrieb sie mich nicht mehr bei Signal an, was vorher in einer steten 
Regelmäßigkeit erfolgte. Fast ausschließlich gingen alle Kontaktaufnahmen von ihr aus, was sich 
anhand der Chatprotokolle belegen lässt – das wurde hinterher in der Aufarbeitung mit externen 
Awarenessmenschen und dem Team des Jugendkulturzentrums bestätigt.

Anfang Februar, im regulären Montagsplenum unserer Struktur kam es dann zur absoluten und 
unerwarteten Eskalation:

Ohne Anwesenheit von N. wurde mir von T. und einer Gruppe mir fremder Menschen vorgeworfen,
ich wäre sexuell übergriffig gewesen gegenüber einer anonymen Person und müsse deswegen das 
Klimakollektiv Gelsenkirchen verlassen.

Ich rief daraufhin telefonisch Hilfe in Form des Leiters des Jugendkulturzentrums und seines 
Mitarbeiters, denn die Situation war nicht nur unbegreiflich für mich, sondern auch aufgrund der 
ausufernden Gruppengröße unübersichtlich, und ich hatte große Angst, unter dieser 
Eskalationsdynamik aus der Gruppe und den Räumlichkeiten geworfen zu werden.

Zum Glück standen diese mir ihrer Neutralität verpflichtet bei und auch ein weiteres langjähriges 
Gruppenmitglied der Orga bekundete ihre großen Bedenken an dem nun in Gang gesetzten Prozess,
da er informell, untransparent und scheinbar nur mit dem erklärten Ziel, mich zu entfernen, 
vonstatten lief.

Ein Ausschluss ließ sich somit nicht vollziehen und dieser interventionistische Teil des Kollektivs 
wurde samt Unterstützer:innen aus den Räumlichkeiten verwiesen, während ich bleiben durfte und 
wir im Nachgang im Dreiergespräch überhaupt erst zu klären versuchten, wer diese anonyme 
Person sein könnte, auf die sich die Vorwürfe bezogen.

Am darauffolgenden Tag bekam ich einen Anruf, dass Awarenesspersonen von Ende Gelände 
Bochum beim Jugendkulturzentrum vorstellig wurden und ich zur Aufarbeitung eingeladen wurde. 
Wir erörterten die Situation und ich legte auch die Chatprotokolle offen, daraufhin konnte der 
Verdacht meiner Übergriffigkeit nicht verhärtet, sondern entkräftet werden.

Doch das war nur der Anfang institutioneller Druckausübung, denn es kamen weitere Gruppen auf 
das Jugendkulturzentrum zu – immer unter der Prämisse, mich als Sexualtäter zu diffamieren und 
mir die Räumlichkeiten und deren Zugang zu nehmen, darunter: Vertreter:innen vom Roten 



Ruhrgebiet, vom OAT Duisburg, von Ende Gelände Bochum und von T. und N. (bewusst selektiv 
konfrontiert im Vorfeld mit kontextlosen Videobeiträgen, die ich in anderen Zusammenhängen im 
Internet veröffentlicht hatte, und somit) manipulierte Instanzen des sozialpsychologischen Dienstes 
und des Jugendamts.

Da es aber weder Beweise noch rechtsstaatliche oder zumindest transparente Verfahren gab, blieb 
mir der Zugang weiter gewährt.

Somit konnte ich über weitere acht Wochen den Plenarraum öffnen und die Struktur damit erhalten.
Aufgrund der andauernden Eskalation setzte sich das Klimakollektiv unter kommissarischer 
Führung und stellte den Hauptbeteiligten schriftliche Fristen zur Klärung, die sie unbeantwortet 
verstreichen ließen.

Statt sich der strukturellen Klärung zu öffnen, arbeitete das Team um T. und N. zu dieser Zeit leider 
gezielt daran, mich in weiteren Gruppen, Strukturen und Institutionen als Bedrohung darzustellen, 
indem ein selektives Dossier aus Äußerungen und Veröffentlichungen von mir zusammengestellt 
wurde 
Diese Vorgänge sind zur Anzeige gebracht worden und Teil einer rechtsstaatlichen Aufarbeitung.

Die Vorwürfe gegen mich waren haltlos und ich konnte sogar unter besonderen Umständen die mir 
unterstellte Schuld bestmöglich ausräumen.

Ich habe mich in der Aufarbeitung mit den Awarenessmenschen und dem Team vom Spunk als 
Freimaurer erkenntlich gemacht, um anzubieten, mein Erlebtes von besagtem Tag ungetrübt und 
frei jeder subjektiven Färbung dank spezieller, hypnosegestützter Erinnerungstechniken zu 
offenbaren.

Dies publizierte ich auf einer Transparenzseite über mich im Internet, denn für mich war damit 
meine Unschuld belegbar.

Doch nicht so für N. und den interventionistischen Flügel des Kollektivs. Sie änderten nun einfach 
die Vorwürfe und bereicherten sie mit meinem Verhalten nach der versuchten Exklusion, indem sie 
ein selektives Dossier aus Äußerungen und Veröffentlichungen von mir erstellten und verbreiteten, 
um meine Reputation zu schädigen und mich zu diffamieren. Dazu kamen antimasonistische 
Anschuldigungen und Pathologisierungsversuche.

Also ganz starker Tobak.
Das erklärt heute zwei Dinge:
Zum einen, warum ich froh bin, nicht mehr aktiv in der Seekuh zu sein und Zeit hatte, das adäquat 
auch für andere Gruppen und Strukturen aufzuarbeiten. Denn ich habe mein ursprünglich 2012 
gegründetes, kunst- und kulturpriorisierendes Institut umfirmiert zum Antifaschistischen 
Schutzinstitut, wo ich nun im institutionell gestützten Rahmen mehrere Publikationen zu dem sich 
ergebenen Themenkomplex veröffentlicht habe und weiter veröffentlichen werde.
Zum anderen meine neue Tätigkeit, die sich parallel ergeben hat in der AG Diskriminierungsarmes 
Camp, da ich multiplen Diskriminierungen ausgesetzt bin und mich gerne weiter für multipolare 



Ansätze zu deren Begrenzung engagiere.
Dies waren Schritte im Rahmen der persönlichen und institutionellen Neuorientierung.

Ich hoffe, die Umstände erklären meine Zurückgezogenheit sowie leider auch teilweise meine 
Unzuverlässigkeit im vergangenen Zeitraum seit dem SCC24 in Erfurt,
da sowohl die wiederholte persönliche Konfrontation mit der Eskalationsdynamik als auch das 
Arbeitspensum in meiner Heimatstruktur meine Kapazitäten über jedes gesunde Maß hinaus 
beanspruchten.

Für weitere Rückfragen und Aufarbeitung, Reflexion etc. stehe ich natürlich gerne bereit.
Dieses Update soll in erster Linie dazu dienen, Menschen zu sensibilisieren, dass die Sicherheit 
aller Beteiligten auch weit über das lokal und zeitlich begrenzte Camp hinaus tangiert werden kann 
– eventuell besonders im Bereich der Seekuh und anderen potentiell konfliktnahen AGs. 

4A.3 Anmerkungen oder Fußnoten zur Einordnung

1. Zur Form und Perspektive des Berichts:
Der Originalbericht spiegelt die Wahrnehmungen und Bewertungen des/der direkt 
Beteiligten wider. Er erhebt keinen Anspruch auf Objektivität im wissenschaftlichen Sinn, 
sondern dokumentiert subjektive Erfahrungen, Deutungen und Emotionen im Kontext eines 
komplexen Konfliktgeschehens.

2. Zur Rolle der Seekuh AG:
Die Seekuh AG war zum Zeitpunkt des Konfliktfalls eine eigenständige Arbeitsgruppe im 
Rahmen des System Change Camps 2024/25. Ihre Zusammensetzung und Arbeitsweise 
orientierten sich an den Prinzipien basisdemokratischer Bewegungsarbeit, allerdings ohne 
formalisierte Satzung oder dauerhafte Mandate.

3. Zu den beteiligten Akteur:innen:
Die im Bericht genannten Namen wie „M.“, „L. (O.)“, „N.“ oder „T.“ wurden zur Wahrung 
der Anonymität und zum Schutz der Persönlichkeitsrechte teilweise verändert oder 
anonymisiert. Ihre tatsächliche Rolle und ihr Handeln können durch weitere Quellen und 
Stellungnahmen abweichend dargestellt werden.

4. Zum Verhältnis von Seekuh AG und Klimakollektiv Gelsenkirchen:
Der Konflikt betraf nicht nur das Camp und die AG selbst, sondern griff auf weitere 
Strukturen über, insbesondere auf das Klimakollektiv Gelsenkirchen und dessen Umfeld. Es 
entstand eine komplexe Dynamik aus Überschneidung und Wechselwirkung zwischen 
lokalen Gruppen, Camp-AGs und persönlichen Netzwerken.

5. Zum Umgang mit Vorwürfen und Awareness-Strukturen:
Der Bericht beschreibt eine Reihe von Awareness-Fällen, die zum Teil auf Basis von 
informellen Gesprächen, Chatprotokollen und persönlichen Einschätzungen behandelt 
wurden. Die Darstellung der Verfahren und die Einschätzung ihrer Wirksamkeit sind aus 
Sicht des/der Berichtenden zu verstehen; eine unabhängige, objektive Überprüfung liegt 
zum Teil nicht vor.

6. Zur Dokumentation von Diebstahl, Bedrohung und Ausschlussdynamiken:
Einzelne Vorwürfe (etwa Diebstahl, Bedrohung, Rufmord) sind in ihrer Belegbarkeit 



abhängig von verfügbaren Dokumenten, Zeug:innenaussagen oder institutionellen 
Reaktionen. Im Bericht werden Belege (Chats, Protokolle, E-Mails) erwähnt, die in der 
Originalpublikation ggf. in den Anhang aufgenommen werden können.

7. Zum rechtlichen Stand:
Mehrere der im Bericht erwähnten Vorgänge wurden nach Abschluss der Camp-Phase und 
Eskalation der Konflikte zur Anzeige gebracht. Der weitere Fortgang ist Gegenstand 
rechtsstaatlicher Klärung und kann im Verlauf der Publikation nicht abschließend beurteilt 
werden.

8. Zu Multiperspektivität und Quellenkritik:
Die Einordnung der Geschehnisse bleibt offen für weitere Darstellungen, Ergänzungen und 
Korrekturen durch andere Beteiligte. Die Veröffentlichung dient ausdrücklich der Anregung 
zu Reflexion, Diskurs und Pluralität der Perspektiven.

9. Verweis auf weiterführende Kapitel:
Für eine analytische Rekonstruktion und systematische Auswertung der im Bericht 
geschilderten Dynamiken siehe insbesondere Kapitel 4, Abschnitte 4.3 bis 4.6 sowie die 
Literaturhinweise zur informellen Gerichtsbarkeit in emanzipatorischen Bewegungen.

5. Folgen und Folgewirkungen – Für Einzelne, Gruppen, Bewegungen

Einleitung

Konflikte, die in selbstverwalteten, basisdemokratischen Kontexten entstehen und sich zu 
Eskalations- oder Ausschlussdynamiken verdichten, hinterlassen Spuren – nicht nur bei den 
unmittelbar Betroffenen, sondern im Gewebe ganzer Gruppen, Bewegungen und deren öffentlicher 
Wahrnehmung. Die persönliche Erfahrung von Ausgrenzung, Kontrollverlust oder Rufschädigung 
verschränkt sich untrennbar mit kollektiven Entwicklungen: Angstkulturen entstehen, Gruppen 
erstarren, Bewegungen verlieren an Resilienz und Anschlussfähigkeit. Im schlimmsten Fall münden
lokale Dynamiken in systemischen Vertrauensverlust, in Fragmentierung oder gar 
demokratiegefährdende Mechanismen der Kritikunterdrückung.

Dieses Kapitel fragt daher nach den Folgen und Folgewirkungen informeller Ausschlüsse, 
Machtverschiebungen und institutionell ungesicherter Awareness-Interventionen. Es nimmt den 
Fokus bewusst weit: von den individuellen Erschütterungen über gruppeninterne Folgen bis hin zu 
den bewegungsweiten Risiken für Kultur, Glaubwürdigkeit und Anschlussfähigkeit 
zivilgesellschaftlichen Engagements.

Die Analyse folgt dabei einem mehrschichtigen Zugang:

• Erstens werden die persönlichen Folgen – Isolation, Kontrollverlust, Rufschädigung, 
Trauer – nicht als private Randphänomene verstanden, sondern als Ausdruck tieferliegender 
sozialpsychologischer Prozesse, die kollektive Resonanz erzeugen.

• Zweitens wird sichtbar gemacht, wie gruppeninterne Wirkungen wie Angstkultur, 
Erstarrung und informelle Machtverlagerungen als Reaktionen auf Ausschluss und 
Sanktionierungen entstehen.



• Drittens stehen die bewegungsweiten Konsequenzen im Fokus: Verlust an Vertrauen, 
Kritikfähigkeit, Anschlussfähigkeit und nicht zuletzt das Risiko, dass sich 
gruppenspezifische Ausschlussmechanismen auf größere zivilgesellschaftliche Kontexte 
ausweiten.

• Viertens werden aus systemischer Perspektive die Implikationen für Demokratie, Pluralität 
und kollektive Lernfähigkeit reflektiert.

Im weiteren Verlauf ist es notwendig, die wechselseitigen Verschränkungen von individuellen, 
gruppenbezogenen und strukturellen Ebenen zu verstehen – und daraus gezielt Präventions- und 
Reflexionsstrategien abzuleiten. An dieser Stelle verweist das Kapitel auf das Strategiepapier: 
Umgang mit strukturellem Extremismus und ungerechter Exklusion in selbstverwalteten Kontexten. 
Viele der dort entwickelten Konzepte – etwa zu Mechanismen autoritärer Eskalation, zu Risiken 
von Machtkonzentration, Rufschädigung und informeller Gerichtsbarkeit, zur Rolle revisionsfähiger
Verfahren und zur Entwicklung pluralitätsfähiger Streitkulturen – sind unmittelbar relevant für das 
Verständnis und die Bewältigung der in diesem Kapitel beschriebenen Folgewirkungen. 

Querverweise auf das Strategiepapier bieten sich insbesondere dort an, wo Grundsatzfragen zum 
Schutz individueller Rechte, zur Legitimität und Transparenz von Ausschlussverfahren, zur 
Dokumentation und Beweisführung, aber auch zu kollektiven Lernprozessen und zur 
Resilienzförderung behandelt werden. Die Integration dieser Perspektiven soll ermöglichen, 
individuelle Verlusterfahrungen und kollektive Systemrisiken im Sinne einer zukunftsfähigen 
Bewegungskultur in ein tragfähiges Gleichgewicht zu bringen. 

Allgemeiner Hinweis:
Die Verweise auf das „Strategiepapier: Umgang mit strukturellem Extremismus“ dienen nicht der 
Werbung, sondern sind als pragmatische Querverweise zu verstehen: Das Papier ist kostenlos als 
PDF und als HTML-Version auf www.as-institut.de zugänglich. Die Hinweise im vorliegenden Text
sollen inhaltliche Dopplungen vermeiden, Ressourcen im Druckprozess schonen und Leser:innen 
entlasten, die das Strategiepapier bereits kennen oder damit gearbeitet haben. 

5.1 Persönliche Folgen: Isolation, Kontrollverlust, Rufschaden, Trauer

Die unmittelbaren, persönlichen Folgen informeller Gerichtsbarkeit und gruppeninterner 
Ausschlussverfahren reichen weit über das jeweilige Konfliktgeschehen hinaus. Wer zum Objekt 
kollektiver Sanktionierung, Ausschluss oder öffentlicher Verdächtigung wird, erlebt in der Regel 
eine Kaskade von psychosozialen Belastungen, die tief in die individuelle Biografie eingreifen und 
oft langfristig nachwirken.

1. Isolation

Die plötzliche, oft als willkürlich erlebte Herauslösung aus gewohnten Gruppenstrukturen bedeutet 
nicht nur den Verlust sozialer Beziehungen, sondern auch den Wegfall von Zugehörigkeit, Schutz 
und Unterstützung. Isolation wird zur existenziellen Erfahrung, wenn bisherige 
Kommunikationskanäle gekappt, Räume verschlossen und Solidarität aufgekündigt werden. 
Besonders gravierend ist die Erfahrung, dass nicht nur einzelne Kontakte, sondern ganze 
Bezugsnetze (z. B. politische, kulturelle, aktivistische Zusammenhänge) in kurzer Zeit wegbrechen 
– häufig ohne Vorwarnung oder Möglichkeit der Verteidigung.

http://www.as-institut.de/


2. Kontrollverlust

Mit der Exklusion geht in aller Regel ein tiefgehendes Gefühl von Kontrollverlust einher. 
Entscheidungsprozesse laufen abseits der eigenen Einflussnahme, Erklärungen oder 
Stellungnahmen werden ignoriert oder abgewertet. Die eigene Biografie, Reputation und 
Glaubwürdigkeit werden zum Objekt kollektiver Fremddefinition. Häufig berichten Betroffene, 
dass sie selbst über Vorgänge, die sie unmittelbar betreffen, nur noch aus zweiter oder dritter Hand 
informiert werden – wenn überhaupt. Das subjektive Erleben reicht von Ohnmacht und 
Überforderung bis hin zu einer anhaltenden, lähmenden Unsicherheit.

3. Rufschaden

Öffentliche oder halböffentliche Vorwürfe, die mit Ausschlussverfahren oder Awareness-
Interventionen einhergehen, entfalten eine nachhaltige Wirkung auf den sozialen Status, das 
Selbstbild und die Außenwahrnehmung der betroffenen Person. Rufschädigungen sind dabei nicht 
nur das Ergebnis expliziter Anschuldigungen, sondern entstehen auch durch subtile Formen der 
Stigmatisierung: Andeutungen, Gerüchte, gezielte Auslassungen oder die symbolische Entwertung 
in Gruppen. Besonders problematisch ist, dass selbst bei späterer Klärung oder Entlastung oft ein 
„Makel“ zurückbleibt, der weitere Teilhabe und Rehabilitation erheblich erschwert.

4. Trauer

Der Verlust von Zugehörigkeit, Sinn und kollektiver Anerkennung löst tiefe Trauerreaktionen aus. 
Diese Trauer ist mehrdimensional: Sie betrifft nicht nur die persönliche Zukunft, sondern auch das 
Bild, das man sich von Gemeinschaft, Solidarität und gemeinsamen Zielen gemacht hat. Trauer 
wird dabei häufig von Schuldgefühlen, Scham oder Selbstzweifeln begleitet – insbesondere, wenn 
kollektive Narrative die Schuld- und Verantwortungszuschreibung auf das Individuum verengen. 
Die Verarbeitung solcher Erfahrungen ist oft langwierig und bleibt ohne professionelle 
Unterstützung oder ein unterstützendes soziales Umfeld unvollständig.

5. Verstärkte Risiken in bewegungsnahen Kontexten

In Bewegungen und Gruppen mit starkem Zusammengehörigkeitsgefühl und hohem moralischem 
Anspruch – wie etwa in Klima- oder Gerechtigkeitsbewegungen – wirken sich Ausschluss und 
Stigmatisierung besonders schwer aus. Hier sind soziale Netzwerke oft Lebenswelt, politischer 
Identitätskern und Unterstützungsstruktur in einem. Der Verlust bedeutet nicht nur eine private, 
sondern auch eine politische und existenzielle Krise.

6. Reflexion und Prävention

Die Persönlichkeitsfolgen informeller Gerichtsbarkeit machen deutlich, dass Prävention, 
Transparenz und Revisionsmöglichkeiten in Awareness- und Ausschlussprozessen keine bloßen 
Formalitäten sind, sondern zentrale Schutzmechanismen für das individuelle Wohlergehen.
Querbezüge zum „Strategiepapier: Umgang mit strukturellem Extremismus“ sind hier sinnvoll, wo 
es um die Sicherung von individuellen Rechten, die Dokumentation von Verfahren, den Zugang zu 
Ombudsstellen und das Prinzip der Unschuldsvermutung geht – allesamt Voraussetzungen, um 
Isolation, Kontrollverlust und Rufschädigung präventiv zu begrenzen.



Fazit:
Die persönlichen Folgen informeller Ausgrenzung sind gravierend, vielschichtig und reichen tief in 
Identität, Biografie und Zukunftsperspektive der Betroffenen. Eine kollektiv lernfähige 
Bewegungskultur muss diese Risiken anerkennen und die Rechte des Einzelnen als Teil ihrer 
Schutz- und Präventionspraxis ernst nehmen.

5.2 Gruppeninterne Wirkung: Angstkultur, Erstarrung, implizite 
Machtverlagerung

Die Auswirkungen informeller Ausschlussverfahren und gruppeninterner Sanktionen erschöpfen 
sich nicht in der individuellen Betroffenheit einzelner. Sie entfalten vielmehr eine tiefgreifende 
Wirkung auf die innere Dynamik von Gruppen, Initiativen und Bewegungen – mit Folgen, die weit 
über den unmittelbaren Anlass hinausreichen.

1. Entstehung einer Angstkultur

Wenn Ausgrenzung, Stigmatisierung oder Ausschluss als Mittel zur Konfliktbearbeitung 
normalisiert werden, entsteht im Gruppenklima eine latente oder offene Angstkultur. Mitglieder 
erleben, dass abweichende Meinungen, Kritik oder Nonkonformität potenziell mit Sanktionen, 
Marginalisierung oder Loyalitätsentzug beantwortet werden. Dies führt dazu, dass Menschen sich 
zurückziehen, Selbstzensur üben oder Konflikte meiden, anstatt sie offen zu bearbeiten. Angst vor 
Zuschreibungen – etwa als „Störer:in“, „Täterschützer:in“ oder „Unsichere Kantonistin“ – bewirkt 
eine allgemeine Abnahme der Diskussions- und Innovationsbereitschaft. Gruppen, die ursprünglich 
auf Offenheit, Pluralität und Solidarität gegründet wurden, wandeln sich schleichend zu Räumen 
der Unsicherheit und des vorsichtigen Anpassens.

2. Erstarrung und Verlust an Lernfähigkeit

Eine Angstkultur schlägt sich mittelfristig in der kollektiven Erstarrung nieder. Reflexions- und 
Diskursräume verengen sich, offene Debatten werden durch informelle Kommunikationsbarrieren 
ersetzt. Entscheidungsfindungen erfolgen zunehmend in kleinen, als sicher wahrgenommenen 
Kreisen, während der größere Gruppenprozess stagniert oder ritualisiert abläuft. Innovationen, 
kritische Impulse oder notwendige Korrekturen werden unterdrückt, da der Wunsch nach 
„Harmonie“ oder Konfliktvermeidung dominiert. Über die Zeit droht ein Verlust an Lernfähigkeit 
und Flexibilität: Gruppen reagieren auf Herausforderungen mit Abwehr, Rückzug oder Verdrängung
– anstatt mit Auseinandersetzung, Fehlerfreundlichkeit und kontinuierlicher Entwicklung.

3. Implizite Machtverlagerung

Die gruppeninterne Erstarrung begünstigt die Entstehung informeller Machtzentren und 
Deutungsmonopole. Wer Einfluss auf Kommunikationswege, Zugang zu Informationsströmen oder 
die Definition von Loyalität besitzt, erlangt wachsende Kontrolle über die Ausgestaltung und 
Interpretation gruppeninterner Prozesse. Entscheidungen werden weniger transparent, 
Verantwortlichkeiten verschwimmen, und implizite Machtverlagerungen finden außerhalb formaler 
Mandate oder demokratischer Kontrolle statt.
Hier lohnt der Querbezug zum „Strategiepapier: Umgang mit strukturellem Extremismus“, das 
deutlich macht, wie solche Machtkonzentrationen nicht nur die Resilienz der Gruppe, sondern auch 
ihre ethische und politische Integrität gefährden können. Insbesondere dort, wo 



Korrektivmechanismen, Ombudsstellen oder die Möglichkeit zur unabhängigen Überprüfung 
fehlen, verschiebt sich die Dynamik von kollektiver Selbstverwaltung zu informeller Autorität – mit
allen Risiken für Diskriminierung, Ausschluss und Missbrauch.

4. Risiken für kollektive Ethik und Gruppenidentität

Angstkultur, Erstarrung und Machtverlagerung wirken sich nicht nur auf die Strukturen, sondern 
auch auf die kollektive Ethik und das Selbstverständnis der Gruppe aus. Aus ursprünglich 
solidarischen Zusammenschlüssen können Gemeinschaften werden, in denen Misstrauen, 
Loyalitätsdruck und latente Konkurrenz dominieren. Die Gefahr, dass einzelne Mitglieder zum 
Objekt von Projektionen oder Sündenbockmechanismen werden, steigt. Präventiv wirkende 
Impulse aus Awareness-, Reflexions- und Bildungsarbeit – wie sie im Strategiepapier beschrieben 
werden – sind hier von entscheidender Bedeutung: Sie können helfen, kollektive Fehlentwicklungen
frühzeitig zu erkennen, aufzuarbeiten und Räume für Pluralität, Kritik und Fehlerfreundlichkeit 
offen zu halten.

Fazit:
Die gruppeninternen Folgen informeller Gerichtsbarkeit sind komplex und tiefgreifend. Sie reichen 
von der Entstehung einer Angstkultur über die Erstarrung kollektiver Prozesse bis hin zur impliziten
Machtverlagerung und ethischen Erosion. Prävention, revisionsfähige Verfahren und eine bewusste 
Kultur der Offenheit und Selbstkorrektur sind unverzichtbar, um diese Dynamiken zu erkennen und 
ihnen entgegenzuwirken – und die kollektive Handlungs- und Lernfähigkeit langfristig zu erhalten.

5.3 Bewegungsweite Schäden: Vertrauensverlust, Kritikfeindlichkeit, 
Exklusionsspiralen

Die Wirkungen informeller Ausschlussverfahren, Angstkultur und impliziter Machtverlagerung 
bleiben nicht auf das Binnenleben einzelner Gruppen beschränkt. Vielmehr entfalten sie – 
insbesondere in vernetzten Bewegungen – weitreichende, teils irreversible Folgen für die gesamte 
Bewegungskultur, die Anschlussfähigkeit nach außen und die gesellschaftliche Wirksamkeit. Drei 
Phänomene stehen dabei im Zentrum: Vertrauensverlust, Kritikfeindlichkeit und die Ausbildung 
von Exklusionsspiralen.

1. Vertrauensverlust

Ein zentrales Kapital jeder sozialen Bewegung ist das Vertrauen ihrer Mitglieder und 
Unterstützer:innen – untereinander, in die Integrität der Verfahren und in die Offenheit kollektiver 
Strukturen. Werden Ausschlüsse, Stigmatisierungen oder informelle Sanktionen als willkürlich, 
intransparent oder unüberprüfbar erlebt, erodiert dieses Vertrauen schleichend.
Menschen beobachten, dass Konflikte nicht dialogisch, sondern über Gerüchte, informelle Kreise 
oder öffentliche Verdächtigungen „gelöst“ werden. Die Folge: Potenzielle Neumitglieder und 
engagierte Mitstreiter:innen zögern, sich einzubringen oder Verantwortung zu übernehmen. Die 
Gruppe wirkt nach außen unberechenbar und nach innen hermetisch.
Auch Kooperationspartner:innen, Bündnisse und Unterstützungsstrukturen distanzieren sich, sobald
der Eindruck entsteht, dass Kritik, Differenz oder Fehler nicht offen, sondern durch soziale 
Ausschlüsse beantwortet werden.



2. Kritikfeindlichkeit und Abwehr von Pluralität

Eine Bewegung, die interne Kritik als Bedrohung oder Angriff deutet und mit informellen 
Sanktionsmechanismen reagiert, verliert sukzessive ihre Fähigkeit zur Selbstkorrektur. Dissens und 
Meinungsvielfalt – eigentlich Motoren kollektiver Lern- und Anpassungsprozesse – werden 
zunehmend als Gefahr für Harmonie oder Deutungshoheit betrachtet.
Kritische Stimmen ziehen sich zurück, neue Impulse bleiben aus, und die Organisation tendiert zur 
Erstarrung.
Besonders gravierend ist, dass selbst wohlmeinende Interventionen (z. B. Hinweise auf 
Verfahrensdefizite, Einfordern von Ombudsstrukturen oder die Thematisierung von Fehlerkultur) 
als illoyal oder destabilisierend interpretiert werden können.
Die Dynamik schlägt auf die öffentliche Wahrnehmung durch: Gruppen, die sich als kritikfeindlich 
oder intern autoritär zeigen, verlieren Attraktivität und Glaubwürdigkeit.

3. Exklusionsspiralen und Fragmentierung

Wo einmal ein Muster von Ausschluss, Schuldzuschreibung und Loyalitätskontrolle etabliert ist, 
entwickelt sich leicht eine sich selbst verstärkende Exklusionsspirale.
Betroffene, Unterstützer:innen und kritische Beobachter:innen werden ihrerseits marginalisiert, 
unter Druck gesetzt oder ausgegrenzt. Die Spaltung in „In-Groups“ und „Out-Groups“ verfestigt 
sich.
Mitglieder, die Solidarität zeigen oder differenzierte Perspektiven einfordern, laufen Gefahr, selbst 
zur Zielscheibe von Verdächtigungen oder Ausschlussforderungen zu werden.
Das soziale Gefüge zerfasert – ehemals plurale Bewegungen fragmentieren in konkurrierende 
Teilgruppen, Cliquen oder informelle „Parallelstrukturen“. Die Fähigkeit zu Bündnissen, 
strategischer Zusammenarbeit oder solidarischer Fehleraufarbeitung geht verloren.

4. Systemische Eskalationsrisiken

An diesem Punkt ist ein Querbezug zum „Strategiepapier: Umgang mit strukturellem Extremismus“
von besonderer Bedeutung. Das Papier macht deutlich, wie Exklusionsspiralen in eine systemische 
Dynamik münden können, die nicht nur einzelne Gruppen, sondern ganze Bewegungslandschaften 
nachhaltig schwächt.
Die Tendenz zur Monopolisierung von Deutungshoheit, die Abwertung kritischer Stimmen und die 
Ersetzung kollektiver Reflexion durch soziale Kontrolle bedrohen die demokratische Substanz und 
Lernfähigkeit zivilgesellschaftlicher Initiativen – bis hin zur Gefahr autoritärer Eskalationen und 
nachhaltigem Vertrauensverlust in Bewegungen und ihre Schutzstrukturen

Fazit:
Die bewegungsweiten Schäden informeller Gerichtsbarkeit sind weitreichend: Vertrauensverlust, 
Kritikfeindlichkeit und Exklusionsspiralen gefährden die Attraktivität, Offenheit und 
gesellschaftliche Wirksamkeit ganzer Bewegungen. Präventive Reflexion, transparente Verfahren, 
institutionalisierte Pluralitäts- und Fehlerkultur sind zentrale Voraussetzungen, um den Zerfall 
solidarischer Strukturen zu verhindern – und Bewegung als lernfähigen, offenen und kritischen 
Raum zu erhalten.



5.3.1 Systemische Perspektive: Demokratiegefährdung, Kritikfähigkeit und 
Resilienzverlust

Die beschriebenen gruppeninternen und bewegungsweiten Schäden informeller Gerichtsbarkeit sind
nicht nur lokale Störungen, sondern weisen auf eine fundamentale systemische Gefahr für die 
Demokratieentwicklung und die Resilienz zivilgesellschaftlicher Strukturen hin. Was als interner 
Konflikt beginnt, kann – unreflektiert und wiederholt – zu einer ernstzunehmenden Gefährdung 
kollektiver Kritikfähigkeit, partizipativer Lernfähigkeit und gesellschaftlicher Innovationskraft 
werden.

1. Gefährdung demokratischer Grundprinzipien

Das Versprechen demokratischer Bewegungen und selbstverwalteter Initiativen beruht auf der 
Annahme, dass Macht geteilt, Verantwortung transparent und Beteiligung offen gestaltet werden. 
Informelle Ausschlusspraktiken, intransparente Verfahren und gruppeninterne 
Sanktionsmechanismen untergraben dieses Fundament:

• Die Prinzipien der Unschuldsvermutung, des rechtlichen Gehörs und der revisionsfähigen 
Entscheidung werden durch Parteilichkeit, selektive Informationsweitergabe und emotionale
Polarisierung ersetzt.

• Die Gruppe droht, sich von einer dialogischen, lernenden Struktur in eine autoritär-defensive
Formation zu verwandeln, in der Loyalität, Schweigen und Anpassung als wichtigste Werte 
gelten.

Der systemische Schaden liegt in der Normalisierung solcher Praktiken: Was einmal als Ausnahme 
und Notbehelf erscheint, wird rasch zum Standard. Die demokratische Substanz schwindet – und 
mit ihr die Fähigkeit, Fehler, Dissens und Irritation als Chancen zu begreifen.

2. Erosion kollektiver Kritikfähigkeit

Zentrale Funktion demokratischer Bewegungen ist die Ausbildung und Kultivierung von 
Kritikfähigkeit – intern wie extern. Die Bereitschaft zur Selbstkorrektur, zur Annahme pluraler 
Perspektiven und zur aktiven Bearbeitung von Konflikten entscheidet über die 
Entwicklungsfähigkeit und Integrität jeder Initiative.

• Wenn jedoch interne Kritik als Gefahr, Verrat oder Angriff etikettiert und mit Ausschluss, 
Stigmatisierung oder Demütigung beantwortet wird, verlieren Bewegungen ihre 
Innovationskraft.

• Der Diskurs verengt sich, die Debatte erstarrt, und der Raum für selbstkritische Reflexion 
wird schleichend geschlossen.

• Eine Kultur des ständigen Misstrauens, der Überwachung und des vorauseilenden 
Gehorsams ersetzt die Praxis des kollektiven Lernens.

Querbezüge zum „Strategiepapier: Umgang mit strukturellem Extremismus“ sind hier besonders 
angezeigt, da das Papier eindrücklich beschreibt, wie die Ersetzung von revisionsfähigen Verfahren 
durch informelle Sanktionen den Kern jeder demokratischen und pluralitätsfähigen Bewegung 
aushöhlt – und Wege zu autoritären Abwehrhaltungen und pauschaler Konformität öffnet.



3. Verlust kollektiver Resilienz und Innovationsfähigkeit

Der Preis für den systemischen Abbau von Kritikfähigkeit ist der Verlust kollektiver Resilienz – 
jener Fähigkeit von Gruppen, Bewegungen und Gesellschaften, auf Irritation, Fehler und Krisen 
adaptiv, offen und kreativ zu reagieren.

• Gruppen, die informelle Gerichtsbarkeit und Exklusion zur Normalität werden lassen, 
verlieren den Anschluss an dynamische gesellschaftliche Entwicklungen.

• Der Mut, Fehler zu machen, Neues zu wagen, Irritationen zuzulassen und plural zu bleiben, 
wird durch eine rigide Kultur der Fehlervermeidung und Kontrolle ersetzt.

• Über Zeit droht nicht nur die innere Austrocknung, sondern auch der Verlust an 
gesellschaftlicher Anschlussfähigkeit, Glaubwürdigkeit und Wirksamkeit.

4. Präventive und strategische Implikationen

Eine systemische Perspektive macht deutlich: Prävention gegen informelle Gerichtsbarkeit ist kein 
rein gruppeninterner Selbstzweck, sondern Grundvoraussetzung für die Zukunftsfähigkeit 
demokratischer Bewegungen.

• Die Einführung und Sicherung transparenter, revisionsfähiger, pluralitätssichernder 
Verfahren,

• die Etablierung unabhängiger Korrektivinstanzen,

• die Förderung von Fehlerfreundlichkeit und Kritikbereitschaft,

• und die bewusste Thematisierung struktureller Risiken

sind zentrale Aufgaben jeder Bewegung, die auch unter Druck demokratisch und lernfähig bleiben 
will.

Das „Strategiepapier: Umgang mit strukturellem Extremismus“ bietet hierfür zahlreiche 
Ansatzpunkte, insbesondere im Hinblick auf institutionelle Schutzmechanismen, Reflexionskultur 
und die Balance zwischen individuellem Schutz und kollektiver Offenheit.

Fazit:
Die systemischen Schäden informeller Ausschluss- und Kontrollpraktiken reichen bis in die 
Grundsubstanz von Demokratie, Kritikfähigkeit und kollektiver Resilienz. Wer bewegungsfähig 
bleiben will, muss Verfahren, Pluralität und Offenheit als nicht verhandelbare Prinzipien sichern – 
und aus Fehlern wie Krisen kollektiv lernen.

5.4 Außendarstellung und Anschlussfähigkeit: Wann Solidarität bricht – und 
warum

Die Art und Weise, wie Gruppen und Bewegungen mit Konflikten, Ausschlüssen und 
Machtverschiebungen umgehen, hat unmittelbare Auswirkungen auf ihre öffentliche Wahrnehmung 
und Anschlussfähigkeit. Es entscheidet sich nicht nur im Inneren der Gruppe, sondern auch im 
Spiegel der Öffentlichkeit, ob Solidarität tragfähig bleibt oder zerbricht.



1. Außendarstellung als Gradmesser für Glaubwürdigkeit

Soziale Bewegungen und Initiativen agieren heute in hochvernetzten Öffentlichkeiten: Ihre 
Praktiken, Debatten und Konflikte werden – teils in Echtzeit – beobachtet, kommentiert und 
gedeutet. Die Transparenz, mit der Ausschlussverfahren, Awareness-Prozesse oder 
Konfliktlösungen gestaltet werden, prägt das öffentliche Bild der Gruppe wesentlich mit.
Wird nach außen der Eindruck erweckt, dass Konflikte verschwiegen, autoritär geregelt oder interne
Kritik unterdrückt werden, verliert die Bewegung an Glaubwürdigkeit und Attraktivität.
Umgekehrt gilt: Eine Kultur der Offenheit, selbstkritischen Reflexion und transparenten 
Kommunikation stärkt das Vertrauen von Bündnispartner:innen, Unterstützer:innen und 
Außenstehenden.

2. Bruchlinien der Solidarität

Solidarität innerhalb einer Gruppe oder Bewegung ist kein selbstverständliches Gut, sondern muss 
immer wieder neu gestiftet und verteidigt werden. Der Bruch von Solidarität erfolgt oft dann, wenn 
informelle oder intransparente Ausschlussmechanismen zum Standard werden und die Betroffenen 
nicht die Möglichkeit erhalten, ihre Sicht darzulegen, sich zu verteidigen oder auf Unterstützung zu 
hoffen.
Insbesondere dann, wenn gruppeninterne Konflikte nach außen getragen, aber nicht fair oder 
nachvollziehbar gelöst werden, entsteht ein Klima der Verunsicherung und Abgrenzung. Einzelne 
Gruppen, Bündnispartner:innen oder Unterstützer:innen distanzieren sich, um nicht in Sippenhaft 
genommen zu werden oder in einen Rufkonflikt verwickelt zu werden.

3. Anschlussfähigkeit und soziale Isolation

Die Fähigkeit einer Gruppe, sich mit anderen Bewegungen, Netzwerken oder der breiteren 
Zivilgesellschaft zu verbinden, hängt entscheidend davon ab, wie sie mit Dissens, Konflikten und 
Fehlern umgeht. Eine exklusive, nach innen geschlossene Konfliktkultur wirkt wie eine soziale 
Barriere:

• Potenzielle Mitstreiter:innen werden abgeschreckt.

• Brücken zu externen Akteur:innen brechen ab.

• Die Gruppe läuft Gefahr, in gesellschaftliche Isolation zu geraten.

Umgekehrt schaffen eine gelebte Fehlerkultur, transparente Verfahren und die Bereitschaft, Kritik 
nicht als Bedrohung, sondern als Entwicklungsimpuls zu begreifen, neue Räume für Allianzen und 
Synergien. Die Anschlussfähigkeit steigt, wenn auch unbequeme Themen offen bearbeitet und die 
Integrität des Umgangs nach außen wie nach innen erkennbar bleibt.

4. Wann Solidarität zerbricht

Solidarität zerbricht oft schleichend:

• Wenn sich Mitglieder oder Unterstützer:innen nicht mehr darauf verlassen können, dass in 
Konflikten faire, nachvollziehbare und revisionsfähige Verfahren greifen,

• wenn Willkür, Loyalitätsdruck oder informelle Machtzentren dominieren,

• wenn Schuldzuschreibungen und Stigmatisierungen zum bestimmenden Deutungsmuster 
werden.



Im öffentlichen Raum führt dies zu einem „Solidaritätsdefizit“: Zivilgesellschaftliche Kräfte meiden
die Nähe, Bündnisse lösen sich auf, und selbst langjährige Unterstützer:innen verlieren das 
Vertrauen in die Gruppe.

5. Reflexion und Prävention

Eine kluge Außendarstellung und der reflektierte Umgang mit Konflikten sind keine Fragen der PR,
sondern Kernbestandteil sozialer Integrität und politischer Wirksamkeit.
Querbezüge zum Strategiepapier: Umgang mit strukturellem Extremismus sind hier hilfreich, wo es
um die Notwendigkeit transparenter Entscheidungsprozesse, revisionsfähiger Ausschlussverfahren 
und einer offenen Fehlerkultur geht – als Grundlage für die Wiederherstellung und Sicherung von 
Solidarität, Anschlussfähigkeit und gesellschaftlicher Glaubwürdigkeit.

Fazit:
Die Außendarstellung entscheidet mit darüber, ob Bewegungen und Gruppen dauerhaft solidarisch, 
anschlussfähig und gesellschaftlich wirksam bleiben. Der Bruch von Solidarität ist häufig ein 
Ergebnis mangelnder Transparenz, Willkür und sozialer Abschottung – ihm vorzubeugen heißt, 
Konflikte offen, fair und selbstkritisch zu bearbeiten und Pluralität nicht als Risiko, sondern als 
Ressource für Entwicklung und Verbindung zu verstehen.

5.5 Fazit der Sozialpsychologie:

Notwendigkeit, individuelle Verlusterfahrungen und kollektive Systemrisiken im 
Gleichgewicht zu halten

Sozialpsychologisch betrachtet sind die Dynamiken informeller Gerichtsbarkeit und 
gruppeninterner Ausgrenzung Ausdruck eines tiefen Spannungsfelds: dem Verhältnis zwischen 
individuellen Verlusterfahrungen und kollektiven Systemrisiken. Gruppen, die sich mit Ausschluss, 
Loyalitätsdruck oder informellen Machtmechanismen konfrontiert sehen, stehen stets vor der 
Herausforderung, das Bedürfnis nach Schutz und Sicherheit mit den Prinzipien von Pluralität, 
Gerechtigkeit und Lernfähigkeit auszubalancieren.

Individuelle Verlusterfahrungen – wie Isolation, Kontrollverlust, Rufschädigung oder 
existenzielle Verunsicherung – wirken nicht isoliert, sondern spiegeln immer auch strukturelle 
Defizite und gruppendynamische Fehlentwicklungen wider. Für die betroffene Person sind diese 
Erlebnisse prägend und können langfristige Folgen für Identität, Vertrauen und Lebensweg haben. 
Wird ihnen nicht ausreichend Aufmerksamkeit und Unterstützung zuteil, verfestigen sich 
Traumatisierungen und individuelle Ohnmachtserfahrungen.

Kollektive Systemrisiken – etwa Angstkultur, Erstarrung, Fragmentierung oder 
Demokratiegefährdung – entstehen, wenn Gruppen im Umgang mit Konflikten auf 
Schutzmechanismen und Ausschlusspraktiken setzen, ohne für Transparenz, Revisionsfähigkeit und
Fehlerfreundlichkeit zu sorgen. Die Folge ist ein schleichender Verlust an Resilienz, Offenheit und 
gesellschaftlicher Anschlussfähigkeit.

Die sozialpsychologische Reflexion lehrt:
Eine nachhaltige, lernfähige Bewegungskultur muss beides im Blick behalten – die individuellen 
Erfahrungen und die kollektiven Strukturen. Es genügt nicht, Einzelne zu schützen oder Gruppen 
„funktionstüchtig“ zu halten, wenn die Rechte, Bedürfnisse und Stimmen der Beteiligten 



übergangen werden.
Erst im Zusammenspiel von persönlicher Integrität, transparenter Konfliktbearbeitung und 
institutionalisierter Fehlerkultur kann das Gleichgewicht zwischen individuellem Schutz und 
kollektiver Entwicklung gelingen.

Prävention, Bildung und regelmäßige Reflexion sind daher zentrale Bestandteile einer 
sozialpsychologisch informierten Praxis:

• Sie stärken das Bewusstsein für die Folgen von Ausschluss und Machtmissbrauch auf allen 
Ebenen,

• fördern solidarische Unterstützungsnetzwerke,

• und machen die Lern- und Wandlungsfähigkeit von Gruppen zur Grundlage gemeinsamer 
Entwicklung.

Fazit vom Fazit (:
Die Balance zwischen individuellen Verlusterfahrungen und kollektiven Systemrisiken zu wahren, 
ist nicht nur eine ethische, sondern eine existenzielle Aufgabe jeder Bewegung, die demokratisch, 
offen und entwicklungsfähig bleiben will. Nur dort, wo beide Dimensionen anerkannt, adressiert 
und bearbeitet werden, entstehen resiliente, solidarische und zukunftsfähige Gemeinschaften.

5A. Langzeitfolgen und Transformationschancen: Exklusionserfahrung als 
Ressource

Exklusion, Ausschluss und kollektive Ausgrenzung gelten gemeinhin als tiefe Krisenerfahrungen, 
deren unmittelbare und nachhallende Wirkungen auf Individuum und Gruppe im Zentrum 
zahlreicher Analysen stehen. Doch jede Krise birgt – jenseits von Schmerz und Verlust – auch das 
Potenzial zur Transformation. Dieses Kapitel richtet den Blick auf jene Langzeitfolgen, die aus dem
unmittelbaren Erfahrungshorizont von Ausschluss und Scheitern hervorgehen, und fragt, wie daraus
neue Ressourcen für Individuum, Gruppe und Bewegung entstehen können.

Es sind oft die herausforderndsten, existenziellsten Brüche, die kreative Widerstände, innovative 
Strukturen und eine neue Tiefe der Reflexion ermöglichen. Exklusion kann zur Quelle persönlicher 
Resilienz, kollektiver Innovation und sogar gesellschaftlicher Erneuerung werden – vorausgesetzt, 
es gelingt, Erfahrungen der Ausgrenzung nicht im Modus von Scham, Ohnmacht oder Vergeltung 
zu perpetuieren, sondern als Ausgangspunkt für kreative Auseinandersetzung, Versöhnung und 
gemeinsames Lernen zu begreifen.

Das Kapitel 5A lädt ein, den Blick auf Bewältigungsstrategien, kreative Formen des Widerstands, 
die Entstehung neuer Gruppen und Praxisformen sowie auf Heilungs- und Lernprozesse zu richten. 
Die Transformation von Krise und Scheitern zu Ressource wird nicht als Automatismus verstanden, 
sondern als kollektive und individuelle Aufgabe, die bewusste Reflexion, Unterstützung und 
Offenheit voraussetzt.

Die Unterkapitel führen von individuellen Bewältigungswegen über kollektive Innovationskraft hin 
zu der Frage, wie aus Exklusionserfahrung nicht nur Schutzmechanismen, sondern echte 
Bewegungsressourcen wachsen können. Im Zentrum stehen dabei Mut zur Veränderung, 
produktiver Umgang mit Differenz – und der Ausblick auf resiliente, lernfähige Gemeinschaften.



Wer die Chancen des Wandels im Schatten von Ausschluss und Konflikt erkennt, kann dazu 
beitragen, Bewegungen nicht nur vor Verhärtung und Fragmentierung zu bewahren, sondern sie im 
besten Sinne weiterzuentwickeln.

5A.1 Individuelle Bewältigungsstrategien und kreative Widerstände

Exklusionserfahrungen stellen einen tiefen Einschnitt im individuellen Lebenslauf dar. Doch wie 
Menschen mit Ausgrenzung, Kontrollverlust und Stigmatisierung umgehen, ist weder zufällig noch 
ausschließlich vom äußeren Verlauf des Konflikts bestimmt. Vielmehr eröffnet sich im Umgang mit 
Ausschluss und Ablehnung ein breites Spektrum an Bewältigungsstrategien – von Rückzug und 
Resignation bis zu kreativen Formen des Widerstands und selbstbestimmter Neuorientierung.

1. Persönliche Ressourcen und psychosoziale Verarbeitung

Der Umgang mit Ausgrenzung beginnt oft mit einer Phase des Schocks, der Irritation und 
existenziellen Verunsicherung. Gerade in dieser Phase sind die Verfügbarkeit und Qualität sozialer 
Ressourcen entscheidend: Unterstützende Beziehungen, unabhängige Beratung oder Zugang zu 
professioneller Hilfe können den Boden für Verarbeitung und Stabilisierung bereiten.
Menschen, die in der Lage sind, ihre Erfahrungen zu reflektieren, Unterstützung zu suchen und 
nicht in isolierender Selbstzuschreibung zu verharren, haben größere Chancen, den eigenen 
Selbstwert und die Autonomie zu bewahren.

2. Kreative Bewältigungswege: Ausdruck und Selbstermächtigung

Viele Betroffene entwickeln kreative Formen der Bewältigung: Sie verarbeiten Erfahrungen durch 
künstlerischen Ausdruck, schreiben, musizieren, engagieren sich in neuen Projekten oder schaffen 
symbolische Akte der Selbstermächtigung.
Nicht selten entstehen gerade aus dem Moment der Ohnmacht neue Kompetenzen, Perspektiven 
und Ausdrucksformen. Literatur, Kunst und politischer Aktivismus sind reich an Beispielen, in 
denen Ausschluss und Krise zum Auslöser für innovative Impulse wurden – sowohl individuell als 
auch im kollektiven Rahmen.

3. Widerstand gegen Stigmatisierung und Schuldzuschreibung

Ein zentraler Aspekt individueller Bewältigung ist der Widerstand gegen Fremdzuschreibungen, 
Schuldnarrative und Stigmatisierungen. Viele Menschen beginnen – teils im Schutz neuer Gruppen, 
teils im öffentlichen Diskurs –, die eigene Geschichte zurückzuerobern: Sie formulieren 
Gegendarstellungen, schaffen Transparenz über die Ereignisse, oder nehmen bewusst die Rolle von 
Aufklärer:innen, Autor:innen oder Impulsgeber:innen ein.
Dieser Widerstand kann destruktive Dynamiken zwar nicht ungeschehen machen, er verwandelt 
aber Passivität in Aktivität und setzt dem Gefühl der Ohnmacht einen Akt der Selbstbestimmung 
entgegen.

4. Transformation durch Gemeinschaftserfahrung

Einzelne bewältigen Ausschlusserfahrungen besonders wirksam, wenn sie in neuen, unterstützenden
Gemeinschaften Anschluss finden. In Selbsthilfegruppen, neuen Initiativen oder Bündnissen, die 
aus ähnlichen Erfahrungen hervorgehen, kann das Erlebte nicht nur verarbeitet, sondern in 



Ressource verwandelt werden: als geteilte Geschichte, als Basis für Solidarität und als 
Ausgangspunkt für kollektives Lernen.

5. Reflexion und Perspektive

Die Vielfalt individueller Bewältigungsstrategien verweist darauf, dass Exklusionserfahrung kein 
unumkehrbares Stigma sein muss. Vielmehr kann im kreativen Umgang, in der aktiven 
Auseinandersetzung und in solidarischen Netzwerken eine neue Stärke, Selbstdefinition und 
Innovationskraft entstehen.
Entscheidend ist, dass Individuen – trotz aller erlebten Ohnmacht – die Chance erhalten, neue Wege
zu gehen, ihre Erfahrungen zu reflektieren und eigene Ressourcen zu entfalten.

Der produktive Umgang mit Ausschluss beginnt dort, wo Menschen sich nicht auf die Rolle des 
Opfers festschreiben lassen, sondern die eigenen Kompetenzen, Perspektiven und 
Ausdrucksmöglichkeiten als Antwort auf das Erlebte entdecken und nutzen.

Fazit:
Individuelle Bewältigungsstrategien und kreative Widerstände sind der erste Schritt, um 
Exklusionserfahrung zu transformieren – und den Weg für neue persönliche wie kollektive 
Entwicklung zu ebnen.

5A.2 Vom Ausschluss zur Innovation: Neue Gruppen, neue Formen

Ausschlusserfahrungen markieren selten einen endgültigen Endpunkt – vielmehr sind sie oft der 
Auftakt zu tiefgreifenden Innovations- und Neugründungsprozessen, die sowohl individuelle als 
auch kollektive Entwicklung ermöglichen. Der Blick in die Geschichte sozialer Bewegungen und 
zivilgesellschaftlicher Initiativen zeigt: Viele der produktivsten, resilientesten und kreativsten 
Gruppenformen sind aus Konflikten, Scheitern und bewältigter Ausgrenzung hervorgegangen.

1. Die Dynamik der Neugründung

Nach einem Ausschluss ist der Schritt zur Gründung einer neuen Gruppe, Initiative oder Plattform 
häufig mehr als bloßer Selbstschutz. Er ist Ausdruck des Bedürfnisses nach Autonomie, nach einem 
sicheren Raum für Austausch, Teilhabe und Innovation.
Diese Neugründungen entstehen oft in direkter Reaktion auf erlebte Defizite: Mangel an 
Transparenz, restriktive Machtstrukturen oder unzureichende Fehler- und Streitkultur in der alten 
Gruppe werden zum Anstoß, es anders, besser oder experimenteller zu machen.

2. Pluralisierung und methodische Innovation

Der Prozess der Neugründung eröffnet Räume für methodische und inhaltliche Experimente. Neue 
Gruppen haben die Chance, bewusst alternative Formen der Organisation, Moderation und 
Konfliktbearbeitung zu erproben.
Es entstehen kollektive Lernprozesse: Fehler der Vergangenheit werden reflektiert, Routinen 
hinterfragt, neue Moderationsformate, Feedbackschleifen und Entscheidungsprozesse etabliert. Die 
resultierenden Strukturen sind häufig pluralistischer, transparenter und weniger anfällig für die 
Wiederholung alter Ausschlussdynamiken.



3. Multiplikation von Perspektiven und Synergien

Aus der Vielfalt neuer Gruppen und Formen erwächst nicht nur eine größere Pluralität, sondern oft 
auch eine neue Kooperationsbereitschaft. Bewegungen werden nicht durch Homogenität, sondern 
durch das Zusammenspiel verschiedener Ansätze, Kompetenzen und Erfahrungsräume stark.
Ausschluss führt so – trotz seines schmerzhaften Charakters – zur Erweiterung des 
Bewegungsspektrums, zur Gründung von Allianzen, zur gegenseitigen Ergänzung und 
Bereicherung. Neue Gruppen können Nischen füllen, innovative Methoden in die Szene einbringen 
und in Austausch mit bestehenden Strukturen treten.

4. Bewusste Prävention und institutionelles Lernen

Die Erfahrungen aus Ausgrenzung und Neugründung fließen oft in präventive Strukturen zurück: 
Viele neu entstandene Gruppen legen Wert auf fest verankerte Reflexionsformate, transparente 
Korrekturmechanismen und partizipative Leitlinien.
Der kollektive Lernprozess nach einem Ausschluss trägt dazu bei, die Sensibilität für 
Machtmissbrauch, die Bedeutung offener Feedbackkultur und die Notwendigkeit pluralistischer 
Verfahren dauerhaft im Gruppengedächtnis zu verankern.

5. Innovationskraft aus dem Bruch

Insgesamt zeigt sich: Der kreative Impuls, der aus einer Krise erwächst, kann zur wesentlichen 
Ressource für die gesamte Bewegung werden. Indem Betroffene neue Gruppen, Praxisformen oder 
Kooperationsstrukturen ins Leben rufen, transformieren sie Exklusionserfahrung in einen Motor für 
Innovation, Vielfalt und Entwicklung.
Die gesellschaftliche Anschlussfähigkeit steigt – nicht trotz, sondern wegen des produktiven 
Umgangs mit Konflikt und Bruch.

Fazit:
Vom Ausschluss zur Innovation: Die Gründung neuer Gruppen und Formen ist kein bloßer Akt der 
Abspaltung, sondern Ausdruck kollektiven Lernens und kreativer Weiterentwicklung. Bewegungen,
die solche Dynamiken anerkennen und fördern, eröffnen sich neue Perspektiven auf Pluralität, 
Resilienz und gesellschaftliche Wirksamkeit.

5A.3 Heilung, Versöhnung, kollektives Lernen

Die Bewältigung von Ausschluss- und Exklusionserfahrungen erschöpft sich nicht in individueller 
Reflexion oder der Neugründung alternativer Gruppen. Nachhaltige Transformation setzt weiter an: 
Sie zielt auf Heilung, Versöhnung und das kollektive Lernen aus dem Geschehenen – als 
Voraussetzungen für eine zukunftsfähige und resiliente Bewegungskultur.

1. Heilung: Integration des Erlebten

Heilung beginnt mit der Anerkennung und Bearbeitung der Verletzungen, die durch Ausgrenzung, 
Rufschädigung und Machtmissbrauch entstanden sind. Diese Verletzungen sind häufig nicht nur 
persönlicher, sondern auch sozialer Natur: Die eigene Würde, Integrität und Zugehörigkeit werden 
in Frage gestellt.
Heilungsprozesse erfordern sichere Räume, empathische Begleitung und den Austausch mit 



anderen, die ähnliche Erfahrungen gemacht haben. Erst durch das bewusste Zulassen von Trauer, 
Wut und Ohnmacht kann ein Prozess der Selbstermächtigung und Integration beginnen.
Künstlerische, therapeutische und gemeinschaftliche Praktiken – von Erzählen und Schreiben über 
kreative Medien bis hin zu Ritualen der Anerkennung – können helfen, fragmentierte Identität und 
kollektives Vertrauen wiederherzustellen.

2. Versöhnung: Von Schuldzuweisung zu neuer Beziehung

Versöhnung ist mehr als der Verzicht auf Rache oder die Abwehr weiterer Eskalation. Sie bedeutet, 
das Geschehene zu reflektieren, Verantwortung zu übernehmen und neue Wege der 
Beziehungsgestaltung zu eröffnen.
Versöhnung kann sowohl im direkten Dialog zwischen den Konfliktparteien als auch innerhalb 
einer breiteren Gemeinschaft erfolgen. Dies setzt voraus, dass alle Beteiligten – soweit möglich – 
Gehör finden, Perspektiven austauschen und einander als Menschen mit ihren jeweiligen 
Verletzungen und Intentionen anerkennen.
Solche Prozesse gelingen selten sofort und nie unter Druck: Sie brauchen Zeit, Freiwilligkeit und 
professionelle Unterstützung, etwa durch Mediation, Supervision oder moderierte Reflexionsräume.

3. Kollektives Lernen: Fehlerkultur und Transformation

Kollektives Lernen geht über die individuelle Aufarbeitung hinaus. Es meint die bewusste 
Reflexion und institutionelle Verarbeitung von Konflikten, Fehlern und Krisen im Sinne einer 
lebendigen, lernfähigen Bewegungskultur.
Dies umfasst:

• Die offene Analyse von Konfliktverläufen, Verfahrensdefiziten und ihren Folgen,

• die Dokumentation und Weitergabe von Lernerfahrungen,

• sowie die Verankerung einer gelebten Fehlerkultur im Gruppengedächtnis.

Kollektives Lernen ist der Motor, der aus Scheitern Entwicklung, aus Bruch neue Gemeinschaft und
aus Verletzung neue Solidarität entstehen lässt.
Es befähigt Gruppen, nicht in Polarisierung oder Abschottung zu verharren, sondern sich 
weiterzuentwickeln: als Räume für Dialog, Experiment und wechselseitige Anerkennung.

4. Voraussetzungen für gelingende Transformation

Damit Heilung, Versöhnung und kollektives Lernen tatsächlich möglich werden, braucht es 
strukturelle und kulturelle Voraussetzungen:

• Verbindliche Reflexionsräume: Regelmäßige und niedrigschwellige Angebote, in denen 
Erfahrungen ausgesprochen, bewertet und eingeordnet werden können.

• Partizipative Moderation und externe Begleitung: Professionelle Unterstützung bei der 
Aufarbeitung schwerer Konflikte und zur Vermeidung neuer Ausschlussdynamiken.

• Fehlerfreundliche, dialogische Kultur: Die Bereitschaft, Fehler nicht zu tabuisieren, 
sondern als Quelle von Entwicklung zu begreifen – für Einzelne wie für die Gruppe.



5. Die Chance der Transformation

Die Fähigkeit einer Bewegung, aus Exklusionserfahrung Heilung, Versöhnung und gemeinsames 
Lernen zu ermöglichen, entscheidet letztlich über ihre Zukunftsfähigkeit.
Dort, wo Prozesse der Wiedergutmachung, Integration und gemeinsamen Reflexion verankert sind, 
wachsen nicht nur individuelle, sondern kollektive Resilienz und Innovationskraft.
So wird Exklusion – wie schmerzhaft sie im Einzelfall auch ist – zur Ressource: nicht durch 
Vergessen oder Verdrängung, sondern durch das bewusste Durcharbeiten und Umwandeln von 
Krise in kollektive Entwicklung.

Fazit:
Heilung, Versöhnung und kollektives Lernen sind keine Nebenprodukte, sondern zentrale Aufgaben
nach Ausschluss und Krise. Sie bilden die Grundlage für solidarische, lernfähige und dauerhaft 
offene Bewegungen – und eröffnen das Potenzial, aus Bruch und Scheitern neue Gemeinschaft und 
Wirksamkeit zu gestalten.

5A.4 Der produktive Umgang mit Scheitern und Konflikt

In der Geschichte sozialer Bewegungen, Gruppen und Projekte ist Scheitern kein Ausnahmefall, 
sondern ein wiederkehrendes, ja beinahe konstitutives Element kollektiver Entwicklung. Die Frage 
ist daher nicht, wie sich Scheitern und Konflikt vermeiden lassen, sondern wie Gruppen und 
Individuen produktiv damit umgehen können – um Brüche, Fehler und Krisen als Ausgangspunkte 
für Wachstum, Innovation und nachhaltige Resilienz zu nutzen.

1. Enttabuisierung des Scheiterns

Ein erster Schritt ist die bewusste Enttabuisierung von Fehlern und Konflikten. In vielen Gruppen 
und Bewegungen herrscht die unausgesprochene Erwartung, dass Harmonie, Konsens und Erfolg 
die Norm seien. Doch tatsächlich sind es gerade die Krisen und Brüche, die zur Klärung, 
Weiterentwicklung und Stärkung kollektiver Strukturen beitragen können.
Die Bereitschaft, gescheiterte Projekte, zerbrochene Beziehungen oder missglückte Initiativen offen
anzusprechen, legt den Grundstein für eine echte Fehlerkultur.

2. Fehlerfreundliche Strukturen und Reflexionsformate

Ein produktiver Umgang mit Scheitern erfordert institutionalisierte Reflexionsformate: 
Feedbackrunden, offene Fehlerberichte, Supervision oder retrospektive Analysen können helfen, 
aus vergangenen Konflikten zu lernen und Präventionsmechanismen zu entwickeln.
Fehlerfreundliche Strukturen schaffen Räume, in denen Erfahrungen und auch Schwächen 
ausgesprochen werden dürfen, ohne Angst vor Sanktionen oder Stigmatisierung. Das fördert Mut 
zur Innovation und schützt vor Wiederholung alter Muster.

3. Konstruktive Konfliktbearbeitung

Konflikte bieten nicht nur Risiken, sondern auch Ressourcen: Sie machen verdeckte Probleme 
sichtbar, geben Anlass zur Selbstkritik und eröffnen Möglichkeiten für kreative Neuorientierung. 
Konstruktive Konfliktbearbeitung bedeutet, Spannungen nicht zu unterdrücken, sondern aktiv und 



dialogisch aufzugreifen – im Bewusstsein, dass Dissens und Unterschiedlichkeit notwendige 
Bestandteile lebendiger Gruppenkultur sind.

4. Vorbilder und Narrative des Gelingens

Auch die Geschichten gelungener Konfliktbewältigung und bewältigten Scheiterns verdienen 
Aufmerksamkeit: Sie zeigen, dass Gruppen und Einzelne gestärkt aus Krisen hervorgehen können, 
wenn sie Reflexion, Unterstützung und strukturelle Offenheit miteinander verbinden.
Solche Narrative und Best-Practice-Beispiele schaffen Orientierung und stärken das Vertrauen in 
die kollektive Wandlungsfähigkeit.

5. Präventive Impulse für zukünftige Krisen

Langfristig kann nur eine Gruppe, die Scheitern und Konflikt produktiv integriert, resilient bleiben:

• Durch regelmäßige Evaluation der eigenen Praxis,

• die Offenheit für Feedback und Kritik,

• und die bewusste Förderung einer dialogischen, fehlertoleranten Bewegungskultur.

Diese Impulse helfen nicht nur, Krisen zu überstehen, sondern aus ihnen Ressourcen für 
kontinuierliche Entwicklung, Innovation und soziale Wirksamkeit zu gewinnen.

Fazit:
Scheitern und Konflikt sind keine Niederlagen, sondern unvermeidliche und produktive Elemente 
kollektiver Entwicklung. Der Mut, Fehler zu thematisieren, konstruktiv zu bearbeiten und 
gemeinsam daraus zu lernen, macht Gruppen und Bewegungen nicht schwächer, sondern stärker – 
und bildet die Grundlage für nachhaltige Resilienz und Innovationskraft.

5A.5 Ausblick: Ressourcen für resiliente Bewegungen

Die Erfahrung von Ausgrenzung, Scheitern und Konflikt stellt soziale Bewegungen immer wieder 
vor fundamentale Herausforderungen. Doch gerade im produktiven Umgang mit Krisen, Brüchen 
und Verletzungen liegt das größte Potenzial für nachhaltige Resilienz, Innovationsfähigkeit und 
gesellschaftliche Wirksamkeit. Der abschließende Ausblick bündelt zentrale Ressourcen und 
Impulse, die Gruppen und Bewegungen stark, offen und zukunftsfähig machen.

1. Bildung und Reflexionsfähigkeit

Bildung im umfassenden Sinne – als Persönlichkeitsentwicklung, Diskursfähigkeit und 
institutionalisierte Selbstkritik – bleibt das Fundament jeder resilienten Gruppe. Reflexionsfähigkeit
ermöglicht es, Fehler, Ausschlüsse und Konflikte als Lernanlässe zu begreifen und nicht als 
Bedrohung der Identität.
Ressourcen sind hier gezielte Weiterbildungen, Supervision, dialogische Praxis und eine bewegte 
Feedbackkultur.

2. Offenheit und Diversität als Leitprinzipien

Resiliente Bewegungen zeichnen sich durch die bewusste Integration vielfältiger Perspektiven, 
Lebensentwürfe und Erfahrungshorizonte aus. Sie suchen die produktive Auseinandersetzung mit 



Differenz, fördern Teilhabe und Beteiligung – und lernen, auch unbequeme Fragen nicht als 
Störung, sondern als Ressource für Entwicklung zu begreifen.

3. Fehlerkultur und institutionalisierte Korrektivmechanismen

Eine offene Fehlerkultur, die aus Irritationen und Krisen kollektive Lernprozesse generiert, schützt 
vor Verhärtung und erneuter Exklusion. Institutionalisierte Korrektive – wie Ombudsstellen, 
rotierende Moderation, externe Beratung und transparente Entscheidungswege – schaffen 
Verlässlichkeit und senken die Hemmschwelle, Kritik zu äußern oder Missstände anzusprechen.

4. Solidarische Unterstützungsnetzwerke

Resiliente Bewegungen entwickeln tragfähige, solidarische Netzwerke: Räume für kollegiale 
Beratung, psychosoziale Unterstützung, Mentoring oder informelle Austauschformate. Die 
Erfahrung, auch in Krisen getragen zu werden und anderen selbst Halt geben zu können, bildet 
einen zentralen Schutzfaktor gegen Ohnmacht und Isolation.

5. Innovationsfreude und kollektive Wandlungsfähigkeit

Innovationsfreude ist mehr als technische Neuerung: Es ist die Fähigkeit, das Ungewisse 
zuzulassen, sich an neue Kontexte anzupassen und gemeinsam kreative Antworten auf neue 
Herausforderungen zu entwickeln. Resiliente Gruppen sind beweglich, lernoffen und bereit, ihre 
eigenen Routinen regelmäßig zu überprüfen und weiterzuentwickeln.

6. Geteilte Werte und demokratische Grundhaltungen

Schließlich bleibt der bewusste Bezug auf geteilte Werte, demokratische Prinzipien und ethische 
Grundhaltungen das stärkste Band für langfristige Resilienz. Bewegungen, die Transparenz, 
Gerechtigkeit, Pluralität und Fehlerfreundlichkeit in ihrer DNA verankern, schaffen Vertrauen und 
bleiben anschlussfähig – auch im Wandel.

Fazit:
Die Zukunftsfähigkeit von Bewegungen entscheidet sich nicht an der Abwesenheit von Konflikt 
und Scheitern, sondern an der Qualität ihres Umgangs damit. Wer Bildung, Offenheit, Solidarität 
und institutionalisierte Reflexion als zentrale Ressourcen versteht und pflegt, schafft die 
Voraussetzungen für nachhaltige Resilienz, gesellschaftliche Wirkung und kollektive 
Weiterentwicklung – auch und gerade im Angesicht von Bruch, Exklusion und Wandel.
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Hinweis:
Ergänzend empfiehlt sich ein Blick in die praxisorientierten Methoden- und Reflexionsteile des 
Antiautoritären Studium Generale (Schmidt, Andre [Hrsg.], Gelsenkirchen: as-institut.de, 2025), 
insbesondere die Kapitel zu Fehlerfreundlichkeit, pluraler Streitkultur und kollektivem Lernprozess.

Für spezifische Aspekte zur Transformation von Konflikten, den produktiven Umgang mit 
Scheitern und nachhaltige Innovationen in sozialen Bewegungen bietet zudem das „Strategiepapier:
Umgang mit strukturellem Extremismus“ des Antifaschistischen Schutz-Instituts zahlreiche 
Anregungen und vertiefende Querverweise.

6. Bewertung aus Sicht von Ethik, Recht und Bewegungspsychologie

Nach der detaillierten Rekonstruktion der Prozesse, Dynamiken und Folgen informeller 
Gerichtsbarkeit richtet dieses Kapitel den Blick auf die normative und kritische Bewertung der 
besprochenen Phänomene. Was bedeutet es, wenn Gruppen, die sich explizit emanzipatorischen, 
solidarischen oder demokratischen Prinzipien verpflichtet fühlen, informelle 
Ausschlussmechanismen und Machtverschiebungen etablieren? Wo verlaufen die Grenzen 
zwischen notwendigem Schutz, legitimer Kritik und strukturellem Missbrauch? Und wie lassen sich
aus ethischer, rechtlicher und psychologischer Perspektive Kriterien für ein zukunftsfähiges, 
gerechtes und entwicklungsfähiges Miteinander entwickeln?

Im Zentrum dieses Kapitels stehen drei grundlegende Bewertungsdimensionen:

Erstens: Die ethische Perspektive fragt, inwieweit die Prozesse und Praktiken informeller 
Gerichtsbarkeit mit den zentralen Werten emanzipatorischer Bewegungen vereinbar sind – 
insbesondere Gewaltfreiheit, Kritikfähigkeit, Gleichwürdigkeit und solidarische Verantwortung. 
Das Kapitel 6.1 legt offen, wie Ausschluss, Stigmatisierung und intransparente Verfahren diese 
Grundpfeiler gefährden können und welche Anforderungen sich daraus für zukunftsfähige 
Bewegungskulturen ergeben.

Zweitens: Die rechtliche Bewertung analysiert, welche gesetzlichen Mindestanforderungen auch 
für informelle Strukturen gelten – von Persönlichkeitsrechten über Rufschutz bis hin zum 
Diskriminierungsverbot. 6.2 bietet praxisnahe Hinweise, wo rechtliche Fallstricke liegen, und gibt 
Gruppen konkrete Orientierungshilfen, um sowohl den Schutz der Betroffenen als auch die Rechte 
der Beschuldigten zu sichern.

Drittens: Die psychologische Perspektive nimmt die gruppendynamischen Prozesse in den Blick – 
etwa Projektionen, Loyalitätskonflikte, Verdrängung und emotional aufgeladene 
Machtverschiebungen. Kapitel 6.3 beleuchtet, wie gruppenpsychologische Mechanismen selbst in 
gut gemeinten, progressiven Kontexten zu emotionaler Überhitzung, Polarisierung und Ausschluss 
beitragen können – und wie sich diese Tendenzen frühzeitig erkennen und reflektieren lassen.

Das Kapitel schließt mit zwei grundlegenden Reflexionen:
In 6.4 wird der Grundsatz entfaltet, dass Bewegungen keine Gerichte sein dürfen – dass Schutz 
notwendig ist, aber informelle Strukturen nie den Anspruch rechtsstaatlicher Unfehlbarkeit 
beanspruchen dürfen. Und 6.5 erinnert daran, dass auch juristische oder gruppeninterne 



Orientierungshilfen nicht zu „Quasi-Gesetzbüchern“ werden dürfen, sondern stets Raum für 
Wiedereingliederung, Fehlerfreundlichkeit und Rehabilitationsmechanismen offenlassen müssen.

Dieses Kapitel lädt ein, gängige Praktiken auf den Prüfstand zu stellen, Grenzverschiebungen 
kritisch zu beleuchten und aus den Spannungsfeldern zwischen Ethik, Recht und Psychologie 
zukunftsfähige, faire und solidarische Handlungsperspektiven zu entwickeln.

6.1 Verletzung zentraler emanzipatorischer Prinzipien: Gewaltfreiheit, 
Kritikfähigkeit, Gleichwürdigkeit

Das Selbstverständnis emanzipatorischer Bewegungen, Initiativen und Gruppen gründet sich 
traditionell auf wenige, aber elementare Prinzipien: Gewaltfreiheit, Kritikfähigkeit und 
Gleichwürdigkeit. Sie markieren die normative Basis, an der sich interne Prozesse, 
Entscheidungsfindungen und der Umgang mit Differenz, Konflikt und Kritik messen lassen 
müssen. Gerade im Kontext informeller Gerichtsbarkeit geraten diese Prinzipien jedoch immer 
wieder unter Druck – und werden, häufig unbewusst oder in guter Absicht, unterlaufen.

1. Gewaltfreiheit – weit gefasst

Gewaltfreiheit im emanzipatorischen Sinn meint mehr als den Verzicht auf physische Gewalt. Sie 
umfasst ebenso die Ablehnung psychischer, struktureller und symbolischer Gewaltformen:

• Psychische Gewalt zeigt sich in subtilen Ausgrenzungsmechanismen, Gruppendruck, 
Demütigungen, Stigmatisierung und im Erzeugen von Angst, Ohnmacht oder Scham.

• Verbale und kommunikative Gewalt kann durch Gerüchte, Zuschreibungen, verdeckte 
Drohungen, Ausschluss aus Kommunikationskanälen oder das systematische Schweigen 
gegenüber einzelnen Personen ausgeübt werden.

• Strukturelle Gewalt wirkt dort, wo Intransparenz, Machtkonzentration und fehlende 
Beteiligungsstrukturen zu Ausschluss, Benachteiligung oder Marginalisierung führen, ohne 
dass dies immer offen artikuliert wird.

Im Kontext informeller Gerichtsbarkeit werden gerade diese subtileren Formen der Gewalt oft nicht
als solche erkannt – etwa, wenn ein informelles Plenum durch soziale Kontrolle oder moralischen 
Druck „still“ exkludiert, ohne je das Wort „Ausschluss“ zu gebrauchen, oder wenn durch 
kollektives Schweigen und Nicht-Einladen eine Person systematisch isoliert wird.

2. Kritikfähigkeit – als Kern lebendiger Bewegungskultur

Kritikfähigkeit ist der vielleicht zentralste Prüfstein für emanzipatorische Gruppen. Sie umfasst 
nicht nur die Fähigkeit, Kritik zu äußern, sondern vor allem, diese auszuhalten, ernst zu nehmen 
und in einen produktiven Diskurs zu überführen. Wo Kritik unterdrückt, abgewertet oder als 
„Spaltung“ gebrandmarkt wird, erodiert das Fundament jeder solidarischen, offenen Praxis.

Informelle Gerichtsbarkeit und gruppendynamische Eskalation gehen fast immer mit einer 
Verengung des Diskursraums einher: Kritik an Verfahren, Entscheidungen oder Deutungen wird als 
Angriff auf die Gemeinschaft interpretiert, kritische Stimmen werden marginalisiert, zum Teil sogar
aktiv delegitimiert.
Dies führt nicht nur zu Angst vor abweichender Meinung, sondern auch zu einer Erstarrung der 
Bewegung – Innovation, Reflexion und kollektive Lernprozesse werden blockiert. Langfristig 



verliert die Gruppe ihre Fähigkeit zur Selbstkorrektur und zur Bewältigung von Konflikten auf 
Augenhöhe.

3. Gleichwürdigkeit – jenseits von Gleichbehandlung

Gleichwürdigkeit unterscheidet sich von bloßer Gleichbehandlung: Sie zielt auf die radikale 
Anerkennung der einzigartigen Würde, Bedürfnisse und Perspektiven jedes Einzelnen, unabhängig 
von Status, Rolle, Biografie oder Popularität innerhalb der Gruppe.

In der Praxis informeller Ausschlussverfahren und Awareness-Strukturen geraten Prinzipien der 
Gleichwürdigkeit in Gefahr, wenn individuelle Rechte (wie das Recht auf Anhörung, Schutz der 
Persönlichkeitsrechte, Recht auf Verteidigung oder Rehabilitation) gegenüber dem behaupteten 
„Schutz der Gruppe“ oder der „emotionalen Sicherheit“ Einzelner systematisch relativiert werden.
Hier entstehen gefährliche Schieflagen: Die Bedürfnisse und Wahrnehmungen der Mehrheit oder 
besonders einflussreicher Akteur:innen werden als kollektive Wahrheit etabliert, während die 
abweichende Sicht des oder der Beschuldigten als „Täterschutz“, „Provokation“ oder 
„Spaltungsversuch“ interpretiert wird.

4. Die Ambivalenz der Schutzargumentation

Oftmals wird informelle Gerichtsbarkeit mit dem Verweis auf den Schutz von Betroffenen, 
Minderheiten oder vulnerablen Gruppen legitimiert. Dies ist an sich legitim und notwendig, birgt 
jedoch das Risiko, als Rechtfertigung für autoritäre, ausgrenzende oder gar entwürdigende 
Verfahren zu dienen.
Der Schutzgedanke darf nicht dazu führen, dass einzelne zu bloßen Objekten gruppendynamischer 
Ängste, Schuldzuschreibungen oder kollektiver Abwehr werden. Schutzmechanismen, die Kritik 
unterdrücken, Unschuldsvermutung aushebeln oder Beteiligungsrechte einschränken, verkehren das
emanzipatorische Ethos ins Gegenteil.

5. Reflexion und Selbstbindung an Prinzipien

Eine emanzipatorische Bewegungskultur muss sich immer wieder kritisch an ihren eigenen 
Ansprüchen messen. Gerade dann, wenn der Impuls zur Sanktionierung, Exklusion oder 
emotionalen Grenzziehung groß ist, sind bewusste Verfahren, Transparenz, pluralistische 
Beteiligung und die institutionalisierte Möglichkeit zur Revision und Selbstkritik unverzichtbar.
Die Selbstbindung an Gewaltfreiheit, Kritikfähigkeit und Gleichwürdigkeit ist kein bloßes Ideal, 
sondern ein praktisches Korrektiv gegen die immer wieder drohende Gefahr, dass aus 
Schutzargumenten neue Formen der Gewalt, Ausgrenzung und Diskriminierung erwachsen.

Fazit:
Die Verletzung zentraler emanzipatorischer Prinzipien – auf welcher Ebene auch immer – stellt das 
Selbstverständnis von Bewegungen infrage und schwächt ihre Wirksamkeit, Anschlussfähigkeit und
Glaubwürdigkeit. Nur wo Gewaltfreiheit, Kritikfähigkeit und Gleichwürdigkeit auch im 
Konfliktfall institutionell gesichert und immer wieder neu ausgehandelt werden, kann eine 
solidarische, offene und transformative Bewegungskultur Bestand haben.



6.2 Rechtliche Bewertung: Persönlichkeitsrechte, Rufschutz, strukturelle 
Diskriminierung

Informelle Gerichtsbarkeit bewegt sich häufig in einem rechtlichen Graubereich. Gruppen, 
Initiativen und Bewegungen, die weder als juristische Personen noch als formale Institutionen 
auftreten, gehen oft davon aus, dass sie sich in einem „sanktionsfreien Raum“ bewegen. Tatsächlich
aber sind auch sie an grundlegende rechtliche Standards gebunden. Insbesondere der Schutz der 
Persönlichkeitsrechte, der Wahrung des Rufs und das Verbot struktureller Diskriminierung sind 
unverzichtbare Leitplanken – und nicht selten wird gerade in progressiven Kontexten deren 
Bedeutung unterschätzt oder missachtet.

1. Persönlichkeitsrechte – mehr als Privatsphäre

Das allgemeine Persönlichkeitsrecht schützt die Würde, Integrität und Entfaltungsmöglichkeiten 
jedes Menschen. Es umfasst das Recht auf Achtung der Privatsphäre, auf Schutz vor Diffamierung 
und auf Selbstbestimmung über die eigenen Daten und Darstellungen.
Bereits informelle Maßnahmen wie Ausschluss, Bloßstellung in internen oder öffentlichen Chats, 
die Weitergabe sensibler Informationen oder die Konstruktion „heimlicher Dossiers“ stellen 
tiefgreifende Eingriffe in das Persönlichkeitsrecht dar – selbst wenn sie mit bester Absicht, zum 
„Schutz der Gruppe“ oder aus moralischer Überzeugung erfolgen.

Wichtige Aspekte:

• Die Verbreitung von Vorwürfen, auch im Rahmen von Awareness-Teams oder 
anonymisierten Berichten, kann das Persönlichkeitsrecht und das Recht auf 
Unschuldsvermutung erheblich beeinträchtigen.

• Selbst interne Protokolle, die später „durchsickern“, unterliegen dem Datenschutz.

• Öffentlich gemachte Ausschlüsse oder Anschuldigungen sind rechtlich riskant – sie können 
zivilrechtliche (Unterlassungs- oder Schadensersatz-)Ansprüche begründen.

2. Rufschutz – rechtlich und sozial

Der Schutz des guten Rufs ist integraler Bestandteil des Persönlichkeitsrechts. Rufschädigung 
(Verleumdung, üble Nachrede, falsche Verdächtigung) ist nicht nur moralisch problematisch, 
sondern straf- und zivilrechtlich relevant.
Die Dynamik informeller Gerichtsbarkeit begünstigt allerdings häufig die ungeprüfte Verbreitung 
von Verdächtigungen, die – einmal im Umlauf – selbst bei späterer Widerlegung nur schwer zu 
revidieren sind („Der Makel bleibt“).

Fallstricke für Gruppen:

• Gruppen, die im Namen von „Awareness“, „Solidarität“ oder „Schutz“ individuelle oder 
kollektive Vorwürfe publik machen, haften im Ernstfall gesamtschuldnerisch (z. B. als 
Vereinsvorstand, informelle Sprecher:innen).

• Der Rechtfertigungsdruck liegt beim Vorwerfenden – wer beschuldigt, muss im Zweifel den 
Wahrheitsgehalt nachweisen, nicht umgekehrt.

• Auch scheinbar anonyme, interne Kanäle sind im digitalen Zeitalter faktisch nicht mehr 
privat.



3. Strukturelle Diskriminierung – Diskriminierungsverbote gelten auch informell

Das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz (AGG) und andere Antidiskriminierungsnormen gelten
nicht nur für Arbeitgeber, sondern in vielen Fällen auch für zivilgesellschaftliche Gruppen, Vereine 
und Organisationen, insbesondere wenn sie öffentlich auftreten oder mit Fördermitteln agieren.

Strukturelle Diskriminierung liegt vor, wenn Einzelne oder Gruppen aufgrund von Herkunft, 
Geschlecht, Alter, Behinderung, sexueller Orientierung, Weltanschauung oder anderen Merkmalen 
benachteiligt, ausgeschlossen oder stigmatisiert werden. Auch informelle Mechanismen, wie 
„gruppenkulturelle“ Ausgrenzung, können als Diskriminierung gewertet werden – unabhängig von 
Absicht oder expliziter Benennung.

Kritische Punkte:

• Diskriminierende Ausschlüsse oder ungleiche Behandlung können rechtliche Konsequenzen 
nach sich ziehen.

• Das Argument der „gruppeninternen Angelegenheit“ schützt nicht vor 
Diskriminierungsvorwürfen, insbesondere wenn der Zugang zu öffentlichen Ressourcen, 
Räumen oder Netzwerken betroffen ist.

• Fördermittelgeber und Kooperationspartner verlangen zunehmend die Einhaltung von 
Antidiskriminierungsstandards – Verstöße können zu Mittelentzug oder Ausschluss führen.

4. Praxisnahe Orientierungshilfen für Gruppen

a) Rechtliche Mindestkenntnisse verankern:
Jede Gruppe sollte sich mit den Grundlagen des Persönlichkeitsrechts, Datenschutzes, Rufschutzes 
und Antidiskriminierungsrechts vertraut machen. Einfache Leitfäden, Checklisten und ggf. 
Schulungen (z. B. durch Beratungsstellen oder Jurist:innen im Umfeld) sind empfehlenswert.

b) Fallstricke vermeiden:

• Keine Vorverurteilung: Vorwürfe niemals öffentlich machen, bevor sie geprüft wurden und
eine objektive Sachverhaltsaufklärung erfolgte.

• Datenschutz wahren: Persönliche Daten, Chatprotokolle oder Dossiers dürfen nur mit 
Einwilligung der Betroffenen verarbeitet oder weitergegeben werden.

• Plurale Beteiligung sicherstellen: Auch bei starken Schutzbedürfnissen darf niemand „im 
Namen der Gruppe“ einseitig entscheiden oder Einzelne dauerhaft ausschließen, ohne ihnen 
rechtliches Gehör zu gewähren.

• Dokumentation und Transparenz: Klare Verfahrensregeln, protokollierte Entscheidungen 
und – wo sinnvoll – die Möglichkeit zur Revision schützen nicht nur Individuen, sondern 
auch die Gruppe selbst vor Haftungsrisiken und Vertrauensverlust.

c) Vertrauensperson/Moderation etablieren:
Unabhängige Ansprechpersonen für Konflikte, externe Mediator:innen oder regelmäßige rechtliche 
Supervision können helfen, Fehlentwicklungen frühzeitig zu erkennen und informelle 
Machtkonzentration zu verhindern.



d) Wiedereingliederung und Fehlerfreundlichkeit:
Ausschlüsse oder Sanktionen sollten nie endgültig sein; Möglichkeiten zur Rückkehr, 
Rehabilitierung und Fehlerkorrektur müssen institutionell verankert werden.

Fazit:
Auch in informellen, basisdemokratischen Strukturen gilt: Persönlichkeitsrechte, Rufschutz und das
Verbot struktureller Diskriminierung sind nicht verhandelbar. Wer Verantwortung für 
Gruppenprozesse übernimmt, muss die grundlegenden rechtlichen Standards kennen und achten – 
nicht nur aus juristischer Vorsicht, sondern als Ausdruck der ethischen Selbstbindung, die jede 
emanzipatorische Bewegung auszeichnen sollte. Gruppen, die sich ihrer rechtlichen Fallstricke 
bewusst sind, schützen nicht nur sich selbst, sondern stärken Vertrauen, Integrität und langfristige 
Wirksamkeit.

6.3 Gruppenpsychologische Dynamiken: Projektion, Verdrängung, 
Loyalitätskonflikte

Kollektive Prozesse in sozialen Bewegungen, Initiativen und Projekten sind nicht allein durch 
rationale Überlegungen, politische Zielsetzungen oder moralische Prinzipien geprägt. Sie werden in
hohem Maß von gruppenpsychologischen Dynamiken bestimmt, die – häufig unbewusst – 
Eskalationen, Ausschlüsse und informelle Gerichtsbarkeit befördern. Ein reflektierter Umgang mit 
diesen psychologischen Mechanismen ist eine wesentliche Voraussetzung dafür, Exklusionsprozesse
und autoritäre Entwicklungen zu erkennen und ihnen entgegenzuwirken.

1. Projektion: Das Außen als Spiegel des Innen

Projektion bezeichnet den psychologischen Mechanismus, bei dem eigene (meist unbewusste) 
Gefühle, Konflikte oder unerwünschte Anteile auf andere Personen oder Gruppen übertragen 
werden. Gerade in Phasen hoher Unsicherheit, interner Spannungen oder drohender Spaltung 
besteht eine hohe Tendenz, „das Problem“ außerhalb der eigenen Gruppe, bei einer bestimmten 
Person oder Minderheit zu verorten.

• Projektion entlastet das Kollektiv kurzfristig, weil sie Komplexität reduziert und die 
Verantwortung scheinbar klärt („Der*die ist schuld“).

• Häufig werden Einzelne oder kleine Gruppen als „Störenfriede“, „Saboteure“ oder 
„Spalter*innen“ etikettiert, während die eigentlichen Ursachen struktureller oder interner Art
sind.

• In der Eskalation wird derdie „projizierte“ Außenseiterin zum Träger von Ängsten, 
Versagensgefühlen oder ungelösten Konflikten des Kollektivs gemacht – mit weitreichenden
Folgen für den Umgang mit Kritik und Differenz.

2. Verdrängung und kollektives Schweigen

Verdrängung ist eine weitere, oft dominante Dynamik: Unangenehme Themen, Schuldgefühle, 
eigene Fehler oder Ambivalenzen werden aus dem Gruppenbewusstsein „ausgeblendet“.



In Bewegungen zeigt sich Verdrängung besonders häufig in Form von kollektiver Tabuisierung, 
Verschweigen von Konflikten oder der aktiven Vermeidung kritischer Reflexion. Gruppen, die sich 
nach außen als moralisch integer und solidarisch verstehen, neigen dazu, innere Widersprüche, 
Unsicherheiten oder Missstände nicht offen zu thematisieren.

• Die Folge ist eine Verschiebung der Gruppenrealität: Was nicht benannt wird, existiert 
scheinbar nicht.

• Diese Dynamik schwächt die kollektive Lernfähigkeit und verhindert, dass Fehler, 
strukturelle Schieflagen oder systematische Exklusionen aufgearbeitet werden.

• Im Extremfall führen Verdrängung und Schweigen zu „doppelten Realitäten“: Nach außen 
Harmonie und Einheit, nach innen Unbehagen, Angst oder passiver Rückzug.

3. Loyalitätskonflikte und Angst vor Abweichung

Loyalitätskonflikte entstehen, wenn Gruppenmitglieder in ein Spannungsfeld zwischen ihrer 
individuellen Überzeugung, ihrer Rolle in der Gruppe und den Erwartungen des Kollektivs geraten.
Je stärker Gruppenzugehörigkeit zum Identitätsanker wird – insbesondere in prekären, politisch 
umkämpften oder sozialen Nischen –, desto größer die Angst, durch Kritik, Zweifel oder Solidarität 
mit Ausgegrenzten selbst ins Visier zu geraten.

• Die Folge sind Konformitätsdruck, Opportunismus und die Bereitschaft, auch offensichtlich 
ungerechte Prozesse zu tolerieren, „um der Gruppe willen“.

• In vielen Fällen wird Loyalität mit Gehorsam oder Unterordnung verwechselt – ein 
Mechanismus, der jede plurale, dialogische oder kritische Bewegungskultur massiv 
schwächt.

• Zugleich erleben Einzelne, die sich für Ausgegrenzte einsetzen oder auf Missstände 
aufmerksam machen, sekundäre Exklusion („Mitläufer“, „Spalter“, „illoyal“).

4. Gruppendynamische Eskalationsspiralen

Projektion, Verdrängung und Loyalitätskonflikte wirken selten isoliert. In der Dynamik informeller 
Gerichtsbarkeit verbinden sie sich zu Eskalationsspiralen:
Kritische Stimmen werden delegitimiert, innere Konflikte externalisiert, „Feindbilder“ konstruiert –
der Raum für Differenz, Selbstreflexion und Korrektur verengt sich zunehmend.
Gerade basisdemokratische Gruppen sind anfällig für diese Mechanismen, weil formale 
Moderations- und Korrektursysteme fehlen oder abgelehnt werden.

5. Prävention durch Reflexion und Dialog

Um gruppenpsychologische Fehlentwicklungen frühzeitig zu erkennen und zu bearbeiten, bedarf es 
bewusster Reflexionsräume, offener Kommunikationsformate und der institutionellen Absicherung 
kritischer Gegenstimmen.
Supervision, externe Moderation oder Feedbackrunden können helfen, die eigene Praxis immer 
wieder auf blinde Flecken, verdrängte Themen und unterschwellige Loyalitätszwänge zu 
überprüfen.



Fazit:
Gruppenpsychologische Dynamiken sind mächtige Treiber informeller Exklusion und Eskalation – 
oft verborgen, aber wirksam. Wer kollektiv lernen, Konflikte konstruktiv bearbeiten und eine 
solidarische Bewegungskultur schaffen will, muss sich diesen Mechanismen aktiv stellen. Nur 
durch bewusste Reflexion, Dialog und die Sicherung pluraler Räume kann die Gefahr der 
unbewussten Wiederholung autoritärer Muster und gruppendynamischer Gewalt gebannt werden.

6.4 Warum Bewegungen keine Gerichte sein dürfen – und trotzdem Schutz 
brauchen

Soziale Bewegungen und basisdemokratische Gruppen stehen vor einem doppelten Dilemma: 
Einerseits haben sie die Aufgabe, Schutzräume zu schaffen, Diskriminierung zu verhindern und 
Betroffene von Gewalt und Übergriffen zu unterstützen. Andererseits laufen sie Gefahr, durch 
informelle Gerichtsbarkeit, emotionale Schnellurteile oder gruppendynamisch eskalierte 
Ausschlussverfahren selbst zu Akteuren von Machtmissbrauch, Willkür und struktureller 
Diskriminierung zu werden. Diese Ambivalenz ist nicht zufällig, sondern in der Funktionsweise 
informeller Kollektive systemisch angelegt – und erfordert eine bewusste, reflektierte 
Auseinandersetzung.

1. Bewegungen als Orte von Schutz und Solidarität

Soziale Bewegungen entstehen häufig als Antwort auf gesellschaftliche Missstände: Sie setzen sich 
gegen Ungleichheit, Ausgrenzung, Gewalt oder autoritäre Strukturen ein. Daraus erwächst ein 
legitimes Bedürfnis, innerhalb der eigenen Reihen Schutzräume zu etablieren, Betroffene zu stärken
und grenzverletzendes Verhalten zu sanktionieren.
Viele Awareness- und Care-Strukturen, Schutzkonzepte und interne Regelwerke sind das Ergebnis 
konkreter Erfahrungen mit Gewalt und Exklusion – oft entstanden aus der Notwendigkeit, dort 
einzugreifen, wo staatliche oder institutionelle Verfahren versagen oder für Betroffene nicht 
zugänglich sind.

2. Die Gefahr informeller Gerichtsbarkeit

Gerade weil Bewegungen formell keine Gerichte sind, fehlt ihnen jedoch das institutionelle, 
prozedurale und rechtliche Fundament, das einen fairen, rechtsstaatlichen Umgang mit Konflikten 
und Vorwürfen gewährleistet.
Informelle Gerichtsbarkeit – also die Praxis, durch Plena, Awareness-Teams oder informelle 
Gremien Vorwürfe zu bewerten und über Ausschluss, Stigmatisierung oder Sanktionen zu 
entscheiden – birgt eine Reihe grundlegender Risiken:

• Fehlende Unabhängigkeit und Neutralität: Beteiligte sind oft persönlich oder emotional 
involviert; Machtpositionen bleiben unsichtbar oder werden nicht reguliert.

• Mangelnde Beweisprüfung und Verteidigungsmöglichkeiten: Beschuldigte erhalten 
häufig keine echte Chance auf Anhörung, Verteidigung oder Revision.

• Emotionalisierung und Gruppendruck: Entscheidungen werden durch Stimmungen, 
Projektionen oder Loyalitätskonflikte beeinflusst.

• Keine institutionellen Korrektive: Anders als vor Gericht fehlen in Bewegungen klare 
Revisionsmechanismen, Ombudsstellen oder externe Kontrolle.



Der Anspruch, Schutz und Gerechtigkeit zu verwirklichen, droht so ins Gegenteil zu kippen: 
Bewegungen reproduzieren ungewollt autoritäre, ausgrenzende und diskriminierende Praktiken, 
gegen die sie sich ursprünglich selbst wenden.

3. Die Grenze des Mandats: Bewegungen und Rechtsstaat

Bewegungen dürfen und sollen Schutz bieten – aber sie dürfen sich nicht anmaßen, über Schuld, 
Schuldunfähigkeit oder den gesellschaftlichen Status einzelner abschließend zu urteilen.
Die Unterscheidung zwischen politischer, sozialer und moralischer Positionierung einer Gruppe und
rechtsstaatlicher Urteilskompetenz ist grundlegend. Wo Bewegungen sich als Ersatzgericht 
aufspielen, entstehen Willkür, Machtkonzentration und das Risiko von Fehlurteilen.

Wichtige Prinzipien:

• Gruppenentscheidungen dürfen individuelle Rechte und Unschuldsvermutung nicht außer 
Kraft setzen.

• Verfahren müssen offen, transparent, pluralistisch und revisionsfähig gestaltet sein.

• Betroffene wie Beschuldigte haben ein Recht auf Schutz, Gehör und faire Behandlung.

4. Schutz – aber nicht um jeden Preis

Das Bedürfnis nach Sicherheit, Prävention und kollektiver Fürsorge darf nicht zur Legitimation für 
informelle „Bestrafung“, soziale Hinrichtung oder lebenslangen Ausschluss werden.
Vielmehr müssen Gruppen Mechanismen entwickeln, die sowohl den Schutz vor realer Gefahr als 
auch die Wahrung von Grundrechten, Dialog und die Möglichkeit von Fehlerkorrektur sicherstellen.

Dazu gehören:

• Temporäre Schutzmaßnahmen (z. B. räumliche oder kommunikative Distanzierung) statt 
endgültiger Ausschlüsse.

• Externe Supervision und unabhängige Moderation bei schwerwiegenden Vorwürfen.

• Transparente, dokumentierte Entscheidungswege und die Möglichkeit, Entscheidungen 
zu hinterfragen oder zu revidieren.

• Verhältnisprävention: Förderung von Bildung, Streitkultur, Fehlerfreundlichkeit und 
Reflexionsbereitschaft als Grundpfeiler nachhaltiger Bewegungskultur.

5. Reflexion und institutionelle Bescheidenheit

Bewegungen sind Orte des Lernens, Experimentierens und kollektiven Aushandelns. Sie dürfen sich
ihres eigenen Mandats und ihrer Grenzen bewusst bleiben: Nicht alles lässt sich informell, nicht 
jede Konfliktlage kollektiv und nicht jeder Verdacht fair im internen Verfahren klären.

Wo Schutz und Solidarität den Charakter der „Selbstjustiz“ annehmen, drohen Erosion von 
Vertrauen, dauerhafte Spaltung und der Verlust an Glaubwürdigkeit – sowohl nach innen als auch 
nach außen.

Fazit:
Bewegungen dürfen keine Gerichte sein – und müssen es doch aushalten, Orte von Schutz, 



Prävention und Fürsorge zu bleiben. Die Balance zwischen beidem zu wahren, erfordert 
institutionelle Bescheidenheit, kontinuierliche Selbstreflexion und den Mut, Fehler zu erkennen, zu 
korrigieren und kollektiv zu lernen. Nur so bleibt das emanzipatorische Versprechen lebendig, für 
das soziale Bewegungen einmal angetreten sind.

6.5 Rechtskritische Reflexion: Orientierungshilfen dürfen keine „Quasi-
Gesetzbücher“ werden; Wiedereingliederung und Rehabilitationsmechanismen 
betonen

Im Bemühen, Gruppen und Bewegungen vor destruktiven Dynamiken, Machtmissbrauch oder 
Diskriminierung zu schützen, ist in den letzten Jahren eine Fülle an Handreichungen, Leitfäden und 
„Awareness-Konzepten“ entstanden. Diese Entwicklung ist einerseits Ausdruck gewachsener 
Sensibilität und einer ernsthaften Auseinandersetzung mit Fragen von Macht, Schutz und 
Prävention. Sie birgt jedoch auch neue Risiken: Die Gefahr, dass solche Orientierungsrahmen zu 
starren, unflexiblen „Quasi-Gesetzbüchern“ werden, die selbst wiederum autoritäre Dynamiken 
befördern und das kreative, selbstkritische Potenzial von Gruppen einengen.

1. Von der Orientierungshilfe zum Regelwerk – und seine Risiken

Handreichungen, Leitfäden und Awareness-Papiere sind als Orientierung gedacht: Sie sollen 
Handlungssicherheit geben, Verfahren strukturieren und Schutzinteressen stärken.
Doch allzu leicht geraten sie in die Rolle informeller Gesetzbücher, die wie ein kodifiziertes Recht 
behandelt werden – mit festen Sanktionen, festgeschriebenen Ausschlusskriterien und starren 
Eskalationsstufen.

• Aus Richtlinien werden „Regelwerke“, die kaum noch hinterfragt oder modifiziert werden.

• Die notwendige Flexibilität, mit Komplexität, Ambivalenz und unerwarteten Konfliktlagen 
kreativ umzugehen, geht verloren.

• Gruppenkulturen erstarren in einem Korsett aus Vorschriften, Sanktionen und 
„Mindeststandards“, die zwar Sicherheit suggerieren, aber selten der tatsächlichen 
Komplexität sozialer Dynamik gerecht werden.

Die Gefahr: Statt echte Rechtsstaatlichkeit oder Schutz zu stärken, entsteht eine neue Form 
informeller Bürokratie und Normengebundenheit – mit der Konsequenz, dass Solidarität, Empathie 
und dialogische Konfliktlösung zu Gunsten von „formal richtiger“ Ausgrenzung in den Hintergrund
treten.

2. Wiedereingliederung, Rehabilitation und die Logik der zweiten Chance

Ein weiteres Kernproblem vieler aktueller Leitfäden ist das Fehlen von Konzepten für 
Wiedereingliederung, Versöhnung und Rehabilitation.
Ausschlussverfahren oder Sanktionen werden oft als „endgültige Lösung“ praktiziert; der Gedanke, 
dass Fehler, Grenzüberschreitungen oder auch Eskalationen Teil des Lernens und Wachsens einer 
Gruppe sind, wird verdrängt.

• Gruppen, die keine Verfahren für Rückkehr, Dialog und Re-Integration entwickeln, riskieren
nicht nur dauerhafte Spaltung, sondern verhindern auch individuelle Entwicklung und 
kollektive Lernfähigkeit.



• Soziale Bewegungen können sich kaum glaubhaft auf gesellschaftliche Versöhnung oder 
transformative Gerechtigkeit berufen, wenn sie intern keine Mechanismen für Rehabilitation
und zweite Chancen bieten.

Eine offene, resiliente Bewegungskultur verlangt, dass auch nach Konflikten, Fehlverhalten oder 
Sanktionen Wege der Versöhnung, Klärung und Wiedereingliederung existieren – sei es durch 
moderierte Gespräche, Supervision, Mediation, gemeinsame Projekte oder schlicht die Einladung 
zum neuen Anfang nach Reflexion und Veränderung.

3. Hinweise für eine rechtskritische und entwicklungsfähige Bewegungskultur

• Leitfäden als lebendige Dokumente: Jeder Orientierungsrahmen muss revisionsfähig, 
prozessorientiert und offen für Kritik bleiben. Gruppen sollten regelmäßig überprüfen, ob 
und wie ihre Regelwerke noch der gelebten Realität, den ethischen Ansprüchen und der 
Vielfalt der Mitglieder entsprechen.

• Fehlerfreundlichkeit und Korrekturmechanismen: Kein Verfahren ist unfehlbar. Fehler 
einzugestehen und Korrekturen zuzulassen, stärkt das Vertrauen und die Lernfähigkeit der 
Gruppe.

• Individuelle Fallprüfung statt pauschaler Automatismen: Pauschale Sanktionen, 
Eskalationsstufen und starr festgelegte Ausschlusskriterien sind mit der Idee der 
Gerechtigkeit kaum vereinbar. Jeder Konflikt braucht Einzelfallprüfung, Beteiligung der 
Betroffenen und Möglichkeiten zur Mediation.

• Räume für Rückkehr und Versöhnung: Wiedereingliederung, zweite Chancen und 
Versöhnungsangebote sollten ein fester Bestandteil jeder Awareness- und Konfliktstrategie 
sein – als Ausdruck des Vertrauens in Veränderung und Entwicklung, aber auch als Schutz 
vor dauerhafter Stigmatisierung.

Fazit:
Rechtskritische Reflexion bedeutet, die Grenze zwischen notwendiger Orientierung und unflexibler 
Reglementierung zu erkennen. Gruppen und Bewegungen dürfen sich nicht in der Logik informeller
Gesetzbücher verlieren, sondern müssen sich immer wieder Raum für Fehler, Entwicklung, 
Wiedereingliederung und kollektive Lernprozesse schaffen. Nur so bleibt das emanzipatorische 
Potenzial lebendig – und der Anspruch, nicht nur zu schützen, sondern auch zu transformieren.

Literatur und weiterführende Quellen zu 6.5 Rechtskritische Reflexion

• Honneth, Axel: Das Recht der Freiheit. Grundriß einer demokratischen Sittlichkeit. 
Suhrkamp, 2011.

• Braithwaite, John: Restorative Justice and Responsive Regulation. Oxford University 
Press, 2002.

• Christie, Nils: Konflikte als Eigentum. Über den Missbrauch des Rechts zur Kontrolle 
abweichenden Verhaltens. Suhrkamp, 2005.

• Zehr, Howard: The Little Book of Restorative Justice. Good Books, 2015.



• Weßels, Inga / Groß, Daniel (Hrsg.): Awareness in linken Zusammenhängen. Reflexionen, 
Analysen und Praxen. edition assemblage, 2018.

• Deutsche Gesellschaft für Supervision und Coaching (Hrsg.): Supervision, Mediation 
und Konfliktmanagement. Konzepte für Beratung in Organisationen. Springer VS, 2017.

• Sauer, Birgit: Informelle Macht in Organisationen: Diskriminierung, Ausschluss und 
Gender. In: Femina Politica 2/2008, S. 90–102.

• Osterkamp, Ute / Rückert, Klaus: Recht und Gerechtigkeit im Wandel. Suhrkamp, 2004.

• Gmür, Markus: Gruppen und Organisationen. Grundlagen, Ansätze und Perspektiven. 
UTB, 2011.

• Marshall, Tony F.: Restorative Justice: An Overview. Home Office Research Development 
and Statistics Directorate, London 1999.

• Kölbl, Carlos / Straub, Jürgen (Hrsg.): Handbuch Kulturpsychologie. Springer, 2018. 
(Insb. zu kulturellen Voraussetzungen von Wiedereingliederung und Rehabilitation)

• Maier, Jessica: Fehlerfreundlichkeit und Lernkultur: Vom Umgang mit Irrtum, Kritik und 
Wandel in Organisationen. Beltz Juventa, 2019.

• Müller, Tanja: Konflikte bearbeiten, Lösungen entwickeln: Praxisbuch für Gruppen und 
Organisationen. Beltz, 2020.

Diese Auswahl bietet sowohl grundsätzliche als auch praxisnahe Perspektiven auf die Risiken und 
Chancen informeller Reglementierung, auf Wiedereingliederung und Rehabilitationsmechanismen 
sowie auf transformative Gerechtigkeit in sozialen Bewegungen und Organisationen. Die Werke 
decken die Spannbreite von theoretischer Reflexion über juristische und ethische Grundlagen bis zu
konkreten Praxishilfen ab.

7. Handlungsperspektiven und strukturelle Gegenentwürfe

Nach der kritischen Analyse informeller Gerichtsbarkeit und ihrer Folgen in emanzipatorischen 
Bewegungen steht jede Struktur vor einer grundlegenden Herausforderung: Wie kann aus der 
Reflexion vergangener Fehler, aus dem Bewusstsein für Risiken und aus der Einsicht in strukturelle 
Verwundbarkeiten ein konstruktiver Wandel entstehen? Kapitel 7 setzt genau hier an und öffnet den 
Raum für praktisch erprobte wie visionäre Handlungsperspektiven – als Einladung an Gruppen, 
Bewegungen und Einzelpersonen, ihre Konfliktkultur aktiv und kreativ weiterzuentwickeln.

Im Mittelpunkt steht dabei die Überzeugung, dass weder technische Verfahrensoptimierung noch 
moralische Appelle allein genügen. Es braucht robuste Mindeststandards für informelle Verfahren, 
die Verlässlichkeit, Transparenz und Schutz gewährleisten – ohne in rigide Bürokratie zu verfallen. 
Ebenso zentral ist die bewusste Gestaltung von Räumen, in denen Unsicherheit, Ambiguität und 
Differenz nicht als Störung, sondern als Normalfall und Ressource erlebt werden dürfen. Care- und 
Awareness-Strukturen können nur dann wirkliche Schutzräume sein, wenn sie sich fortlaufend 
selbst reflektieren, Fehler kommunizieren und Verantwortung auf viele Schultern verteilen.

Das Kapitel gibt einen praxisorientierten Überblick über konkrete Instrumente, Vorschläge und 
Checklisten, die helfen, Verfahren transparent, inklusiv und widerspruchsoffen zu gestalten. Es 



reflektiert, wie Gruppen Angst vor Fehlern abbauen, Selbstkritik institutionalisieren und Risiken 
offenlegen können – ohne dabei den Kern kollektiver Handlungsfähigkeit aus dem Blick zu 
verlieren.

Gleichzeitig wird die Rolle des Einzelnen gestärkt: Wie können Menschen ihre Integrität wahren, 
sich gegen informelle Ausschlüsse schützen und dabei Verantwortung für das Ganze übernehmen? 
Welche Formen von Öffentlichkeit, Wiederanknüpfung und solidarischer Kritik sind nötig, damit 
nicht nur Strukturen, sondern auch Einzelne aus Ausschlusserfahrungen lernen und daran wachsen 
können?

Abschließend wird der Blick geweitet: Die Einladung zur Reflexion und zum experimentellen 
Ausprobieren neuer Konfliktlösungswege ist kein einmaliger Appell, sondern ein dauerhaftes 
Angebot an Bewegungen und Organisationen, ihre emanzipatorische Kraft zu erneuern. Das AS-
Institut versteht sich in diesem Prozess als Dialogpartner, Reflexionsraum und Impulsgeber – nicht 
als Vorgabestelle, sondern als Ermöglicher für ethische, pluralitätsorientierte und 
gemeinschaftsstärkende Kritik.

Kapitel 7 ist damit ein Plädoyer für Mut zur Veränderung: Für Bewegungen, die nicht auf 
Repression, sondern auf dialogische Entwicklung, kritische Selbstbeobachtung und solidarisches 
Miteinander setzen – auch (und gerade) im Umgang mit Scheitern, Differenz und Unsicherheit.

7.1 Mindeststandards für informelle Verfahren

Informelle Verfahren in Gruppen und Bewegungen sind kein Selbstzweck. Sie sollen einerseits die 
notwendige Flexibilität, Offenheit und Niedrigschwelligkeit emanzipatorischer Prozesse erhalten, 
andererseits aber grundlegende Prinzipien von Fairness, Transparenz und Schutz vor Willkür 
gewährleisten. Der Spagat zwischen bewegungsnaher Handlungsfähigkeit und rechtlich-ethischer 
Mindestabsicherung erfordert daher Mindeststandards, die Orientierung geben, aber 
Weiterentwicklung zulassen.

1. Niedrigschwellige, aber verbindliche Verfahrensregeln

Der erste Schritt zu einem fairen Umgang mit Konflikten und Vorwürfen ist die Etablierung klarer, 
allgemein verständlicher Regeln, die für alle Beteiligten gelten – unabhängig von Rolle, Status oder 
Erfahrungshintergrund.
Diese Regeln sollten leicht zugänglich und nachvollziehbar sein, den Zugang zum Verfahren 
niederschwellig halten und Beteiligung ermöglichen. Dabei gilt:

• Transparenz: Die Verfahrenswege, Zuständigkeiten und Entscheidungsgrundlagen werden 
offen gelegt und sind für alle einsehbar.

• Zugang: Jede*r Betroffene und Beschuldigte hat das Recht auf Gehör, Information und 
Beteiligung am Verfahren.

• Verlässlichkeit: Die Einhaltung der Regeln wird sichergestellt; ad-hoc-Ausnahmen oder 
spontane Verfahrensänderungen werden dokumentiert und begründet.

• Unparteilichkeit: Wo immer möglich, werden parteiische Moderationen, Vetternwirtschaft 
oder Machtmissbrauch durch Rotationsprinzipien oder unabhängige Dritte verhindert.



Verbindlichkeit bedeutet hier nicht Starrheit, sondern das Versprechen, dass die Verfahren einer 
inneren Logik folgen, überprüfbar sind und nicht willkürlich angewendet werden.

2. Dokumentation, unabhängige Moderation, Widerspruchsmöglichkeiten

Drei Prinzipien sind für Mindeststandards zentral:

a) Dokumentation:
Alle relevanten Schritte, Gesprächsergebnisse, Entscheidungen und ihre Begründungen werden 
schriftlich festgehalten. Diese Dokumentation dient nicht der Bürokratie, sondern schützt vor 
nachträglicher Umdeutung, Vergessen oder Manipulation. Sie macht Verfahren nachvollziehbar – 
für alle Beteiligten und, falls nötig, auch für spätere Reflexion und Aufarbeitung.

b) Unabhängige Moderation:
Konflikte sollten möglichst von Personen moderiert werden, die weder direkt involviert noch 
parteilich betroffen sind. Externe Moderation, rotierende Verantwortung oder die Einbindung 
erfahrener, von der Gruppe akzeptierter Vermittler*innen sind geeignete Ansätze, um 
Machtasymmetrien und persönliche Feindschaften zu minimieren.

c) Widerspruchsmöglichkeiten:
Jeder Betroffene und Beschuldigte muss die Möglichkeit haben, Entscheidungen zu hinterfragen, 
Einspruch zu erheben oder eine Überprüfung einzufordern. Revisionsinstanzen, Ombudsstellen 
oder die Einladung externer Reflexionspartnerinnen stärken das Recht auf Anhörung, verhindern 
Fehlerfixierung und ermöglichen Nachbesserungen.

3. Praxisbeispiele und Checklisten

Praxisbeispiel 1: Awarenessverfahren im Camp-Kontext
Ein Awareness-Team arbeitet nach dem Prinzip, jede Intervention zu dokumentieren, alle 
Betroffenen einzuladen und bei schwerwiegenden Vorwürfen eine unabhängige Person aus einem 
externen Netzwerk zur Moderation hinzuzuziehen. Jede Entscheidung – etwa ein temporäres 
Platzverbot – wird mit Begründung protokolliert und zur Einsicht bereitgestellt.

Praxisbeispiel 2: Peer-Mediation in politischen Gruppen
Konflikte werden zunächst intern moderiert; kommt es zu keiner Lösung, kann eine 
Mediationsgruppe aus anderen Kollektiven angefragt werden. Die Mediationsgruppe arbeitet auf 
Basis eines transparenten Protokolls, das von allen Beteiligten eingesehen und ggf. kommentiert 
werden kann. Nach Abschluss des Verfahrens gibt es eine Feedbackrunde.

Checkliste für informelle Verfahren:

• Sind alle Verfahrensschritte vorab für alle zugänglich und verständlich?

• Gibt es eine Person oder ein Gremium, das unabhängig moderieren kann?

• Wird alles Wichtige dokumentiert, damit Missverständnisse und Manipulation 
ausgeschlossen werden können?

• Gibt es die Möglichkeit, Entscheidungen anzufechten oder zu überdenken?

• Werden Betroffene und Beschuldigte gleichermaßen beteiligt und informiert?

• Gibt es Nachsorge und Reflexionsangebote nach Abschluss eines Verfahrens?



Fazit:
Mindeststandards für informelle Verfahren sind keine Einschränkung, sondern eine Voraussetzung 
für den Erhalt von Vertrauen, Gerechtigkeit und Solidarität. Sie schützen nicht nur Individuen vor 
Machtmissbrauch, sondern stärken auch die Widerstandskraft und Innovationsfähigkeit von 
Bewegungen. Wo Regeln als lern- und anpassungsfähige Rahmen verstanden werden, können 
informelle Strukturen Fairness und Schutz auch ohne formalisierte Gerichtsbarkeit gewährleisten.

7.2 Räume für Unsicherheit, Differenz und Scheitern: Wie Ambiguität 
ausgehalten werden kann

Eine der zentralen Herausforderungen für emanzipatorische Bewegungen und Gruppen ist nicht nur 
der Umgang mit konkreten Konflikten, sondern die Fähigkeit, mit Unsicherheit, 
Widersprüchlichkeit und Scheitern produktiv umzugehen. In einer Welt, die von Komplexität, 
Pluralität und dem Nebeneinander verschiedener Lebensentwürfe geprägt ist, wird 
Ambiguitätstoleranz zu einer Schlüsselkompetenz – für Einzelne ebenso wie für Kollektive.

1. Die Angst vor Unsicherheit und die Sehnsucht nach Klarheit

Menschen neigen dazu, Unsicherheit und Ambivalenz als bedrohlich zu erleben. Gerade in politisch
und sozial engagierten Gruppen entsteht ein starkes Bedürfnis nach Eindeutigkeit, nach klaren 
Positionen, nach der Unterscheidung von „richtig“ und „falsch“, „drinnen“ und „draußen“. Diese 
Sehnsucht ist verständlich, birgt aber das Risiko, Komplexität zu reduzieren, Differenzen zu 
tabuisieren und kreative Entwicklungsräume zu verschließen.

• Gruppen, die Ambiguität meiden, neigen zu vorschnellen Zuschreibungen, Ausgrenzung 
oder zu dogmatischen Engführungen.

• Unsicherheit wird als Makel oder Gefahr interpretiert – statt als unvermeidliche 
Begleiterscheinung sozialer Prozesse und kollektiven Lernens.

2. Ambiguitätstoleranz als individuelle und kollektive Fähigkeit

Ambiguitätstoleranz bezeichnet die Fähigkeit, Mehrdeutigkeit, Unsicherheit und widersprüchliche
Informationen auszuhalten, ohne in Abwehr oder vorschnelle Vereinfachung zu verfallen.
Für Gruppen bedeutet das:

• Unterschiedliche Perspektiven und widersprechende Einschätzungen als Ressource zu 
betrachten, nicht als Störfaktor.

• Spannungen und Konflikte nicht sofort auflösen zu wollen, sondern sie als Anlass für 
Reflexion und gemeinsame Entwicklung zu nutzen.

• Den Mut, offene Fragen stehenzulassen und sich Zeit für Klärung zu nehmen – auch wenn 
das anstrengend oder unbequem ist.

3. Räume schaffen, in denen Differenz und Scheitern möglich sind

Kollektive Lernfähigkeit und Innovationskraft entstehen dort, wo Gruppen bewusst Räume 
eröffnen, in denen Fehler, Unsicherheiten und Unterschiede offen angesprochen und bearbeitet 
werden können:



• Fehlerfreundliche Kultur: Fehler werden nicht sanktioniert oder verschwiegen, sondern als
Lernchancen genutzt. Der offene Umgang mit Irrtümern, Rückschlägen und Ungewissheiten
stärkt das Vertrauen und die Risikobereitschaft.

• Dialogische Formate: Gesprächsrunden, Feedbackschleifen und moderierte 
Konfliktgespräche ermöglichen es, Differenzen sichtbar und besprechbar zu machen.

• Experimentierfelder: Gruppen können gezielt experimentelle Formate schaffen, in denen 
neue Arbeitsweisen, Perspektiven oder Entscheidungsverfahren ausprobiert werden dürfen –
ohne sofortigen Erfolgsdruck.

• Sanktionierungsfreie Zonen: Bestimmte Räume oder Phasen des Prozesses werden von 
unmittelbaren Sanktionen ausgenommen, um kreatives Ausprobieren und offene Kritik zu 
ermöglichen.

4. Die produktive Kraft des Scheiterns

Scheitern ist kein Makel, sondern unvermeidlicher Teil jeder Entwicklung – individuell wie 
kollektiv. Gruppen, die eine positive Fehler- und Scheiterkultur etablieren, gewinnen an Resilienz 
und Innovationsfähigkeit:

• Reflexion statt Schuldzuweisung: Was ist schiefgelaufen? Was kann daraus gelernt 
werden? Wer trägt Verantwortung, aber auch: Wer kann unterstützen, dass ein Fehler nicht 
wiederholt wird?

• Ermutigung zum Widerspruch: Kritik und Dissens werden nicht bestraft, sondern als 
unverzichtbarer Beitrag zur Weiterentwicklung der Gruppe wertgeschätzt.

• Würdigung von Lernprozessen: Entwicklung wird als Prozess verstanden, der Umwege, 
Irrtümer und Neuanfänge einschließt.

5. Ambiguität als Ressource für Solidarität und Wandel

Gruppen, die Unsicherheit, Differenz und Scheitern aushalten können, werden nicht schwächer, 
sondern gewinnen an solidarischer Tiefe und an Gestaltungsfähigkeit.
Ambiguitätstoleranz schützt vor dem Rückfall in autoritäre Muster, eröffnet neue Wege der 
Konfliktbearbeitung und fördert eine bewegliche, widerstandsfähige Bewegungskultur.

Fazit:
Räume für Unsicherheit, Differenz und Scheitern zu schaffen, ist keine Schwäche, sondern 
Ausdruck kollektiver Reife und solidarischer Stärke. Wer Ambiguität nicht verdrängt, sondern 
annimmt, gibt sich und anderen die Freiheit zu lernen, zu wachsen und Fehler als notwendige 
Stationen auf dem Weg zu gerechteren, offeneren und dialogfähigeren Bewegungen zu begreifen.

7.3 Schutzräume statt Machtzentren: Wie Care- und Awareness-Strukturen 
transformiert werden können

Der Anspruch, Care- und Awareness-Strukturen innerhalb sozialer Bewegungen und Gruppen zu 
etablieren, erwächst aus der berechtigten Notwendigkeit, Schutzräume für von Diskriminierung, 
Übergriff oder Gewalt Betroffene zu schaffen. Doch gerade diese sensiblen Bereiche laufen Gefahr, 



durch mangelnde Selbstreflexion, Machtkonzentration und Intransparenz selbst zu Orten 
informeller Hierarchien und unkontrollierter Autorität zu werden. Eine nachhaltige, 
emanzipatorische Transformation solcher Strukturen setzt eine kontinuierliche, kritische 
Weiterentwicklung voraus.

1. Der Wandel vom Machtzentrum zum Schutzraum

Care- und Awareness-Gruppen dürfen nicht zu informellen „Parallelgerichtshöfen“ oder exekutiven 
Instanzen werden, deren Entscheidungen undurchsichtig, unangreifbar und für die Gesamtgruppe 
nicht nachvollziehbar sind.
Stattdessen müssen sie als Dienstleister:innen einer solidarischen Bewegungskultur agieren, deren 
primäre Aufgabe darin besteht, den Schutz und die Selbstbestimmung aller Gruppenmitglieder zu 
gewährleisten.

• Transparenz der Prozesse: Alle Verfahrenswege, Zuständigkeiten und 
Entscheidungsgrundlagen sind klar dokumentiert und für alle Beteiligten zugänglich.

• Pluralität der Perspektiven: Entscheidungen werden im besten Fall nicht von 
Einzelpersonen oder kleinen, homogenen Kreisen getroffen, sondern im Dialog mit 
Betroffenen, Unterstützer:innen und (ggf.) externen Reflexionspartner:innen vorbereitet.

• Selbstbindung an Prinzipien: Die Strukturen verpflichten sich selbst auf Fairness, 
Widerspruchsmöglichkeiten und regelmäßige Supervision.

2. Transformation durch institutionalisierte Reflexion und Verantwortungsrotation

• Regelmäßige Supervision und externe Begleitung: Care- und Awareness-Teams nehmen 
regelmäßig Supervisionen durch außenstehende, fachlich geschulte Moderator:innen in 
Anspruch, um blinde Flecken, gruppendynamische Verstrickungen oder Rollenkonflikte zu 
erkennen.

• Rotation und Offenheit: Die Aufgaben der Awareness-Arbeit werden rotierend vergeben; 
Verantwortliche wechseln regelmäßig und werden durch die Gruppe evaluiert. Neue 
Mitglieder werden aktiv eingebunden, um Hierarchien abzubauen und Machtakkumulation 
zu verhindern.

• Feedback- und Beschwerdemechanismen: Gruppenmitglieder können Entscheidungen 
und Handlungen der Awareness-Strukturen ohne Angst vor Sanktionen hinterfragen. 
Beschwerden werden transparent und mit klaren Fristen bearbeitet.

3. Risiko- und Fehlerkommunikation: Von der Schuldzuweisung zur kollektiven Lernkultur

Ein zentrales Element der Transformation ist der bewusste Umgang mit Risiken, Fehlern und 
möglichen Fehlentscheidungen:

• Offenlegung von Risiken: Awareness-Teams kommunizieren offen, dass auch sie Fehler 
machen, Risiken nicht immer korrekt einschätzen oder subjektive Deutungen treffen können.

• Dokumentation von Fehlern und Konfliktverläufen: Nicht nur Erfolge, sondern auch 
Scheitern, Fehleinschätzungen oder kritische Rückmeldungen werden dokumentiert und 
zum Anlass kollektiver Reflexion gemacht.



• Lernschleifen: Gruppen nehmen sich regelmäßig Zeit, vergangene Awareness-Verfahren 
gemeinsam auszuwerten – Was ist gut gelaufen? Wo gab es blinde Flecken? Welche 
Strukturen müssen angepasst werden?

4. Verantwortlichkeiten klar definieren und transparent halten

Verantwortung innerhalb von Care- und Awareness-Strukturen bedeutet nicht nur Macht, sondern 
Rechenschaftspflicht:

• Klare Rollendefinitionen: Wer ist in welcher Funktion tätig? Wer moderiert, wer 
dokumentiert, wer vermittelt? Die jeweiligen Aufgaben werden offen benannt.

• Geteilte Verantwortung: Entscheiden mehrere, trägt auch ein Team Verantwortung – nicht 
eine Einzelperson.

• Vermeidung von Machtballung: Durch die bewusste Begrenzung von Mandatszeiten, die 
Einladung externer Begleitung und eine transparente Kommunikationskultur wird 
verhindert, dass einzelne Personen über längere Zeiträume zu „Machtzentren“ werden.

Fazit:
Die Transformation von Care- und Awareness-Strukturen von latent autoritären, unkontrollierten 
Machtzentren hin zu echten Schutzräumen erfordert Mut zur Fehlerkommunikation, 
institutionalisierte Selbstreflexion und die bewusste Teilung von Verantwortung. Nur so können 
diese Strukturen ihrem eigentlichen Anspruch gerecht werden: Schutz zu bieten, ohne neue 
Ausschlüsse, Hierarchien und Unsicherheiten zu schaffen. Eine Bewegungskultur, die Fehler als 
Anlass zur Weiterentwicklung und Ambiguität als Ressource begreift, ist die beste Voraussetzung 
für gerechte, inklusive und widerstandsfähige Schutzräume.

7.4 Empfehlungen für Einzelpersonen: Integrität wahren, Öffentlichkeit nutzen, 
Wiederanknüpfung ermöglichen

Auch wenn sich viele Empfehlungen und Strukturoptimierungen auf Gruppenebene richten, bleiben
einzelne Menschen nie bloß „Rädchen im System“. Insbesondere in konflikthaften oder 
ausgrenzenden Prozessen hängt viel davon ab, wie Einzelne mit Herausforderungen umgehen, 
welche Haltung sie bewahren und welche Wege der Wiederannäherung sie wählen. 
Selbstbestimmung, Integrität und die bewusste Nutzung von Öffentlichkeit sind entscheidende 
Ressourcen – für Schutz, Resilienz und produktiven Neuanfang.

1. Integrität wahren – Selbstrespekt als Grundlage

Integrität bedeutet, die eigenen Werte, Überzeugungen und Grenzen zu kennen und zu vertreten – 
auch (oder gerade) im Konfliktfall:

• Konsistenz im Handeln: Bleibe dir selbst treu, auch wenn dies vorübergehende Nachteile 
oder Missverständnisse nach sich zieht. Anpassung aus Angst vor Ausgrenzung mag 
kurzfristig Erleichterung bringen, schwächt aber auf Dauer das Selbstvertrauen und die 
Glaubwürdigkeit.



• Reflexion und Selbsteinschätzung: Prüfe regelmäßig, ob deine Reaktionen, Argumente 
und Entscheidungen wirklich deinen inneren Überzeugungen entsprechen oder von 
externem Druck bestimmt sind.

• Grenzen kommunizieren: Teile anderen klar mit, was für dich möglich, akzeptabel oder 
zumutbar ist – ohne in Anklage oder Selbstaufgabe zu verfallen.

2. Öffentlichkeit als Ressource – Sichtbarkeit und Selbstschutz

Öffentlichkeit kann sowohl Schutz als auch Belastung sein. Richtig eingesetzt, kann sie helfen, 
Isolation zu verhindern, Narrative zu korrigieren und Vorverurteilung entgegenzuwirken:

• Transparenz über das eigene Handeln: Wer offenlegt, wie er/sie Situationen erlebt, 
welche Schritte ergriffen wurden und wo ggf. Missverständnisse bestehen, nimmt anderen 
die Möglichkeit, heimlich an der eigenen Person zu arbeiten oder Narrative zu verfälschen.

• Verantwortungsvoller Umgang mit Öffentlichkeit: Prüfe stets, welche Informationen du 
teilst – wahre die Privatsphäre anderer und reflektiere, welche Wirkung deine Offenheit auf 
dich und dein Umfeld haben kann.

• Ressourcen nutzen: Nutze unterstützende Netzwerke, (digitale) Plattformen, 
Ombudsstellen oder öffentliche Foren, um die eigene Stimme hörbar zu machen, aber auch 
um Rückhalt zu erhalten.

3. Wiederanknüpfung ermöglichen – Brücken statt Gräben bauen

Auch nach Konflikten, Ausgrenzung oder Missverständnissen ist der Weg zur Wiederannäherung 
offen – sofern beide Seiten bereit sind, Verantwortung zu übernehmen und die Vergangenheit zu 
reflektieren:

• Dialogbereitschaft zeigen: Signalisieren, dass Gespräche, Klärungen oder Vermittlungen 
möglich sind, selbst wenn die Fronten verhärtet erscheinen.

• Eigenanteile anerkennen: Reflektiere ehrlich, welchen Beitrag du selbst zum 
Konfliktverlauf geleistet hast – dies schafft die Basis für gegenseitige Akzeptanz und 
Heilung.

• Kreative Formen der Kontaktaufnahme: Manchmal ist der direkte Weg nicht möglich. 
Briefe, moderierte Gespräche, Dritte als Vermittler oder gemeinsame Aktivitäten können 
helfen, wieder in Kontakt zu kommen.

• Respekt vor Grenzen: Nicht jede Beziehung muss wiederhergestellt werden. Aber auch 
dann bleibt die Einladung bestehen, ohne Bitterkeit oder Schuldzuweisung abzuschließen.

4. Selbstfürsorge und Grenzen des Möglichen

Vergiss nicht: Selbstfürsorge ist keine Schwäche, sondern Voraussetzung für Handlungsfähigkeit 
und nachhaltiges Engagement.
Dauerhafte Selbstüberforderung, das Festhalten an zerstörerischen Dynamiken oder das Verbleiben 
in toxischen Strukturen sind keine Zeichen von Loyalität, sondern erhöhen das Risiko für 
chronischen Stress, Burnout oder erneute Ausgrenzung.

• Sorge für Rückzugsmöglichkeiten, Erholung und Unterstützung.



• Nimm professionelle Hilfe in Anspruch, wenn das Belastungsniveau zu hoch wird.

• Erinnere dich daran, dass jeder Konflikt auch eine Chance für persönliches 
Wachstum, Perspektivwechsel und neue Beziehungen birgt.

Fazit:
Einzelpersonen sind keine Opfer von Strukturen, sondern können – im Rahmen ihrer Möglichkeiten
– aktiv zur Gestaltung, Korrektur und Versöhnung beitragen. Integrität, Offenheit und das bewusste 
Zulassen von Wiederanknüpfung sind Ressourcen, die nicht nur dem Selbstschutz, sondern auch 
dem kollektiven Wohl dienen. Emanzipatorische Bewegungen profitieren von Individuen, die 
Verantwortung für sich und andere übernehmen und Brücken zwischen Unterschied und 
Gemeinsamkeit bauen.

7.5 Selbstkritische Reflexion institutionalisieren: Vorschlag zur dauerhaften 
Etablierung unabhängiger Feedback- und Evaluationskreise

Eine der wichtigsten Lehren aus Konflikten, Ausgrenzungsdynamiken und informeller 
Gerichtsbarkeit ist, dass Bewegungen und Gruppen sich nicht auf einmalige Reflexionsschübe oder 
spontane Fehlerkorrekturen verlassen dürfen. Nachhaltige Entwicklung, Lernfähigkeit und 
Resilienz entstehen erst dann, wenn kritische Selbstreflexion zu einem festen, institutionellen 
Bestandteil der Gruppenkultur wird.
Dies erfordert Strukturen, die regelmäßig, unabhängig und partizipativ Rückmeldungen sammeln, 
auswerten und in Handlungsschritte übersetzen.

1. Der Wert institutionalisierter Selbstkritik

• Reflexion als Prozess, nicht als Ausnahme: Kollektive Lernprozesse dürfen nicht nur als 
„Feuerwehrmaßnahme“ nach Krisen oder Ausschlüssen stattfinden, sondern müssen Teil des
Alltags werden. Nur so kann Routinebildung verhindert und blinde Flecken rechtzeitig 
erkannt werden.

• Prävention statt Reaktion: Regelmäßige, systematische Feedbackschleifen ermöglichen es,
Konflikte frühzeitig zu erkennen, schwelende Spannungen zu bearbeiten und 
Exklusionsdynamiken vorzubeugen.

• Kultur der Offenheit und Fehlerfreundlichkeit: Eine institutionalisierte Reflexionspraxis 
fördert eine Atmosphäre, in der Kritik und Selbstkritik nicht als Angriff, sondern als 
Möglichkeit zur Weiterentwicklung erlebt werden.

2. Vorschlag: Unabhängige Feedback- und Evaluationskreise

a) Zusammensetzung und Unabhängigkeit

• Feedback- und Evaluationskreise bestehen aus Mitgliedern, die aktuell nicht in 
Entscheidungs- oder Machtpositionen innerhalb der Gruppe eingebunden sind.

• Externe Begleiter:innen (z. B. aus anderen Bewegungen, Fachstellen oder Supervision) 
können hinzugezogen werden, um Neutralität und Perspektivenvielfalt zu gewährleisten.

• Die Zusammensetzung der Kreise wird regelmäßig rotiert und ist transparent.



b) Aufgaben und Arbeitsweise

• Regelmäßige Evaluation: In festen Zeitabständen (z. B. quartalsweise oder nach größeren 
Projekten) werden alle wesentlichen Prozesse, Entscheidungsfindungen und 
Konfliktbearbeitungen reflektiert.

• Anonyme Rückmeldemöglichkeiten: Mitglieder können ihre Beobachtungen, Kritik oder 
Verbesserungsvorschläge anonym einreichen – um Hierarchien und Angst vor Sanktionen zu
minimieren.

• Öffentliche Ergebnispräsentation: Die Auswertung der Feedbackkreise wird der 
Gesamtgruppe zugänglich gemacht. Vorschläge für Verbesserungen werden diskutiert und 
nach Möglichkeit umgesetzt.

c) Reflexionsmethoden und Werkzeuge

• Moderierte Reflexionsrunden (mit klaren Leitfragen und Zeitrahmen)

• Feedbackbögen und digitale Evaluationstools

• Fallbesprechungen anhand konkreter Beispiele

• Externe Supervision und kollegiale Beratung

• „Lessons learned“-Workshops nach abgeschlossenen Projekten oder Konfliktverfahren

3. Vorteile und Grenzen

Vorteile:

• Frühzeitige Identifikation von Problemen und Mustern, bevor sie sich verfestigen.

• Reduktion von Machtmissbrauch und informellen Hierarchien durch unabhängige 
Überprüfung.

• Förderung von Lernkultur, Innovationsfähigkeit und kollektiver Verantwortung.

Grenzen:

• Reflexionskreise ersetzen keine rechtlichen oder psychosozialen Fachverfahren bei 
gravierenden Übergriffen.

• Sie können zu Widerstand führen, wenn sie als reine Kontrolle oder Kritikinstanz 
wahrgenommen werden – deshalb ist Transparenz, Partizipation und Feedbackkultur 
essentiell.

4. Verstetigung durch Verbindlichkeit und Transparenz

• Reflexions- und Feedbackprozesse sollten als verpflichtendes Element in Leitfäden, 
Gruppenstatuten oder Awarenesskonzepten verankert werden.

• Teilnahme und Mitwirkung sind nicht nur „nice to have“, sondern werden als kollektive 
Verantwortung anerkannt.

• Die Gruppe entscheidet gemeinsam über die Umsetzung von Empfehlungen und 
dokumentiert Veränderungen.



Fazit:
Selbstkritische Reflexion kann und sollte mehr sein als punktuelle „Krisenbewältigung“. Sie ist 
tragendes Element kollektiver Weiterentwicklung, Schutz gegen Machtmissbrauch und Nährboden 
für eine solidarische, lernfähige Bewegungskultur. Durch unabhängige Feedback- und 
Evaluationskreise wird diese Praxis verstetigt und institutionalisiert – und trägt so dazu bei, 
informelle Gerichtsbarkeit zu verhindern und Resilienz zu stärken.

7.6 Einladung an Bewegungen: Reflexion statt Repression – Die Rolle des AS-
Instituts

Inmitten wachsender gesellschaftlicher Spannungen, tiefgreifender Umbrüche und oftmals 
schmerzlicher Erfahrungen mit Ausschluss, Machtmissbrauch und Diskriminierung begreift sich das
Antifaschistische Schutz-Institut (ASI) als eine offene, experimentierfreudige Plattform für 
kritische Reflexion, ethische Orientierung und künstlerisch-wissenschaftliche Bearbeitung 
gesellschaftlicher Machtverhältnisse.

Zwischen Selbstkritik und Engagement: Ein Institut in Bewegung

Das AS-Institut versteht Antifaschismus nicht als bloßes Abwehrkonzept gegen äußere Feinde, 
sondern als einen Prozess radikaler Selbstüberprüfung. Der Blick richtet sich nach innen wie nach 
außen: Nicht nur die sichtbar rechten, autoritären und diskriminierenden Strukturen stehen im 
Fokus, sondern auch jene subtilen, oft verdrängten Dynamiken, die im eigenen Umfeld, in der 
eigenen Szene oder im eigenen Handeln wirksam werden.

Die Arbeit des Instituts ist geprägt von drei Leitmotiven:

• Mitgefühl: Der Einsatz für eine solidarische Gesellschaft, in der die Würde aller – 
unabhängig von Herkunft, Geschlecht, Identität oder Spezies – geachtet wird.

• Gerechtigkeit: Die kritische Analyse und Bekämpfung struktureller Benachteiligung, 
Machtmissbrauchs und Diskriminierung – auch dort, wo sie „in den eigenen Reihen“ 
auftritt.

• Freiheit: Die Verteidigung offener, dialogischer Räume, in denen Kritik, Fehler und 
Differenz nicht unterdrückt, sondern als Voraussetzung von Entwicklung verstanden werden.

Das Institut tritt ein für eine gewaltfreie, antispeziesistische Zukunft, in der ethische Innovation 
und gesellschaftliche Selbstaufklärung Hand in Hand gehen.

Reflexion statt Repression: Einladung zum Dialog

Viele Bewegungen, Kollektive und Einzelpersonen erleben, dass selbst die besten Vorsätze und 
ethischen Grundsätze keinen vollständigen Schutz vor autoritären Dynamiken, informellen 
Machtübernahmen oder unfreiwilligen Ausschlüssen bieten. Gerade deshalb braucht es Institutionen
und Foren, die bereit sind, Fehler zu dokumentieren, Widersprüche zu benennen und auch 
unbequeme Fragen auszuhalten.

Das AS-Institut sieht seine Rolle nicht darin, als „Oberlehrer“ oder Hüter der reinen Lehre 
aufzutreten. Vielmehr geht es um die Einladung an alle Menschen und Gruppen, die den Weg einer 
offenen, reflektierenden Bewegungskultur mitgehen möchten:



• Reflexion statt Repression: Nicht die Bestrafung, Ausgrenzung oder Abwertung einzelner 
steht im Vordergrund, sondern die systematische, ehrliche Analyse von Strukturen, 
Konflikten und kollektiven Lernprozessen.

• Gemeinsames Lernen: Im Mittelpunkt stehen Austausch, kollegiale Beratung, Workshops, 
künstlerische Interventionen und Publikationen, die dokumentieren und weiterdenken, statt 
zu moralisieren oder zu spalten.

• Selbstkritik als Stärke: Die eigene Unvollkommenheit und Fehleranfälligkeit werden nicht
verleugnet, sondern als Ausgangspunkt für Entwicklung, Innovation und institutionelle 
Transformation angenommen.

Räume für Kritik, Innovation und Teilhabe

Das AS-Institut versteht sich als Labor für emanzipatorische Experimente. Es gibt keine 
Patentrezepte – aber den unbedingten Willen, gesellschaftliche Missstände zu benennen, zu 
dokumentieren und gemeinsam zu überwinden. Dies geschieht auf vielfältigen Wegen:

• Publikationen und Analysen: Von manifestartigen Aufrufen („Antiautoritäres Studium 
Generale“) bis hin zu praxisnahen Strategiepapiere („Umgang mit strukturellem 
Extremismus“), die frei und niedrigschwellig zugänglich sind.

• Transparenz und Selbstoffenbarung: Eigene Fehler, Konflikte und blinde Flecken werden
offengelegt, um Nachvollziehbarkeit und Entwicklung zu ermöglichen. Die Geschichte des 
Instituts selbst ist geprägt von Lernprozessen und Phasen des Umdenkens.

• Offenheit für Beteiligung: Gastbeiträge, Workshop-Kooperationen, Mitwirkung in 
Projekten und kritische Begleitung sind ausdrücklich erwünscht – ebenso wie Hinweise auf 
Missstände, neue Ideen oder konstruktive Kritik.

Die Elster im Wappen des Instituts steht symbolisch für kritische Neugier, die Bereitschaft zum 
Dialog und den Mut, Unbequemes sichtbar zu machen.

Perspektive und Transformationsauftrag

Langfristig verfolgt das AS-Institut die Vision, seine Arbeit nicht nur auf antifaschistische Reflexion
zu konzentrieren, sondern konsequent weiterzudenken – in Richtung antispeziesistischer Ethik, 
radikaler Mitgefühlspraxis und einer multiplen, solidarischen Gesellschaft.

Diese Entwicklung bleibt offen, experimentell und transparent. Fehler, Umwege und Rückschläge 
werden als Teil des Prozesses verstanden. Das Institut bleibt eine lernende, offene Struktur – 
getragen von Menschen, die bereit sind, sich auf die Zumutungen kollektiver Selbstkritik und 
gesellschaftlicher Veränderung einzulassen.

Einladung zur Mitwirkung

Das AS-Institut lädt ausdrücklich alle Bewegungen, Gruppen und Einzelpersonen ein, die an 
einer offenen, pluralitätsfreundlichen und selbstkritischen Kultur der Konfliktbearbeitung 
und Reflexion interessiert sind:

• Nutzen Sie die frei verfügbaren Publikationen als Impuls für die eigene Praxis!

• Bringen Sie eigene Fallbeispiele, Erfahrungen oder Forschungsfragen ein!



• Nehmen Sie teil an Workshops, Dialogformaten und gemeinsamen Projekten!

• Suchen Sie den Dialog – auch (und gerade) im Dissens!

Denn nur gemeinsam – im offenen, dialogischen Ringen um gerechte, solidarische und lernfähige 
Strukturen – lassen sich die Herausforderungen der Gegenwart und Zukunft produktiv gestalten.

Das AS-Institut steht als Ressource, Impulsgeber und kritischer Begleiter zur Verfügung – für 
alle, die Reflexion über Repression und Entwicklung über Erstarrung stellen.

7.7 Ethische und pluralitätsorientierte Kritik:

Offenheit für experimentelle Konfliktlösungswege erhalten, Reflexionshilfen als Angebote

Ethische Praxis und die Fähigkeit, mit Pluralität konstruktiv umzugehen, gehören zu den tragenden 
Säulen jeder emanzipatorischen Bewegungskultur. Gerade dort, wo Unsicherheit, Dissens oder 
krisenhafte Zuspitzungen auftreten, entscheidet sich, ob Gruppen zu starren, repressiven 
Mechanismen greifen – oder ob sie die Chance ergreifen, neue Wege des Miteinanders, der Klärung
und des gemeinsamen Lernens zu erproben.

Im Zentrum pluralitätsorientierter Kritik steht die Überzeugung, dass gesellschaftlicher Fortschritt 
nicht durch Konformität oder Machtkonzentration, sondern durch Offenheit, Vielfalt und lebendige 
Debattenkultur entsteht. Nicht die Durchsetzung einer einzigen Wahrheit, sondern das produktive 
Ringen um Verständigung, Differenz und Weiterentwicklung macht Gruppen zukunftsfähig und 
resilient.

Offenheit für das Experimentelle bedeutet:

• Nicht jeden Konflikt nach festen Schablonen zu behandeln, sondern Spielräume für kreative,
an den Kontext angepasste Lösungen zu schaffen.

• Fehler und Irritationen nicht zu tabuisieren, sondern als Lernchancen für alle Beteiligten zu 
begreifen.

• Auch ungewöhnliche, experimentelle Formate der Konfliktbearbeitung zuzulassen: von 
moderierten Dialogen über künstlerische Interventionen bis hin zu gezielten Pausen oder 
Auszeiten, in denen Distanz und Reflexion möglich werden.

• Den Mut zu haben, institutionelle Routinen und Denkgewohnheiten infrage zu stellen, um 
neuen Perspektiven Raum zu geben.

Reflexionshilfen als Angebote:
Im Sinne pluralitätsorientierter Ethik können Reflexionshilfen, Checklisten, Diskussionsformate 
und Dokumentationen immer nur Angebote sein – keine dogmatischen Vorgaben. Sie laden zur 
Selbstprüfung, kollektiven Klärung und offenen Erprobung ein, ersetzen aber niemals die 
Verantwortung, eigene Wege zu entwickeln und kontinuierlich nachzujustieren.

Das Ziel ist eine Bewegungskultur, die:

• Widerspruch und Vielstimmigkeit nicht als Gefahr, sondern als Ressource begreift,

• Reflexion und Selbstkritik als dauerhaften Prozess etabliert,

• und die Bereitschaft bewahrt, immer wieder neue Formen des Dialogs, der Heilung und der 
Transformation zu wagen.



So werden ethische und pluralitätsorientierte Kritik nicht zum Selbstzweck, sondern zum Motor für 
Innovation, Entwicklung und das Wachsen einer solidarischen, lernenden Gemeinschaft.

Abschließende Einladung:
Machen wir uns gemeinsam auf den Weg – mit Mut zur Unsicherheit, Offenheit für Vielfalt und der 
Bereitschaft, auch im Scheitern neue Handlungsspielräume zu entdecken. Denn nur in der 
Anerkennung von Pluralität und der kontinuierlichen Reflexion unserer eigenen Praxis wächst jene 
Resilienz, die Bewegungen auch in stürmischen Zeiten tragfähig macht.

Handlungsperspektiven und strukturelle Gegenentwürfe – Weiterführende 
Literatur

1. Mindeststandards für informelle Verfahren, Moderation und Checks & Balances

• Törner, Günter; Wagner, Cordula (Hrsg.) (2017): Konfliktmoderation in Gruppen und 
Teams. Beltz Verlag.

• Praxisleitfaden für Moderation, Konfliktanalyse und Verfahren in heterogenen 
Gruppen.

• Krämer, Antje (2021): Macht und Ohnmacht in Gruppenprozessen. Ein Praxisbuch für die 
Arbeit mit selbstorganisierten Kollektiven. AG Spak Bücher.

• Viele Praxisbeispiele, Reflexionsfragen, Moderationstipps.

2. Räume für Unsicherheit, Differenz und Scheitern

• Greiner, Ulrich (2017): Das Leben und das Ganze. Über die Notwendigkeit von 
Ambiguität. Rowohlt.

• Reflexionen zur Ambiguitätstoleranz und dem produktiven Umgang mit 
Unsicherheit.

• Keupp, Heiner (2011): Das Scheitern als Chance. Psychosoziale Aspekte von 
Fehlentwicklungen und Irrtümern. Psychosozial-Verlag.

• Analytisch und praxisnah zugleich.

3. Care- und Awareness-Strukturen, Fehler- und Risikokommunikation

• Hirsch, Mathias; Reith, Wiebke (2022): Achtsamkeit in Gruppen und Organisationen. 
Handbuch für Care, Awareness und Prävention. Springer.

• Methoden, Fallbeispiele und Diskussionsgrundlagen.

• Care Revolution Netzwerk (Hrsg.) (2018): Für eine Care-Ökonomie. Perspektiven einer 
solidarischen Gesellschaft. Transcript Verlag.

• Grundlagen zu Care-Strukturen, solidarischer Verantwortung und Empowerment.

4. Empfehlungen für Einzelpersonen und kollektive Integrität

• Rosenberg, Marshall B. (2022): Gewaltfreie Kommunikation: Eine Sprache des Lebens. 
Junfermann Verlag.

• Klassiker für Integrität, Dialog und Selbstschutz.



• Brinkmann, Svend; Tanggaard, Lene (Hrsg.) (2015): Handbuch Kreativität. Springer.

• Enthält Abschnitte zu individuellem Widerstand, Neuorientierung nach Ausgrenzung 
und Selbststärkung.

5. Institutionalisierung von Feedback und Evaluationskreisen

• Fritz, Jutta; Schmitt, Hans Peter (2019): Feedbackkultur entwickeln und evaluieren. 
Leitfaden für Teams und Initiativen. Beltz.

• Schäfer, Roland (2014): Kritische Organisationsentwicklung. Theorie und Praxis von 
Reflexion und Evaluation. Springer.

6. Ethische, pluralitätsorientierte und experimentelle Konfliktkultur

• Koller, Hans-Christoph (2018): Bildung angesichts von Ungewissheit. Eine Theorie der 
pädagogischen Ambiguität. Suhrkamp.

• Theorie und Didaktik für „Ambiguitätstoleranz“ und offene Lernräume.

• von Redecker, Eva (2020): Revolution für das Leben. Philosophie der neuen 
Protestformen. Fischer.

• Pluralitätsorientierte, transformative Ansätze für soziale Bewegungen.

• Bauman, Zygmunt (2017): Kultur in der Liquid Modernity. Über Unsicherheit, Wandel 
und die Suche nach Sinn. Suhrkamp.

• Analytische Tiefenperspektive auf Wandel, Offenheit und Wandelbarkeit sozialer 
Gruppen.

7. Bezug auf institutionelle Reflexion und gesellschaftliche Verantwortung

• Heitmeyer, Wilhelm (2018): Autoritäre Versuchungen. Signaturen der Bedrohung 
demokratischer Kultur. Suhrkamp.

• Zur Notwendigkeit der Reflexion und Ethik in der Zivilgesellschaft.

• Schmidt, Andre (Hrsg.) (2025): Antiautoritäres Studium Generale. Emanzipatorische 
Grundlagen für eine plurale, offene und konfliktfähige Bildungskultur. as-institut.de

• Mit Praxisbeispielen, Checklisten und Theorieteil zu experimentellen Lösungswegen.

• Schmidt, Andre (Hrsg.) (2025): Strategiepapier: Umgang mit strukturellem Extremismus 
und ungerechter Exklusion. as-institut.de

• Insbesondere Kapitel zu Mindeststandards, Awareness-Transformation und 
Fehlerkultur.

Hinweis:
Für praxisnahe, direkt anwendbare Materialien empfiehlt sich auch ein Blick auf die Handouts und 
Checklisten der Publikationen des Antifaschistischen Schutz-Instituts (as-institut.de), die frei 
verfügbar sind und regelmäßig aktualisiert werden. Viele der genannten Werke bieten jeweils eigene

https://www.as-institut.de/


Literaturverzeichnisse, in denen vertiefende Spezialthemen zu einzelnen Unterkapiteln zu finden 
sind.

8. Epilog: Aufrecht durch Ausschluss – Ein persönlicher Reflexionsraum

Jede Bewegung, jede Gruppe und jeder einzelne Mensch, der sich auf den Weg macht, 
gesellschaftliche Veränderung zu wagen, kennt das Risiko von Ausschluss und Irritation. Die 
vorangegangenen Kapitel haben Dynamiken sichtbar gemacht, die zwischen Solidarität und 
Spaltung, Schutz und Macht, Innovation und Lähmung oszillieren. Doch jenseits der kollektiven 
Analysen, ethischen Prinzipien und institutionellen Handlungsperspektiven bleibt eine Ebene, die 
allzu oft unsichtbar bleibt: die der persönlichen Erfahrung, der individuellen Bewältigung und der 
leisen, aber nachhaltigen Selbstbehauptung.

Dieses Kapitel bildet einen bewussten Gegenpol zur Sachlichkeit und Systematik der bisherigen 
Ausführungen. Es schafft Raum für persönliche Reflexion und Selbstbefragung – nicht als 
pathetische Autobiografie, sondern als Einladung zum offenen Umgang mit Brüchen, Rückzügen, 
Neuanfängen und der schöpferischen Kraft des Weitergehens. Wer in Bewegungen und Gruppen 
einen Ausschluss erlebt, ist herausgefordert, nicht nur Strukturen, sondern auch sich selbst neu zu 
denken. Wie gelingt es, aufrecht zu bleiben, ohne in Bitterkeit zu verharren? Wie lässt sich 
Abschied gestalten, ohne in Sprachlosigkeit zu versinken? Und wie kann aus persönlicher 
Erfahrung kollektive Aufklärung werden – ohne sich selbst zu überhöhen oder zum Opfer zu 
stilisieren?

Die folgenden Abschnitte laden dazu ein, den eigenen Umgang mit Ausschluss, Ambivalenz und 
Verletzung nicht als Scheitern, sondern als Teil eines offenen, lernenden Weges zu betrachten. Sie 
fragen nach den Möglichkeiten, das Gehen und das Verstummen, das Bewahren und das 
Neubeginnen in ein fruchtbares Spannungsverhältnis zu bringen – für sich selbst und für kommende
Bewegungen.

Dabei bleibt offen, was am Ende bleibt: ein persönliches Zeugnis, eine kollektive Einladung oder 
schlicht ein Raum für das, was sich nicht abschließend fassen lässt. Der Epilog versteht sich als 
Reflexionsraum, in dem Verletzlichkeit, Erkenntnis und solidarische Neugier nicht Widerspruch, 
sondern Voraussetzung für Wandel sind.

Vorfreude auf die Unterkapitel:
Im Folgenden wird ausgelotet, wie Rückzug und Neuanfang nebeneinander möglich werden, wozu 
diese Publikation ihren Beitrag leisten möchte (und wozu nicht), wie sich strukturelle Aufklärung 
als kollektive Aufgabe formulieren lässt – und welche meta-reflexiven Schlüsse aus dem 
Zusammenspiel von persönlicher Erfahrung und kollektiver Praxis gezogen werden können.

8.1 Gehen können, ohne zu verstummen – Zwischen Rückzug und Neuanfang

Ausschluss, Rückzug oder bewusster Bruch mit einer Gruppe gehören zu den schmerzhaftesten 
Erfahrungen im zivilgesellschaftlichen, aktivistischen oder künstlerischen Engagement. Sie lassen 
eine Leerstelle zurück, die selten von außen wahrgenommen wird: den Verlust von Vertrautheit, von



gemeinsam erlebter Geschichte, von Identität und Teilhabe. Häufig folgt auf den Ausschluss das 
Schweigen – sei es, weil die eigene Perspektive nicht mehr gefragt ist, weil Angst vor weiterer 
Stigmatisierung besteht oder weil der innere Kraftverlust keine Worte mehr zulässt.

Doch „gehen“ bedeutet nicht zwangsläufig „verstummen“. Im Gegenteil: Es ist ein Akt der 
Selbstachtung, auch nach einem schmerzhaften Abschied die eigene Stimme zu bewahren, 
Erfahrungen zu reflektieren und – im Rahmen der eigenen Möglichkeiten – nach außen zu tragen. 
Dieser Prozess ist nicht linear; er oszilliert zwischen Zeiten der Stille, des Rückzugs, der 
Selbstheilung und Momenten des Sprechens, der Mitteilung, der Suche nach neuen Formen des 
Ausdrucks.

Der Rückzug kann zur Quelle der Neuorientierung werden. Er ermöglicht, Abstand zu gewinnen, 
das Geschehene kritisch zu durchdringen und die eigenen Verletzungen nicht zu verdrängen, 
sondern anzuerkennen. Erst im bewussten Umgang mit der eigenen Verletzlichkeit eröffnet sich der 
Raum für einen echten Neuanfang. Denn der Abschied von einer Gruppe, einem Kollektiv oder 
einer Bewegung ist nie nur ein Ende – er birgt auch das Potenzial zur Transformation, zur 
Wiederaneignung der eigenen Handlungsmacht und zur Entwicklung neuer, manchmal 
überraschender Wege der Mitwirkung.

Das Verstummen hingegen birgt die Gefahr, dass Erfahrungen ungehört bleiben, dass Tabuisierung 
und Einsamkeit verfestigt werden. In der Stille des Rückzugs liegt zwar Schutz, aber auch das 
Risiko, die eigene Geschichte ungeschrieben zu lassen. Das bewusste Sprechen – sei es im kleinen 
Kreis, im künstlerischen Ausdruck, im Schreiben oder im Austausch mit Verbündeten – ist deshalb 
nicht bloß Selbstbehauptung, sondern auch ein Akt solidarischer Aufklärung: Wer das eigene 
Erleben teilt, macht es anderen möglich, Parallelen zu erkennen, eigene Erfahrungen zu reflektieren 
und das Tabu des Scheiterns oder Ausgeschlossenseins zu durchbrechen.

Zwischen Rückzug und Neuanfang entsteht so ein Möglichkeitsraum, der das Potenzial birgt, alte 
Verletzungen in neue Formen des Engagements, der Kritik und der kollektiven Entwicklung zu 
transformieren. Gehen zu können, ohne zu verstummen, bedeutet: sich selbst treu zu bleiben, dem 
eigenen Prozess Zeit zu geben – und darauf zu vertrauen, dass aus dem Ende einer Zugehörigkeit 
immer auch ein neues Feld von Beziehungen, Möglichkeiten und Bedeutungen entstehen kann.

8.2 Wozu es diesen Text gibt – und wozu nicht

Dieser Text ist entstanden aus einer doppelten Notwendigkeit: dem Bedürfnis nach Aufarbeitung 
und der Hoffnung auf Prävention. Er will dokumentieren, was sich im Verborgenen alltäglicher 
Bewegungsarbeit abspielt – jenseits idealisierter Außenbilder, abseits der oft hochgehaltenen 
Narrative von Solidarität und Gemeinsinn. Er möchte erfahrbar machen, wie Ausschluss, informelle
Machtmechanismen und strukturelle Verwundbarkeit nicht nur abstrakte Risiken, sondern konkrete, 
biografisch wirksame Realitäten sind.

Der Text verfolgt damit ein zweifaches Ziel: Einerseits will er individuelle Betroffene entlasten, 
indem er sichtbar macht, dass Erfahrungen von Ausgrenzung, Schweigen, Angst und Machtverlust 
nicht „privates Scheitern“ sind, sondern Ausdruck struktureller Bedingungen. Er richtet sich an 
jene, die sich in vergleichbaren Situationen wiederfinden, und lädt dazu ein, Erlebtes nicht zu 
individualisieren, sondern als kollektive Lernaufgabe zu begreifen.



Andererseits versteht sich diese Publikation als Angebot an Gruppen, Bewegungen und Kollektive: 
Sie fordert zur Reflexion über eigene blinde Flecken, verinnerlichte Ausschlussmechanismen und 
gewohnte Routinen auf. Sie ist Impulsgeberin für einen offeneren, transparenteren und 
selbstkritischeren Umgang mit Macht, Konflikt und Differenz.

Nicht intendiert ist, einzelne Personen oder Gruppen öffentlich zu diskreditieren, individuelle 
Fehltritte an den Pranger zu stellen oder vergangene Verletzungen in eine Abrechnung zu 
verwandeln. Es geht nicht um persönliche Abrechnung, sondern um kollektive Aufklärung und 
Perspektiverweiterung. Der Text möchte nicht zum Instrument der Polarisierung oder Spaltung 
werden, sondern zur Einladung für kritischen Dialog, für das Teilen von Erfahrungen und für eine 
emanzipatorische Entwicklung auf individueller wie kollektiver Ebene.

Er ist keine Anleitung zur Revanche, kein juristisches Gutachten, keine allgemeingültige 
Therapieanweisung und kein Patentrezept für den Umgang mit Ausschluss. Vielmehr versteht sich 
dieses Werk als Beitrag zur kollektiven Selbstaufklärung: als Anstoß, Differenz und Scheitern als 
Teil lebendiger Gruppen- und Bewegungskultur anzuerkennen – und Räume zu schaffen, in denen 
Lernprozesse, Heilung und Neuanfang möglich werden.

8.3 Letzte Einladung: strukturelle Aufklärung als kollektive Aufgabe

Jede Gruppe, jede Bewegung, jedes Kollektiv, das sich für emanzipatorische Ziele einsetzt, steht 
vor der Aufgabe, nicht nur gesellschaftliche Missstände zu analysieren, sondern die eigenen 
Strukturen und Dynamiken immer wieder kritisch zu befragen. Der vorliegende Text endet daher 
nicht mit einer endgültigen Diagnose oder einer abgeschlossenen Lösung, sondern mit einer 
Einladung: Die Herausforderung struktureller Aufklärung als gemeinsame, fortlaufende Aufgabe zu 
begreifen.

Strukturelle Aufklärung bedeutet, hinter Einzelfälle zu blicken und Muster sichtbar zu machen. Es 
heißt, die Mechanismen informeller Ausgrenzung, des Machtmissbrauchs, der Angstproduktion und
der Stigmatisierung nicht als bloße Ausnahmen oder individuelles Fehlverhalten abzutun. Vielmehr 
gilt es, die Bedingungen zu reflektieren, unter denen sie entstehen – und gemeinsam Wege zu 
suchen, wie diese Strukturen durchbrochen, benannt und verändert werden können.

Diese Einladung richtet sich ausdrücklich an alle, die bereit sind, über eigene Sicherheiten 
hinauszugehen: an diejenigen, die von Ausschluss betroffen sind, an diejenigen, die an 
Entscheidungen beteiligt waren, und an diejenigen, die bisher vielleicht nur Zuschauer:innen waren.
Strukturelle Aufklärung gelingt nicht im Monolog, sondern im Austausch; sie lebt von Widerspruch,
von verschiedenen Perspektiven und dem Mut, auch das Unbequeme sichtbar zu machen.

Der Text lädt dazu ein, Reflexion nicht als einmalige Geste oder punktuelle Selbstkritik zu 
verstehen, sondern als dauerhafte Praxis – als Kern emanzipatorischer Arbeit. Er ruft dazu auf, 
Räume zu schaffen, in denen Schweigen durch Dialog ersetzt wird, in denen Fehler anerkannt und 
Verantwortung geteilt werden kann, und in denen die gemeinsame Suche nach Gerechtigkeit nie 
abgeschlossen ist.

Die kollektive Aufgabe besteht darin, immer wieder zu fragen: Welche Strukturen fördern 
Solidarität, welche verhindern sie? Wo beginnt Ausgrenzung, wo kann Verständigung wachsen? 
Und wie lassen sich Mechanismen etablieren, die den Raum für Pluralität, Differenz und Heilung 
verlässlich sichern?



Abschließend bleibt: Die Überwindung autoritärer, ausgrenzender und informeller Strukturen ist 
kein Ziel, das je vollständig erreicht ist. Sie ist ein fortlaufender Prozess, der alle betrifft und der nur
gemeinsam gestaltet werden kann. Diese letzte Einladung ist Ausdruck der Hoffnung, dass aus der 
Reflexion der Vergangenheit neue Räume für Aufklärung, Vertrauen und gemeinsame Entwicklung 
entstehen.

8.4 Meta-Abschnitt: Abwägung – Wie bleibt persönliche Erfahrung erkennbar, 
wie wird Reflexion mit Praxis verbunden?

Am Ende eines solch komplexen und persönlich geprägten Textes steht unausweichlich die Frage: 
Wie lässt sich der Spagat bewältigen zwischen subjektivem Erleben und objektiver Analyse? Wo 
wird die eigene Erfahrung zu einer Ressource für gemeinsames Lernen – und wo besteht die 
Gefahr, dass individuelle Verletzungen, Emotionen oder Sichtweisen den Blick auf strukturelle 
Zusammenhänge verstellen oder verengen?

Diese Abwägung ist kein technisches Problem, sondern eine der zentralen Herausforderungen jeder 
ernsthaften Aufklärungsarbeit. Denn es sind oft gerade die persönlichen Erfahrungen von 
Ausschluss, Ohnmacht oder auch Solidarität, die den Antrieb geben, Missstände sichtbar zu 
machen, Risiken zu benennen und Schutzmechanismen einzufordern. Dennoch bleibt jede 
persönliche Erzählung zwangsläufig fragmentarisch – sie kann nie den Anspruch auf 
Allgemeingültigkeit oder völlige Objektivität erheben.

Persönliche Erfahrung sichtbar machen

Die bewusste Einbeziehung eigener Erlebnisse ist keine Schwäche, sondern notwendige 
Voraussetzung für Authentizität und Resonanz. Indem dieser Text subjektive Perspektiven offenlegt,
wird die Möglichkeit eröffnet, sich mit ähnlichen Erfahrungen zu identifizieren – oder an ihnen 
Widerspruch und neue Sichtweisen zu entwickeln. Persönliche Offenheit schafft Anschluss, kann 
aber auch Irritation oder Unbehagen auslösen. Entscheidend ist, den biografischen Anteil nicht zu 
verleugnen, sondern ihn als Ausgangspunkt für kollektive Reflexion zu markieren.

Zugleich verlangt diese Transparenz Respekt und Zurückhaltung: Die Balance zwischen dem 
Bedürfnis nach Gehör und der Gefahr der Selbstzentrierung ist immer wieder neu auszutarieren. 
Persönliche Narrative dürfen den Diskurs nicht dominieren, sondern sollten ihn erweitern, öffnen, 
nuancieren.

Reflexion als Praxis – von der Analyse zum Handeln

Reflexion, so verstanden, bleibt nicht im Nachdenken stehen, sondern zielt auf Veränderung, auf 
Handlung und gemeinsame Praxis. Die analytische Aufarbeitung individueller und kollektiver 
Konflikterfahrungen ist dann wirkungsvoll, wenn sie in konkrete Impulse für Gruppen, 
Bewegungen und Initiativen mündet. Sie kann zur Entwicklung neuer Kommunikationswege, 
transparenter Verfahren oder gemeinsamer Schutzstrukturen beitragen.



Der vorliegende Text versteht sich daher nicht als Abschlussbericht oder persönliche Abrechnung, 
sondern als Einladung, individuelle Erfahrung zum Prüfstein kollektiver Lernfähigkeit zu machen. 
Reflexion und Praxis greifen dabei ineinander: Die systematische Analyse persönlicher Krisen, 
Ausschlusserfahrungen und Widerstände wird zur Basis für die Entwicklung praktischer Tools, 
Handlungsoptionen und institutioneller Innovation.

Der Wert biografischer Brüche

Schließlich plädiert dieser Meta-Abschnitt für einen bewussten Umgang mit Brüchen, Scheitern und
Verletzungen. Biografische Brüche, Ausschlüsse und Enttäuschungen sind keine Makel, sondern 
Quellen von Erkenntnis und Entwicklung. Sie machen sichtbar, wo Strukturen nicht tragen, wo 
Kommunikation scheitert, wo Schutzmechanismen fehlen – und weisen zugleich auf die 
Notwendigkeit neuer Formen des Miteinanders hin.

Die Kunst besteht darin, die persönliche Geschichte weder zu bagatellisieren noch zu dramatisieren,
sondern sie einzubinden in eine kollektive Suchbewegung nach gerechteren, offeneren und 
solidarischeren Strukturen.

Abschließende Überlegungen

Die Verbindung von persönlicher Erfahrung und kollektiver Reflexion ist ein dynamischer Prozess, 
der nie abgeschlossen ist. Wer sich auf diesen Weg begibt, wird immer wieder mit Ambivalenz, 
Unsicherheit und dem Risiko von Missverständnissen leben müssen. Doch genau darin liegt die 
Chance: In der Offenheit für die eigene Verwundbarkeit, in der Bereitschaft, Erfahrungen zu teilen 
und gemeinsam weiterzuentwickeln, kann eine neue, widerstandsfähige Kultur der Solidarität und 
des Lernens entstehen.

So bleibt dieser Text bewusst offen – als Reflexionsraum und Praxisanstoß. Persönliche Erfahrung 
und kollektive Analyse sind keine Gegensätze, sondern wechselseitige Ressourcen, die sich im 
besten Fall zu einer emanzipatorischen Praxis verbinden.



Anhang

Anhang A. Glossar zentraler Begriffe

(emanzipatorisch, rechtlich, psychologisch)

Ambiguitätstoleranz
Fähigkeit und Bereitschaft, Unsicherheiten, Mehrdeutigkeiten und Widersprüche in sozialen 
Situationen auszuhalten und produktiv zu verarbeiten. Gilt als wesentliche Voraussetzung für 
Pluralität und kreative Konfliktbearbeitung in Gruppen.

Ausschluss / Exklusion
Der formelle oder informelle Ausschluss von Personen aus einer Gruppe oder Bewegung. Umfasst 
sowohl explizite Maßnahmen (z. B. Ausschlussbeschluss, Kontaktverbot) als auch subtile Prozesse 
wie Nicht-Einladen, Schweigen oder Marginalisierung durch Gerüchte und Zuschreibungen.

Awareness
Strukturen und Ansätze, die auf die Wahrnehmung und Bearbeitung von (struktureller) 
Diskriminierung, Grenzüberschreitungen und Gewalt in Gruppen abzielen. Awareness-Arbeit 
beinhaltet Prävention, Intervention und Unterstützung – birgt aber Risiken der Überformalisierung 
und neuen Machthierarchien.

Betroffenheit
Subjektive Wahrnehmung und Benennung eigener oder fremder Verletzungserfahrungen. Im 
Kontext von Gruppenprozessen häufig als Begründung für Schutzmaßnahmen oder Interventionen 
herangezogen; kann zum Instrument moralischer Autorität werden.



Care
Ansatz solidarischer Fürsorge, der emotionale, soziale und strukturelle Bedürfnisse von Individuen 
und Gruppen in den Mittelpunkt stellt. Care-Arbeit betont Verantwortung und Empathie, muss aber 
vor paternalistischen oder kontrollierenden Tendenzen geschützt werden.

Diskriminierung
Benachteiligung oder Ausgrenzung von Individuen oder Gruppen auf Grund von 
Zugehörigkeitsmerkmalen (z. B. Geschlecht, Herkunft, Behinderung, Klasse). Diskriminierung 
kann offen oder subtil, strukturell oder individuell wirken; im Kontext der Publikation besonders im
Hinblick auf gruppeninterne Prozesse und Schutzmaßnahmen.

Emanzipation / emanzipatorisch
Streben nach individueller und kollektiver Befreiung von Herrschaft, Unterdrückung und 
Fremdbestimmung. Emanzipatorische Praxis ist stets kritisch-reflexiv, nicht abgeschlossen, sondern
ein fortlaufender Prozess, der institutionelle wie informelle Macht kritisch hinterfragt.

Feedbackkultur
Systematisierte Praxis der gegenseitigen Rückmeldung und kritischen Reflexion in Gruppen. Ziel 
ist die kontinuierliche Verbesserung von Prozessen, die Prävention von Machtmissbrauch und die 
Förderung kollektiver Lernfähigkeit.

Fürsorgliche Macht
Form von Macht, die unter dem Anspruch der Sorge oder des Schutzes ausgeübt wird. Kann zum 
Schutz vulnerabler Personen notwendig sein, birgt aber das Risiko, Kontrolle oder Ausgrenzung zu 
legitimieren.

Gewaltfreiheit
Zentrales emanzipatorisches Prinzip, das nicht nur physische, sondern auch psychische, sprachliche 
und strukturelle Gewalt ablehnt. Gewaltfreiheit ist Grundlage für faire Verfahren, respektvolle 
Kommunikation und nachhaltige Solidarität.

Gleichwürdigkeit
Anerkennung der gleichen Würde und Rechte aller Beteiligten, unabhängig von Status, Rolle, 
Meinung oder Zugehörigkeit. Gleichwürdigkeit ist Voraussetzung für echte Solidarität, Teilhabe und
Gerechtigkeit in Bewegungen.

Informelle Gerichtsbarkeit
Nicht-institutionalisierte, kollektive Sanktions- und Entscheidungsverfahren in Gruppen, bei denen 
keine rechtsstaatlichen Standards eingehalten werden. Typisch sind fehlende Transparenz, diffuse 
Verantwortlichkeiten und das Fehlen klarer Revisionswege. Oft durch Moral oder Gruppenkonsens 
legitimiert, birgt hohe Risiken für Willkür und Ausschluss

Kollektive Zuschreibung
Prozess, in dem Gruppen bestimmte Rollen, Eigenschaften oder Verantwortungen ihren Mitgliedern
zuweisen („Täter:in“, „Betroffene:r“, „Störer:in“). Solche Zuschreibungen können stigmatisierend 
wirken und beeinflussen maßgeblich Gruppendynamik und Machtverhältnisse.

Kritikfähigkeit
Fähigkeit und Bereitschaft, eigenes und fremdes Handeln, Strukturen und Machtverhältnisse offen 
und konstruktiv in Frage zu stellen. Fehlt Kritikfähigkeit, drohen Erstarrung, Angstkultur und innere
Erosion emanzipatorischer Gruppen.



Matrix der Analyse
Im Text verwendetes Instrument zur systematischen Unterscheidung zwischen Tatsachen, 
subjektiven Wahrnehmungen und Bewertungen in der Analyse von Konflikt- und 
Ausschlussprozessen. Schafft Transparenz und verhindert vorschnelle Moralisierung.

Machtmissbrauch
Die unangemessene oder ungerechtfertigte Ausübung von Macht, häufig unter dem Deckmantel von
Schutz, Moral oder Fürsorge. Machtmissbrauch kann subtil (z. B. durch Deutungshoheit, Narrative, 
informelle Strukturen) oder offen erfolgen.

Meinungsfreiheit / Diskursfreiheit
Grundrecht und emanzipatorisches Prinzip, das die freie Äußerung und Diskussion 
unterschiedlicher Positionen schützt. In Gruppenprozessen notwendig, um Pluralität, Irritation und 
Lernfähigkeit zu ermöglichen.

Narrativ
Sinnstiftende Erzählung oder Deutungsmuster, das Prozesse, Personen oder Gruppen identifiziert, 
etikettiert und deren Bedeutung im Kollektiv festlegt. Narrative können Inklusion oder Ausschluss, 
Legitimität oder Stigmatisierung befördern.

Rehabilitationsmechanismen
Verfahren und Instrumente, die nach einem Ausschluss, einer Sanktion oder einem Konflikt die 
Wiedereingliederung und Versöhnung ermöglichen. Zentral für nachhaltige Solidarität und die 
Überwindung von Exklusionsspiralen.

Rufschädigung
Beeinträchtigung des Ansehens oder der Glaubwürdigkeit einer Person oder Gruppe durch 
Gerüchte, Zuschreibungen, Ausschluss oder informelle Sanktion. Rufschädigung kann sowohl 
unbeabsichtigt als auch strategisch eingesetzt werden.

Solidarität
Praxis gegenseitiger Unterstützung, die auf Gegenseitigkeit, Gleichwürdigkeit und geteilter 
Verantwortung beruht. Solidarität ist widerständig gegenüber Ausschluss, vereinnahmender 
Fürsorge oder instrumentalisierender Moral.

Strukturelle Diskriminierung
Form der Benachteiligung, die nicht auf individuelles Fehlverhalten, sondern auf institutionelle, 
soziale oder kulturelle Bedingungen zurückgeht. Strukturelle Diskriminierung wirkt auch in 
Bewegungen und Gruppen fort, die sich explizit dagegen positionieren.

Transparenz
Nachvollziehbarkeit von Entscheidungswegen, Prozessen und Verantwortlichkeiten in Gruppen. 
Transparenz ist Voraussetzung für Vertrauen, faire Verfahren und den Schutz vor Machtmissbrauch.

Verfahrensgerechtigkeit
Einhalten von Mindeststandards (z. B. Anhörung, Widerspruch, Dokumentation) in gruppeninternen
Verfahren. Fehlt Verfahrensgerechtigkeit, steigt das Risiko für informelle Ausschlüsse, Willkür und 
Vertrauensverlust.

Verletzungserfahrung
Erleben von Unrecht, Ausgrenzung, Rufschädigung oder Gewalt. Verletzungserfahrungen können 



individuell (psychisch, sozial) und kollektiv (Verlust von Solidarität, Gruppenzugehörigkeit) wirken
und erfordern Räume der Bearbeitung und Heilung.

Widerspruchsrecht
Möglichkeit, sich gegen Sanktionen, Ausschluss oder Zuschreibungen zu wehren. Das 
Widerspruchsrecht ist elementar für eine emanzipatorische Bewegungspraxis und schützt vor 
Willkür.

Anhang B. Zeitleiste der relevanten Ereignisse

(tabellarische Übersicht, anonymisiert, mit Kontext)

Datum /
Zeitraum

Ereignis / Wendepunkt Konfliktdynamik / Relevanz

2019
Gründung der Fridays for Future Ortsgruppe
Gelsenkirchen

Startpunkt der Strukturentwicklung

Juni 2023
Gründung „Klimakollektiv Gelsenkirchen“ 
als Nachfolgeorganisation

Umbenennung, Neubestimmung 
der Werte und Ausrichtung

Sommer 2023
Erste größere interne Konflikte, beginnende 
Vertrauensverluste innerhalb des Kollektivs

Frühwarnzeichen, latente 
Milieuverengung

Spätsommer/
Herbst 2023

Beteiligung an überregionalen Aktionen, 
Verflechtung mit System Change Camp-
Planung

Ausbau von Kontakten, neue 
Allianzen, neue Risiken

Sommer 2024
System Change Camp in Erfurt; Leitung der 
Seekuh AG durch Andre(a), erste Eskalation 
vor Ort

Neue Akteurskonstellation, Beginn
materieller Konflikte

Juli–August 
2024

Auftreten von M./L., Übernahme von 
Ressourcen (Funkgeräte, Taschenlampen), 
Spannungen im Camp

Aufbau informeller 
Machtpositionen, beginnende 
Unsicherheiten und Ängste

August/
September 2024

Abschluss des Camps, Rückzug/Abtauchen 
von Mitgliedern der Seekuh AG

Zerfall der Arbeitsfähigkeit, 
Rückzug aus linken Räumen

Herbst 2024
Erster schriftlicher Bericht zu Diebstahl und 
Machtmissbrauch, Kontakt mit N. und 
Klimakollektiv

Konfrontation, Beginn informeller 
Sanktionierungen

November 2024 Eskalation: Öffentliche und interne 
Anschuldigungen, Awareness-Team wird 

Umdeutung von Vorwürfen, 
emotionale Aufladung, Spaltung



Datum /
Zeitraum

Ereignis / Wendepunkt Konfliktdynamik / Relevanz

einbezogen

Dezember 2024
Ausschlussverfahren gegen Andre(a) wird 
im Plenum eröffnet; Widerstand und 
Abbruch wegen Intransparenz

Wendepunkt: Plenum scheitert an 
interner Kritik

Januar 2025
Informelle Ausschlussrunde (4 Personen), 
Ausschluss ohne rechtstaatliches Verfahren, 
Bericht verfasst

Formale Exklusion, Beginn der 
öffentlichen Rufschädigung

Januar/Februar 
2025

Öffentliche Stellungnahmen, Mobilisierung 
weiterer Gruppen (u.a. OAT, 
Jugendzentrum) gegen Andre(a)

Eskalationsspirale, Lähmung der 
Gruppenarbeit, Klimawandel im 
Netzwerk

Februar/März 
2025

Gründung alternativer 
Kommunikationsräume, Rückzug/Exklusion 
von Unterstützer:innen

Bildung von Parallelstrukturen, 
Vertrauensverlust

Frühjahr 2025
Rechtliche Schritte durch Andre(a), 
Veröffentlichung von Reflexionspapieren 
und Gegendarstellungen

Beginn der systematischen 
Aufarbeitung

Frühjahr/
Sommer 2025

Publikation und Bearbeitung der 
Geschehnisse im Kontext des 
Antifaschistischen Schutz-Instituts (ASI)

Kollektive Reflexion, Prävention, 
Einladung zur Aufarbeitung

laufend
Beteiligung an diskriminierungsarmer 
Camp-AG, Entwicklung neuer 
Präventionsansätze

Konstruktive Wende, Übertrag auf 
andere Bewegungen

C. Ausgewählte Quellenauszüge – Dynamik und belegende Chatstellen 
(anonymisiert, nach Themen)

1. Awareness-Kommunikation an Andre(a) (Signal-Chat, Winter 2024/25)

„Wir haben die letzten Monate versucht, eine Lösung zu finden, bei der das 
Klimakollektiv mit dir im Rahmen einer Vollversammlung nochmal über die Gründe 
und wenn nötig auch die Legitimität deines Ausschlusses diskutieren kann. (…) Teil 
dieser Abmachung war eine Deeskalationsvereinbarung, die du in unseren Augen 
gebrochen hast, indem du Videos veröffentlichst, in denen du mit Waffen posierst oder 
andere Drohgebärden zeigst (zumindest wurden deine Handlungen so 
wahrgenommen).“

„Gegen dich stehen konkrete Vorwürfe von Übergriffigkeit gegenüber einer 
minderjährigen Person im Raum (…) Uns ist bewusst, dass es schon vorher Konflikte 
mit Einzelpersonen gab, aber diese waren für deinen Ausschluss vollkommen 
unerheblich. Der Ausschluss erfolgte direkt auf Wunsch der betroffenen Person.“

„Nach wie vor steht dieser Raum für ernsthafte Fragen und Aufarbeitung zur Verfügung.
(…) Sobald du auf die konkreten Vorwürfe eingehst, kann diese auch stattfinden.“

2. Bericht der Betroffenenperson (zentrale Auszüge)

„Grenzüberschreitendes Verhalten besteht seit April 2023, doch durch den Vorfall (nicht 
gehen lassen, etc.) habe ich beschlossen, Maßnahmen zu treffen, um andere Menschen 
zu schützen und weil so ein Verhalten nicht akzeptiert gehört.“



„Er hat über Monate klassische Tätertaktik gezeigt; Grenzüberschreitung steigert sich, 
Isolation von Betroffenen, Manipulation durch esoterische Narrative, Verbesonderung – 
also das ich ja so reif für mein Alter sei, etwas Besonderes und er sich deshalb in mich 
verliebt hat.“

„Bei mir kamen dann noch Flashbacks dazu, was zu krasser Überforderung geführt hat 
und ich konnte nichts mehr machen. Als ich mich dann etwas beruhigt habe, hat er mich
wieder angefasst an meinem Bauch und meinte ich soll ‚Blockaden‘ lösen...“

„Dass er nicht mehr kommen soll, hat er nicht akzeptiert und ist noch zu jedem Plenum 
gekommen, aber ohne über diese Vorwürfe zu reden.“

3. Gruppenentscheidung und formale Protokollierung

„Direkt nachdem einzelne Mitglieder des Klimakollektivs von der Betroffenen 
eingeweiht wurden, begann man damit, in enger Zusammenarbeit und in Absprache mit 
der Ende-Gelände-Awarenessgruppe (…) über eine Lösung in der Thematik zu beraten, 
da die Vorwürfe zu schwerwiegend waren, um sie allein im Awarenessteam des 
Klimakollektivs zu lösen. Diese Beratungen mündeten (…) am 03. Februar in einem 
temporären Ausschluss von Andre(a) aus dem Klimakollektiv. Dies erfolgte auf klaren 
Wunsch der betroffenen Person.“

„Hierbei wurde Andre(a) Gelegenheit gegeben, sich zu der Thematik zu äußern und es 
wurden auch Wege aufgezeigt, wie Andre(a) zukünftig wieder Teil der Gruppe werden 
könnte.“

„Am 17. Februar wurde daher erneut ein Gespräch mit allen Beteiligten geführt, bei 
dem Andre(a) nicht bereit war, nachhaltig auf die Vorwürfe einzugehen. (…) 
Hauptbedingung für eine gemeinsame Vollversammlung war, dass keine weitere 
Eskalation passiert. Diese Vereinbarung hat Andre(a) gebrochen, indem er weiter 
provoziert, bedroht, die Betroffene verhöhnt hat und versucht, eine Parallelstruktur zu 
etablieren.“

4. Rechtfertigungs- und Verteidigungsstrategie von Andre(a)

„Andre(a) hat darauf hingewiesen, dass auch andere Mitglieder von Ausschluss bedroht 
seien und dass hier eine Intervention einzelner Gruppen stattfindet.“

„Er hat in Nachrichten betont, dass es kein ordentliches Verfahren gegeben habe und 
dass er selbst zum Opfer einer Machtstrategie geworden sei.“

„Trotz der massiven Vorwürfe hat Andre(a) immer wieder Gespräche und Mediationen 
angeboten, aber auf einer Ebene, die viele als nicht zielführend empfanden.“

5. Wirkung auf Gruppe und Atmosphäre

„Einige Personen haben die Gruppe verlassen, weil sie sich vom Umgang mit dem 
Konflikt überfordert fühlten.“

„Die Atmosphäre war lange Zeit von Misstrauen geprägt, niemand wusste mehr, wem er
vertrauen konnte.“



„Wer sich neutral äußerte, wurde von beiden Seiten kritisch beäugt.“

6. Stellungnahmen zur Notwendigkeit von Ausschluss und zum Schutzinteresse

„Es geht um Schutz und darum, dass feministische Räume nur sicher bleiben, wenn 
Täter konsequent ausgeschlossen werden. (…) Neutralität schützt nur Täter.“

„Das Empfinden der Betroffenen ist daher sehr relevant insbesondere in dem Wissen, 
dass diese Situationen oft vom Umfeld abgetan und verharmlost werden.“

„Jeder einzelne Punkt, viele davon gut belegt, sind nicht vereinbar mit den Werten des 
Klimakollektivs.“

7. Interne Verfahrensregeln (Protokollauszug)

„Ausschluss muss begründet sein. Argumentation muss als Basis die 
Gruppengrundsätze haben. Grundsätzlich entscheidet ein mindestens beschlussfähiges 
Plenum über den Ausschluss von Personen aus der Gruppe.“

„Kritisches (oder sogar illegales) Verhalten von Gruppenmitgliedern in Fällen, in denen 
zum Schutze des Opfers auf eine Besprechung im Plenum verzichtet wird, kann durch 
das Awarenessteam zum Ausschluss führen.“

„Jede Person [muss] die Möglichkeit haben, sich je nach Situation vor dem Plenum oder
dem Awarenessteam zu verteidigen, d.h. ohne die Anwesenheit des Betreffenden darf 
nicht ausgeschlossen werden. Ausnahme: die Person erscheint wiederholt nicht oder 
stimmt dem Ausschluss zu.

8. Nachricht an die System Change Camp-Orga, Frühjahr 2025

„Die Eskalation im Umfeld der Seekuh AG hat dazu geführt, dass mehrere Menschen 
sich aus der Mitarbeit zurückgezogen haben. Wir benötigen dringend eine bessere, 
langfristige Konfliktmoderation und mehr Transparenz in zukünftigen Prozessen.“

Diese Auswahl zeigt, wie das Zusammenspiel aus subjektivem Empfinden, institutionellem 
Schutzinteresse, prozeduralen Entscheidungen und eskalierenden gruppendynamischen Effekten in 
den zentralen Originalquellen dokumentiert ist. Sie kann für weitere Analysen, Fußnoten und 
Reflexionsschleifen direkt übernommen werden.

Hinweise zur Lesart:

• Alle Namen und Details wurden zum Schutz der Privatsphäre anonymisiert oder 
neutralisiert.

• Auszüge wurden teils gekürzt; vollständige Dokumente liegen zur Einsichtnahme beim AS-
Institut vor.

• Die Auswahl wurde so getroffen, dass unterschiedliche Perspektiven sichtbar werden.



D. Rechtliche Orientierungshilfen & Praxisleitfaden

1. Grundlagen: Persönlichkeitsrecht, Gruppenschutz, Diskriminierungsverbot

• Persönlichkeitsrechte:
Jeder Mensch hat das Recht auf Achtung seiner Würde, seiner Ehre und seiner Intimsphäre. 
Dazu zählen der Schutz vor Rufschädigung, unzulässiger Veröffentlichung privater 
Informationen, Bloßstellung, Herabwürdigung und falscher Verdächtigung.

• Gruppenschutz:
Gruppen haben das legitime Interesse, ihre Mitglieder vor Übergriffen, Diskriminierung und 
Bedrohung zu schützen. Dieses Interesse muss mit dem Recht auf faires Verfahren und der 
Unschuldsvermutung abgewogen werden.

• Diskriminierungsverbot:
Ausschlüsse, Sanktionen und öffentliche Maßnahmen dürfen nicht auf Grund von Herkunft, 
Geschlecht, sexueller Orientierung, Behinderung, Religion oder Weltanschauung erfolgen 
(AGG, Art. 3 GG).

2. Mindeststandards für Gruppenverfahren (Musterprozess)

• Begründungspflicht:
Jeder schwerwiegende Eingriff (Ausschluss, öffentliche Sanktion, etc.) bedarf einer 
nachvollziehbaren, dokumentierten Begründung – idealerweise auf Grundlage der 
Gruppenprinzipien.

• Anhörung und Recht auf Stellungnahme:
Die betroffene Person erhält Gelegenheit, zu den Vorwürfen Stellung zu nehmen – 
schriftlich oder mündlich.

• Dokumentation:
Alle relevanten Schritte und Entscheidungen sind zu protokollieren. Protokolle sind für alle 
Betroffenen zugänglich zu machen, unter Wahrung von Datenschutz und 
Persönlichkeitsrechten.

• Unabhängige Moderation:
Bei schwerwiegenden Vorwürfen ist eine externe oder zumindest unabhängige Moderation 
(z. B. Ombudsperson, Awareness-Team mit klaren Standards) anzustreben.

• Widerspruchs- und Revisionsmöglichkeit:
Entscheidungen müssen einer Überprüfung (Widerspruch) unterzogen werden können – 
entweder durch ein Plenum oder eine eigens eingerichtete Revisionsinstanz.

• Transparenz über Verfahren:
Die Gruppe muss ihre Verfahrenswege transparent machen: Wer entscheidet, nach welchen 
Kriterien und in welchem Rahmen? Diese Regeln sollten allen Mitgliedern vorab bekannt 
sein.



3. Typische rechtliche Fallstricke

• Rufschädigung & Verleumdung:
Auch in Gruppen gilt das Recht auf Schutz der Persönlichkeit. Unbegründete oder öffentlich
verbreitete Anschuldigungen können straf- und zivilrechtliche Konsequenzen nach sich 
ziehen (§ 186 StGB – Üble Nachrede; § 187 StGB – Verleumdung).

• Datenschutz:
Persönliche Informationen (Gesundheitsdaten, Privatadressen, intime Chatprotokolle) dürfen
nur mit Einwilligung veröffentlicht oder geteilt werden (DSGVO, § 201 StGB – Verletzung 
der Vertraulichkeit des Wortes).

• Ungleichbehandlung:
Entscheidungen dürfen nicht willkürlich oder diskriminierend getroffen werden – dies kann 
Schadensersatzansprüche nach sich ziehen (Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz).

4. Praxisleitfaden: FAQ für Gruppen und Betroffene

Q1: Wann darf eine Gruppe ein Mitglied ausschließen?
Ausschluss ist zulässig, wenn das Verhalten gravierend gegen die Prinzipien oder das Wohl der 
Gruppe verstößt und mildere Maßnahmen (Klärung, Moderation) keine Aussicht auf Erfolg haben. 
Immer erforderlich: Ein faires Verfahren und nachvollziehbare Dokumentation.

Q2: Muss ein Ausschluss immer öffentlich begründet werden?
Nein. Die Begründung muss gegenüber der betroffenen Person transparent sein. Die Öffentlichkeit 
(auch interne Gruppen) sollte nur in dem Maße informiert werden, wie es für den Schutz der 
Gruppe und der Betroffenen nötig ist.

Q3: Dürfen Chatprotokolle und private Nachrichten veröffentlicht werden?
Nur mit Einwilligung der Betroffenen. Ausnahmen gelten nur bei unmittelbarer Gefahr oder bei 
zwingendem Gruppenschutz – stets gilt das Gebot der Verhältnismäßigkeit und der sorgfältigen 
Anonymisierung.

Q4: Wie können wir als Gruppe vermeiden, dass Ausschlüsse willkürlich oder missbräuchlich 
erfolgen?
Klare Verfahrensregeln, Protokollierung, unabhängige Moderation und Widerspruchsmöglichkeiten 
sind entscheidend. Gruppen sollten ihre Prinzipien und Mindeststandards schriftlich festhalten.

Q5: Was ist bei Vorwürfen schwerer Gewalt oder sexualisierter Übergriffe zu beachten?
Hier gilt erhöhte Sorgfalt: Unschuldsvermutung wahren, professionelle Beratung (Awareness, 
externe Fachstellen) hinzuziehen, Schutzinteressen der Betroffenen priorisieren – aber keine 
Vorverurteilung. Strafrechtlich relevante Taten müssen ggf. an Fachstellen oder Behörden 
übergeben werden.

Q6: Kann die Gruppe für Rufschädigung haftbar gemacht werden?
Ja, wenn sie unbegründete oder ehrverletzende Behauptungen verbreitet. Daher immer sorgfältig 
prüfen, was, wie und an wen kommuniziert wird.



5. Kurzbeispiel: Musterablauf für einen fairen Ausschlussprozess

1. Konfliktmeldung und erste Einschätzung:
– Vorfall wird gemeldet und dokumentiert (möglichst zeitnah und sachlich).

2. Sichtung und Gesprächsangebot:
– Beide Seiten werden angehört, ggf. durch unabhängige Moderation.

3. Vorläufige Schutzmaßnahmen:
– Bei schwerwiegenden Vorwürfen kann temporär ein Kontaktverbot ausgesprochen werden,
bis die Vorwürfe geklärt sind.

4. Prüfung im Gremium (z. B. Awareness-Team oder Plenum):
– Entscheidung nach Anhörung beider Seiten, ggf. externe Beratung.

5. Begründete Entscheidung und Dokumentation:
– Ergebnis wird der betroffenen Person mitgeteilt, begründet und dokumentiert.

6. Widerspruch und Revision:
– Betroffene Person kann gegen die Entscheidung Widerspruch einlegen. Prüfung durch ein 
unabhängiges Gremium.

Hinweis:
Dieser Leitfaden stellt keine verbindliche Rechtsberatung dar, sondern orientiert sich an bewährten 
Standards, gruppenrechtlichen Grundsätzen und dem Ziel, Rechte und Schutzinteressen fair 
auszubalancieren. Im Zweifel sollte immer rechtlicher Rat eingeholt werden – gerade bei 
schwerwiegenden Vorwürfen oder möglichen Rechtsfolgen.

Erstellt auf Basis aktueller Praxisliteratur, rechtlicher Handreichungen für Vereine und Initiativen 
sowie Empfehlungen unabhängiger Ombudsstellen und Awareness-Gruppen.

E. Checklisten und Musterprozesse für informelle Verfahren

I. Checkliste: Fairness und Transparenz im Ausschlussverfahren

Prüffrage / Schritt Erledigt? Hinweise / Dokumentation
1. Gibt es dokumentierte Gruppenprinzipien? [ ] (z. B. Grundsatzpapier, Satzung)
2. Liegt eine konkrete, dokumentierte 
Konfliktmeldung vor?

[ ] (Datum, Inhalt, betroffene Personen)

3. Wurde die betroffene Person informiert und 
angehört?

[ ] (Ort, Datum, Form der Anhörung)

4. Gab es eine unabhängige 
Moderation/Mediation?

[ ] (Name, Funktion, externe Person?)

5. Wurden Schutzinteressen aller Beteiligten 
abgewogen?

[ ]
(Begründung, ggf. temporäre 
Maßnahmen)

6. Sind alle Schritte schriftlich protokolliert? [ ] (Protokoll/Aktennotiz vorhanden)
7. Wurden alternative Lösungen / milde Mittel 
geprüft?

[ ] (Gespräch, Mediation, Pause?)



Prüffrage / Schritt Erledigt? Hinweise / Dokumentation
8. Ist eine Widerspruchs-/Revisionsmöglichkeit 
gegeben?

[ ] (Zweite Instanz/Plenum/extern?)

9. Ist die Kommunikation sensibel und 
anonymisiert?

[ ]
(Datenschutz, Schutz 
Persönlichkeitsrecht)

10. Abschlussdokumentation und Feedback 
geplant?

[ ] (Auswertung/Meta-Reflexion)

II. Musterprozess: Informelles Awareness- oder Ausschlussverfahren

1. Konfliktmeldung

• Konflikt oder Übergriff wird von betroffener Person oder Dritten gemeldet 
(möglichst schriftlich).

2. Erstbewertung

• Eingangsprüfung durch Awareness-Team, Ombudsperson oder Moderationsteam.

3. Schutzmaßnahmen

• Falls notwendig, temporäre Schutzmaßnahme (z. B. Gesprächspause, Abstandsregel, 
geschützter Raum).

4. Anhörung

• Jede betroffene Person erhält die Möglichkeit, ihre Sichtweise darzustellen.

5. Dokumentation

• Sämtliche Schritte, Aussagen und Maßnahmen werden anonymisiert dokumentiert.

6. Mediation oder Moderation

• Ein neutraler Dritter moderiert das weitere Vorgehen; externe Beratung möglich.

7. Prüfung der Alternativen

• Möglichkeiten wie Klärungsgespräch, Rückzug auf Zeit, Entschuldigung, 
Supervision werden geprüft.

8. Entscheidung im Plenum/Team

• Entscheidung wird auf Grundlage der Gruppenprinzipien, Schwere des Falls und 
nach Anhörung aller getroffen.

9. Widerspruch/Revisionsverfahren

• Betroffene Person kann Entscheidung anfechten, erneute Prüfung in erweitertem 
Plenum oder durch externe Moderation.

10.Nachsorge & Feedback

• Nach Abschluss: Feedbackrunde, Meta-Reflexion, ggf. Entwicklung neuer 
Präventionsmaßnahmen.



III. Kurze Infografik (Text-Variante): Ablauf eines Awareness- oder Ausschlussverfahrens

1. Meldung und Erstgespräch
 - [ ] Wird der Vorfall gemeldet und aufgenommen?
 - [ ] Gibt es ein vertrauliches Erstgespräch?

2. Prüfung & Moderation
 - [ ] Unabhängige Moderation/Mediation möglich?
 - [ ] Alle Beteiligten angehört?

3. Schutz & Abwägung
 - [ ] Temporäre Maßnahmen getroffen?
 - [ ] Interessen beider Seiten abgewogen?

4. Entscheidung
 - [ ] Entscheidung durch Gruppe/Plenum nach festgelegten Standards?
 - [ ] Kommunikation sensibel und geschützt?

5. Revision & Nachsorge
 - [ ] Widerspruchsrecht gewahrt?
 - [ ] Feedback- und Präventionsmaßnahmen etabliert?

IV. Ergänzende Empfehlungen für die Praxis

• Regelmäßige Reflexion: Verfahren und Checklisten regelmäßig überprüfen, anpassen und 
weiterentwickeln.

• Externe Beratung nutzen: Im Zweifel Awareness- oder Ombudsstelle hinzuziehen.

• Fehlerfreundlichkeit leben: Fehlerkultur einführen – keine Stigmatisierung von Irrtümern 
oder verunglückten Verfahren.

• Datenschutz sichern: Alle Daten sicher verwalten, keine Weitergabe ohne Einwilligung.

Diese Checklisten und Abläufe lassen sich als Handout, Plakat oder als Teil der Gruppenregeln 
verwenden und helfen, auch in emotional belastenden Situationen einen klaren, fairen und 
transparenten Rahmen zu schaffen. Sie sind offen für Ergänzungen und Anpassungen – Reflexion 
und Weiterentwicklung bleiben essenziell!

F. Literaturliste & weiterführende Texte
(Alphabetisch, mit Kapitelbezügen und Kurzkommentaren)



Ahrendt, Hannah:
Elemente und Ursprünge totaler Herrschaft
→ Grundlagentext zu Mechanismen von Ausschluss, Angstkultur und politischer Gewalt (Kap. 5, 
6).

Arendt, Hannah:
Macht und Gewalt
→ Reflexion zu den Bedingungen von Gewaltfreiheit, Machtverhältnissen und Pluralität (Kap. 6.1).

Bartels, Claudia & Kollektiv (Hrsg.):
Awareness in linken Strukturen. Praxiserfahrungen, Grenzen und Perspektiven
→ Erfahrungsberichte und Praxiswissen zu Awareness-Konzepten, Grenzen und Alternativen (Kap. 
7.3).

Baumann, Zygmunt:
Gemeinschaft. Studien über die Theorie der Gemeinschaft und Gesellschaft
→ Analytischer Zugang zu Gruppendynamik, Zusammenhalt und dem Risiko der Spaltung (Kap. 
3A, 5).

Becker, Peter:
Strafrecht in der sozialen Bewegung. Rechtliche Orientierung und Grenzen informeller Verfahren
→ Überblick zu rechtlichen Mindeststandards, Persönlichkeitsrecht und Fallstricken (Kap. 6.2, 
Anhang D).

Bourdieu, Pierre:
Sozialer Raum und Klassen
→ Theoretische Fundierung von Milieuverengung, Exklusionsmechanismen und Bildungsbarrieren 
(Kap. 3A).

Brown, Brené:
Verletzlichkeit macht stark
→ Impulse zum produktiven Umgang mit Scheitern, Unsicherheit und kollektiver Lernfähigkeit 
(Kap. 5A.4, 7.2).

Butler, Judith:
Die Macht der Gewaltlosigkeit
→ Philosophie der Gewaltfreiheit, Verletzbarkeit und sozialer Anerkennung (Kap. 6.1, 7.3).

Denzin, Norman K.; Lincoln, Yvonna S. (Hrsg.):
Handbook of Qualitative Research
→ Methodische Grundlagen zu dokumentarischer Fallanalyse und Reflexionsmethodik (Kap. 4, 5).

Engels, Eve-Marie:
Ethische Mindeststandards in sozialen Bewegungen
→ Übersicht praxisnaher Verfahrensstandards und Leitlinien für Gruppen (Kap. 7.1).

Foucault, Michel:
Überwachen und Strafen. Die Geburt des Gefängnisses
→ Analyse informeller Gerichtsbarkeit und Macht in Gruppenprozessen (Kap. 3A, 6.3, 6.4).



Goffman, Erving:
Stigma. Über Techniken der Bewältigung beschädigter Identität
→ Reflexion zu Ausschluss, Stigmatisierung und individuellen Strategien (Kap. 5.1, 5A.1).

Graeber, David:
Bürokratie. Die Utopie der Regeln
→ Warnung vor Überregulierung und Bürokratisierung in Bewegungen (Kap. 6.5, 7.1).

Hirschauer, Stefan:
Die Grenzen der Gemeinschaft. Exklusion und Inklusion in sozialen Feldern
→ Soziologische Analyse kollektiver Ausschlüsse (Kap. 3A, 5.2).

Luhmann, Niklas:
Vertrauen. Ein Mechanismus der Reduktion sozialer Komplexität
→ Grundlagen für Vertrauensverluste und Resilienz in Bewegungen (Kap. 5.3, 5.3.1).

Marshall Rosenberg:
Gewaltfreie Kommunikation. Eine Sprache des Lebens
→ Grundwerk für Konfliktbearbeitung, Reflexions- und Gesprächskultur (Kap. 7.3, 5A.3).

Roth, Gerhard:
Persönlichkeit, Entscheidung und Verhalten
→ Psychologische und neurowissenschaftliche Perspektiven auf Gruppenprozesse und individuelle 
Reaktionen (Kap. 5A.1, 6.3).

Schmidt, Andre (Hrsg.):
Antiautoritäres Studium Generale. Emanzipatorische Grundlagen für eine plurale, offene und 
konfliktfähige Bildungskultur.
Gelsenkirchen: Antifaschistisches Schutz-Institut, 2025.
→ Systematische Analyse von Pluralität, Reflexion und Streitkultur; Empfehlungen für Bildung, 
Gruppen und Bewegungen (Kap. 3A, 5A, 6, 7).

Schmidt, Andre (Hrsg.):
Strategiepapier: Umgang mit strukturellem Extremismus und ungerechter Exklusion.
Gelsenkirchen: AS-Institut, 2025.
→ Praxisleitfaden zu gruppeninternen Ausschlussverfahren, Schutzmaßnahmen, Recht, Prävention 
(Kap. 5, 6, 7; Querverweise im Haupttext).

Strecker, David:
Solidarität und Differenz. Die Zukunft pluraler Bewegungen
→ Zur Balance zwischen Differenz, Solidarität und Umgang mit Spaltung (Kap. 5.4, 7.2).

Weber, Max:
Wirtschaft und Gesellschaft
→ Grundlagen sozialer Ordnung, Machtverhältnisse, Legitimation und Bürokratisierung (Kap. 3A, 
6).

Winker, Gabriele:
Care Revolution. Schritte in eine solidarische Gesellschaft
→ Praxishinweise zur Transformation von Care- und Awareness-Strukturen (Kap. 7.3).



Wright, Erik Olin:
Envisioning Real Utopias
→ Konzepte für radikale Gegenentwürfe und langfristige Veränderung (Kap. 7).

Weiterführende Links & Ressourcen

• www.as-institut.de/publikationen  
→ Online-Publikationen, Handouts, Stellungnahmen und Strategiepapier

• www.awareness-akademie.de  
→ Praxiswissen, Fortbildungen, Leitfäden für Awareness-Arbeit

• www.transparenz-portal.de  
→ Tools und Methoden für Gruppen-Transparenz und Selbstreflexion

• www.feministische-plattform.org  
→ Diskurse, Praxishilfen und Debatten zu FLINTA*-Schutz und Antidiskriminierung

Anmerkung: Diese Literaturliste versteht sich als offene Sammlung und wird mit weiteren 
thematisch passenden Werken fortlaufend ergänzt. Vorschläge und Hinweise für weitere Titel nimmt
das AS-Institut gerne entgegen.

G. Autorenvermerk & Verantwortlichkeit

Herausgeber, Konzept und Hauptautor:
Andre Schmidt
Antifaschistisches Schutz-Institut (ASI)
www.as-institut.de
c/o Teutoburger Str. 117, 46145 Oberhausen
kontakt@as-institut.de

Mitwirkung und Reflexionsgruppe:
Die vorliegende Publikation entstand unter kontinuierlicher Beteiligung einer interdisziplinären 
Reflexionsgruppe sowie im Dialog mit verschiedenen Akteur:innen aus zivilgesellschaftlichen 
Organisationen, Bewegungsnetzwerken und Betroffenenperspektiven. Einzelne Kapitel und 
Abschnitte wurden auf Grundlage vertraulicher Beratung, kollegialer Rückmeldungen und 
öffentlicher Debatten immer wieder angepasst, präzisiert und erweitert.

Transparenz und Offenlegung:
Die Auswertung von Quellen, Zitaten und Fallanalysen erfolgte nach bestem Wissen und Gewissen.
Persönliche Angaben und Zitate wurden – soweit nicht anders ausgewiesen – anonymisiert und 
redaktionell bearbeitet, um sowohl den Schutz der Beteiligten als auch die Nachvollziehbarkeit der 
dokumentierten Prozesse sicherzustellen.

Verantwortung für Inhalt und Redaktion:
Für alle Inhalte, Bewertungen und Schlussfolgerungen dieser Publikation trägt Andre Schmidt als 

mailto:kontakt@as-institut.de
http://www.as-institut.de/
http://www.feministische-plattform.org/
http://www.transparenz-portal.de/
http://www.awareness-akademie.de/
http://www.as-institut.de/publikationen


verantwortliche Einzelperson die inhaltliche und redaktionelle Verantwortung. Die Arbeit erfolgte 
unabhängig von Parteien, Institutionen oder staatlicher Förderung.

Mitwirkung weiterer Personen:
Viele Beiträge, Hinweise und Rückmeldungen wurden aus Datenschutz- und Schutzgründen 
anonym eingearbeitet. Mein Dank gilt ausdrücklich allen Personen, die ihr Erfahrungswissen, 
kritische Anmerkungen oder ergänzende Literaturhinweise beigesteuert haben. Gastbeiträge und 
Kommentare können jederzeit unter Angabe von Name/Pseudonym und Bezug zur Publikation an 
das Institut gesendet werden.

Haftungsausschluss:
Die in dieser Publikation enthaltenen Analysen, Einschätzungen und Handlungsempfehlungen 
dienen der kollektiven Reflexion, nicht der individuellen Rechtsberatung oder der abschließenden 
juristischen Bewertung einzelner Fälle. Für die Richtigkeit und Vollständigkeit externer Zitate und 
Angaben wird keine Haftung übernommen.

Hinweis auf Aktualisierung:
Diese Publikation versteht sich als „lebendes Dokument“ und wird bei neuen Erkenntnissen, 
Ergänzungen oder begründeter Kritik fortlaufend aktualisiert. Die jeweils aktuelle Fassung sowie 
Hinweise zu Korrekturen und Erweiterungen finden sich unter www.as-institut.de/publikationen.

Kontakt für Rückmeldungen und Ergänzungen:
Für Anregungen, Korrekturen, Nachfragen oder ergänzende Hinweise ist der Herausgeber jederzeit 
per E-Mail erreichbar:
Andre Schmidt – kontakt@as-institut.de

Oberhausen, Juni 2025

mailto:kontakt@as-institut.de

	Vorwort
	0. Einleitung
	0.1 Beweggründe und Ausgangslage
	0.3 Methodische Einordnung: Dokumentarisch, reflexiv, strukturell
	Matrix zur Trennung von Tatsachen, subjektiven Wahrnehmungen und Bewertungen

	0.4 Über den Umgang mit persönlichen Bezügen und Benennungen
	0.5 Hinweise zur Nutzung von Matrix- und Tabellenübersichten im Dokument
	0.6 Meta-Reflexion: Einordnung in die wissenschaftliche und bewegungspraktische Literatur – Warum dieses Werk eine Lücke schließt
	Einführung zu Kapitel 1
	1. Was ist informelle Gerichtsbarkeit?
	Begriffliche, rechtliche und bewegungspolitische Einordnung

	1.1 Definition: Informelle Gerichtsbarkeit und soziale Sanktionierung
	1.2 Abgrenzung: Rechtsstaatliche Verfahren, Bewegungsprozesse und Gruppenentscheidungen
	Rechtsstaatliche Verfahren:
	Bewegungsprozesse:

	1.3 Zwischen Schutz und Strafe: Wenn kollektive Verfahren zum Machtmittel werden
	1.4 Der emanzipatorische Anspruch linker Bewegungen – und seine strukturelle Vulnerabilität
	1. Die Idealisierung der eigenen Strukturen
	2. Die Ambivalenz kollektiver Identität
	3. Die Instrumentalisierung von Schutz, Fürsorge und Moral
	4. Reflexionsdefizit und blinde Flecken
	5. Emanzipation als doppelte Verpflichtung

	1.5 Kritische Stimmen aus Forschung und Praxis (Reflexionskasten)
	Risiken der Überformalisierung
	Drohende Normierung und Ausschluss
	Die Bedeutung individueller Perspektiven

	Literatur zu Kapitel 1: Informelle Gerichtsbarkeit, soziale Sanktionierung und Bewegungsdynamik
	Einführung zu Kapitel 1A
	1A. Historische und internationale Perspektiven auf informelle Gerichtsbarkeit
	1A.1 Exklusionsmechanismen im historischen Kontext
	Analytische Einführung
	Detaillierte Analyse der Träger und Institutionen
	Zünfte
	Kirchen
	Politische Parteien
	Gewerkschaften


	1A.2 Informelle Gerichtsbarkeit in internationalen Bewegungen
	Analytische Einführung
	Beispiele im internationalen Vergleich
	Bürgerrechtsbewegungen
	Nichtregierungsorganisationen (NGOs)
	Basisinitiativen


	1A.3 Wandel und Persistenz: Vom Tribunal zum Schiedsverfahren
	1A.4 Lektionen aus der Geschichte: Risiken, Innovationen, Sackgassen
	Literatur zu Kapitel 1A: Historische und internationale Perspektiven auf informelle Gerichtsbarkeit
	Einführung zu Kapitel 2
	2. Moral, Deutung und Sprache – Die verborgene Infrastruktur von Ausschlussprozessen
	2.1 Die Eskalationslogik informeller Ausgrenzung – Von Spannungen zur Delegitimierung
	2.2 Moralische Autorität und diskursive Immunisierung
	2.3 Sprache als Werkzeug: Rahmung, Zuschreibung und Betroffenheitssemantik
	2.4 Symbolische Rollen: „Vertrauenspersonen“, „Betroffene“, „Täter“ – eine strukturelle Typologie
	2.5 Zwischen Care und Kontrolle – Ambivalenzen fürsorglicher Macht
	2.6 Methodische Anmerkung: Wie kann durch dokumentarische Analyse verhindert werden, dass individuelle Erfahrungen in Systematik und Standardisierung verloren gehen?
	Literatur zu Kapitel 2: Moral, Deutung und Sprache – Die verborgene Infrastruktur von Ausschlussprozessen
	2A.1 Diskursive Rahmung: Wer definiert, was gilt?
	1. Rahmung als konstitutive Kraft
	2. Macht und Definitionshoheit
	3. Mechanismen der Rahmung und ihre Wirkung
	4. Folgen für Konfliktbearbeitung und kollektive Praxis
	5. Reflexive Rahmungskompetenz als Gegenmittel

	2A.2 Sprachakte und Zuschreibungen: Täter, Betroffene, Awareness
	1. Die performative Kraft von Sprachakten
	2. Typische Zuschreibungen und ihre Funktionen
	3. Der Prozess der Zuschreibung: Dynamik, Wiederholung, Verstetigung
	4. Ambivalenzen, Risiken und blinde Flecken
	5. Reflexion und Möglichkeiten der Gegensteuerung

	2A.3 Framing, Narrative und symbolische Politik
	1. Framing: Die Konstruktion kollektiver Wirklichkeit
	2. Narrative: Geteilte Geschichten und Deutungsmuster
	3. Symbolische Politik: Zeichen, Rituale, Inszenierungen
	4. Ambivalenzen und Risiken
	5. Reflexion und Prävention

	2A.4 Medien und digitale Kommunikation: Dynamik und Verstärkung
	1. Beschleunigung und Reichweite
	2. Dauerhafte Dokumentation und Nachvollziehbarkeit
	3. Verstärkung von Framing und Narrativeffekten
	4. Filterblasen, Echokammern und algorithmische Dynamiken
	5. Entgrenzung von Öffentlichkeit und Privatheit
	6. Isolatorische und bindende Dynamiken in persönlichen Chats
	7. Reflexion und Präventionsansätze

	2A.5 Reflexion: Sprachbewusstsein als Prävention gegen Machtmissbrauch
	1. Sprachbewusstsein als Schutzfaktor
	2. Selbstreflexion und kollektive Sprachkritik
	3. Transparenz, Nachvollziehbarkeit und Deutungsvielfalt
	4. Sprachliche Sensibilität in Konfliktsituationen
	5. Institutionalisierte Reflexion und kontinuierliches Lernen
	6. Sprachbewusstsein als Voraussetzung für emanzipatorische Entwicklung

	Literatur und weiterführende Hinweise zu Kapitel 2A
	Allgemein zu Sprach- und Diskursforschung, Macht und Deutung
	2A.1 Diskursive Rahmung: Wer definiert, was gilt?
	2A.2 Sprachakte und Zuschreibungen: Täter, Betroffene, Awareness
	2A.3 Framing, Narrative und symbolische Politik
	2A.4 Medien und digitale Kommunikation: Dynamik und Verstärkung
	2A.5 Reflexion: Sprachbewusstsein als Prävention gegen Machtmissbrauch
	Weiterführende Literatur und Handreichungen (Praxis, Bewegungen, Awareness)
	3. Strukturelle Dynamiken in Bewegungen – Typen, Muster, Mechanismen
	3.1 Exklusionspraktiken im Alltag: Schweigen, Etikettieren, Nicht-Einladen, Dossierbildung
	1. Schweigen als subtile Exklusionspraxis
	2. Etikettieren: Die Macht der Zuordnung
	3. Nicht-Einladen: Struktureller Ausschluss durch Passivität
	4. Dossierbildung: Informelle Dokumentation und ihre Folgen
	5. Zusammenspiel und kumulative Wirkung
	Zusatz: Systemische Autokorrektur als Nährboden informeller Exklusion

	3.2 Narrative Stabilisierung: Wie Gruppen sich Loyalität durch Wiederholung sichern
	1. Die Macht der Wiederholung
	2. Exemplarische Gruppen-Narrative
	3. Narrative und Loyalität
	4. Exklusion durch narrative Fixierung
	5. Narrative in digitalen und analogen Räumen
	6. Prävention: Narrative bewusst machen und reflektieren

	3.3 Die Rolle von Awareness, Care-Teams und Vertrauenskreisen – Anspruch und Realität
	1. Der emanzipatorische Anspruch
	2. Informelle Machtverschiebung und neue Autoritäten
	3. Parteilichkeit, Neutralität und Loyalitätskonflikte
	4. Mangelnde Transparenz und fehlende Kontrolle
	5. Symbolische Überlastung und Entpolitisierung
	6. Konstruktive Ansätze und Notwendigkeit der Weiterentwicklung

	3.4 Fehlende Korrektursysteme: Keine Revisionsinstanzen, keine Gegendarstellung, keine Vermittlung
	1. Die Bedeutung von Korrektursystemen
	2. Fehlende Revisionsinstanzen – Strukturelle Blindstellen
	3. Keine Möglichkeit zur Gegendarstellung
	4. Fehlende Vermittlung und unabhängige Moderation
	5. Folgen: Chronifizierung von Fehlentscheidungen und Vertrauensverlust
	6. Reflexion und Notwendigkeit institutionalisierter Korrektur

	3.5 Selbstverstärkende Dynamiken: Angst, Schutzbehauptung, moralische Konformität
	1. Angst als Motor kollektiver Anpassung
	2. Schutzbehauptungen und defensive Kommunikation
	3. Die Dynamik moralischer Konformität
	4. Kaskaden und Eskalationsspiralen
	5. Reflexion und Gegenmaßnahmen

	3.6 Offenlegung von Risiken: Potenziale für Fehlurteile, Eskalation und langfristige Spaltung – Verantwortung und Risikokommunikation von Awareness-Strukturen
	1. Potenziale für Fehlurteile und irreversible Zuschreibungen
	2. Dynamik der Eskalation
	3. Langfristige Spaltung und Erosion kollektiver Handlungsfähigkeit
	4. Verantwortung von Awareness-Strukturen
	5. Risikokommunikation: Offenheit als Präventionsstrategie
	6. Präventive Offenlegung als Teil bewegungsinterner Ethik


	Literatur und weiterführende Hinweise zu Kapitel 3
	Allgemein zu strukturellen Dynamiken, Macht und Exklusion in Gruppen
	3.1 Exklusionspraktiken im Alltag: Schweigen, Etikettieren, Nicht-Einladen, Dossierbildung
	3.2 Narrative Stabilisierung: Wie Gruppen sich Loyalität durch Wiederholung sichern
	3.3 Die Rolle von Awareness, Care-Teams und Vertrauenskreisen – Anspruch und Realität
	3.4 Fehlende Korrektursysteme: Keine Revisionsinstanzen, keine Gegendarstellung, keine Vermittlung
	3.5 Selbstverstärkende Dynamiken: Angst, Schutzbehauptung, moralische Konformität
	3.6 Offenlegung von Risiken: Potenziale für Fehlurteile, Eskalation und langfristige Spaltung – Verantwortung und Risikokommunikation von Awareness-Strukturen
	Weitere praxisnahe und empirische Zugänge
	3A. Strukturelle Verwundbarkeit und Resilienz – Bildung, soziale Milieus und Exklusionsrisiko
	3A.1 Regionale und soziale Voraussetzungen: Deindustrialisierung, Milieuverengung, Bildungsarmut
	1. Deindustrialisierung: Ökonomische Umbrüche als Auslöser kollektiver Verunsicherung
	2. Milieuverengung: Soziale Homogenität und ihre Folgen
	3. Bildungsarmut: Eingeschränkte Ressourcen für Reflexion und Pluralität
	4. Verknüpfung der Faktoren und ihre Wirkung auf Exklusion
	5. Reflexion und Ansatzpunkte für Prävention

	3A.2 Bildung und Pluralitätsresilienz: Schutzfaktor und Schwelle
	1. Bildung als Ressource kollektiver Resilienz
	2. Pluralitätsresilienz – Begriff und Notwendigkeit
	3. Antiautoritäres Studium Generale – Bildung als Praxis der Selbstermächtigung

	Quellenangabe (ASG) und zusätzliche Hinweise
	Weitere Querverweise und relevante Themen aus dem ASG
	Hinweis für weiterführende Lektüre
	3A.3 Gruppendynamik in strukturschwachen Kontexten: Risiken informeller Gerichtsbarkeit
	1. Ressourcenknappheit und Konkurrenz
	2. Homogenität und soziale Kontrolle
	3. Mangel an Reflexions- und Feedbackkultur
	4. Bedeutungszuwachs von Gruppenidentität
	5. Fehlende externe Korrektive
	6. Präventionsansätze und Herausforderungen

	3A.4 Fallbeispiel: Das informelle Plenum und die Exklusion in Bochum
	1. Konflikthintergrund und Beginn des Verfahrens
	2. Awareness-Strukturen und Kommunikationsverlauf
	3. Informelles Plenum, Ausschlussentscheidung und Machtverschiebung
	4. Verfahrensprinzipien, Risiken und strukturelle Defizite
	5. Nachwirkungen, Eskalationsspiralen und Spaltung
	Zusammenfassung und Reflexion

	3A.5 Prävention und Perspektiven: Was Bildung, Offenheit und Streitkultur leisten können
	1. Bildung als Schutzfaktor und Ermöglichungsraum
	2. Offenheit und Pluralität als strukturelle Prinzipien
	3. Streitkultur als Kernkompetenz
	4. Präventive Impulse aus der Praxis
	5. Perspektive: Von der Fehlerkultur zur kollektiven Lernfähigkeit

	Weiterführende Literatur und Quellen zu Kapitel 3A
	1. Soziale Milieus, Deindustrialisierung und kollektive Dynamik
	2. Milieuverengung, soziale Homogenität und Exklusion
	3. Bildungsarmut und Pluralitätsresilienz
	4. Gruppenprozesse und informelle Gerichtsbarkeit in strukturschwachen Kontexten
	5. Bildung, Streitkultur und Prävention
	6. Fallanalysen, Awareness und Exklusion
	7. Methodik und Praxispluralität

	4. Fragmentierte Fallanalyse – Dokumentarische und analytische Rekonstruktion
	4.1 Einleitung: Ziel, Methodik, Begründung für den Einbau eines Originalberichts
	4.2 Struktur und Selbstverständnis des Klimakollektivs
	4.3 Eskalationsmomente und gruppendynamische Prozesse
	1. Aufbrechen latenter Konfliktlinien
	2. Unklare Verantwortlichkeiten und informelle Machtbildung
	3. Eskalationspunkte und Dynamik der Ausgrenzung
	4. Fehlende Moderation und Eskalation der Kommunikationsstile
	5. Dynamik von Solidarität, Schweigen und Gruppendruck
	6. Eskalationskaskaden und nachhaltige Spaltung

	4.4 Exklusion und Kommunikationsabbruch
	1. Einleitung und Kontext: Von der Konflikteskalation zur Ausgrenzung
	2. Informelle und formalisierte Ausgrenzung
	3. Kommunikationsabbruch als Machtdynamik
	4. Folgen für die Kollektivstruktur
	5. Reflexion: Exklusion und Schweigen als strukturelle Gefahr

	4.5 Reflexion und Trennung von Fakt/Interpretation
	1. Faktenbasis: Was ist dokumentierbar und nachvollziehbar?
	2. Subjektive Wahrnehmungen: Perspektiven und Deutungsmuster
	3. Interpretation und normative Bewertung
	4. Tabellarische Übersicht: Beispielhafte Trennung
	5. Grenzen und produktive Ambivalenz

	4.6 Schluss: Was bleibt exemplarisch, was singulär?
	4A.1 Einleitung und Kontextualisierung
	4A.2 Vollständiger Originalbericht
	Komplexer Konfliktfall um die Seekuh AG auf dem System Change Camp 2024
	4A.3 Anmerkungen oder Fußnoten zur Einordnung
	5. Folgen und Folgewirkungen – Für Einzelne, Gruppen, Bewegungen
	5.1 Persönliche Folgen: Isolation, Kontrollverlust, Rufschaden, Trauer
	1. Isolation
	2. Kontrollverlust
	3. Rufschaden
	4. Trauer
	5. Verstärkte Risiken in bewegungsnahen Kontexten
	6. Reflexion und Prävention

	5.2 Gruppeninterne Wirkung: Angstkultur, Erstarrung, implizite Machtverlagerung
	1. Entstehung einer Angstkultur
	2. Erstarrung und Verlust an Lernfähigkeit
	3. Implizite Machtverlagerung
	4. Risiken für kollektive Ethik und Gruppenidentität

	5.3 Bewegungsweite Schäden: Vertrauensverlust, Kritikfeindlichkeit, Exklusionsspiralen
	1. Vertrauensverlust
	2. Kritikfeindlichkeit und Abwehr von Pluralität
	3. Exklusionsspiralen und Fragmentierung
	4. Systemische Eskalationsrisiken

	5.3.1 Systemische Perspektive: Demokratiegefährdung, Kritikfähigkeit und Resilienzverlust
	1. Gefährdung demokratischer Grundprinzipien
	2. Erosion kollektiver Kritikfähigkeit
	3. Verlust kollektiver Resilienz und Innovationsfähigkeit
	4. Präventive und strategische Implikationen

	5.4 Außendarstellung und Anschlussfähigkeit: Wann Solidarität bricht – und warum
	1. Außendarstellung als Gradmesser für Glaubwürdigkeit
	2. Bruchlinien der Solidarität
	3. Anschlussfähigkeit und soziale Isolation
	4. Wann Solidarität zerbricht
	5. Reflexion und Prävention

	5.5 Fazit der Sozialpsychologie:
	Notwendigkeit, individuelle Verlusterfahrungen und kollektive Systemrisiken im Gleichgewicht zu halten

	5A. Langzeitfolgen und Transformationschancen: Exklusionserfahrung als Ressource
	5A.1 Individuelle Bewältigungsstrategien und kreative Widerstände
	1. Persönliche Ressourcen und psychosoziale Verarbeitung
	2. Kreative Bewältigungswege: Ausdruck und Selbstermächtigung
	3. Widerstand gegen Stigmatisierung und Schuldzuschreibung
	4. Transformation durch Gemeinschaftserfahrung
	5. Reflexion und Perspektive

	5A.2 Vom Ausschluss zur Innovation: Neue Gruppen, neue Formen
	1. Die Dynamik der Neugründung
	2. Pluralisierung und methodische Innovation
	3. Multiplikation von Perspektiven und Synergien
	4. Bewusste Prävention und institutionelles Lernen
	5. Innovationskraft aus dem Bruch

	5A.3 Heilung, Versöhnung, kollektives Lernen
	1. Heilung: Integration des Erlebten
	2. Versöhnung: Von Schuldzuweisung zu neuer Beziehung
	3. Kollektives Lernen: Fehlerkultur und Transformation
	4. Voraussetzungen für gelingende Transformation
	5. Die Chance der Transformation

	5A.4 Der produktive Umgang mit Scheitern und Konflikt
	1. Enttabuisierung des Scheiterns
	2. Fehlerfreundliche Strukturen und Reflexionsformate
	3. Konstruktive Konfliktbearbeitung
	4. Vorbilder und Narrative des Gelingens
	5. Präventive Impulse für zukünftige Krisen

	5A.5 Ausblick: Ressourcen für resiliente Bewegungen
	1. Bildung und Reflexionsfähigkeit
	2. Offenheit und Diversität als Leitprinzipien
	3. Fehlerkultur und institutionalisierte Korrektivmechanismen
	4. Solidarische Unterstützungsnetzwerke
	5. Innovationsfreude und kollektive Wandlungsfähigkeit
	6. Geteilte Werte und demokratische Grundhaltungen

	Literaturhinweise zu Kapitel 5A
	Exklusion, Ausgrenzung und individuelle Bewältigung
	Kollektive Resilienz, Bewegungslernen und Innovation
	Heilung, Versöhnung und kollektives Lernen
	Fehlerkultur, Scheitern und produktiver Umgang mit Konflikt
	Bewegungsforschung, Transformationsprozesse und Innovation
	Weitere praxisbezogene und systemische Impulse

	6. Bewertung aus Sicht von Ethik, Recht und Bewegungspsychologie
	6.1 Verletzung zentraler emanzipatorischer Prinzipien: Gewaltfreiheit, Kritikfähigkeit, Gleichwürdigkeit
	1. Gewaltfreiheit – weit gefasst
	2. Kritikfähigkeit – als Kern lebendiger Bewegungskultur
	3. Gleichwürdigkeit – jenseits von Gleichbehandlung
	4. Die Ambivalenz der Schutzargumentation
	5. Reflexion und Selbstbindung an Prinzipien

	6.2 Rechtliche Bewertung: Persönlichkeitsrechte, Rufschutz, strukturelle Diskriminierung
	1. Persönlichkeitsrechte – mehr als Privatsphäre
	2. Rufschutz – rechtlich und sozial
	3. Strukturelle Diskriminierung – Diskriminierungsverbote gelten auch informell
	4. Praxisnahe Orientierungshilfen für Gruppen

	6.3 Gruppenpsychologische Dynamiken: Projektion, Verdrängung, Loyalitätskonflikte
	1. Projektion: Das Außen als Spiegel des Innen
	2. Verdrängung und kollektives Schweigen
	3. Loyalitätskonflikte und Angst vor Abweichung
	4. Gruppendynamische Eskalationsspiralen
	5. Prävention durch Reflexion und Dialog

	6.4 Warum Bewegungen keine Gerichte sein dürfen – und trotzdem Schutz brauchen
	1. Bewegungen als Orte von Schutz und Solidarität
	2. Die Gefahr informeller Gerichtsbarkeit
	3. Die Grenze des Mandats: Bewegungen und Rechtsstaat
	4. Schutz – aber nicht um jeden Preis
	5. Reflexion und institutionelle Bescheidenheit

	6.5 Rechtskritische Reflexion: Orientierungshilfen dürfen keine „Quasi-Gesetzbücher“ werden; Wiedereingliederung und Rehabilitationsmechanismen betonen
	1. Von der Orientierungshilfe zum Regelwerk – und seine Risiken
	2. Wiedereingliederung, Rehabilitation und die Logik der zweiten Chance
	3. Hinweise für eine rechtskritische und entwicklungsfähige Bewegungskultur

	Literatur und weiterführende Quellen zu 6.5 Rechtskritische Reflexion
	7. Handlungsperspektiven und strukturelle Gegenentwürfe
	7.1 Mindeststandards für informelle Verfahren
	1. Niedrigschwellige, aber verbindliche Verfahrensregeln
	2. Dokumentation, unabhängige Moderation, Widerspruchsmöglichkeiten
	3. Praxisbeispiele und Checklisten

	7.2 Räume für Unsicherheit, Differenz und Scheitern: Wie Ambiguität ausgehalten werden kann
	1. Die Angst vor Unsicherheit und die Sehnsucht nach Klarheit
	2. Ambiguitätstoleranz als individuelle und kollektive Fähigkeit
	3. Räume schaffen, in denen Differenz und Scheitern möglich sind
	4. Die produktive Kraft des Scheiterns
	5. Ambiguität als Ressource für Solidarität und Wandel

	7.3 Schutzräume statt Machtzentren: Wie Care- und Awareness-Strukturen transformiert werden können
	1. Der Wandel vom Machtzentrum zum Schutzraum
	2. Transformation durch institutionalisierte Reflexion und Verantwortungsrotation
	3. Risiko- und Fehlerkommunikation: Von der Schuldzuweisung zur kollektiven Lernkultur
	4. Verantwortlichkeiten klar definieren und transparent halten

	7.4 Empfehlungen für Einzelpersonen: Integrität wahren, Öffentlichkeit nutzen, Wiederanknüpfung ermöglichen
	1. Integrität wahren – Selbstrespekt als Grundlage
	2. Öffentlichkeit als Ressource – Sichtbarkeit und Selbstschutz
	3. Wiederanknüpfung ermöglichen – Brücken statt Gräben bauen
	4. Selbstfürsorge und Grenzen des Möglichen

	7.5 Selbstkritische Reflexion institutionalisieren: Vorschlag zur dauerhaften Etablierung unabhängiger Feedback- und Evaluationskreise
	1. Der Wert institutionalisierter Selbstkritik
	2. Vorschlag: Unabhängige Feedback- und Evaluationskreise
	3. Vorteile und Grenzen
	4. Verstetigung durch Verbindlichkeit und Transparenz

	7.6 Einladung an Bewegungen: Reflexion statt Repression – Die Rolle des AS-Instituts
	Zwischen Selbstkritik und Engagement: Ein Institut in Bewegung
	Reflexion statt Repression: Einladung zum Dialog
	Räume für Kritik, Innovation und Teilhabe
	Perspektive und Transformationsauftrag
	Einladung zur Mitwirkung

	7.7 Ethische und pluralitätsorientierte Kritik:
	Offenheit für experimentelle Konfliktlösungswege erhalten, Reflexionshilfen als Angebote

	Handlungsperspektiven und strukturelle Gegenentwürfe – Weiterführende Literatur
	1. Mindeststandards für informelle Verfahren, Moderation und Checks & Balances
	2. Räume für Unsicherheit, Differenz und Scheitern
	3. Care- und Awareness-Strukturen, Fehler- und Risikokommunikation
	4. Empfehlungen für Einzelpersonen und kollektive Integrität
	5. Institutionalisierung von Feedback und Evaluationskreisen
	6. Ethische, pluralitätsorientierte und experimentelle Konfliktkultur
	7. Bezug auf institutionelle Reflexion und gesellschaftliche Verantwortung

	8. Epilog: Aufrecht durch Ausschluss – Ein persönlicher Reflexionsraum
	8.1 Gehen können, ohne zu verstummen – Zwischen Rückzug und Neuanfang
	8.2 Wozu es diesen Text gibt – und wozu nicht
	8.3 Letzte Einladung: strukturelle Aufklärung als kollektive Aufgabe
	8.4 Meta-Abschnitt: Abwägung – Wie bleibt persönliche Erfahrung erkennbar, wie wird Reflexion mit Praxis verbunden?
	Persönliche Erfahrung sichtbar machen
	Reflexion als Praxis – von der Analyse zum Handeln
	Der Wert biografischer Brüche
	Abschließende Überlegungen


	Anhang A. Glossar zentraler Begriffe
	Anhang B. Zeitleiste der relevanten Ereignisse
	C. Ausgewählte Quellenauszüge – Dynamik und belegende Chatstellen (anonymisiert, nach Themen)
	1. Awareness-Kommunikation an Andre(a) (Signal-Chat, Winter 2024/25)
	2. Bericht der Betroffenenperson (zentrale Auszüge)
	3. Gruppenentscheidung und formale Protokollierung
	4. Rechtfertigungs- und Verteidigungsstrategie von Andre(a)
	5. Wirkung auf Gruppe und Atmosphäre
	6. Stellungnahmen zur Notwendigkeit von Ausschluss und zum Schutzinteresse
	7. Interne Verfahrensregeln (Protokollauszug)

	8. Nachricht an die System Change Camp-Orga, Frühjahr 2025

	D. Rechtliche Orientierungshilfen & Praxisleitfaden
	1. Grundlagen: Persönlichkeitsrecht, Gruppenschutz, Diskriminierungsverbot
	2. Mindeststandards für Gruppenverfahren (Musterprozess)
	3. Typische rechtliche Fallstricke
	4. Praxisleitfaden: FAQ für Gruppen und Betroffene
	5. Kurzbeispiel: Musterablauf für einen fairen Ausschlussprozess

	E. Checklisten und Musterprozesse für informelle Verfahren
	I. Checkliste: Fairness und Transparenz im Ausschlussverfahren
	II. Musterprozess: Informelles Awareness- oder Ausschlussverfahren
	III. Kurze Infografik (Text-Variante): Ablauf eines Awareness- oder Ausschlussverfahrens
	IV. Ergänzende Empfehlungen für die Praxis


